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Sorrede. 


Nichts kann ficherer dazu beitragen, die Staaten fort⸗ 
waͤhrend zu befeſtigen, die Zufriedenheit der Voͤlker zu 
naͤhren, und dem lebenden Geſchlecht, wie Den nach— 
wachſenden Generationen eine erfreuende Zukunft zu bee 
reiten, als eine ununterbrochene Thätigkeit fir Die Vers 
edlung der Gefege und der Verfaffungen, Jedes Zeitz 
alter hat fein eigenthümliches Leben, feine eigenthuͤm⸗ 
lichen Richtungen, feine befondern Erfahrungen, feine 
befondern Beduͤrfniſſe. Aus dem Wechfel Der geiz 
fligen und fittlihen Bildung folgt die Nothwendigs 
feit des Fortfchreitens in den politifchen Einrichtuns 
gen. Die Urfachen der Ereigniffe zu erforſchen, 
die Lehren der Erfahrung, die VBerwandlungen des 
Staatslebens zu erfaflen, Die Gefellfhaft im Sinne 
der als wahr erfannten Staatszwecke zu ordnen und zu 
leiten, ift die erhabene Aufgabe der Regierungen, Aller 
Melt liegt die Wahrnehmung vor, daß die erhöhte 
Schwingung der Civilifation, das gefteigerte Intereſſe 
für Die wichtigften Angelegenheiten der Menfchheit Die 
große Bewegung der jüngern Vergangenheit hervorges 
rufen hat. Durch mwogende Meinungen und Drängende 
Thatfachen werden in der Gegenwart die wichtigften 
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Verhaͤltniſſe der Staatsordnung in Frage geſtellt. An 
den Machthabern iſt es, das Tuͤchtige und Haltbare 
zu befeſtigen, das Unhaltbare und Veraltete aber zeis 
tig zu entfernen oder zu modificiren. Alle Beob⸗ 
achtungen uͤber die Menſchennatur, alle Erfahrungen 
in der Menfchen = und Staatengefchichte mußten täu= 
fchen, wenn die Ruhe der Gemuͤther nicht zuruͤckgefuͤhrt 
und. die Kraft der gefegmäßigen Ordnung nicht erhalten 
würde, ſobald das wohlverftandene Beduͤrfniß der Ies 
benden Generätionen befriedigt iſt. Diefe Befriedigung 
ift als gefchehen zu betrachten, fobald die Bürgfchaften 
für das ftete Fortfchreiten auf der Bahn der. Civilifation 
Durch poſitives klares Geſetz gegeben find, ſobald die 
Poſitivitaͤt der vergangenen Perioden durch zeitgemaͤße 
Ergänzung oder Umbildung mit den jungen Geftaltuns 
gen der Gefellfchaft und mit den Forderungen eines vers 
änderten Geſchlechts in Einklang gebracht iſt. Die Ber 
rechnung ift fichers eine vollfommnere Ordnung muß 
die Gefelfchaft beruhigen und Die Dauer der Staaten 
Herbürgen. 

Das Streben, Die dee des Repraͤſentativſyſtems 
mit der Monarchie zur dauerhaften Einigung zu bringen, 
bildet die Haupthandlung im Drama der neuern Voͤlker⸗ 
and Staatengeſchichte. Die Politif hat erfannt, daß 
Das Repräfentativfyftem, in praktiſchen Formen und 
in wohlberechnetem Stufengange, mit den biftorifchen 
Bildungen in Einflang zu bringen fey und zur neuen 
tüchtigen Stuͤtze der monarchiſchen Ordnung fich bilden 
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laſſe. Durch die Deutſchen Verfaſſungsgeſetze, welche 
während der letzten Decennien ins Leben getreten find, 
wird bewiefen, daß Die Deutfchen. Regierungen die Auf⸗ 
‘gabe des Zeitalters gewuͤrdigt haben. Das gefellfchafts 
liche Syftem bat im Ganzen und im Einzelnen eine 
Ausbildung empfangen, Durch. welche. die Bahnen zu 
Den wohlthätigften Entwickelungen geöffnet find, 

Unter den zeitgemäßen Reformen, Durch melche 
Preußen feit einer.Reihe von Jahren: feine innere Kraft 
entwickelt und feine dußere Macht verftdrft ‚Hat, nimmt 
Die Städteordnung vom 1808. eine glänzende Stelle. ein, 
Die lebendige Ausbildung des. gefellfchaftlichen Syſtems 
in den Städten mußte Die Staatskraft erweitern. . Das 
Geſchenk des Königs ,. welcher feinem Volke vertraute, 
bat dem Staate ſchon herrliche Früchte getragen. 

Zu den hochwichtigen Punkten) des neueſten Verfaf- 
fungsrechts find. die Beftinunungen ‚zw rechnen, Durch 
welche mehrere Bundesftaaten das Gefellfchaftsmefen der 
Communen zu regeln ‚gefucht haben... Ein frifcheres Le⸗ 
den, ein erhöhtes Selbftgefühl hat alle Städte Durchs 
drungen, mo die Gemeinden; mit Selbftftändigfeit bes 
gabt und zur Mitverwaltung ihrer Angelegenheiten ber 
zufen worden find.: | 

An der ununterbrochenen Achtſamkeit auf die Er 
fahrung, und auf die Leiſtungen des Beftehenden,, fer 
er an dem unermuͤdeten Streben nach Vervollkomm⸗ 
mung des Unzureichenden, nach Befeſtigung Der Stuͤtz⸗ 
punbte fuͤr die Staatsordnung find Die umſichtigen wid 
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ſtarken Regierungen zu erfennen. Die Erfahrung hat 
in der Preußiſchen Städteordnung Luͤcken und Mänr 
gel gezeigt ‚ Durch welche Die Erfüllung der vom Gefeg- 
geber beabfichtigten Zwecke erſchwert werden kann. Eine 
erleuchtete Politik hat die zeitige Verbeſſerung des ers 
kannten Mangels beſchloſſen. Se. Majeftät Der König 
von Preußen hat den Städten feines Reiches fchon vor 
mehreren Jahren verfindigen laſſen, Daß ihre DVerfafz 
ſungen vervolllommnet werden ſollen. Der weiſe Ent- 
ſchluß des Monarchen iſt von Preußens Staͤdten mit 
hoher Freude vernommen, mit lautem Danke geprieſen 
worden. In Gemaͤßheit des Koͤniglichen Aufrufs haben 
die Provinzialſtaͤnde der Monarchie bereits ihr Gutach⸗ 
ten erſtattet und ihre Wuͤnſche vor dem Throne niederge⸗ 
legt. Das Wort des Koͤnigs iſt aber auch weit uͤber 
Preußens Grenzen erſchollen; es iſt als ein hocher⸗ 
freuliches Zeichen fuͤr Deutſchlands Zukunft anerkannt 
worden. 

Einen freudigen. Jubel hat in den Städten des Koͤ⸗ 
nigreiches Sachfen Die allerhöchfte Erklärung hervorge⸗ 
rufen, welche eine zeitgemäße Modiftcation der ftädtie 
fhen VBerfaffungen verfpricht und Die Befehle ertheilt, 
um Die befchloffenen Reformen ohne .Zeitverluft zu bes 
rathen und ins Leben einzuführen, 

Die Frage von der Geftaltung Der. ftädtifchen Ver⸗ 
faffungen ift nunmehr als Deutfche Nationalſache zu 
betrachten, :: Hat eine höhere Staatsintelligenz, ein auf 
die: wuͤrdigſte Erfüllung der Staatszwede :gerichteter 


VBorrede vu 


feſter Regentenwille einmal die Frage aufgemorfen, 
was die Geſetzgebung zu thun berufen ſeyn koͤnne, um 
den Städten noch ſtaͤrkere Gewaͤhrſchaften für ihr Wohl, 
Ffuͤr ihr fröhliches Wachsthum zu verleihen, ſo mag es 
fuͤr Jeden, dem die Belebung des Deutſchen National⸗ 
gefuͤhls, die Erhoͤhung der Deutſchen Nationalkraft, 
das ruͤſtige Fortſchreiten der Deutſchen Nationalbildung 
and die ſelbſtſtaͤndige Entwickelung der Deutſchen Nas 
tional⸗ Induſtrie wahre Herzensſache iſt, als dringende 
Pflicht: erachtet werden, die ausgeſprochenen Fuͤrſten⸗ 
worte zu bewahren umd zu pflegen,und den Sinn der 
Aufgabe in ihrer ganzen Wichtigkeit für Das Staats⸗ 
wohl mit, größter Cafat, Umficht und Beſonnenheit 
„sn erwaͤgen. 

Der Verfaſſer hat ſich — ſeine Forſchun⸗ 
gen dieſem Gegenſtande zu widmen, Er war Dazu vor⸗ 
vereitet, indem er fruͤher mit den beruͤhmteſten Stadt⸗ 
verfaſſungen des Alterthums ſich vertraut gemacht und 
die Vorzuͤge und Maͤngel in denſelben durch die im ver⸗ 
floſſenen Jahre von ihm der Publieität uͤbergebenen 
Erinnerungen, -Ueberblide und Maximen aus Der 
Staatskunſt des Alterthums“ darzulegen verſucht hatte. 
‚Deun’ eben -Diefe hiftorifch =politifchen Unterfuchungen 
hatten fein Auge für Die Auffaffung der wichtigften 
Punkte mehr eingeuͤbt. Er hat bei fich Deutlich wahrge⸗ 
‚nommen ‚wie ſehr ihm Durch Die vorausgegangene Be⸗ 
‚ssachtung des Alterthums „das Verftändnig des Deut- 
schen Staͤdteweſens erleichtert worden iſt. Vielfache Aufs 
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forderungen, auf das ftädtifche Verfaſſungsweſen ſeine 
Aufmerkſamkeit zu richten, hat der Verfaffer in einem 
mehrfältig: bewegten Gefchäftsleben, in Tängern unmit⸗ 
telbaven Beobachtungen des ſtaͤdtiſchen Lebens und in 
der Ausäbung feines öffentlichen Berufes gefunden, ” '' 

Die Schrift, welche der öffentlichen Prüfung hier⸗ 
. mit übergeben wird, hat den Zweck, zur Suͤchtigkeit und 
Zweckmaͤßigkeit der Reform, welcher die ſtaͤdtiſchen Wets 
faſſungen entgegen gehen, den Weg mit zu bahnen. 
Dem Verfaſſer ſchien es daher nothwendig zuboͤrderſt 
mit einigen Andeutungen das Verſtaͤndniß Der allgemei⸗ 
nen geſetzlichen Ordnung in ihren Grundlagen und die 
Einſicht in ihre Gliederung, ferner die Kenntniß Der 
Deutſchen Stadtverfaſſungen in ihrem Urſprunge und in 
ihrer Entwickelung zu befoͤrdernEs konnte dieſes Vers 
fahren darauf hinwirken, daß dem Beſtehenden Die frei⸗ 
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bliebe und die oͤffentliche Zufriedenheit verſtaͤrkt wuͤrde. 
Auf der: hiſtoriſchen Baſis ließ ſich dann erſt einer Seits 
das Gute, Haltbare und Praktiſche, was die beſtehen⸗ 
den Verfaſſungen aus den Bildungen der Vergangen⸗ 
heit noch beſitzen, hervorheben, und auf. Der andern 
Seite konnte durch Aufzaͤhlung verſchiedener Erfahrun⸗ 
gen die Schwaͤche ſichtbar gemacht werden, welche das 
Beſtehende mit den Forderungen der Gegenwart in Wi⸗ 
derſpruch verſetzt hat. Nach dieſen Vorausſetzungen 
aber konnte es thunlich werden, die Direktivpunkte vor⸗ 
zuzeichnen, auf welche die Geſetzgebung ihr Augenmerk 
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zur ‚richten hat, wenn die Verbeſſerung mio dem Beſte⸗ 
Henden auf ſolche Weiſe verbunden werben fol, daß das 
eine zur Stuͤtze und ui — — das andere 
dienen ai, 22:3 2 Teanuz. 

3 Nach Diefen Grundgedanken Et: * Plan zur vorlie⸗ 
— Schrift angelegt. Die Vorerinnerungen 
ſollten zeigen, welches Gi ’ die“ Staaten. il? ihren 
Städten beſitzen. Die: gedrimäle Altdeutingen und 
Weberblide des erften Abſchnettes geben nur Das 
Wichtigſte aus der Deutſchen Verfaſſungsentwickelungz 
nur Die, Höhen, die Gebirgszuͤge und Die Stroͤmungen 
Des geſellſchaftllchen Syſtems werden berührt, ſo weit 
Die vorliegenden Fragen damit in Beruͤhrung kommen. 
Es reihen ſich unter dieſe Anſichten zugleich die Darſtel⸗ 
Hungen. des ftädtifchen Verfaſſungsweſens, nach Der 
Folge Der Zeiten; es wird das Verhaͤltniß betrachtet, in 
‚soelchem das Staͤdteweſen zum Ganzen des geſellſchaft⸗ 
Achen Gebaͤudes geſtanden hat; es wird eroͤrtert, welche 
Stellung die Staͤdte in der Deutſchen Landesrepraͤſenta⸗ 
tion. erworben haben und dermalen noch einnehmen, und 
es wird: herausgehoben, welchen - Plag die. Städte in 
Der Kulturgefchlchte. der Deutſchen Nation behauptet 
Haben, : Der zweite Abſchnitt ft: Darauf berech⸗ 
net, vom gegenwaͤrtigen Stande Der Deutfchen Stadte 
Serfaffungen einen gedrängten:Weberblidt zu geben. Die 
Darftellungen befchäftigen fich mit den noch in der Altern 
Form beftehenden Stadtverfaffungen der monarchifchen 
Bundesftaaten, mit den Berfaffungen der freien Städte, 
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und mit den Veraͤnderungen, welche das ſtaͤdtiſche 
Verfaſſungsweſen Durch. Die neuern Geſetzgebungen in 
Preußen, Balern, im Koͤnigreiche Sach ſen, in 
Hannover, Wuͤrtemberg, in den Großherzog⸗ 
thuͤmern Heſſen und Sach ſen⸗Weimar, in den 
Herzogthuͤmern Naſſau, Sachſen⸗Altenburg 
amd: Anhalt⸗Koͤthen erſahren hat, und welche 
im Großherzogthum, Baden zur Verhandlung gekom⸗ 
men find. : Es find zugleich, in den; Unterfuchungen des 
vierten Kapitels , Die neueren Formen in ihren Grund» 
lagen geprüft und in ihren Leiftungen betrachtet, Die.der 
Publicität übergebenen Erfahrungen in Preußen vor 
züglich berüdfichtigt umd Die Winke zufammengeftellt 
worden, welche fich hieraus den Geſetzgebern zur kuͤnfti⸗ 
gen Beachtung Darbieten. Dieſem Abſchnitte find dem⸗ 
naͤchſt die. Darftellungen. zweier Stadtverfaffungen, der 
Keiyziger und dee Hanndvrifihen, angefügt, 
am einen lebendigen Typus feftgegründeter ſelbſt⸗ 
ſtaͤndiger Municipien, wie fie in der Deutfchen 
Berfaflungsentwidelung erwachſen und mit der monar⸗ 
chiſchen Ordnung vereinbar erfunden worden find, vor 
Die Augen zu führen und dem Beſtehenden fein werth⸗ 
volles Recht und die angemefjene Schonung zu ſichern. 
Auf die hiftorifchen. Vorausſetzungen und ſtaatsrecht⸗ 
lichen . Betrachtungen der erften zwei Abſchnitte find 
Die Unterfuchungen und Vorfchläge im dritten Ab: 
fihnitte gebaut. :Die Ausführungen dieſes Abſchnittes 
ſind dazu beftimmt, Darauf binzuwirken, daß das Mar 


Borrede xXx 


tuͤrliche, Tuͤchtige und Praktiſche, was die beſtehenden 
Geſetzgebungen in ſich ſchließen, in ſeinem wohlthaͤtigen 
Einfluſſe auf das ſtaͤdtiſche Leben aufgefaßt und die 
Nothwendigkeit ſeiner Beibehaltung begriffen, daß fer⸗ 
ner, wenn die Erfahrung in den beſtehenden Einrichtun⸗ 
gen da und dort etwas Veraltetes und Laͤhmendes, oder 
etwas Verwickelndes, Aufloͤſendes und Schwaͤchendes 
gezeigt hat, die Redlichkeit und der Nutzen der Abaͤnde⸗ 
zung williger anerkannt werde, Es ſollte das Verfah⸗ 
ren gezeigt werden, welches man einzuſchlagen habe, 
um das Alte und Veraltete zu einer neuen, kraͤftigen 
und zeitgemaͤßen Form umzuwandeln und durchzubilden. 
Aus dieſen Betrachtungen und Zergliederungen des Vor⸗ 
handenen mußte ſich dann ein. Syſtem von ſelbſt ent⸗ 
wickeln, welches den beſtehenden Bildungen natuͤrlich 
amd ſchonend ſich accommodirt und dazu geeignet ſeyn 
duͤrfte, im praͤſumtiven Sinne der Deutſchen Regierun⸗ 
gen zur Begruͤndung und Befeſtigung einer haltbaren, 
dem Staate im Ganzen gute Fruͤchte verſprechenden ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verfaſſung in den Staͤdten beizutragen. 
An.der Behandlung des geſammten ſtaͤdtiſchen Verfaſ⸗ 
ſungsweſens bot ſich endlich Die Gelegenheit dar, Andeu⸗ 
tungen hinzulegen, wie der Organismus der Staͤdte fuͤr 
das Beduͤrfniß Der Staatsverwaltung in nmuͤtzlichere 
Wirkſamkeit geſetzt werden koͤnne, und wie das Deutſche 
Buͤrgerthum der. höheren Beſtimmung, zu welcher die 
Deutſche Nationalbildung Sr ruft, ſich in 
zen laſſe. 
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Die eingewebten Schilderungen des Franzöfie, 
fhen und Englif chen Communalſyſtems (Abſchn. IL. 
Kay. 1. und Abſchn. IT. Kap. 3.) ſollen dazu dienen, 
Das Verhältnig der Deutfchen Verfaffungsbildungen zu 
den Einrichtungen zweier berühmten und mächtigen Nas 
tionen zu verdeutlichen und den praftifchen Werth des 
- Einheimifchen durch die Vergleichung erkennen zu laſſen. 
Als Gewährsmärner der im erften Abfchnitte aufge: 
ſtellten Anfichten und als Führer feiner diesfalfigen bis 
ftorifchen und ftaatörechtlichen Erörterungen hat dei 
Berfaffer vorzüglih Hrn. Eichhorn (in deffen Deutfcher 
Staats = und Kechtsgefchichte) und Herrn Huͤllmann 
(über das Städtewefen im Mittelalter) zu nennen, Gehe 
anziehend find für ihn die Beurtheilungen der Preußi⸗ 
ſchen Staͤdteordnung geweſen, und mannigfache Beleh⸗ 
rung hat er aus den Schriften geſchoͤpft, welche abet 
Diefen Gegenftand von den Herren v. Kaumer, Streds 
füß, Horn, Wehner, v. Ulmenftein, Perſchke u. a. 
Herausgegeben worden find. Sehr angenehm ift es ihm 
auch geweſen, aus der ihm erft vor Furzent zugefommer 
nen Schrift des Herrn Profeffors von Kancizolle''zu 
Berlin, ‚Grundzüge der Gefchichte des Deutfchen 
Staͤdteweſens, mit befonderer Ruͤckſicht auf die Preußis 
fchen Staaten,” im Boraus Die Berficherung zu gewin— 
nen, daß feine Meinungen mit den Anfichten, Wuͤn⸗ 
ſchen und Anträgen anderer Forſcher im Gebiete der Ges 
schichte und des Staatsrechts fich Freundlich begegnen. 
Daß der Berfaffer einzig und allein zum Sy ſte me 
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der praftifchen Reformen fich bekennt, daß er 
mit den politifchen Lehren, welchen Herr Hofrath und 
Profeffor Polis in Leipzig, und Die mit ihm zur Herz 
ausgabe der Jahrbücher der Gefchichte und Staatsfunft 
verbundenen gelehrteen Männer, Die nothwendige Aners 
fennung und Befolgung zu fichern ftreben, völlig eins 
verftanden ift, wird die Prüfung feiner Auseinanders 
fesungen und befonders Der Inhalt feines im Dritten Ab⸗ 
fohnitte Der Kritik unterftellten Gutachtens ausreichend 
beftätigen. Der Berfaffer hat im Geifte der Monarchie 
gedacht und gefprochen; er hat die Meinungen und Abs 
fichten dahin zu leiten gefucht, daß das Gute und Halts 
bare in feiner Wirkfamkeit nicht geftört oder gelaͤhmt, 
ſondern vielmehr wo moͤglich noch beſſer befeſtigt und 
bekraͤftigt werde. Allenthalben ſollten Die Argumentas 
tionen auf den Zweck hinarbeiten, daß das Brauchbare 
aus den politiſchen Begriffen und Richtungen, welche in 
der Hauptſumme als Repraͤſentativſyſtem bezeichnet wer⸗ 
den, in, praktiſcher Form mit den beſtehenden Geftals 
tungen der ftädtifchen Gefellfchaftsorduung fich vers 
ſchmelze, und fich zur neuen Stüge der Legitimitdt Sulz 
den mie | 

Für die Befeftigung der monarchiſchen Grundfäge, 
für Die Beftändigfeit und Sicherheit der Nechtszuftände, 
für die Durchführung haltbarer Reformen und für gere— 
gelte „für vernünftige politifche Freiheit hat der Berfafs 
fer feine Stimme erheben wollen. Frei von parteiifcher 
Auffaffung der Dinge, bat Derfelbe den Gefichtspunft 
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des Rechts, als. der Grundlage für die Ruhe, Ordnung 
und Wohlfahrt der Staaten, feftgehalten. Ob ihm, 
was er im Bewußtſeyn guter Abfichten und in der ern⸗ 
ften Betrachtung Der gegenwärtigen Zeit zu verfuchen für 
Pflicht hielt, auch gelungen fen, wird das öffentliche 
Urtheil beftimmen, Der DVerfaffer glaubt in feiner 
Schrift dargethan zu haben, daß er den thatkräftigen 
Menfchenfreunden, Den gerechten Richtern und Ders 
mittlern und Den erleuchteten Gefesgebern auf den Thros 
nen feine reinften Huldigungen widmet; er ift gewiß, 
daß die Freifinnigen, Die Selbftthätigen, die Unverdrofs 
fenen, die Furchtloſen und Die Befonnenen in den 
Staatsbehörden, in den Richterkollegien, in den ftändis 
chen Berfammlungen und in den Magiftratss und 
Bürger: Corporationen, die Männer der Wiffenfchaft 
auf den Lehrftühlen, Die unerfchrodenen Bertreter der 
wahren Aufklärung, die aufrichtigen Freunde und Vers 
fechter der Gefeßmäßigfeit, in allen Klaffen der Geſell⸗ 
ſchaft, nur ein Ziel mit ihm verfolgen — den feften 
Beſtand der gejesmäßigen Ordnung, die ungeftörte Eis 
nigfeit zroifchen Regierung und Volk, und freie Ent 
wickelung fir alle in den Deutfchen Volksſtaͤmmen lebens 
den und fchaffenden Geifteskräfte, 
Gera, den 29, September 1830, 
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Borerinnerungen 


über den Werth und die Wichtigkeit der Städte für 
das Staatsleben überhaupt und für die Nationalin- 
duftrie insbefondere, 


\ 
Reichard D. Städteverfaff. 1 


.r 
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Unter den feften Anlagerungen, Bedeutendern Umfaffungen und 
beftimmtern organifchen Ausbildungen, welde in den Summen 
der Kivilifation ſich unterfcheiden laffen, muß das Städte 
wefen die Betrachtung vorzüglich in Anfpruch nehmen. Mit 
den Lebenszügen der Städte ift innig verfchlungen, was die 
gefellfchaftlih verbundene Menfchheit je für ihre Zwecke erftrebt 
hat, was vom menfchlichen Geifte je Zweckmaͤßiges, Schönes, 
Gutes, Herrlihes und Erhabenes erdacht und zur lebendigen 
Geſtalt gebildet, was von thätigen Menfchengefchlechtern im 
Laufe der Zeitalter für den Wunderbau der Kultur je anges 
fommelt und gefchaffen worden ift. In den fchön geregelten 
und hochgeſchmuͤckten Räumen der Städte hat die Staateins 
telligenz die wichtigften Hebel, Träger, Fugen und Bänder des 
gefellfchaftlihen Gebäudes angeſetzt, eingerichtet - und befeſtigt. 
In der gefellfhaftlihen Bewegung der volferfüllten Städte find 
die mannigfaltigften und einflußreichften Thätigkeiten der Eiviliz 
fation concentrirt. Aus der Mitte der Städte firdmen die 
Impulſe zur Kraftentwicelung der Länder. | 

Das Leben der Städte hat in der ſchwunghaften Regung 
der Volksthätigkeit, in vielgeftaltigen Handwerfen, in den grös 
Bern Einrichtungen für induftriöfe Wirkfamkeit, in den Strebuns 
gen der Künfte, im Handel und Berfehr feine eigenthümliche 
Ankündigung. In diefen Beziehungen erregen die Aufmerk 
famteit; die mannigfaltigen Abtheilungen der auf mechanifchen 


Arbeiten beruhenden Gewerbe, bie Gefellfhaften der Hands 
1 * 
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werfer, die Künftler, die Fabrifen und Manufacturen, das 
gefammte Mafchinenwefen im Dienfte des Kunſt- und Gewerbs 
fleißes, die merkantilifchen Verbindungen für den Waarenaus⸗ 
taufh und Geldumfag (Handels: Compagnieen, Börfen, Ban⸗ 
ken), die Sammelplaͤtze fuͤr die Auswahl der Landproducte und 
Induſtrie-Erzeugniſſe (Märkte und Meſſen), die großen Ans 
ftalten für die Belebung des Handels, die Anknüpfungspunfte 
fuͤr den Verkehr ganzer Völker auf den Landftraßen, den Fluͤſ— 
fen und den Meeren (Stapelpläge, Freihäfen). Meben den 
einfachen und zufammengefesten Befchäftigungen für die Ber 
friedigung der nothmendigften phufifchen Bedürfniffe, für die 
Bequemlichkeiten des Lebens und für den Lurus des Reichthums, 
neben den vielfältigen Ausbildungen der induftriellen Berhältniffe, 
neben den größeren Anftalten zur Unterhaltung des Voͤlkerver⸗ 
kehrs behaupten die. Thätigfeiten und Einrichtungen für die Vers 
edlung und Verfchönerung des menfchlichen Dafeyns, für die 
Verbreitung der Humanität, für die Pflege des Geiſteskultur 
und für das religiöfe Reben ‚ihren Platz. Es concentriren fich 
in den Städten die Anftalten für die höhere Ausbildung der 
Gewerbe, für die Kunftübung und für die geiſtigen Mittheiluns 
gen zwifchen den Völkern, die Gewerbfehulen, die Baufchulen, 
die Schiffarthfchulen, die Kunftfhulen, die Kunft + Werkftätten, 
die Iheater, die Mufeen, die Sammlungen der Kunftwerke 
und Naturmerkwärdigkeiten aller Art, die Buchdruckereien, der 


Buchhandel, die mehrfachen größern Cinrichtungen zur Auss 


uͤbung der öffentlichen Wohlthätigkeit, die niedern und höhern 
Schulen für die Erziehung der Jugend zu den vielfältigen 
Berufsarten, die Lyceen, die Seminarien, die Eriegswifs 
fenfchaftlichen Inftitute, die Gymnaſien, die großen und viel 


umfaflenden Lehranftalten für die höhere wiſſenſchaftliche Aug 


bildung und für die Verbreitung der gemeinnägigen Kenntniſſe, 
die Hniverfitäten, die Akademien der Willenfchaften, die Akas 


Allgem. Lebenszüge a, d. Städten, Elaſſ. d. Städte, Erſte Claſſe. 5 


demieen der bildenden Kuͤnſte, die Richtpunkte fuͤr zahlreiche 
tirchliche Vereine, die Centralanſtalten, die Mittels und Unter⸗ 
organe fuͤr die EN eat die Leitung der — 
Oeſellſchaften. 4: 


In den Städten concentrirk" na: die‘ IP, — Ste; 
durch den Staͤdteverkehr wird der Kapitälreichthtim der’ Stand 
ten in fruchtbringendem Umſchwunge erhalten. An die ragen 
gen Städte werden die Landesbefeſtigungen gefnäpftz "in ver 
Mauern der Städte, mit der Huͤlfe ber flädtifchen Kunſtuͤbung 
und Gewerbshaͤtigkeit, werden. bit Ktiegsrdftüngen‘ bereitet. u 


Diefe Erſcheinungen im ſtͤdtiſchen deben finden fi in 
den Reihen der Städte nach mehrfachen Be vers 
theilt. 


Zuerft treten, in den — des qriſtlichen — die 
Staͤdte hervor, in welchen Alles vereinigt iſt, was die menſch⸗ 
liche Einſicht, Kraft und Thaͤtigkeit in ihren hoͤchſten Rich⸗ 
tungen darſtellen, mas die Kultur der Voͤlker in ihrem ganzen 
Umfange zeigen, was das Staatsleben in: feiner Groͤße offen⸗ 
baren kann. Zu diefer Claſſe, der erften,, gehören die. volks 
reihen und prachterfuͤllten, mit ihren Gebaͤuden uͤber meilen⸗ 
weite Flaͤchenraͤume ſich ausbreitenden Kefi Idengen der Monar⸗ 
chen, die großen Hauptflädte, die oielbewegien und reichthum⸗ 
ſchaffenden Manufacturftädte , die „wichfigften , Hafenſtaͤdte an den 
Meereskuͤſten, die Hauptflapelpläge. für den Weſthandel. In⸗ 
mitten dieſer Städte werden die Zügel der mächtigften Reiche 
gehalten; an den Mauern und Zinnen dieſer Staͤdte ruhen 
die wirkſamſten Hebel fuͤr die Menſchenkultur; in den vielbe⸗ 
gabten Raͤumen dieſer Städte concentriren fich die wichtigften 
Verzweigungen des geſammten Volks⸗ und Staatslebens; in 
den Prachtgebäuden dieſer Städte, ‚breiten ſich die Lagerftätten 
der Staatsintelligenz; in der vielgeſtaltigen Bewegung dieſer 
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Städte ruft die vereinte Kraft zahlreicher Volksſtaͤmme die glaͤn⸗ 
zendften -Anftalten für das Leben der Willenfchaften und Künfte, 
fuͤr die Erhaltung und allgemeine Verbreitung der edelften und 
nuͤtzlichſten Kenntniſſe, für den Unterricht und die Erziehung 
der aufwachſenden Generationen, für die Werke der Wohlthätigs 
keit. ins Dafeyn; nach den fhiffummimmelten Häfen der Welts 
handelspläge ftrömen, die, Erzeugniffe der. europäifhen Induſtrie, 
die, ‚ Produete aus fremden Zonen, die Materialien zu taufends 
fältiger Tpätigkeit; auf den Straßenzügen, die von diefen Haupt⸗ 
ſtapelplaͤtzen ausgehen, durch die Schiffe, die ſich dort befrach⸗ 
ten laſſen, breiten ſich an den Kuͤſtenſtrecken und nach den 
Binnenlanden alle Reichthuͤmer der Volksbetriebſamkeit, die ver⸗ 
ſchiedenſten, aus den Climaten aller Welttheile zufammenges 
führten Gaben der Natur; mit den vielgeftaltigen Vorraͤthen 
dieſer weitſchauenden Staͤdte werden die Flotten angefuͤllt, welche 
nach den Kuͤſten der Oftfee, nach dem Nordoſten des Mittels 
meers,: nach der Türkei und der Levante, nach Afrika, Ofts 
indien und China, nach den ;weftindifchen Infeln, nach Nord⸗ 
uud Suͤdamerika die Segel lichten. *) 


An dieſe maͤchtigſten Schoͤpfungen der ſtaatlichen und in⸗ 
duſteidſen Thaͤtigkeit ſchließen fi ſich die Staͤdte zweiter Claſſe, 
die Haupiſtaͤdte in den Konigreichen mittleren Ranges und in 
den KHauptprovinzen der größeren Reiche, die Welthandelsſtaͤdte 
zweiter Ordnung „die geräumigen Kriegshäfen, die großen Hans 
deistänte an den ſchiffbaren Stroͤmen, die volkreichen Manu⸗ 


GT he ot 8 
» * ia — Hauptſtãdten und Vehedelspliden erften 
R anges möchten zu rechnen ſeyn: London, Paris, ‚Petersburg, 
Moskau, Wien, Betlin , Madrid, Liffabon, Neapel, Rom, Turin, 
Brüffelz Edinburg, Dublin, Mailand, Benedig, Palermo; Zivers 
pool, Briftol, Glasgow, Manchefter., Birmingham , Hamburg, 
+ Amfterdam , Antwerpen , Rotterdam, Lyon, Nantes, Rouen, Bor 

deaux, Marfeille, Barcellona, Cadn. 
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factur / und Mepftädte ;in den Binnenlanden. - Dieſe Staͤdte 
theilen mit jenen « den "Ruhm der ausgebreitetſten Wirkfamfeit 
für' die; flantliche Ordnung, für die öffentliche ‚Aufklärung ;- für 
die Wiſſenſchaften und Künfte, für. den Volksunterricht „. für 
die Anftalten der Humanität Aus den Manufactur s. Meßz 
Stapels und Dafenftädten dieſer Claſſe wird der. dir este Waa⸗ 
ren > und Geldverkehr von den europaͤiſchen Mutterländern. zu 
den Kolonieen, von Reich zu Reich, von Binnenmeer zu Bine 
nenmeer, von Kuͤſtenſtrecken zu. Kuͤſtenſtrecken, aus den Fluß⸗ 
gebieten nach den See⸗Stapelplaͤtzen gefuͤhrt. )d 


Dieſe Städte des erſten und zweiten Ranges — die 
großen Pulsadern ded Volks- und Staatslebens — behaupten 
in Hinſicht auf die landwirthſchaftlichen, induſtriellen und coms 
merciellen Verhältniffe der Länder den Bedeutendften und auss 
gedehnteften Einfluß, Sn diefen Städten befigen die Staaten 
die ftärkften Träger der Nationalinduftrie und des umfaffenden 
Gemwerbfleißes, die Wiegen der Künfte, die Werfftätten der 
fruchtbarften Erfindungen, die Angeln für die Bewegung des 
Großhandeld. Durch den Iebendigen Auffhmwung der großen 
Städte, durch ihre vielgeftaltige Thätigkeit, durch ihre mannig⸗ 
faltige und ausgedehnte Betriebfamkeit, durch ihre zur weiteften 
Ferne reichende Speculation find die zahlreichen Kolonieen in 





*) Unter bie Refibenzen, Hauptftäbte, Seehäfen, Welthanbelsftäbte 
und Wechfelpläge zweiten Ranges und zu ben widtigften 
Manufacturs und Mefftäbten im Innern der Länder möchten ges. 
zählt werden Eönnen: Kopenhagen, Stodholm, Florenz, Münden, 
Dresden, Haagz Prag, Prefburg, Dfen, Lemberg, Warfchau, 
Königsberg, Genua, Bologna, Sevilla, Valencia, Grenada, 
Saragoffaz; Cork, Limerit, Leeds, Hull, Portsmouth, Plymouth, 
Life, Zouloufe, Orleans, Straßburg, Havre de Grace, Gent, 
Lüttich, ln, Breslau, Danzig, Bremen, Frankfurt am Main, 
Leipzig, Augsburg, Trieſt, Verona, Livorno, Meſſina, Malaga, 
Oporto, Kronſtadt, Odeſſa. | 
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Beige Welttheilen angeknuͤpft, aufgenahrt und in großes 
Wachsthum gebracht worden; ·durch die Welthandeisftädte werden 
die! Volksmaſſen vieler) Landſtaͤbte und weiter: Probingem zu nuͤtz⸗ 
lichen Beſchaͤftigungen gernfen ; durch die: Atäthe der großen 
Städte: IE’ der Werbraüch der Probmeter And Fabrikate, dee 
Werth "des: Kunſt⸗ And: Gewerbfleißes nie werdändmirchichefte 
ſichen Erzeugniſſe, das ganze Gedeihen der Mationalwirthſchaft 
bebingtz; in den weitbeſuchten Meßſtaͤſnten ſtroͤnen die⸗Erzeug⸗ 
niſſe der: Kanſte und Gewerben aus den ültidirteſten Laͤndern 
zuſammen, und bieten ſich/ die Speculanten aus den entfern⸗ 
teſten Regionen zum Austauſche der gegenfeitigen Bedürfniffe 
die Hand; aus ben, höheren: ‚gefelichafficheg Sirebungen dieſer 
Städte. erwachfen die corporativen Alfosiationen der Kaufleute, 
die ‚größeren Handels ⸗Compaghieen, die, Geldbanken und die 
Boͤrſen, als Vehikel zur Feſtſtellung der HDendelsgebraͤuche, als 
Einrichtungen zu leichterem Waarenumauſche zu ſicherem und 
bequemerem Geldverkehr, als Richtpunkte zur Kenntniß des 
Waarenumſatzes und zur Pruͤfung des Creditſtandes; dort ge⸗ 
ſtalten ſich die Gilden der Rheder und Schiffer; da concentri⸗ 
ren ſich .die Aſſecuranz⸗ Geſellſchaften, als Huͤlfsmittel, die 
Gefahr der transportirten Guͤter auf zahlreiche Intereſſenten zu 
vertheilen; in ſolcher Lebensentwickelung erheben ſi ih die Hafens 
und. Lagers Einrichtungen an den ſchiffbaren Fluͤſſen und an den 
Meereskuͤſten, als allgemeine Depots fuͤr die Ausfuhr des Ueber⸗ 
fiuſſes an den einheimiſchen Erzeugniſſen des Manufaẽcturfleißes 
und der Landwirthſchaft, als gaſtliche Anſtalten für: die Aufs 
nahme und für den vortheilhaften Austaufch der über See zus 
geführten fremden Produkte und Fabrifate, Auf den Hands 
lungs⸗Comptoirs, in den Bankdirectionen und auf den Boͤrſen⸗ 
fälen werden die Werthe der Finanzſyſteme und der Staaten- 
käfte gewogen; in: den Federzuͤgen des Großhandels und des 
Wechfelverfehrs rollen die Millionen der Baargeltung und des 


ee" 
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Staato / und Privatcredits, die ‚Gewichte der Importen und, 
Erportenivon Hafen: zu Hafen, von Stapelſtadt zu Stapel⸗ 
ſtadt, vog⸗ Fabritſtadt zu Fabrikſtadt, von Wechſelplatz zu Wech⸗ 
felplaß au won. Haupiſtadt zu Haupiſtadt. Fuͤr die, Regſambkeit 
der großen Reſidenzen, für den Verkehr der großen Manufactur⸗ 
ſtaͤpdte und der Handelsplaͤtze an den ſchiffbaren Stroͤmen, für 
die. bequeme Verbindung der Landfleiche. und der ausgehehntern 
Provinzialgebiete, für die unanterbrochenen Mittheilungen von 
Laud zu Land laſſen die Monarchen die. großen Land⸗ und 
Heerſtraßen, die Ueberbruͤckungen der Stroͤme, Suͤmpfe und 
Thalgruͤnde, die Sprengungen und Durchbruͤche der Berge, 
die ſchiffahrtleitenden Kanalgrabungen und Schleuſenbauten ins 
Werk richten; durch die Flotten der großen Seehäfen verbinden 
fie Voͤlker mit Völkern, Reiche mit Reichen, ai mit 
Küftenreifen, Welttheile mit Welttheilen. 

Im dritten Range zaͤhlen die Hauptſtaͤdte in den Staa⸗ 
ten von mittlerem Umfange, die Hauptorte bedeutender Pros 
vinzialverbaͤnde Gouvernements⸗Bezirke), die Haͤfen fuͤr den 
Kuͤſtenhandel oder fuͤr den directen Seeverkehr von Reich zu 
Reich, die mittlern Handels⸗ und Speditionsplaͤte fuͤr den Land⸗ 
verkehr von Staat zu Staat, die beträchtlichern Fabrik⸗ und 
Mesftädte in. den. Binnenlanden. Diefe ‚Städte ‚führen den 
Ziwifchenhandel mit den einheimifhen und fremden Producten 
und Manufacten; ; ihre Thaͤtigkeit belebt den Verkehr in gans 
zen Provinzen; von ihnen ‚werden die aus den Welthandelss 
fädtei ‘zugeführten Waaren im Innern des Landes vertheilt; 
iht Gewerbfleiß fegt die minder bedeutenden Städte in Nahrung; 
durch‘ ihre Fabriten und Manufacturen werden die Früchte des 
Aderbaues und die Ausbeuten des Bergbaues im Großen vers 
merthet 5 bei ihnen wird ‚der Ueberfluß an Landproduften: für 
den großen Verkehr nach dem Auslande magazinirt; ihr Spes 
culationsgeift erfüllt die wichtigften Straßenzüge des Landhandels 


Elaſſen der @täbte, ı Dpitte Elaſſe. 
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und die Windungen des Flußhandels; ‘fie find die Driebtaͤder, 
die wachenden Augen und die thaͤtigen Arme, welche: den Fleiß 
des platten Landes wecken, erheben“ und: mit den großen Hank 
delsplaͤtzen am Meere in vortheilhafte Beziehung bringen. Y 





Der vierten Claſſe find die Hauptftädte in: den engern 


u — ef 


*) inter den Reſibenzen, Provinzials bauptftädten, Häfen, Fabrik⸗ 


Bandels⸗ und Meßplägen dritten Claſſe möchten begriffen ſeyn: 


u 1) in den kaiferih Defterreihifhen Staaten, und zwar a) in 


den deutſchen Probinzen, Linz, Grätz, Brünn; b)’in den itas 


lbenifchen Provinzen, Pavia, Gremona)) Mäntua, Brescia, 


Bergamo,. Pabua,.. Vicenzaz .c) in ben. öftlid en Provinzeny 
Brody, Peſth, Ketskemet, Therefienftadt, Debreczin, Szegedin, 
Kronſtadt (17); 2) in den königlich Preußiſchen Staaten, und 
zwar a) inden deutfchen Provinzen, Potsdam, Stettin, Magbes 
burg, Halle, Erfurt, Düffeldorf, Barmen, Elberfeld, Krefeld, Trier, 
Aachen; in ben Sftlihen Provinzen, Elbing, Pofen (13); 3) in 
den übrigen Staaten bes. dbeutfhen Bundes, Stutt⸗ 
gard, ‚Hannover, Carlsruhe, Gaffel, Braunfchweig ; Lübel, Rees 
gensburg, Nürnberg, Bamberg, Würzburg ‚Mainz (11); A) in 


- Großbritannien, Norwich, Nottingham‘, Newcaftle, Shefs 
a. field, Deptfort, Bath, Greenof, Paisly, Perth , Dundee, Abers 


deen, Belfaft, Waterforb (13); 5) in Frankreich, Verfailles, 


Amiens, Arras, St. Omer, Rheims, Troyes, St. Henne, Glers 
mont⸗ Ferrant, Dijon, : Siemoble, Arles, Air, Zoulon, Avignon, 
MNismes, Montpellier, Montauban, —* Le Mans, Tours, 
Angers, Breſt, Rennes, © Orient, Dieppe, Caen, Dintirchen 


— gefanchn — Nancy, Mey (30); 6) in den Niederlanden, 


x 


Löwen, Maaftriht, Brügge, Mond, Doornif, Haarlem, Leyden, 
Mecheln, Utrecht, Gröningen (10); 7) in der Schweiz, Genf; 
8) in Spanien, Toledo, Valladolid , St. Jago di Compoftella, 


Ferrol, Eorbova, Isla de Leon, Xeres be la Frontera, Jaen, 


Ronda, Murcia, Garthagena, Lorca, Elche, Drihuela, Reus, 
Mataro, Palma (17); 9) in den öniglih Sardinifhen Staas 
ten, Afti, Aleffandria delle Paglia, Cagliari, Safari; im 
Großherzogtfume Toskana, in den Herzogthümern Parma 
und Modena, und im Kirchenftaate, Siena, Parma, Mos 
dena, Ancona, Ferrara; 10) in Neapel und Sicilien, Lecce, 
Zaranto,. Satania; 11) in Dänemark, Altona; 12) in Shwes 
den, Gothenburg; 13) in Rußland, Zula, Zaroslam, Chotzym, 
Bendar, Kavfhan, Akkierman, Cherfon, Riga, Wilna, Kiew 
(10); — Krakau. 
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Provinzial⸗Abtheilungen der Staaten, die Reſidenzen in den 
mindermaͤchtigen fuͤrſtlichen Staatsgebieten, die mittlern Fabrik⸗ 
Handels- und Meßplaͤtze im Innern der Länder, die minder 
betraͤchtlichen Haͤfen und die Sammelplaͤtze fuͤr den Kuͤſtenhan⸗ 
del zuzurechnen. Die Thaͤtigkeit dieſet Staͤdte fuͤhrt den Han⸗ 
del im Innern der Provinzen; zunaͤchſt von dieſen Staͤdten, 
fuͤr deren Geſchaͤftsumfang der eigene Gewerbfleiß nicht aus⸗ 
reicht, empfangen die kleinern Landſtaͤdte die Impulſe zur ins 
duſtridſen Regſamkeit; nach den Staͤdten dieſer Claſſe ſammelt 
ſich zuerſt, was die Marktflecken und die Doͤrfer durch ihren 
Ackerbau und ihre Viehzucht ſchaffen; durch die Fabriken und 
Manufacturen dieſer Staͤdte werden die Landproducte in unend⸗ 
lichen Formen verarbeitet und in Kaufwaaren fuͤr das Ausland 
verwandelt; die Speculation dieſer Staͤdte erſpaͤht die Wege 
zur Ausfuhr und verſchafft im Tauſche mit den großen Staͤdten 
die Guͤter des Auslandes; zu den Meſſen und Maͤrkten dieſer 
Staͤdte ſtroͤmen die Handkaͤufer aus den kleinern Orten der 
Provinzen; aus den Waarenvorraͤthen, welche dieſe Staͤdte 
durch die fremden Verbindungen und durch den Meßverkehr an 
ſich ziehen, empfaͤngt der Detailhandel der kleinern Staͤdte und 
des platten Landes ſeine Nahrung; die kleinern Haͤfen ſenden 
ihre Schiffe auf den Fiſchfang; die Kuͤſtenſchiffahrt, welche 
dieſe Haͤfen unterhalten, traͤgt die Landproducte und Gewerb⸗ 
erzeugniſſe der Seeprovinzen zu den Stapelplaͤtzen, und führt 
die fremden Producte und Manufacte zur einheimiſchen Con⸗ 
ſumtion von dort zuruͤck.) “ 





n &n die Reſi engen; ‚, Provinzial= und Kreisftäbte, Häfen, Fabrik⸗ 
GHandels⸗ und Meßpläge der vierten Claffe laffen fich einveihen: 
1) in den kaiſerlich Defterreihifchen Staaten, und zwar a)in 
den deutſchen ‚Provinzen, Laibach, Innsbrud, Bogen, Görz, 
Rovigno, Dlmüs, Reichenberg a. d. Neiße, Iglau, Zroppau, 
‚Salzburg; b) in den italienifhen Provinzen, Lodi, Zrevifo, 
udine; c) in den öftlihen Provinzen, Kremnig, Schemnitz, 
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In die fuͤnfte Claſſe gehoͤren die Staͤdte von mittlerer 
Groͤße, die Hauptſtaͤdte der kleinern Staaten, die Hauptorte 





Gran, Zombor, Neuſatz, Oedenburg, Komorn, Raab, Stuhl⸗ 
weißenburg, Fünflirchen, Erlau, Szathmar, Temeswar, Wers 
ſchetz, Eszeck, Agram, Hermannſtadt, Karlsburg,“ Klaufenburg, 

Raguſa (83); 2) in den Eöniglih Preußiſchen Staaten, und 

® zwar a) in den deut ſchen Provinzen, Prenslow, Brandenburg, 

.„ Brankfurt a, d, Oder, Stralfund, Groß =». Glogau, Görlig, Brieg, 
Schweibnig, Neiffe, Liegnig, Grünberg, Burg, Quedlinburg, 

» Halberftade, Naumburg, Noörbhaufen, Mühlhaufen, Münfter, 

, Minden, Bonn, Befel, Coblenz, Zrier, Eupen; b) in den 
öftlihen Provinzen, Thorn, Zilfit, Memel (27); 3) in den 
übrigen Staaten bes deutfhen Bundes, "Darmftadt, 
Weimar, Altenburg, Gotha, Koburg, Schwerin, Wiesbaden, 
Deſſau; Ehemnitz, Plauen, Zittau, Bautzen, Gera, Baireuth, 
Anſpach, Paſſau, Um, Mannheim, Heidelberg, Lüneburg, Hil—⸗ 
desheim, Göttingen, Emden, $ulda, Hanau, Lurembürg, Roftod, 

. Kiel, Glückſtadt (29); 4) in Großbritannien, Yarmouth, 

Harwich, Colcheſter, Ipswich, Cambridge, Oxford, Worceſter, 

Covendry, Leiceſter „Shrewsbury, Chefter, Stockport, Newark 

upon Trent, Derby, York, Halifar, Lancaſter, Preſton, Warring⸗ 
ton, Wigau, Bolton le Moors, Sunderland, Berwik, Whitehaven, 

Carlisle, Canterbury, Dover, Chatham, Boowid, Greenwid, 

"Reading ;’ Gosport, Ereter; Keith, Dumfries, Falkirk, Camps 

belltown, -Suverneßz; Wexſord, Kilfenny, Dundalk, Drogheba, 
Mewry, Londonderry, Slige, Galwey, Bandon, Kinfale, NHougs 

* hall (409); 5) in Frankteich, Beauvais, Soiſſons, St. Quin⸗ 

ri, Abbeville, Arras, Boulbgne, Sedan, Calais, Chalons fur 

Marne, Aurerre, Moulin am Allier, Riom, Thiers, Aurillac, 

Le Puy en Velai, Angouleme, Beaune, Macon a. d. Saöne, Chas 
lons fur Saöne, Autun am Atrour, Vienn⸗ a. d. Rhone, Terras⸗ 
vcon, Graſſe, Beaucaice , Bezieres, Cette, Alby, Caſtres, Cara 
caſſone, Narbonne, Perpignan, Auch, Agen, Villeneuve, Cahors, 
Villefranche, Saintes, La Rochelle, Rochefort, Tulles, Pau, 
Bayonne, Chartres, Blois, Laval, Alencon, Iſſoudun, Saumur, 
Poitiers, Niort, Bourges, Nevers, Morlaix, St. Malo, Vannes, 
Evreux, Bayaur, Falaiſe, Honfleur, Liſieux, Cherbourg, Douay, 
Valenciennes, Cambray, Luneville, Bar le Due, Verdun, Colmar, 

Baſtia (60)3 6) in den Niederlanden, Herzogenbuſch, Til⸗ 
borg, Breda, Nimwegen, Arnhem, Verviers, Oſtende, Bpern, 
Courtray, Haarlem, Hoorn, Delft, Gouda, Schiedam, Dortrecht, 
Mittelburg, Ramur, Tournhout, Liere, Leeuwarden, Deventer, 


ur 
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in den unter größeren Provinzialverbänden begriffenen Lands 
ſchaften (Kreisbezirken, Cantons), die belebtern Marktorte , die 
minder bedeutenden Fabrikpläge, die Häfen für den kleinen 





Bwol (22); N in de Schweiz, Zürich, Bern, Bafel, St. 
Gallen, Saufanne;z 8) in Spanien, Guabalarara, Bourgog, 
Santander, Gegovia, Zamora, Salamanca , Ciudad «Rodrigo, 
Corunna , Babajoz, Lucena, Arcos de la Frontera, EI. Puerto de 
fanta Maria, Yuerto real, Carmona, Andujar, Ubeda, Belez, 
Malaga, Cora, Alicante, ©. Felipe, Barcelonetta, Gerona, Zors 
tofa, Manrefa, Lerida, Galatayud, Pamplona, : San Sebaftian, 
Bübao, Antequera (30); 9) in Portugal, Setuval, Coimbra, 
Braga, Evora, Elvas, Billa nova da Porto; 10) in ben königlich 
Sarbinifchen Staaten, Chambery, Chieri, Pignerol, Saluzzo, 
: Carmagnola, Cumeo, Monbovi, Alba, Verceli, Nizza, Voghera 
(11); 11) im Großherzogtbume Toskana und in den ‚Herzogs 
thümern Parma, Modena und Lucca, Pifa, Piftoja, Prato, 
Piacenza, Reggio, Maffa, Lucca; 12) im Kirhenftaate, Bet 
letri, Zivoli, Zerracina, Viterbo, Civita Verhia, Perugia, 
Peſaro, Forli, Faenza, Ravenna, Benevento (11); 13) in Neas 
pelund Sicilien, Zorrebel Greco, Afragola, Pozzuoli, Gaeta, 
Arpino, Salerno ,  Avellino, Ariano, Aquila, Civita bi Ehieti, 
Lanciano, Foggia, Bari, Trani, Barletta, Altamura, Molfetta, 
Potenza, Matera, Coſenza, Agatha della Galline, Catanzaro, 
Monteleone, Nicaſtro, Termini, Calatafimi, Marſala, Girgenti, 
Licata, Sciacca, Mazzara, Nicoſia, Syracuſa, Terra nuova, 
Agoſta (85); 14) in Dänemark, Odenſe; 15) in Schweden, 
und Norwegen, Norköping, Karlskrona, Chriſtiania, Bergen, 
Drontheim; 16) in Rußland und Polen, Rowgorod-Welikii, 
Twer, Torſchok, Pleskow, Smolenst, Wiäsma, Kaluga, Koftroma, 
Niſchnei⸗Nowgorod, Wologda, uſtjuk-Welikii, Archangelsk, Tam—⸗ 
bow, Woroneſch, Pereslawl-Räſan, Kursk, Orel, Bolchow, 
Charkow, Achtyrka, Tſchugujew, Jsmail, Taganrok, Feodoſia, 
Tſchernigow, Neſchin, Reval, Abo, Mitau, Witebsk, Mohilew, 
Tſcherkask; Lublin (38). 

In dieſe Aufzählung ‚find die Städte mit einer Bevölkerung 
von 20,000 Seelen bis zu 9000 Seelen herunter aufgenommen: 
es find jedoh auch einige aus ben nicht ganz zur Höhe von 9000 
Einwohnern bevölkertern Städten in die vierte Claffe herüberges 
zogen, in fo fern ihre Wichtigkeit für die Landesinduftrie und für 
den innern Berkehr, ingleihen ihre Lage und. Bebeutfamkeit für 
den äußern Handel (z. B. ald Häfen am Meere) ihnen eine höhere 
Stelle anweifen mußte. 
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Kuͤſtenverkehr. In diefen Städten bilden fich die Märkte für 
den kleinern Zwifchenhandel. mit den in der Mähe erzeugten 
Landproducten und Gartenfrüchten, für den Viehhandel, für 
den Abfag der einheimifchen und fremden Fabrikate an die Hand: 
Zäufer, für den Eleinen Verkehr mit Colonialwaaren. Auch 
diefe Städte erfüllen (in befchränfterem Maaße, wie die vors 
hergehende Claſſe) die Beftimmung, die induftrielle Thätigkeit 
unter den Bewohnern der Eleinern Landftädte, der Flecken und 
der Dörfer zu unterhalten, den Früchten des Landbaues bes 
quemen und nüglichen Abſatz zu verfchaffen, und das platte 
Sand dafür mit den Bedärfniffen an ftädtifchen Gemwerbserzeugs 
niffen und am ausländifchen Verbrauchsgegenftänden zu vers 
fehen. *) 


— 


*) In die fünfte Claſſe laſſen ſich im Allgemeinen die Städte 
unter 9000 bi zu 3000 Einwohnern einreihen. Inden zum Deuts 
[hen Bunde gehörigen Staaten würbe man dazu rechnen kön⸗ 
nen: 1) innerhalb der Eaiferlih Defterreihifhen Provinzen, 
Wienerifch » Neuftadt, Klofter Neuburg a. d. Donau, St. Pölten, 
Krems, Freiftadt, Wels, Steyer, Enns, Hallein, Marburg a. d. 
Drau, Hal am Inn, Briren, Gterzingen, Trient, Rovereith: 
Schlan, Kollin, Jung = Bunzlau, Neu-Biczow, Königingräs, Reis 
henau, Chrudim, Leutomifch!, Hohenmauth, Skutſch, Kuttenberg, 
Dolna, Zabor, Budweis, Pifel, Klattau, Tauß, Pilfen, Zoas 
himsthal, Graslig, Eger, Saatz, Kommotau, Leutmerig, Böhs 
miſch⸗Leipaz Mährifch - Neuftadt, Schönberg, Sternberg, Tribau, 
Prosznig, Holefhau, Kremfier, Neutitfchein, Leipnik, Freyberg, Ful⸗ 
net, Zägerndorf, Zuckmantel, Teſchen, Bielitz; Idria, Klagenfurt, 
Villach, Capo d' Iſtria, Pirano (60); 2) in den deut ſchen Pros 
vinzen der Preußiſchen Monarchie: Straßburg, Schwet, Wrie⸗ 
zen, Neuſtadt-Eberswalde, Charlottenburg, Luckenwalde, Jüterbock, 
Treuenbriezen, Spandau, Rathenow, Neu-Ruppin, Wittſtock, 
Perleberg; Königsberg, Soldin, Friedeberg, Landsberg a. d. W., 
Küſtrin, Fürſtenwalde, Zielenzig, Droſſen, Züllichau, Schwiebus, 
Kroſſen, Sommerfeld, Guben, Lübben, Beeskow, Luckau, Kotts 
bus, Sorau; Demmin, Anklam, Swinemünde, Wollin, Pafes 

‚wall, Garz, Greiffenhagen, Pyrig, Stargard, Golnow, Trep⸗ 
tow a. d. R,; Kolberg, Köslin, Rügenwalde, Stolpe; Barth, 
Greiföwalde, Wolgaſt; Namslau, Deld, Trebnig, Gurau, Dlau, 
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An ſech ſter umd letzter Stelle kommen die kleinen Lands 
ſtaͤdte (unter 3000 Seelen). Die Gewerbſamkeit, der Ackerbau 





Strehlen, Frankenſtein, Reichenbach, Striegau, Glaz, Neurode, 
Habelſchwerdt; Oppeln, Gleiwiz, Ratibor, Koſel, Leobſchütz, 
Neuſtadt; Freiſtadt, Sagan, Bunzlau, Goldberg, Jauer, Landes 
hut, Hirſchberg, Schmiedeberg, Löwenberg, Lauban; Satjivebel, 
Gardelegen , Stendal, Tangermünde, Schönebed, Kalbe a. d-S., 
Aken, Neuhaldensleben, Dfchersieben, Aſchersleben, Wernigerode; 
Torgau, Wittenberg, Eilenburg, Delisih, Eisleben, Hettſtädt, 
Sangerhaufen,; Querfurt, Merfeburg‘, Weißenfeld, Beiz; Heiligen⸗ 
ftabt, -Langenfalza, Suhl; Warendorf, Koeöfeld, Bocholt, Rede 
Iinghaufenz Herford, Bielefeld, Paderborn; Arnsberg, Lippftadt, 
Gefete, Soeft, Hamm, Unna, Dortmund, Sferlohn, Altend, 
- Siegen; Mühlheim am Rhein ; Mühlheim a, d. Ruhr, Eſſen, Lennep, 
Nabe v.W,, Ronsdorf, Solingen, Ratingen, Dahlen, Neuß; 
Duisburg, Emmerich, Kleve, Goch, Geldern, Kempen; Bopparb, 
Kreuznach, Mayen, Neuwied, Weglarz Saarlouis, Saarbrüd; Jüs 
ld, Düren a. d. R., Burtfheid, Montjoie, Malmedy (147); im Kö⸗ 
nigreihe Baiern, Landshut, Freifing, Laufen a. d. Salza, Bere 
teögaden, Straubing, Burghaufen, Amberg, Ingolftadt, Eichſtädt, 
Neuburg a.d. Donau, Lauingen, Dillingen, Günzburg, Kempten, 
Lindau, Kaufbeuren, Memmingen, Rothenburg a. d. Zauber, Dins 
kelsbühl, Hertieden, Erlangen, Windsheim, Shwabah, Nörd⸗ 
Uingen, Dettingen, Weißenburg im Rordgau, Culmbach, Höf, 
Vorchheim, Kigingen, Schweinfurt, Aſchaffenburg, Speier, Neus 
ſtadt a. d. Hardt, Frankenthal, Kaiferslautern, Zweibrüden, Lats 
Hau (88); im Königreihe Sahfen, Meißen, Pirna, Großenhayn, 
Oſchatz, Grimma, Döbeln, Mitweyda, Zſchopau, Annaberg, Mas 
zienberg Schneeberg, Eybenftod, Zohann- Georgenftadt, Zwidau, 
Grimmigfhau, Werdau, Waldenburg , Lößnis, Glauchau, Hohen 
ftein, Reichenbach, Kamenz (22); im Königreihe Hannover, Celle, 
Bameln, Nordheim, Hannöverifh » Münden, Duberftabt, Eimbed, 
Dfterode, Clausthal, Gellerfeld , Andreasberg, Haarburg, Stade, 
Verden, Peine, Goslar, Nienburg, Dsnabrüd, Norden, Leer, Pas 
penburg (20); im Königreihe Würtemberg, Ebingen, Rotweil, 
Zuttlingen, Ehingen, Tübingen, Nürtingen, Reutlingen, Cann⸗ 
ſtadt, Eßlingen, Laufena. Nedar, Ludwigsburg, Backnang, Heils 
bronn, Schwäbifh = Hall, Dehringen, Schwäbifcd » Gmünd, Göppins 
gen, Kirchheim unter Ted, Weilheim a. d. Teck, Bieberach, Ravens⸗ 
burg (21); im GSroßgerzogthume Baden, Durlach, Bruchſal, Pforze 
beim, Raftadt, Baden, Ettlingen, Gonflanz, Freiburg a, Treifam, Lahr, 
Weinheim, Wertheim(11)5; im KurfürftentHume Heffen, 
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und die Viehzucht diefer Städte iſt meiſt anf den kigenen be: 
fchräntten Verbrauch und auf den Abſatz in den naͤchſten kleinen 
Märkten berechnet. Die Handwerker dieſer Städte folgen in 
ihren Beſchaͤftignngen keiner ſelbſtſtaͤndigen Richtung, ‚fondern 
fie erwarten die Antriebe aus den naͤchſten größeren Städten, 
‚an ‚welche ſie die Erzeugniffe ihrer Gewerbthätigkeit im, Eins 
genen abliefern, und von mo fie den Stoff zu weiterer Be: 
ſchaͤftigung in groͤßern oder kleinern Quantitaͤten empfangen. 
Wirken auch diefe Städte nur in beſchraͤnktem Verhaͤltniß, ſo 
ſind ſie doch nichts deſto weniger ſehr nuͤtzliche Glieder im Reiche 
der Induſtrie. Groͤßeres vermoͤgen die Choragen des Voͤlker⸗ 
commerzes zu unternehmen, wenn die Organe des Gewerb⸗ 
fleißes allenthalben vertheilt ſind, wenn das Zuſammengreifen 
zahlreicher Menſchenhaͤnde die Speculationen nach der Ferne 
unterſtuͤtzt, wenn die Menge der gewerbthaͤtigen Wohnplaͤtze 
und die Wohlfeilheit ihrer Lebensweiſen die Preiſe der Arbeit 
in maͤßigen Saͤtzen erhalten kann. 

In den Staͤdten des erſten und zweiten Ranges haben die 
Centralbehoͤrden fuͤr die Ausuͤbung der geſammten Staatsge⸗ 
walt, die hoͤchſten Inſtanzen für die Rechtspflege und für die 
‚einzelnen Verzweigungen der DBerwaltungsthätigkeit, die Regie⸗ 
zungsbehörden für größere Meichsabtheilungen (dependirende Koͤ⸗ 
nigreiche, Provinzen) ihren Sig; in den Städten der dritten, 





Melfungen, Eſchwege, Homberg, Marburg, Hersfeld, Schmal⸗ 
talden; im Großherzogthume Heffen, Heppenheim, Bens- 
heim, Gießen, Alsfeld, Schlis, Offenbach, Alzei, Bingen, Worms ; 
in den übrigen fürftliden Bundesftaaten, Luremburg, 
Echternach; Kiel, Rendsburg, Glücdftadt; Wismar, Weren, Lud— 
wigsluft, Güſtrow, Altftrelig, Neuftrelig, Neubrandenburg, Fried⸗ 
Yand; Wolfenbüttel, Helmſtädt; Eifenah, Jena, Apolda, "Wal: 
tershaufen, Ohrdruf, Ronneburg ,„ Eifenberg, Meiningen, Saals 
feld, Pößneck, Gräfenthal; Oldenburg ; Zerbft, Bernburg, Köthen; 
Mudolſtadt, Frankenhauſen, Sonbershaufen, Arnftabtz; Greiz, Zeus 
lenroda, Schleiz, Lobenſtein; Lemgo; Homburg von der Höhe. 
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vierten und fünften Elaffe find die Negierungsbehörden für en⸗ 
gere Provinzialabtheilungen, . die Mittelinftanzen für. die Rechts⸗ 
pflege und für die Werwaltung , die Oberbehörden für die’ mitt 
lern und Heinern Staaten vertheil. In den Städten und [mit 
den Städten. find die bedeutendften Verrichtungen der dffentlis 
hen Macht verfchlungen. Altenthalben treten die lebendigften 
Verbindungen zwifchen der Bewegung der Staaten im Großen 
und zwifchen den Einzelverhältniffen der Stadtgemeinden hervor. 

- Aus diefen allgemeinen Zügen: ift zu entnehmen, daß in 
dem. Stufengange, nach welchem die Größe und Bedeutſamkeit 
der Städte ſich unterfcheidet, auch ihre Verbindungen mit dem 
Staatsieben Überhaupt, ihre Beziehungen mit den Adminiftras 
tiven, intelleftuellen, induftriellen und commerciellen Verhälts 
niffen eines Staates fich modificiren. Die Stufenfolge. diefer 
Claffen giebt die allgemeinen Anhaltpunfte, um das Beduͤrfniß 
für die innere fruchtbare Lebensfähigkeit. der Städte zu bemefs 
fen. Bon feloft leuchtet jedoch ein, daß die anfgeftellteu Claſ⸗ 
fificationen ſich verändern muͤſſen, je nachdem der eine oder der 
andere Gefichtspunft vorzugsmweife ind Auge gefaßt wird. In 
jedem Reiche werden fih nad. den Eigenthümlichfeiten feines 
politifchen Zuftandes und feiner Kulturverhältniffe verfchiedene 
Eintheilungen der Städte aufftellen laffen. Die einzelnen 
Städte aber werden zugleich in verfchiedenen Elaffen, bald in 
höherer bald in nachgefegter Ordnung, einen Platz einnehmen, 
wenn entweder ihre Wichtigkeit für die Eintheilungen des Staats⸗ 
gebiets und für die Fäden der Staatsverwaltung, oder ihr Eins 
flug auf die Pflege der Wiffenichaften und Künfte und auf die 
Volkserziehung, oder ihre Wirkfamkeit für die Mationalinduftrie, 
oder ihre Verhältnig zum Handel und Verkehr, nach Befchaffens 
heit ihrer geographifchen Lage und nach ihren Verbindungen 
mit dee See, mit der Flußfchiffarth und mit den wichtigern 
Yandftraßen, betrachtet wird, _ | 
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Aus dem Lebensreichthume der Städte geht für die Staats; 
regierung die dringende Forderung, . die unausweichliche Pflicht 
hervor, auf ihrem Standpuncte theils Alles zu unterftügen und 
zu fchaffen, was die freie, fröhliche Bewegung der Stadtge⸗ 
meinden zu nähren und zu erheben geeignet ift, theils Alles 
wegzuräumen, was die Kraft der Städte zum Stillftand brins 
gen, was die freie Lebensentwicelung in ihrer Mitte lähmen 
kann. Die Blüthe der Städte entfcheidet die Frage, ob ein 
Etaat in der Totalität der Ynduftrie und im Verhältniffe zum 
Weltverkehr als activ oder pafliv, gewinnend oder verlierend, 
als -fortfchreitend oder ſtillſtehend, oder als ruͤckwaͤrts ‚gehend 
ſich betrachten kann. 


Der Gegenſtand hat hohe Wichtigkeit fuͤr alle Laͤnder des 
Deutſchen Bundes. Durch alle Regionen Deutſchlands iſt eine 
Menge vielbelebter, reichbegabter und hochgebildeter Städte vers 
breitet. ) Wir rechnen dies zu dem ſprechendſten äußern Kenn⸗ 





*) In ben Ländern des Deutfchen Bundes werben auf einem Flächen⸗ 
zaume don 11,794 Quadratmeilen 2,395 Städte gezählt. Hiervon 
find begriffen: 562 in den zum Deutfchen Bunde geredhneten Pro= 
vinzen des Kaiferthums Defterreich; 756 in den zum Bunde 
gehörigen Prodinzen ber Preußiſchen Monarchie; 229 im Kös 
nigreihe Baiern; 137 im Königreihe Sachſen; 74 im Kös 
nigreihe Hannover; 132 im Königreihe Würtembergz 

110 im Großherzogthbume Baben; 62. im Kurfürftenthume 
Heffen; 64 im Großherzogthbume Heffen; 17 in den 
Herzogthümern Holftein und Lauenburg; 12 im Großherzogs 
thume Luremburgz 41 im Großherzogthume Medlenburgs 
Schwerin; 30 im Großherzogthume Sadhfen » Weimarz 
10 im Herzogthbume Sachfen = Coburg =» Gotha; 17 im 
Herzogthume Sahfen= Meiningen und Hilbburghaufenz 
8 im SHerzogthume Sadhfen- Altenburg; 12 im Herzog⸗ 
thume Braunfhweig; so im Herzogthume Naffau; 10 im 
Großherzogthume Medlenburgs Strelig; 9 im Großher« 
sogthume HolfteinsDLdenbung; 8 im Herzogthume Ans 
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jeihen der Kultur, durch weiche Deutfchland bedeutungsvoll 
im Herzen Europa’s hervorragt. 





Halte Deffau; 7 im Herzogthume Anhalt» Bernburg; 
4 im Herzogthume Anhalt» Köthen; 5 im Fürftenthume 
Shwarzburg =» Sondershaufen; 7 im Kürftenthume 
Shwarzburg-Rubdolftadbt; 1 im Fürftentfume Hohens 
golleen= Hehingen;z 4 im Fürftenthbume Hohenzollern 
Sigmaringenz 2 im Fürftenthume Neuß: Greiz; 6 in 
den Kürftenthümern Reuß=- Schleiz und Reuß = Lobenftein 
und Ebersborf, mit Gera; 6 im Fürftenthume Lippe— 
Detmold; 2 im Fürftentyume Shaumburgskippe; 14 im 
Fürſtenthume Walded; Sin ber Landgraffhaft Heffen- Homs 
burg. Hieran fchliegen fi, die 4 freien Städte Lübed, Frank 
furt, Bremen und Hamburg. Bon ber Gefammtfumme 
bes Deutſchen Städte möchten, nad) deu oben vesfuchten Glaffificas 
tion, zu rechnen feyn 

$ unter die Städte ber erften Claſſe, 


10» = » s zweiten = 
24⸗ Te s dritten = 
GG se 5 s vierten ⸗ 
STE 5 88h s fünften » 
1919 ⸗ s_ ſechſten ⸗ 


2,395 Summe, 


Bur Vergleichung Deutfchland® mis den Übrigen Guropäifchen 
Ländern möge hier noch eine Bufammenftellung der Städtezahlen 
und des Fläheninhalts ihren Plag finden. Es werben nad den 
neueften flatiftifchen Angaben gerechnet : 


OD Meilen Städte 


in ben Ländern bes Deutfchen Bundes auf 11,79 » +» 2,305. 
s Großbritannien © oo 0 0 08 5556 + ©“ 980. 
® Frankreich [Ze Bu Tu Se . 10,096. « 1,500. 
» Spain » ev ev ee... * 8,878 . # 144» 
⸗ Portugal ‘ee, ee 4 ⸗ 1,642— 22. 
Helvetien . er er Hr 00008 ® 878— 92. 


im Defterrreihifchen Italien mit Par⸗ 

ma und Modena x #105.» 60. 
in Sardinien, mit Piemont und Genua 1,3399 » » 94 
⸗KToskana, Luca und im Kirchen 

ſtaate Dr ee u u u zz 1,224 « » 129, 
⸗ Neapel und Sicilien — s⸗ 1,905 Fer 352. 
” den Rieberlanden + +». » # 1,050 0... 25% 
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Diefe -erhebende Erſcheinung ift das natürliche Ergebniß 
des Entwickelungsganges, den die Deutfhe Verfaflung ın ihren 
Uranfängen und durch alle VBerwandlungen bis zu den neuern 
Zeiten genommen .hat. .. Die. Städte waren ftets im 
treueftien Bunde: mit der gefesmäßigen Reichs— 
und Territorialgemwalt, und die aufgeklärteften, 
weifeften und kluͤgſten Kaifer und Keichsfürften 
waren flets die Freunde und Wohlthäter der 
Städte. Das Wahsthum der Städte war mohlthätiges 
Mittel: für Begründung friedlicher Ordnung und für die Pflege 
einer geregelten bürgerlichen und politifchen Freiheit. Das 
ftädtifche. Gefellfchaftswefen wirkte mächtig unter der Summe 
von Werkzeugen, mit welchen die Größe aufgebaut worden ift, 
in der die Deutſche Nationalbildung nach Ganzheit ſich 
darſtellt. 


Es iſt die Frage: was -Hnnen, auf dem gegen 
wärtigen Standpuntte der Deutſchen Verfaſ— 


ae D Weiten Städte 
in Dänemark (ohne Holftein und Lauen⸗ 


burg) ER" Tue ame” ER Te ae 8 2,239 .. 8. 
s Schweten und Norwegen . . «13,887 10% 
s ben öftlihen, nicht unter dem Deuts 
Then Bunde begriffenen Provinzen 
der Preußifchen Monatdie -. » = 1865 „ . 27. 
s den öftlihen Provinzen der Defters 
. xeihifhen Monardie - = » » » 2 TU » » 206. 
im Königreiche Holen oe 0 0. .%& „2,1901 +» + 481. 
⸗Europäiſchen Rußland. „ „ » . m 73,584 +» + 1,126. 
in der Europäifhen Zfirkei, worunter . 
in Rum-IJIli, Bosna, Dfiefair und 
Kirid (mit Ausfhluß. des neuen 
Griehifhen Staatsgebiet), -— # 6545 - » 552. 
s der Moldau „ oo 0 ee .8 ‚773. o» 19. 
i => 3 Walachei Pr —4 @ 1,121 4 29.J 
im neu gegründeten Griedhifchen Staate, 
. mit Einfluß der Infen. - + ı# ...620 . + 42. 


- 


— 
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fungsverhältniffe, die Geſetzgebungen der monar— 
chiſchen Staaten im Deutſchen Bunde thun, um 
einer Seits die geſellſchaftliche Ordnung in-den 
Staͤdten zu befeſtigen und deren inneres Leben 
nach allen Beziehungen zu kraͤftigen und zu erhö—⸗ 
ben, anderer Seits aber auch das Verhaͤltniß der 
Städte zu den wichtigften Einrichtungen in der 
Iotalität des Staats zu bewahren? 


In der Vergangenheit ruhen die Lehren für die Gegens 
wart und auf die Zukunft. Die Gefeßgebung geht am fichers 
ften, wenn fie das Einzelne in feinen Wurzeln, in feinen Ver⸗ 
bindungen mit andern gefellfchaftlihen Geftaltungen, in den 
Perioden feines Wachsthums, im feiner Bedeutung für das 
Ganze fowol in Beziehung auf die Vorzeit ald auf die Gegens 
wart genau betrachtet. Aus der Lebensgefchichte des Einzelnen 
und aus der Stellung, welche daflelbe im Allgemeinen einges 
nommen hat, treten dann von ſelbſt die Directiopunfte für dass 
jenige hervor, was die Gefeßgebung fchaffen und geftalten fol, 
um die Ordnung des Ganzen zu befeftigen und frifche Lebends 
fräfte für den Staat in Bewegung zu ſetzen. In diefen Bes 
jiehungen müffen die Perioden der Deutfchen Staatsgeſchichte 
mit gefchärfter Aufmerkfamkeit betrachtet werden. Es ift zu 
unterfuchen, welchen Raum im gefellfchaftlihen Gebäude die 
Städte eingenommen, welche Beftimmung fie im Organismus 
des Deutfchen Staatslebens erfüllt haben. Wer darauf achtet, 
in welchen Verhältniffen die Städte aufiwuchfen, unter welchen 
Bedingungen ihre Blüthe und ihre volle Kraft fich entfaltete, 
welhe Stellung die Städte in der Deutfchen Staatsordnung 
fh errangen und behaupteten, welchen Einfluß fie auf die 
Staats entwickelungen ausuͤbten, welche Bedeutung ſie fuͤr das 


22 Vorerinn. Wichtigkeit d. Städte f. d. Staatsleben. 


Volksleben und fuͤr die geſammte Nationalinduſtrie uͤberhaupt 
gewannen, dem wird ſich von ſelbſt aufdringen, was den Staͤd⸗ 
ten Beduͤrfniß ſey und wo die praktiſchen Mittel zu ſuchen 
ſeyen, um den Geiſt der Deutſchen Staͤdte zu kraͤftigen, und 
das Volksleben der Deutſchen noch. zu sie Ensfaltungen 
zu — 


j 


Erfter Abfhnitt 


Allgemeine Ueberblide und politifche Kehren aus der 
Deutfchen Staatsgefchichte und aus der ſtadtiſchen 
Verfaſſungsentwideluns · 


Erſtes Kapitel 
Verfaſſungsbildungen von den aͤlteſten Zeiten bis auf 
Carl den Großen. 


Di Geſchichte findet die Germanen gleich zu Anfang in vers 
fehiedene größere und kleinere Voltsftämme, jeden Volksſtamm 
nach feiner räumlichen Ausdehnung an Gebirgszuͤgen, Flüffen 
und Wäldern, in verfchiedene Sammtgemeinheiten (Landfchaftss 
vereine, Gaue) und in Eleinere Geſellſchaften (gefchloffene Los 
talgemeinden oder Markgenoſſenſchaften) vertheilt. Ackerbau; 
Jagd und Krieg waren die Hauptbefchäftigungen des Volkes; 
Städte mit Künften und Gemwerben gab: es ‚noch nicht; in zer⸗ 
ſtreuten Wohnungen. bauten die Glieder der einzelnen Markge⸗ 
noffenfchaften den Grund und Boden. 

Auf die, Abtheilung in größere. Wollsgemeinden, in Gau 
gemeinden und in Marfgenoffenfchaften war die bürgerliche Vers 
fofjung gegründet. - Die Lofalgemeinden hatten ihre befondern 
Borfteher, die Gaugemeinden ihre. Gefammtobrigkeiten ( Grer 
ven), die Gefammtheiten der Gaugemeinden oder die ganzen 
Voltsftämme ihre Führer und Oberhäupter (Fürften oder Koͤ⸗ 
nige). Jede Eleinere oder größere Gemeindever— 
bindung war felbfiffändig für die Beforgung 
ihrer inneren Angelegenheiten. 

Im Volke wurden fchon damals mehrere Claſſen unter⸗ 
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fhieden. Die Germanen zählten in ihren gefellfchaftlichen Eins 
theilungen zwei Hauptclaffen, einen Stand der Adelihen 
und einen- Stand der Freigebornen; hinter dieſen Claffen 
ftanden,, . in, dienendem. Verhaͤltniß, die Unfreien, in. vers 
ſchiedenen Abſtufungen. J— Au: 

Die Adelichen. (Ebdelinge, Vornehmen) hatten — 
liches Anſehen, was ſich zunaͤchſt auf größeren freien Grundbe— 
fiß, auf echtes Eigenthum nah Volksrecht ſtuͤtzte. 
Aus den Geſchlechtern dieſer⸗ Edlen wurden die Obrigkeiten ges 
waͤhlt; aus den Genoffen. der vornehmen Geſchlechter war das 
Prieſterthum zuſammengeſetzt. Zwiſchen den Vornehmen wur⸗ 
den Vorberathungen uͤber die Angelegenheiten gepflogen, welche 
vor’ die Volksgemeinde gebracht werden‘ ſollten. Der Adeliche 
war befugt, ein Dienſtgefolge freier Leute mit ſich zu fuͤhren; 
er hatte auf ſeinen Beſitzungen eine groͤßere Wohnung, und 
uͤbte ein Schutzrecht uͤber die in ſeinen Guͤtern begriffenen un— 
freien Perſonen, die für ihn das Land bauten. Verletzungen 
feiner, Perfon wurden durch eine höhere Buße geahndet: Die 
Vorzüge ded adelichen Standes vererbten ſich in dem dazu ges 
hoͤrigen Familien durch die Geburt. Wenn die Kriegszuͤge 
Eroberungen zur Folge Hatten, nahmen die Edlen größere Laͤn⸗ 
dereien für ſich in Beſitz, während den Freien kleinere Parcel⸗ 
fen des den Unterworfenen entriſſenen Grundes und Bodens 
als Eigenthum zugetheilt wurden. 
Die Freigebornen (Frilinge) hatten freien Grundbe⸗ 
fig, oder echtes Eigenthum nach Volksrecht, wiewohl in klei⸗ 
neren Looſen, wie der Adel, fo daß der Einzelne ſeyn Land 
mit eigener Hand baute. Gleich den Adelichen waren die Freien 
ihrer Perſonen vollkommen maͤchtig, zur Waffenfuͤhrung be⸗ 
fugt, zum Erſcheinen in der Volksverſammlung berechtigt, zur 
Wahl in die Stellen eines Unterbeamten und eines Heerführ 
rers befähigt. Auch des Freigebornen Verlegung wurde mit 
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einem Wehrgeld, wie bei den Edeliien ; u m minberk 
— gebuͤßt. zz 205 

- Die Waffen zu führen, war der — der Edlen und 
— Kleinere · Fehden unternahmen die Fürften und Edlen 
mit ihrer ſtets für den Krieg eingeuͤbten naͤchſten Behleitung 
und mit etleſenen Schaaren freier Dienſtleute Belꝰ Allgemeis 
nen, von den’ Fürften. und vom Volke beſchloſſenen Kriegen; 
jogen die Edlen und Freien, nach Ordnung der Gaugemeinden 
und unter ſelbſtgewaͤhlten e Befehlshabern, zum Heerbann zu⸗ 
ſamimien. Der Öberbeftpfiber den Heerbann war in der Regel 5 
bei‘ den’ Koͤnigen; unter Völkern, die in gemeinpeitlicher Ders 
faffung lebten, wurde "der Heerfuͤhrer (Herzog) aus ber ah 
der fürftlichen oder tapferften Edlen gewählt. BE Zr — — 

Die Unfreien lebten auf den Ländereien der Edler, für 
welche fie die ihnen angewieſenen Grundftäce bauten, und denen 
fie, in verfchiedenen Abſtufungen, perſoͤnliche Dienſte und Na⸗ 
turalzinſen zu leiſten hatten. Dieſe Unfreien‘; welche in den 
Berhältniffen der Frohnpflichtigkeit, der Zinspflicht, der Hof⸗ 
hörigkeit und Leibeigenſchaft bald weniger bald mehr belaftet 
waren, hatten fein Freiheitsrecht, fein Eigenthum an den von 
ihnen bewohnten Höfen und bebauten Grundſtuͤcken, Teinen 
Zutritt zu der Voltsgemeine, feinen Schutz gegen ihren Herrn. 
Hör ſich ſelbſt Hatten die Unfreien keine Rechtsfaͤhigkeit; nur 
duch den Schüß'des Herrn konnien fie ihr Recht gegen Ans 
dere nach Volksrecht verfolgen. Das Mehrgeld, was für die 
Unfreien beſtimmt war, konnten diefe nur durch den — 
— und niußten fie mit ihm theilen. 

Zwiſchen det Geſammtheit aller Freien und Rechtsfaͤhigen, 
den 'Edfen und den Freigebornen, beſtand ein enges Band, 
durch welches alle gegen einander fich Leben, Ehre und Eigens 
ithum gewaͤhrten. "Durch den Rechtgenuß und die Verpflichtung 
zur Geſammtbuͤrgſchaft gewährten- fich die freien Genoſſen 
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der Volksgemeinden gegenſeitig die öffentliche Sicherheit; alle 
Freien hafteten fich gegenfeitig dafür, daß jeder, der den Fries 
den, brach, zur. Erflattung des Schadens und zur Bezahlung 
der vermirkten Buße (des Wehrgeldes) gezwungen würde, ' 

In der Staatsverfaſſung der Germanen waren mMannigs 
faltige Formen in Thätigkeit, Die. meiften, Völker wurden von 
Königen ‚. etlihe Stämme von, einem Fürften oder von mehres 
zen fürftlihen Häuptern gemeinfchaftlich regiert; andere Stämme 
lebten ‚in dem Verhältnig unabhängiger Gemeinden. 

Die königliche Gewalt fand uͤher den Volksgemeinden und 
über den Vorſtehern der Gaue nnd Markgenoflenfchaften ; ihre 
Ausuͤbung hatte aber beflimmte Grenzen, die bei einigen Voͤl⸗ 
fern weiter, bei andern enger gezogen waren, Die Könige 
hatten die oberfie Handhabung des gemeinen Friedens, die 
Sorge für die Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, 
und die Macht, darüber zu wachen, daß jeder Friedensbruch 
geftraft ‚und. den Beleidigten -auf ihr Anrufen Genugthuung 
geleiftet würde. Ueber die Vornehmſten unter den Edlen (die 
principes) übten die Könige unmittelbar das Richteramt, Won 
den Königen wurden die Volksverfammlungen in den außers 
gewöhnlichen Fällen berufen. In den BVolksverfammlungen 
hielten die Könige den Vortrag wegen der regelmäßigen Anger 
Iegenheiten, wegen neuer Vorfchläge. Den König umgab ein 
anfehnliches Dienftgefolge aus den Adlichen und Freien, | 

Die Königewärde war lebenslänglih und hatte ihre Quelle 
in der Volkswahl, durch Beſchluß der Edlen und Freien in 
der allgemeinen Volksverfammlung. Zunaͤchſt wurden die Abs 
koͤmmlinge des Köniasgefchlechtes, wiewohl noch ohne Aners 
kennung eines Erbrechts derfelben, beruͤckſichtigt. Waren keine 
Sprößlinge zur felbftftändigen Uebernahme der königlichen Ver⸗ 
richtungen vorhanden, fo wurde der wuͤrdigſte aus einem andern 
Fürftengefchlechte zum Könige gewählt, 
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BBei den Voͤlkern, die keine Koͤnige über ſich hatten, bes 
ruhte die Ausuͤbung der Obergewalt auf einer Behoͤrde, die 
von den Haͤuptern der angeſehenſten edlen Geſchlechter zuſam⸗ 
mengeſetzt war. Die Gewalt dieſer Oberbehoͤrde (eines Fuͤrſten⸗ 
zathes) war im Weſentlichen mit den Rechten der Könige bei 
den andern Voͤlkern ubereinftimmend. - Das minder Wichtige 
konnten die Fürften ſelbſtſtaͤndig befchließen und ausführen, das 
Wichtige ‘aber mußten fie vor die Wollsnerfammlung bringen. 
Die: Glieder diefes Negierungskörpers wurden in den Volks⸗ 
verfammlungen gewählt, Aus der Zahl der Färften wählte die 
Volksverſammlung den KHeerführer (Herzog), wenn — be⸗ 
ſchloſſen war. 

Ein gemeinſamer Grundzug der FERNER bei 
den Sermanifchen Völkern war es, daß die Berathung und 
Entfcheidung über die wichtigften öffentlichen - Angelegenheiten 
bei: der. allgemeinen Volksverſammlung beruhte. In der Volks⸗ 
verfommlung, die regelmäßig in gewiſſen Zeitabfcehnitten (zur 
Zeit des Vollmondes oder des Meulichts) unter freiem Himmel 
gehalten wurde, erfchienen der König, die Häupter der anges 
fehenften und begütertften edlen Gefchlechter (die Fürften, die 
größten Grundherren), die Übrigen Adelichen, die Priefter, die 
Grafen der Saugemeinden, die Vorfteher der Markgenoflens 
(haften, die Freien überhaupt, Die Volksverſammlung raths 
fihlagte und faßte Befhluß über die Wahlen der Könige, der 
duͤrſten, der Heerführer, der Gaurichter, über die Erklärung 
des Krieges oder über den Abſchluß des Friedens, uͤber die Vor⸗ 
fhläge in Sachen des allgemeinen Wohls, uͤber die Anklagen 
auf Leib und Leben. 

In den Verfammlungen der Gaugemeinden wurden, unter 
Borfig und Peitung der Richter (Grafen), die befondern oͤffent⸗ 
Iihen Angelegenheiten des Gaues berathen und die wichs 
tigften Rechtsangelegenheiten entfchieden, namentlich alle die 
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Erwerbung des Grundeigenthums — Beige: in Drds 
nung gebracht.  - ;. DE N 

Die Markgenofienfhaften hatten. Freiheit, unter — 
| der Ortsverſteher über: die befondern Angelegenheiten, im Innern 
der Gemeinde: felbfiftändig zu befchließen und. über Streitig⸗ 
keiten, welche ‚auf. die der Dertlichkeit eigenthämlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe Beziehung hatten, unter fich felbft Recht zu, ſprechen. 

-Die Obergewalt, welche die Könige auszuüben hatten, : mar, 
nach. : den gefellfchaftlichen. Begriffen. der alten Gemanen, nicht 
mit folshen Attributen angethan, daß die Edlen und das uͤbrige 
fteie Volk ‚dadurch - einer perfönlichen unbefchräntten. Willkuͤhr 
unterftellt worden wären, oder daß die gefammte öffentliche 
Gewalt mit. der Gefeßgebung -ausfchließlich bei. dem. Könige bes 
ruht hätte. *) Die Summe der öffentlichen Gewalt war zwiſchen 
den Koͤnigen, den Vornehmen und den Volksverſammlungen 
getheilt. Der Koͤnig, die Edlen und die Freien hatten jedes 
ſein beſtimmtes Rechtsgebiet, welches in gleichbedingter Coexiſtenz 
beſtand und jeder Theil dem andern gegenuͤber zu achten hatte. 
Rechte des Königs und Rechte des Volkes ſtandem im Gleich⸗ 
gewicht und hielten den Staatsverband. **) | 

Durch die. Gegenfeitigkeit der. nen wurde die gefegliche 





*) Eihhorns Deutfhe Staats = und — J. Th. 5 17. mit 
Note a und b. ©. 58 und 59 d. Sten Ausgabe. 


**) „Die Könige hatten keine unbegrenzte ober ungebundene Gewalt," | 

. „Nec regibus indefinita ac libera potestas.“ Tacitus de situ, mo- 
ribus et popnlis Germaniae, 7. Ambiorir, der König der Ebus 
zonen, erklärte fih gegen die Abgefandten Eäfare, C. Arpinius 
und A. Junius, fehr deutlich Über die Verfaffungs » Verhältniffe bei 
feinem Volle, indem er fagte: „Mit den öffentlichen Gewalten 
habe es die Bewandniß, daß dem Volke nit weniger Rechte in 
‚Bezug auf ihn zuftänden, als ihm rückſichtlich des Volkes, „‚Esse 
ejusmodi imperia, ut non minus haberet in se juris multitudo, 
quam ipse in multitudinem.“ Caesar de bello Gallico, Lib, V. 
27 * 
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Machtvollfommenheit. und«die Pflichterfoͤllung dei Königs, die 
Treue und die Willfährigfeit des Volkes, die Freiheit und Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit in allen Kreiſen der Geſellſchaft verbuͤrgt. 

So erſcheinen, in den urſpruͤnglichen Einrichtungen der 
Germanen, als Grundlagen der geſellſchaftlichen Ordnung: das 
Koͤnigthum, eine ſelbſtſtaͤndige Geburts: Ariftos 
fratie: und eine felbfifländige Gemeinde freier 
Männer. Monarchiſche, genofratifche und u 2 
mente find. in Wechfelwirkung geftell. 

Zu einem Ganzen, zu einer Gefammtnation waren die 
Germanifhen Boltsftämme ‚verbunden, wenn es galt, einem 
auswärtigen Feind abzuwehren. Um Einheit in der Gefammts 
anftrengung zu gewinnen, wurde der tapferfte, der beruͤhmteſte 
unter den Königen zum gemeinfamen Anführer im’ Kriege er⸗ 
wählt. *) 

Während die Völker des nördlichen und nordwefttichen Gers 
maniens den Roͤmiſchen Angriffen fieghaft widerftanden, waren 
die Länder im Süden Deutfchlands bis an die Donau, und 
im Weften die Länder an beiden Ufern des Rheins bis zur 
Moſel von den Roͤmern eingenommen und in Anbau geſetzt. 
In den ſeegenvollen Gebieten der ſchiffbaren Stroͤme hatten 
die Imperatoren zahlreiche feſte Lager und Kolonien Roͤmiſcher 
Buͤrger angelegt. Die Kolonien verſtaͤrkten ſich und erwuchſen 
zu bluͤhenden Städten, in welchen die Provinzial Statthalter 
und Kriegsbefehlshaber, die Praͤfecten, die Vicarien, die Con⸗ 





5) Sn diefem Grundwefen der Germanifhen Staatdeinrichtungen lies 
gen fchon die Keime zu allen Entwidelungen, welche die Deutſche 
Staatögefhihte von ben Zeiten des Arioviftus, Marbods 
und Arminius an durch die Verwandlungen des Fränfifhen und 
Römifh:Deutfchen Reiches bis zur Errichtung bes deutfhen Bundes 
barbietet. Selbfiftändigkeit, freie Bewegung bes 
Einzelnen unter ber Berbinbung mit dem Ganzen 
— war eine ber natürlichften, vernünftigften und folgenwidtigften 
Grunbideen des deutfhen ‚Staats s und Völkerrechts. 
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ſularen oder Praͤſides, die Comites und Duces ſich niederließen.) 
Zum Wachsthum dieſer Städte, welche theils im Verhaͤltniß 
der Kolonien gelaſſen, theils mit den Rechten der Municipien 
(nach verſchiedenen Abſtufungen) begabt, theils zur ſtaͤdtiſchen 
Freiheit nach Italiſchem Recht befaͤhigt wurden, **) hatte vor—⸗ 
zuͤglich der natuͤrliche und richtige Grundſatz der alttoͤmiſchen 
Politik beigetragen, daß den groͤßeren Stadtgemeinden die moͤg⸗ 
lichſte Freiheit fuͤr ihr Inneres gelaſſen werden muͤſſe. Jene 
Roͤmer, welche mit ihrer Staatskunſt und mit ihren Waffen 
die Welt ſich unterwarfen, zweifelten nicht, daß die Buͤrger 
der. Municipien und Kolonien den Weg zu ihrem Wohlbeſin⸗ 
den fihon von ſelbſt, ohne Ängftliche Kähmende Bevormundung 
oder Gängelei von Seiten der Centralgewalt, zu finden willen 
würden, ‚Die Roͤmiſche Politik Hatte den für alle Zeiten und 





5) Zu ben noch in unfern Zeiten ausgezeichneten Städten Römiſchen 
Urfprunges find zu rechnen: 1) in den Rheinländern (nad Römi- 
fcher Provinzial Eintheilung, Germanica prima et secunda), Co— 
lonia Agrippinensis (Cöln), Augusta Trevirorum (Xtier), Bonnza 
(Bonn), Legio Trajana oder Confinentes (Goblenz) , Mogontia- 
cum (Maynz), Borbetomagns (Worms), Noeomagus (Speyer), 
Argentoratuın (Straßburg), Basilia (Bafel); 2) in den Donaus 
gegenden und im füdlichften Deutfchland (Vindelicia, Rhaetia, 
Noricum), Angusta. Vindelicorum (Augsburg), Castra regin& 
oder Reginum (Regensburg), Batava casıra (Paffau), Campo- 
dunum (Kempten), Lentia (Linz), Lauriacum (tor), Vin- 
dobona (Wien), Juvavia (Galzburg) u. a. m. 


2) Colonia Agrippina (Cõln) erlangte das Ins Italicum. Hierdurch 
war ber Grundbefig der Römiſchen Bürger in diefer Stadt als Nds 
mifches (Auiritanifches) Eigenthum anerkannt, und die Freiheit von 
der Grundfteuer für daffelbe zugeftanden. Die Stadt gewann ba= 
duch völlige Seibfiftändigkeit für ihr Inneres; die Magiſtratur 
tonnte von den Bürgern gewählt, bag Syſtem ber ſtädtiſchen 
Rehtöverhältniffe nach dem Bedürfniſſe der Lokalitäten von der 
Gemeinde felbftftändig ausgebildet, die gelammte innere VBerwals 
tung , die Rechtspflege, die Polizei, das Communal⸗Abgabenweſen 
von ber einheimifhen Magiftratur und Rathskorperſchaft unter Mite 
wirkung ber. Bürger geregelt werden, 
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füe alle Völker Iehrreichen Geſichtspunkt feftgehalten, daß den 
Bemeinden Römifher Bürger eine Verwaltung 
durch ſich ſelbſt und aus fich feldft am beften zufage, 
dab aus einer geregelten Selöftftändigkeit das ftädtifche Leben 
fih am Eräftigften entwickele, daB von Bürgergemeinden, die 
in ihrem Innern mit Selöftbeweglichkeit begabt, zur Selbſt⸗ 
Befriedigung durch Selbſtbeſchluß über die eigenen Angelegenz 
heiten befähigt wären, für die Zwecke des Staats die thätigfte 
und Eraftvollfte Mitwirkung zu erwarten feyn. Die erleuchtet 
ſten Staatsmänner zu Rom hatten übereinftimmend die von der 
gefiinden Vernunft bekräftigte Meinung befolgt, daß von Staatss 
wegen feine Einmiſchung in die Einzelheiten der Gemeindevers 
waltungen nöthig fey, daß die Staatsregierung ohne Eintrag 
der allgemeinen Ordnung fih damit begnügen könne, Mur die 
Beziehungen des Ganzen jeder Gemeinde auf das Allgemeine 
ju regeln, und den Dienft, welchen die Gemeinden ald Glieder 
der größeren Staatsverbindung zu leiſten beftimmt bleiben muͤſ⸗— 
fen, durch milde Auffichtsmittel zu wahren. 

Die Römifchen Municipien und Kolonien waren mit allen 
Werkzeugen und Einrichtungen zu einer felbftftändigen Bewegung 
in ihrem Innern verfehen. In der Gemeindeverfaflung jeigte 
fih die Nachbildung der in der weltherrfchenden Roma begrüns 
deten Einrichtungen. Es beftanden felbftftändige Senate, un? 
abhängige Magiftrate, Corporationen der Bürger, permanente 
Bürgervertretungen, Berfamminngen der Bürger neben einander. 
In der gefellfchaftlihen Ordnung der Municipien vertrat ein 
permanentes Collegium der Decurionen (ordo decurionum), 
welches meift aus den Genoffen einer beflimmten Zahl von dem 
begütertften Gefchlechtern fich ſelbſt ergänzte, die Stelle des 
Senats; Bei den Decurionen war der Mittelpunkt der Lokals 
gewaltz; in ihrem Mittel ruhte die felbftftändige Macht, die Ges 
meindeverwaltung, die Nechtöpflege und die Polizei im Ganzen 
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zu leiten; zur Vereinfachung der Geſchaͤftsleitung amd zur Ver⸗ 
ſtaͤrkung der Entſchlußfaͤhigkeit im ‚der obrigkeitlichen Behörde 
und in der Gemeinde uͤberhaupt, waren Duumvire (Conſuln) 
an die Spitze der Decurionen geſtellt; in der. Mitte der Decu— 
rionen befanden ſich die Richter, Cenſoren, Aedilen, und Duäftos 
ren. für. die Gemeinde; unter den freien Bürgern waren Cors 
porationen eingetheilt, deren Aeltefte oder, Vorſteher ald Vier⸗ 
männer (quatuorviri)y. oder Zehnmänner (decemviri) ‘an Statt 
permanenter Nepräfentanten für die Gemeine den Decurionen 
und der Magiftratur gegenüberftanden. Die Handwerker, als 
Stadtgenofien ohne Iheilnahme an der vollen Civitaͤt, waren 
in Gefellfchaften vereinigt, deren Gewerbe der Aufficht der Des 
eurionen . und Magiftrate unterworfen blieben. Durch Bürgers 
verfammlungen hatte die Gemeinde, Einfluß auf die Wahl der 
Magiftrate, auf.die Verwaltung des Communalvermögens, auf 
die Feftfeßung der organifchen Einrichtungen und auf die Faſſung 
der Municipal» Gefege. - Die Municipien hatten Cigenthum, 
welches die Gemeinden mit voller Freiheit. für die Lofalbedürfe 
niffe. benugen Eonnten. Im Genuffe der Selbfiftändigfeit konn⸗ 
ten die Obrigfeiten und Bürgerverfammlungen in den. Munis 
eipien die Abgaben und Dienftleiftungen feftfegen, welche für die 
Zwecke der Gemeindeverwaltung nöthig waren. Den Gemein 
den der Städte war die Möglichkeit gegeben, ihre Verfaflungen 
ſelbſtſtaͤndig auszubilden, nach der Eigenthämlichkeit der Lofalis 
täten, nach der eigenen Erfahrung und nach dem felöfterfannz 
ten Bedürfniffe ihre Gefege, Statuten, Gewohnheiten, Ges 
bräuche und die öffentlichen Anftalten - aller Art anzunehmen, 
fortzubilden oder zu verändern. Beſondere Rechte und befons 
dere Gefeßgebungen der Municipien ‚(natürliche Verfaſſungen 
nach den Eigenthümlichkeiten der ‚Lokalitäten) durften. fih neben 
den allgemeinen Rechts’ und Gefegbildungen des Reichsverban⸗ 
des aufftelen, Die. Stantsgewalt begnügte fih damit, Die 


Römifche Drunicipalverfaffungen. 33 


Bürger in den Municipien für die Legionen zu conferibiren, die 
alte Grund s und Perfonenfteuer (nach dem allgemeinen Eenfus 
oder einer professio) und die Auflagen auf die Erbfchaften und 
Vermaͤchtniſſe einzuziehen, die Zölle für den Fiskus erheben zu 
faffen, die. Benugung der vorbehaltenen Germeinländereien zu 
reguliren, die Geld» und Naturalleiftungen bon den zum Anbau 
vertheilten Domanialparcellen zu beftimmen, und die wider die 
Ausfprüche der IRRISUNE EENRIGRENEN eingewendeten Appellatios 
nen zu entfcheiden. 


Durh die Mündigkeit der Municipien wurden allenthalz 
ben Talente für die Verwaltung im Großen geweckt und ers 
zogen. Auf den Ruf der Provinzial s Statthalter und der ms 
peratoren wurden die geübteften und erfahrenften Männer aus 
den Municipal» Obrigkeiten zur Magiftratue der Provinzen und 
zu wichtigen Poſten der allgemeinen Rechtsverwaltung verfeßt ; 
aus den tüchtigften Municipalbeamten ließen die Imperatoren 
oft den Römifchen Senat ergänzen. 


Der Städtebau des Rdmiſchen Reiches war eine frucht⸗ 
tragende Erbſchaft fuͤr die Staatenſchoͤpfung der folgenden Zei⸗ 
ten. Unter den Grundlagen und Hebeln, auf welchen und 
mit welchen fuͤr die vom Oſten eingewanderten friſchen Voͤlker⸗ 
familien nach dem Falle des weſtroͤmiſchen Reiches ein neuer 
Bau der Civiliſation errichtet werden ſollte, behauptete das 
Staͤdteweſen eine bedeutungsvolle Wirkſamkeit. 


Die Germaniſchen Voͤlker, welche bei der aftmähfigen Auf: 
fung des Römifchen Reiches nach und nach der Provinzen am 
Rhein und an der Donau fi) bemächtigten, handelten nicht 
feindfich gegen die Römifche Civilifation. Die Eroberer nahmen 
zwar einen Theil der Ländereien in Befiß; allein fie ließen die 
Roͤmiſchen Städte im Uebrigen in ihrem Eigenthum, ihrer Freis 
heit und ihrem Rechte. Die KRömifchen Municipals und Eolos 
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nialverfaſſungen durften unter den neu errichteten — — 
Stagten fortdauern. 

In den vom Roͤmerreiche — Städten: Satin 
fi -die Verbindungen; der Chriftengemeinden befeſtigt. Aus der 
Mitte der größeren Städte leiteten die Birpäfe d die, FE 
Angelegenheiten ihrer. Diöcefen, J 

Das Reich der Franken nahm viel von dem in J c — 
was die Roͤmer eingerichtet hatten. Roͤmiſches und Fraͤnkiſches 
wurde auf einem und demſelben Boden gemiſcht. Vieles von 
den. Römifchen Reichsformen wurde für die Abtheilung der. Pros 
vinzen, für die allgemeinen Eintheilungen der Reichsgewalt, 
fuͤr die Abfachungen der Eentralverwaltung, für die Iuſtruction 
und Abſtufung der Hofs und Staatsämter entlehnt; von der 
Germanifchen Urverfaflung wurde die Landabtheilung in Gauen 
und die innere Verfaſſung der Gaugemeinden beibehalten. In 
die groͤßten, von Kömifcher Bildung am fehönften ausgeſchmuͤck⸗ 
ten Staͤdte legten die Koͤnige der Franken ihre Reſi idenz; in 
den von Roͤmerhand gebauten oder erweiterten Municipal = und 
Golonialftädten und in den zum Schuge und zur Beherrſchung 
der Gebietstheile angelegten Caſtellen Gurgen) nahmen die 
von den Koͤnigen geſetzten Befehlshaber der Provinzen und die 
Haͤupter der Gauen, die Herzoge und die Grafen ihren Sitz. 

Auch im Fraͤnkiſchen Reiche blieben die altgermaniſchen Un⸗ 
terſcheidungen zwiſchen Edlen, Freien und Unfteien. 
Die Edlen befaßen die großen Laͤnderelen, die von ihnen 
gleich ‚bei der Eroberung als Beute «Vorzug naͤchſt dem Könige 
eingenommen waren, zum erblichen Eigenthume; in. gleichen 
Eigenfhaft beſaßen die Freien die ihnen zugewieſenen £leinern 
Antheile am gewonnenen Lande; als Dienft + und Zinspflichtige, 
oder Hörige ohne Eigenthumsreht bauten die Unfreien ont» 
weder die Grundſtuͤcke, welche ihnen auf dem Gütern der Edlen 
zum Anbau eingeräumt waren, oder trieben fie. Handwerke aufı 
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Häuschen, welche die großen Grundheren bei ihren Nieder⸗ 
laſſungen für fie aufrichten. ließen. 

Die Edlen, blieben der begünftigtfte Theil des Volkes; fie 
behielten ‚den Vorzug bei der Befegung der höhern Staatsaͤm⸗ 
ter, und warten befugt, ein Dienftgefolge zu haben und eine 
Schugherrlichkeit Über die auf ihren Ländereien vertheilten Uns 
freien auszuuͤben. Dagegen mußten die Adlichen dem Könige 
als Dienſtmannen mit ihren Dienftgefolgen ſtets gewärtig feyn. 

Die Freien zahlten dem Könige von ihren Grundftäcden 
feine Abgaben, die fie nicht ald Geſchenk bewilligt hatten, Dem 
Könige in den Krieg zu folgen, waren fie nur dann verpflichs 
tet, wenn die Kriegserflärung in:der Verſammlung der freien 
Volksgemeinde berathen und der allgemeine Volkskrieg befchlofs 
fen. war. Die Strafgewalt über die Freien wurde dutch die 
regelmäßigen. Gaugerichte ausgeuͤbt. 

Das Verhältnig der Städte war verfchieden. Zum Theil 
wurden: die: großen Landeigenthümer, welche in den Römifchen 
Städten den Stand der: Decurionen bildeten, den Dienſtman⸗ 
nen des Königs zugefellt. In diefem Falle bewahrten die Römis 
fhen Stadtgemeinden ihre Municipalfreiheiten,. und durften 
daher. ihre: Obrigkeiten und ihre Poligeieinrichtungen beibehalten. 

Sn folhen Städten entftanden neben der Civitas nach Roͤ⸗ 
mifehem Recht. auch freie Gemeinden mit Deutfcher Verfaſſung. 
In andern: Städten traten die Roͤmiſchen Bewohner in die Bes 
ziehungen der freien. Grundeigenthümer, jedoch ohne Freiheit 
von Grundabgaben. “Die Handwerker, welche ſchon vorher nicht 
in. der Ausuͤbung der Eivität begriffen waren , blieben den Höris 
gen zugezählt. Die unfreien Colonen, welche auf den an die 
Erobrer abgetretenen Ländereien. fi) befanden, wurden in ihren 
alten Berhältniffen ‚gelaflen. | 

In die Gaueintheilungen, welche durch das ganze Reich 
fih erſtreckten, waren die Edlen und die Freien gleichmäßig 
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eingeſchloſſen. Die Bewohner eines Gaues waren, nach ihrer 
Vereinigung in einzelnen Niederlaſſungen (Villen), zunaͤchſt 
in Marfgenoffenfhaften oder Lofalgemeinden eins 
getheilt. ine größere Gemeinde wurde aus Hundert folder 
geſchloſſenen Drarkgenoffenfhaften, die in einer Region beiſam⸗ 
men ‘lagen, ‚gebildet (centena, Hundrede). Die mehreren 
Hundreden, welche unter der Gauverbindung eingetheilt waren, 
machten das Ganze der Gaugemeinde, Die Gemeinden 
des Gaues waren in Korporationen, je zu zehn Marfgenoflens 
fchaften, zu Geſammtbuͤrgſchaften verbunden. 

An jeder einzelnen Gemeinde war ein Drtsvorfteher 
(Grave, gravio) eingefeßt; für eine. Geſammtbuͤrgſchaft von je 
zehn Gemeinden war ein Decanus in Thätigkeit; jede Hunds 
rede hatte ein gemeinfamer Vorſteher, der Centenariug, 
(Centgraf) zu verwalten, über das Ganze des Gaues gebot der 
Gaugraf. ’ 

Hecht und Gerechtigkeit im Gau. wurde durch die Grafen, 
die allmählig feit dem Sten Jahrhundert in das Verhältnig 
Eöniglicher öffentlicher Beamten üÜbergingen, in Verbindung mit 
den Gemeinden verwaltet. Doch waren auch in einzelnen bes 
deutenden Städten befondere Grafen zur Leitung der Rechts⸗ 
pflege und zur Wahrnehmung der Föniglichen Gerechtfame eins 
gefegt. Durch allgemeine Gefege waren alle Handlungen vers 
pönt, durch welche Leib, Ehre und Gut der Perfonen verlegt 
und der Öffentliche Frieden gebrochen wurde Mach Verfchiedens 
heit der Fälle wurden die Urheber unerlaubter und widerrechts 
licher Handlungen und die Verbrechen gegen die öffentliche 
Sicherheit zum Schadenerfag, zu Bußen an. den. Befchädigten 
oder deflen Erben (compositio, Wehrgeld) und zu Bußen an 
den König und an den Richter angehalten. Für die Rechtes 
pflege in allen Sachen, die nach Volksrecht zu entfcheiden waren, 
traten alle Freien im Bereiche des Gaues als Volksgemeinde 
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zuſammen. In diefen Gerichtsverſammlungen, bei welchen die. 
Grafen den Vorſitz hatten und die Verhandlung leiteten, murs 
den alle Sriedensbruchfachen unterfucht: und alle Erkenntniffe 
über das Eigentum, und über die Freiheit oder die Leibeigens 
fehaft eines -Menfchen gefällt. Andere ftreitige Sachen, dings 
liche und perfönliche Klagen, welche nicht jene vor das Gaugericht 
gehörigen Fragen. betrafen, auch Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit waren den Gemeinden der Hundreden und. den | 
Gentenarien überwiefen. Alle geringern Sachen endlich, alle 
Streitigkeiten, welche auf das Recht innerhalb jeder einzelnen 
Markgenofienfchaft Beziehung hatten, waren der Gerichtsbarkeit 
der Gemeindevorfteher untergeben, Als oberfter Richter hielt 
der König. in den Volkögemeinden auch ſelbſt Gericht, und ers 
fannte, als Wächter des gefeglihen Zuftandes, den Bann oder 
did Acht wider jeden, der vor Gericht fich zu ftellen oder ‚das 
Gebot des Richterſpruchs zu erfüllen fich weigerte. 

Die Gerichte in den Gauen und Hundreden wurden ents 
"weder zu beftimmten Zeiten gehalten. (ungebotene Gerichte, echte 
Ding, placitum legitimum), oder fie wurden auf Anrufen kla⸗ 
gender Parteien von den Grafen oder Centenarien angefeßt 
(gebotene Gerichte). In den Gerichten der Ießtern Art: erfchies 
nen nur die Urtheilsfinder aus den Gemeinden, die Parteien 
und ihre Zeugen. Urtheiler waren für die ungebotenen Ges 
richte wie für die gebotenen aus der Zahl der vollkommen Freien 
(aus den civibus optimo jure), nach einer befiimmten Reihefolge 
unter denfelben, beftellt, für die Gerichte der erftern Art in 
größerer, für die letztere Gattung in Eleinerer Anzahl.*) Vorſitz 


*) Die Rächinburgi (Reigenbürger, Reihenbürger) und die Sachiba- 
rones, von weldhen die Salifchen Gefege fprechen, find höchſt wahre 
ſcheinlich fo zu verftehen, daß bie erftere Benennung den Urtheilern 
im ungebotenen Geriht, die legtere den Richtern im gebotenen 
Gericht zukommt, Eihhorn Deutfhe Staats» und Rechtsge⸗ 
ſchichte, J. Theil 5. 75, . 
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und MProzeßleitung, ingleichen die Erecution des Richterſpruchs 
war bei den DObrigkeiten; die Berathung und der Beſchluß des 
Erkenntniſſes bei den Urtheilern. 

In den feſten Niederlaſſungen oder Vil len, welche unter 
dem Wohnſitzwechſel der Voͤlker und unter den zwiſchen den 
Eroberern und Unterworfenen uͤber die Vertheilung des Grundes 
und Bodens getroffenen Abkuͤnften nach und nach auf dem 
platten Lande in allen Gauen ſich gebildet hatten, waren 
mannichfaltige geſellſchaftliche Elemente zuſammengetreten. In 
dieſen Villen, mit welchen jedesmal gewiſſe Landbezirke oder 
| abgegrenzte Bodenflächen (Feldmarken) als Beftandtheile oder 
Pertinenzen verbunden waren, wohnten bald Adlihe und 
Freie, bald Edle, Freie und Unfreie (Leibeigene -oder 
Hdrige), bald Edle und Unfreie, bald Freie aus— 
ſchließlich bei einander. Im Verhältnig der Freien waren 
in der Regel die eingedeungenen Eroberer begriffen, im Wer: 
hältniß der Unfreien oft die vorgefundenen Landbewohner, welche 
ide Grundeigenthum an die Sieger zum Theil hatten abtreten 
muͤſſen. Zwiſchen den Markgenoſſen, welche in den Villen auf 
abgefonderten Höfen: (mansis) neben einander hauften, war die 
Feldmark zum Theil in getrennte Parcellen, als Pertinenzen 
der. einzelnen Hofraiten zerfehlagen, zum Theil als ein Ganzes 
der Benugung in Gemeinfchaft vorbehalten. Das echte (dienfts 
und fleuerfreie) Eigenthum der ganzen Feldmark fonnte, nad 
Verfchiedenheit der Werhältniffe im Innern der Willen, entweder 
einem Adlihen allein, oder einem Edlen in Verbindung mit 
Freien, oder einer Genoffenfchaft freier. Leute insgefammt ans 
gewiefen feyn. In den Villen der erftern Art (villis indo- 
minicatis) lebten neben dem Grundherrn — dem ein größeres 
Gehöfte (curtis) zugehörte, und der von dieſem aus ein abges 
theiltes größeres Stuͤck Land (terra dominica, Salica) entweder 
ſelbſt bewirthſchaftete, oder durch einen ſeiner unfreien Dienſtleute, 
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einen Verwalter. Gillicus) mit hoͤrigem Geſinde bewirthſchaften 
ließ — nur Hoͤrige, welche im kleinern von den curtis abhaͤn⸗ 
gigen Höfen (mansis servilibus) angefiedelt für die Benugung 
der dazu gefchlagenen Stüden der getheilten Feldmark und für 
die erlaubte. Iheilnahme an den Mutzungen der - uingetheilten 
Feldmark dem Grundherrn zu. gewiflen perfönfichen Dienften 
und zu verfchiedenen Abgaben verpflichtet waren (lit, coloni, 
ministeriales), Diefe Hofhörigen oder hörigen Dienftleute hatten 
nur precären Befis, fein Erbrecht auf ihren Höfen und Grunds 
parzellen, da ihnen dieſe entweder auf Lebenszeit, oder auf 
Zeitpacht oder auf willführlichen Widerruf verliehen waren, nad) 
Maaßgabe des Gebrauchs im Bereiche der Villa (Hofrecht). 
In den Villen der gweiten Art flanden einer eurüs oder 
mehreren herefchaftlichen Höfen eine Anzahl anderer Höfe gegen; 
über, welche als echtes Eigenthum Befeffen wirtden und mit 
denen Antheil an der Feldmark verbunden war (mansi ingenui- 
les). Außerdem waren zuweilen in folhen Villen imehrere 
Hörige und Leibeigene, die in eine curtis gehörten, neben den 
Freien angefledelt, fo daß die mansi ingenuiles und serviles 
für fich zwei befondere Gemeinden, eine freie und eine unfreie, 
ausmachten, und neben einander an der Benugung der gemei⸗ 
nen Feldmart Theil hatten. Es bildeten fich ferner die Ber 
haltniffe in manchen Villen vdergeftalt, daß die Befiger urs 
ſpruͤnglich freier Höfe unter verfchiedenen Bedingungen in die 
Abhängigkeit von einer curtis übergingen. Die Dienfte und 
Abgaben, welche aus diefen Höfen für die curtis geleiftet wer: 
den mußten, waren leichter, mie die der unfreien Höfe, und 
die Befiger blieben für ihre Perfon im Stande der Freien. 
Auch trat oft der Fall ein, daß der Kerr eines curtis auf der 
dazu gehörigen Grundfläche Handwerkern Wohnung und Land, 
ohne Theilnahme an der gemeinen Mark, einraͤumte, wodurd) 
in einer und derfelben villa „eine: dritte Claſſe von. Einwoh⸗ 
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nern, die der ſchutzpflichtigen Koͤthner (casati), ſich 
bilden mußte. Sn den Villen der dritten Gattung waren 
die Inhaber der Höfe als Eigenthuͤmer nach Volksgewohnheit 
ſowohl für die Dispoſition über ihre abgetheilten Grundſtuͤcke, 
als auch fuͤr die Benutzung der ungetheilt gelaſſenen Feldmark 
gegen einander in ein völlig — Verhaͤltniß geſtellt (villae 
publicae). 

Den Eingefeflenen einer Villa welche in dergleichen Mark⸗ 
genoſſenſchaft ſtanden, war das Recht gemein, daß ohne ihre 
Einwilligung kein Fremder in die Gemeinſchaft ihrer Mark auf⸗ 
genommen werden Eounte, 

Die Nusungsrechte, welche den Einzelnen in Beziehung 
“auf die ungetheilte Mark zuftanden, waren durch das Marks 
recht beftimmt. Zur Handhabung diefes Markrechts, deſſen 
ganzer Beſtand aus den Befchlüffen und Rechtweifungen der 
gefammten Markgenofien fich_ herleitete, war dad Markge— 
richt (Gemeindegericht) eingeſetzt. 

Die Hörigen oder Leibeigenen in den villis indominicatis 
hatten unter ſich keine Gefammtbärgfchaft und ald Gemeinde 
feinen Theil am Volksgericht. Für die Angehörigen diefer Villen 
war der Grundherr zugleih Schugrichter. Bor dem Marks 
gericht, welches durch diefen oder durch den von ihm als Rich⸗ 
ter gefeßten Beamten gehalten wurde, hatten die Unfreien in 
den Streitigkeiten unter fih und in allen Fällen, wo fie dem 
Grundperen ſelbſt, oder einem aus den Übrigen Hörigen, wegen 
widerrechtlicheer Handlungen, Genugthuung zu leiften hatten, 
Recht zu nehmen, wie ed durch das vom Herrn vermwilligte 
Hofrecht (jus curtis) gegeben war. Mor demfelben Gericht wurs 
den die Vergehungen der Hörigen wider ihren Grundheren oder 
ihre Genoſſen geftraft. Bei diefem Markgericht war zugleich 
die Polizeiauffiht und die Gewalt, gegen die Hörigen feldft 
Leibesftrafen nach Ausweis des Hofrechts zu verhängen. Eine 
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ſolche herrliche Gerichtsbarkeit hatte jedoch keine Competenz, 
wenn freie Leute gegen die Eingeſeſſenen der Villa Rechte zu 
verfolgen hatten. In dieſen Faͤllen ſuchte der Freie ſein Recht 
vor dem ordentlichen Gaugericht, und der Grundherr war ver⸗ 
pflichtet, vor dieſem Gericht ſeinen Hoͤrigen (ſelbſt perſoͤnlich 
oder durch feinen Beamten) zu vertreten und fuͤr . Recht 
zu nehmen. 


Die Ausbreitung der chriſtlichen geligion unter den Frans 
fen und übrigen Germanen, ' die Bildung der Kirchengemeins 
den, das Anfehen, welches die Geiftlichkeit erwarb, und die 
Stiftung von Kirchen und Klöftern gab Gelegenheit, daß ein 
neues Element in der geſellſchaftlichen Ordnung allmaͤhlig ſich 
befeſtigte. Die Haͤupter der Geiſtlichkeit, die Kirchen und die 
Kloͤſter wurden von den Koͤnigen und Fuͤrſten mit Gütern bes 
fhenft, und traten für diefe Grundbefißungen in daflelbe echte 
Eigenthum und in diefelbe Schugherrlichkeit‘ über alle darin 
begriffenen Unfreien und fchugpflichtigen Hinterfaffen, wie e⸗ 
bei den uͤbrigen großen Grundherren Regel war. 


Auf dieſem Wege bildete ſich neben der ordentlichen Rechts⸗ 
pflege vor den durch die oͤffentlichen Beamten gehaltenen Volks⸗ 
gerichten eine grund⸗ oder gutsherrliche für alle Perfos 
nen, die unter den Klaffen der Hinterfaflen. und Hofhörigen 
begriffen waren. Diefe Schußherrlichkeit und Rechtspflege für 
die Hörigen und zwifchen denfelben, war auf den Gütern des 
Königs, des Adels und der Geiftlichkeit im Wefentlichen gleich 
geftaltet, und allen diefen Grundherrlichkeiten (gefreis 
ten Gütern, Herrfchaften) war der. Vorzug gemein, 
dag innerhalb ihres Bereichs kein öffentlicher Beamter Gewalt 
ausüben durfte Dabei hatten die Eöniglichen, Güter vor den 
übrigen noch das voraus, ‚daß: dort gegen die Unfreien ſelbſt 
Ichensftrafen erkannt werden konnten. :Doch blieben. alle Grund; 
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herren verpflichtet, fuͤr ihre Hinterſaſſen vor dem — 
Volksgericht zu. Recht zu ſtehen. 

Die verſchiedenen rechtsbefaͤhigten Caſen der Geſelſchaft, 
der Adel, die Geiſtlichkeit und die Gemeinden der Freien in 
den Staͤdten und in den Villen wurden durch die koͤnigliche 
Gewalt zur Einheit zuſammengehalten. Unter den Veraͤnderun⸗ 
gen, welche im Laufe des ſechſten und ſiebenten Jahrhunderts 
mit der fraͤnkiſchen Monarchie vorgingen, hatten ſich die weſent⸗ 
üchſten Attribute der geſellſchaftlichen Macht ſchon mehr in der 

Perſon des Koͤnigs concentrirt. Die herzogliche Kriegsgewalt, 
| welche fruͤher durch freie Wahl in den Volksgemeinden übers 
tragen wurde, gehörte zu den echten des Königs, welcher 
dadurch befugt war, den Adel mit feinen Dienftleuten und die 
Freien zum Heerbann aufzurufen. Der Koͤnig hatte daher den 
Beſchluß über, Krieg und Frieden; bei ihm war das oberfte 
Richteramt, von dem die Juſtizgewalt ausging, welche die 
Grafen als Richter in den einzelnen Gauen auszuuͤben hatten; 
ihm gebuͤhrte der Vorſitz und die Leitung der Verhandlungen 
in den Reichsverſammlungen; nach feinen Beſtimmungen wur; 
den die Münzen ausgeprägt; alle allgemeinen Anordnungen und 
Berwaltungsmaaßregeln ergingen im Namen des Königs, 

Zur Beftreitung - des Aufwandes für .den Hof und der 
Koften für die Neichsverwaltung, hatte der König die Nuguns 
gen aus den der Eöniglichen Familie gehörigen Gütern. (Herr 
fchaften), die Einkünfte des: vormaligen Eaiferlichen Fiskus in 
den Roͤmiſchen Provinzen, die Römifchen Steuern von den Pers 
fonen und Grundſtuͤcken, die von: den -Meichsverfammlungen bes 
wilfigten Gefchenke, die Zölle (meiſt auf den Eöniglichen Haus⸗ 
gütern), die Erbfchaften, zu welchen fich fein Erbe fand, die 
Erträgniffe der confiscirten Güter. 

Fuͤr das Wichtigfte in der Neichöverwaltung waren um 
den König in Thaͤtigkeit: ih Major domus, oder Comes domus 
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regias, ald Befehlshaber Über alle koͤniglichen Dienftleute, und 
als erfter Nathgeber bei dem Könige, ein Beferendarius, Vor⸗ 
ſteher der kdniglichen Canzlei; ein Comes palati, Pfalzaraf, 
Richter im Hofgericht; ein Cubicularius, oberſter Verwalter 
der koniglichen Einkuͤnfte. 

Eine weſentliche Befeſtigung der oberſten Omalt: war das 
durch in das Staatsleben eingeführt worden, daß das. erbliche 
Recht, welches nach den alten Germanifchen Einrichtungen den 
edlen Geſchlechtern ruͤckſichtlich ihrer großes Grundbefigungen 
und ihrer Vorzüge in den Öffentlichen Verhaͤltniſſen zuftand; 
auf bie koͤnigliche Würde, in.fo fern fie. fih ſchon als ein läns 
ger fortgeſetztes Beſitzthum bei einem der. vornehmften und reich 
begütertften. Geſchlechter darftellte, übergetragen wurde. Die 
Fraͤnkiſche Krone ward allmählig ein Erbgut im Mannsſtamme 
von einem der mächtigften Gefchlechter. Mit diefer Veränderung; 
mit der Aufnahme der Erbmonarhie war die 
Staatsgewalt zur feldfifändigen, freien Pers 
ſäͤnlichkeit geftaltet. Mit der Anerfennung diefes Prins 
ips, durch welches die beunruhigenden und verwirrenden Schwans 
tungen über das Subjert der Staatshoheit und Über den jedes⸗ 
maligen Erſatz des Staatsoberhauptes bei eingetreterier Thron⸗ 
erledigung aus der Gefellfhaft entfernt wurden, waren alle 
Volksclaſſen und alle gefellfchaftlihen Kräfte zur concentriſchen 
Richtung gerufen.“ Dutch die Erbmonardhie waren 
für die Conſequenz und Stetigfeit der Staatsi 
entwickelungen die ftärfften Buͤrgſchaften gegeben— 

Seldfftändig'in der Ausübung ihrer Rechte, 
wie der König in den feinigen, ſtanden die Fürften, die 
Edlen, die Geiftlichkeit and die Gemeinden dor 
Freien im Fräntifhen Reiche, Eine verſtaͤrkte Gewaͤhr 
für den ſichern Beftand: diefer Rachte war für die verſchiebenen 
Stände. dadurch aufgoftells ,' daß der Köwigiäbentidie wichtläften 
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Staatsfachen nur mit dem Rathe und der freien Zuftimmung 
der wichtigften Stände im Volke entfcheiden fonnte. Das all 
gemeine Geſetz fonnte nur von der Zufammenftims 
mung. desi Königs und. der Volksverſammlung 
ausgehen. 

‚Zur Achtfamfeit auf die Rechte des es Frantiſchen Volkes ver⸗ 
pflichtete den Koͤnig der Zug der Verfaſſung, welcher bei 
jeder Thronveraͤnderung die Beiſtimmung der Volksgemeinde 
zur Beſitznahme der koͤniglichen Macht — jeden in 
 nachfolger zur Regel machte, 

In den: frähern Zeiten der Geinfifgen Herrſchaft, bei be⸗ 
ſchraͤnktem Umfange des Staats, erſchienen die Vornehmſten 
CFuͤrſten), die andern Edlen und die Freien in Maſſe bei der 
Volksverſammlung. Dieſe Form bei der Ausübung der Volks⸗ 
rechte mußte fich in demfelben Verhältnig unbequemer und uns 
practifcher. zeigen, im welchem die Bevölkerung zunahm und das 
Fraͤnkiſche Reich fih ausbreitete. Das Beduͤrfniß und die Natur 
leitete von ſelbſt auf die Vereinfachung: der Gefchäftsbehandlung. 
Es war ein practifcher Vorſchritt zu einer richtigen Ausbildung 
der Staatsordnung, daß die Könige allmählig eine Trennung 
der in der. Volksverſammlung ruhenden Functionen einführten. 
Der Gang der Staatsverwaltung gewann mehr Würde, feftere 
Haltung und einen gleihmäßigern Tact, als die allgemeinen 
Neihsverfammlungen und die Landes (Volks)vers 
fammlungen (Fandtage) in den Een und Bauen eins 
gerichtet waren. 

Zu den Ständen. in der allgemeinen Reichsverſammlung 
wurden nur die koͤniglichen Großbeamten am Hofe, die Herzoͤge 
und Grafen in den Provinzen und Gauen, die Angeſehenſten 
unter den uͤhrigen beguͤterten Edlen, und die Haͤupter der Geiſt⸗ 
lichkeit, Biſchoͤffe und Aebte, gerechnet. Zweimal im Jahre, 
im Fruͤhling und im Herbſte, verſammelten ſich die Reichsſtaͤnde 
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um den König zur Berathung, zur Fruͤhlingszeit in vollſtaͤndi⸗ 
ger Anzahl für. die Anordnung der Reichsverwaltungsfachen‘ auf 
dad ganze. Jahr (ordentliche Reichetage), im Herbfte zu. einen 
engern Ausfchußverfammlung der angefehenften Großen und ko⸗ 
niglihen DVertrauten, für die Behandlung ‚der. minder wichtigen‘ 
und deingenden allgemeinen Gefchäfte (Hoftage). Vorſchlag 
des Königs, freie Erdrterung und felbftftändige 
Befhlugnahme der NReichstagsglieder unter fid, 
und. ſelbſtſtaͤndige Genehmigung des Königs. im 
legter Inſtanz madhten das Staatsgeſetz. Alle 
Befchlüfe, worüber der König. und die Neicheftände fich ver⸗ 
einigt hatten, wurden in eine Urkunde „„Capitulare‘‘ genannt, 
zufammengeftellt, und durch die Unterfchriften des Königs und 
der Meichstagsglieder fanctionirt und beglaubigt. Re 

Aud) die wichtigften Kirchenfachen, allgemeine Geſetze für. 
die Kirche, ‚wie befondere Anordnungen. für die Bisthuͤmet, 
wurden vor den Meichstag. zur Berathung gebracht... Die Ein⸗ 
kitung zu folchen Vorträgen beim; Neichstage wurde won: dem 
Geiſtlichen unter. ſich getroffen, der Beſchluß der geſammten 
Reichsſtaͤnde dem Könige vorgelegt, von deim Legtern; als dem 
Haupte des Staats ‚und Schutzherrn über die Kirche, die Ent⸗ 
ſcheidung gegeben. Der König und die Geſammtheit 
der Reichsſtaͤnde hatten die Beſtimmung darüber) 
wie die Verhaͤltniſſe der Kirche im Staateifich 
geftalten ſollten. Richter über die ns war 
das Haupt:des Staats. 

Alle Geſetze, welche indie Volksrechte — nament⸗ 
lich alle Anordnungen, welche auf die Rechte der Perſonen und 
des Eigenthums, auf die Verwaltung. der Rechtspflege, auf die 
Verpflichtung zum Heerbann u. a. m. Bezug hatten, mußten 
noch beſonders den Volksgemeinden (den Verſammlungen ganzer 
Volksſtaͤmme oder der Gauen) zur Billigung vorgetragen werden. 
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Auf dieſen beſondern Volksverſammlungen oder Landtagen (pla- 
citis): in. den: Einzelnen Reichsabtheilungen blieben bie Freien 
(die kleinern Grundeigenthuͤmer) aus den. Städten: und Villen 
neben den Edlen «den großen. Grundherren odet dent — 
der — Herrſchaften) zu erſcheinen befugt. | 

ı Die » lebendige. Verbindung, welche zwiſchen dem Könige 
ER Den wichtigſten Claſſen der Gefellfehnft durch das. Inſtitut 
der . regelmäßig: wiederkehrenden Neichsverfammlung : begründet 
mar ‚i die Nothwendigkeit ; einer ‚freien Berftändigung. zwiſchen 
bein Könige: und: den Ständen des Reichs war. die natuͤrlichſte 
und wirkſamſte Veranſtaltung, um die Unpartheilichkeit, Vor⸗ 
ſicht und Umſicht bei den koͤniglichen Vorſchlaͤgen und Einleitun⸗ 
gen, die freies Prüfung ‚und Unterſuchung der. Propoſitionen 
in ihrer beabfichtigten. Anwendung auf die verfchiedenen Rechtes 
zuſtaͤnde und in: ihrer Angemeſſenheit ruͤckſichlich der: einzelnen 
Volkeſtaͤmme, Provinzen und Gauen, endlich. die freiwillige 
uͤbereinſtimmende Ausführung. des Befchloflenen zu fihern. Die 
nothmendige Mitwirkung. der, Volksgemeinden bei, der Geſetz⸗ 
gebung: über die wichtigſten Verhaͤltniſſe war das zweckmaͤßigſte 
Mittel;n die Lokalitaͤten bei ‚ihrem: Rechtezuftande zu erhalten, 
und. den Bewohnern der einzelnen. Landabtheilungen die Moͤg⸗ 
lichkeit zu gewaͤhren, ſich ſelbſt Zweck zu ſeyn und. ihre Selbſt⸗ 
befriedigung zu ſichern. Die Exiſtenz den Reichsverſammluug 
und der Volksverſamlungen in den Provinzen und Gauen war 
nothwendiges Organ zur vorſichtigen und zuverlaͤſſigen, den 
Volkszuſtaͤnden angemeſſenen Ausuͤbung der Staatsgewalt. Die 
Eoeriftenz von Rechten. des Koͤnigs und von Rechten der Reichs⸗ 
ſtaͤnde und Volksgemeinden war wohlthaͤtiges Vehikel zur Stetig⸗ 
keit der Staatsbewegung und zur — — 
— er tr € 

Hoͤchſt wichtig war: a — die —— der Begriffe 
von. flantlicher: Ordnung, daß bei den Franken die Erbmonarchie 


mit dem Prineipe der Geſellſchaftlichkeit lebendig verbunden er⸗ 
ſchien. Neben die ſelbſtſtaͤndige Gewalt des Monarchen waren 
ſelbſtſtaͤndige Gegenkraͤfte, das Recht einer feſtgeordneten geiſt⸗ 
lichen Ariſtokratie, das Recht einer erblichen Adelsariſtokratie, 
das Recht freier Volksgemeinden, das Recht und die Thaͤtigkeit 
der Reichsſtaͤnde und der Landesverſammlungen geſtellt. Die 
Erblichkeit des Koͤnigthums ſtuͤtzte ſich auf die Erblichkeiten der 
Fürften, Edlen und: Freien, und die geſetzmaͤßigen Rechte der 
einzelnen Staͤnde fanden wieder in dem erblichen geſetzmaͤßigen 
Koͤnigthume ihren wirkſamſten Schutz. 

Eine Maxime, welche die Fraͤnkiſchen Koͤnige fruͤhzeitig 
ergriffen, trug viel dazu bei, den Adel feſter an ſie zu knuͤpfen, 
und die Zahl ergebener Freien beim Dienſte im koͤniglichen 
Gefolge zu vermehren. Die Könige theilten viele Güter, die 
fie in den vormals Roͤmiſchen Provinzen als kaiſerliches Cligen⸗ 
thum in Beſitz genommen ‚oder fonft, ‚bei den fucceffiven Lands 
eroberungen fich vorbehalten, oder durch Confistation ſich zuge⸗ 
eignet hatten, unter die Tapferſten aus dem Adel und aus den 
Freien als Belohnung aus, von welcher die; Beguͤnſtigten bei 
Genuß entweder, auf eine. beſtimmte Zeit (auf Widerruß) oder 
auf Lebenszeit haben ſollten. Dieſe Edlen und Freien, welche 
einen ſolchen Gutsbeſitz als Belohnung -Chenefieium).‚prigngten, 
wurden dadurch dem Koͤnige zur Treue und zu Kriegsdienſten 
beſonders verpflichtet. Der Koͤnig erwarb ſich in. dieſen Nutz ⸗ 
nießern der ausgetheilten Güter die ſicherſten unmittelbaren ro 
feute (leudes, fideles, vassi, milites regis),; ;, - 

In einer vonder Fraͤnkiſchen verfchiedenen Berfarhung febten; 
diejenigen Deutfchen WVolksſtaͤmme, - welche, "obwohl von den 
Fraͤnkiſchen Königen in Abhängigkeit verſetzt, doch ihre einheimi⸗ 
ſchen Fürften behalten hatten und bei: ihren innern Berhälts 
niffen, bei. der Ausuͤbung einer gewiſſen Autonomie gelaſſen 
worden waren. In dieſen Ländern Worzuͤglich Baiern, Aleman⸗ 
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niennund Thuͤringen) blieben die altgermaniſchen Einrichtungen 
länger in Uebung. Die Erbfuͤrſten dieſer Volksſtaͤmme hatten 
die herzogliche Kriegsgewalt, die Gerichtsbarkeit, den Vorſtand 
in den Volksgemeinden, die Geſetzgebung in. Verbindung mit 
den Gemeinden. Das Verhältniß der Dienfitreue, zu welcher 
diefe Fuͤrſten dem Könige. verpflichtet waren, : zeigte ſich vorzägs 
lich darin, daß. fie. ihm zu beftimmten Zeiten. gewifle Leiftungen 
und Geſchenke entrichten ‚. und auf. fein Gebot: mit ihren Dienfts 
mannen zu den Fraͤnkiſchen Heerzuͤgen ſich ftellen. mußten. 


| Bmeites Kapitel 


Bergung von den Carolingern sie auf das 
a: ſogenannte ——— 


Die Foꝛiſchritte in der Ausbildung und Befeſtigung des Staats, 
die erweiterte Erkenntniß von der Beſtimmung der koͤniglichen 
Macht und das Streben nach ſyſtematiſcher Ordnung durch das 
Ganze, in Verbindung "mit lebendiger Bewegung des Einzels 
nen, werden. durch den Züfammienhang der pölltifchen Schoͤpfun⸗ 
gen -befündet, welche Carl der Große hinterließ. 2. 

Der Monarch, welcher durch die Annahme der Roͤmiſchen 
Kaiferwärde die Attribute der Föniglichen Macht wefentlich. er⸗ 
weitert und verftärkt hat, ift oberſter Verwalter uͤber das Reich, 
Erhalter des Friedens im Innern, Befchüßer des Rechts und‘ 
der Gerechtigkeit, ſelbſtſtaͤndiger Gebieter ‘Über die Kriegsmacht, 
Dberauffeher . und : Wächter über die kirchlichen Verhältniffe im’ 
Staate; vom Megenten werden alle Reichsbeamten ernannt, 
alle Bifchöffe eingefegt; in feinem- Namen fprechen die öffentlichen 
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Beamten das Recht; nach ſeinen Befehlen werden die Pros 
vinzen und die Gauen verwaltet. ‚Der Kaifer hat feine Macht 
aus füch felbft, durch das befeftigte Erbrecht in feinem Geſchlecht; 
er iſt ſelbſtſtaͤndiger Nepräfentant der ganzen Hoheit ded Staats, 
da der Urfprung feiner Macht nicht in’ irgend einem Kreife der 
Gefellfchaft außer ihm liegt, fondern mit der Perfönlichkeit des 
Regenten confolidirt .ift. : Die Höchfte Autoritaͤt im Staate hat 
neben: dem Erbrecht noch darin den wirkſamſten Stüßpunft ges 
wonnen, daß die Eriftenz der Eaiferlihen Gewalt 'mit den relis 
gidfen Begriffen im die engften Beziehungen gefeßt, ald von 
Gott felbft ausgegangene Beranftaltung anerkannt, und in diefer 
Eigenfchaft durch den Zutritt Firchlicher Weihen vor allem Volke 
geheiligt wird. In dem Erbreht, in’ den noch lebendigen Ers 
innerungen an. die Machtvolltommenpeit der Mömifchen Kaifer, 
im religiöfen Glauben und in der Kirchenlehre hat die Fors 
derung der Treue und des Gehorfams bei allen Reichsange— 
hörigen eine fefte Bafid gefunden. Die Huldigung, welche die 
Thronfolger von den Ständen des Reichs und vom Volke zu 
empfangen haben‘, erfcheint nunmehr als feierliches Zeichen der 
fhon. gültig gefhehenen Beſitznahme der erfedigten 
Würde, als nothiwendige Anerkennung: defien, mas durch die 
alten Meichsüberlieferungen und durch die religidfe und lirchliche 
Weihe bereits entſchieden und ſanctionirt iſt. | 
Durch das Minifterium der großen Hof⸗ und Staatöber 
amten, aus welchen: der uͤbermaͤchtige Major domus weggefallen 
it, wird die Centralverwaltung des Reiches’ nach den Eutſchluͤſ⸗ 
fen des. Monarchen geleitet. Für die Beforgung der Firchlichen 
Angelegenheiten ift dem Meinifterium ein Geiftlicher beigeordnet, 
dem zugleich die Hofeanzlei und die Hofgeiftlichkeit untergeben 
it (Apocrisiarius et Archicapällanus); das Nichteramt des 
Pfalzgrafen, der als erſter Minifter in den weltlihen Anger 


legenheiten überhaupt functionirt, ift erweitert; als Organe für 
Reihard D. Städteverfaſſ. 4 
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die Verwaltung der einzelnen Reichstheile find. die Herzöge: und 
Strafen, die oft Eivils und Militärgewalt in ihrer. Perfon vers 
einigen, in den Provinzen und Gauen vom Könige eingeſetzt; 
unter der Auffiht der Grafen verwalten die Centenarien oder 
Vicarien die Hundreden und: find für die verfchiedenen Gefchäfts: 
zweige mehrere Unterbeamte (Minifterialen) in Thätigkeit. Die 
geiftliche Gewalt wird durch Metropoliten, Bifhöffe und die 
ver ausgeübt, 

- Karl den Großen hatte die Selbſtleitung der — 
die reiche Lebenserfahrung, die geſchoͤpfte tiefe Menſchenkenntniß 
und der politiſche Scharfblick auf die richtige Abſtraction ge⸗ 
gebracht, daß unbewachte, uncontrolirte Beamte leichter in die 
Verſuchung gerathen, in ihrer Amtsfuͤhrung zu ermuͤden und 
zu ermatten, im Pflichteifer nachzulaſſen, von der ſtrengen Ges 
rechtigkeit abzuweichen, die Gewalt unbewußt oder vorſaͤtzlich 
zu mißbrauchen, falſchen Richtungen zum Nachtheil der öffent 
lichen Sache zu lange zu folgen, perſoͤnlichen Vortheil oder Ge⸗ 
faͤlligkeit auf Koſten der Unparteilichkeit dem ihnen anvertrauten 
gemeinen Wohl vorzuziehen. Der Scharffinn des großen: Ges 
feßgebers erfann fich die practifhen Mittel, die Depofitarien 
der Zaiferlichen Gewalt zur wachfamen Ihätigkeit und zur Pflichts 
treue zu.nöthigen. Es wurde eine permanente Nachfrage 
über den Geift der Verwaltung un» Rechtspflege 
oder eine lebendige Verantwortlichkeit durch die 
Einführung einer doppelten Kontrolle. gefchaffen 
Fürs erſte wurde. den Bifchöffen die: Controlle über die Ver⸗ 
waltung der Grafen und hinwiederum den Grafen die Controffe 
über die Verwaltung. der Bifchöffe gegeben. Fürs zweite wurden 
vom Kaiſer für die einzelnen Provinzen außerordentlihe Bez 
vollmächtigte (Missi, Sendgrafen, theild aus weltlichem, theils 
aus geiftlichem Stande) aufgeftellt, von welchen jeder die ihm 
beftimmte Provinz durghreifen, auf einer angeftellten Landes 
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verſammlung (placitum) den Zuſtand der Provinz zu erkundigen 
und die Verwaltung der Grafen oder Bifchöffe zu unterfuchen 
hatte. | 

Nach diefen Einrichtungen hat die Nechtöpflege folgende 
Geftalt angenommen. 

Die Gerechtigkeit wird durh den Kaifer, den Pfalzs 
grafen, die - Grafen, die Centenarien und die Das 
cane verwaltet. Bei. den Deranen (Richtern der Gemeins 
heiten, Markgenoffenfchaften) werden die geringfügigen Rechts⸗ 
ſachen gefchlichtet und die unter den eigenthümlichen Markrechs 
ten begriffenen Gegenflände regulirt; vor den Centenarien 
werden die Klagen über geringere‘ Verwundungen, Injurien, 
fleifchlihe Verbrechen, Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und alle dinglichen und perfönlichen: Klagen, die nicht an das 
Gaugericht (Grafending) gewiefen waren, verhandelt; die Gras 
fen richten noch über Friedensbruͤche, über Streitigkeiten, die 
das. Eigenthum an unbeweglihen Sachen oder Leibeignen bes 
treffen, über Freiheit oder Leibeigenfchaft: eines Menfchen; die 
Sendgrafen urtheilen über die Appellationen, die von den 
Parteien wider die Ausfprüche der Grafen und Eentenarien an 
fie ergehen, fie umnterfuchen die Beſchwerden, die wider die 
Grafen oder Bifhöffe bei ihnen angebracht werden, und fie 
entfcheiden ſelbſt Darüber, oder erftatten dem Könige ihren ‚Bes 
richt; der Pfalzgraf erkennt, wenn geringere PDerfonen 
wider den Nichterfpruch des Sendgrafen Appellation einwenden; 
der König entfcheidet in legter Inſtanz über die Appellationen, 
welche gegen die Exrkenntniffe der Sendgrafen an ihn felbft ger 
zichtet werden; ihm allein ift vorbehalten, die höchfte Buße 
(bannus regalis) aufzulegen und die Acht zu erfennen; vor dem 
Kichterftuhl des Königs werden auch die Nechtshändel der Bir 
fchöffe und Aebte, der Herzoge und Grafen, und anderer Gros 


ben ausgetragen. 
4 * 
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Die innere Verfaffing der Gerichte iſt nunmehr (durch 
Carl den Großen) fefter geordnet. Das unfichere und ſchwan⸗ 
Eende Urtheilfinden durch aufgebotene wechſelnde Schiedsrichter 
aus der Schaar der freien Einfaffen im Gerichtefprengel iſt 
abgefchafft. Den Richtern aller Snftanzen find unter dem Namen 
der Schöffen (scabini) Uetheiler zur Seite geordnet, die als 
obrigkeitlihe Richter zur beffändigen Führung 
der rihterlihen Function beftimmt, und unter. Aufficht 
der Sendgrafen aus den ‘Geprüfteften und Gefchäftsfundigften 
unter den Edlen und Freien gewählt find. - Die Schöffen ind 
beftimmt, in den ordentlichen (ungebotenen): Gemeindegerichten 
zuerft, in den gebotenen Berichten allein das Urtheil zu fprechen: 

In Sachen, worüber: der König unmittelbar zu richten 
hatte, mußten geiftliche und weltliche Große ihm zur Seite die 
Stelle der Schöffen vertreten. Die zweckmaͤßige Beftellung der 
Centenarien war dadurch mehr verfichert, daß ihre: Wahl durch 
die Sendgrafen, unter: Beirath der Grafen: und mit Bein 
der Volksgemeinden, entſchieden wurde. 

Die Gerichtsbarkeit - der großen Grundherren unter dem 
geiftlichen und weltlichen Stande dehnt ſich mehr aus. Die 
Bezirke der gefreiten Herrfchaften fondern fih immer mehr aus 
dem Verbande der Baugemeinden und’ bilden erimirte Territod 
sien, auf welde die Gaugrafen und übrigen —— ia 
amten wenig Einfluß behalten. 

Das Inſtitut der Reichsſtaͤnde erhält ſich als —— 
Glieb in der Ordnung des Reiches. In der Reichsverſammlung 
ſind die Repraͤſentanten des großen Grundvermoͤgens, der oͤffent⸗ 
lichen Einſichten und der Geſchaͤftserfahrung, die Beſitzer der 
gefreiten Herrſchaften und die geiſtlichen und weltlichen Beam⸗ 
ten — die Erfahrnen in den Rechten, den Geſetzen, der Rechte: 
pflege und der Landesverwaltung — vereinigt. Die Geſetz⸗ 
gebung beruht gemeinfchaftlih auf den Rechten des Königs und 
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auf den Mechten der Reichsſtaͤnde. Altes Wichtige wird nur 
mit Beirath der Neicheverfammlung ausgeführt. Die Selbſt— 
befriedigung, welche den Gliedern des Reichstags durch ihre 
Mitwirkung‘ bei der Gefeggebung und Verwaltung zu Theil - 
wird, fichert die allgemeine Ausführung der Geſetze und die 
MWilligkeit in der Vollziehung der Berwaltungsmaaßregeln. 

Für die niedern Kreife der Staatsbewegung, für die Volks; 
Kämme in ganzen Provinzen und für die Gaugenoffenfchaften 
beftehen fortwährend die Landesverfammlungen oder Volksge⸗ 
meinden. Das Volk hat Hierdurch ein Mittel, für die Er⸗ 
haltung. feines gefeßlihen Zuftandes felbft mit zu wachen. - Die 
Sendgrafen des Königs find mit der Macht bekleidet, die Bis 
fchöffe, die Grafen, die Eentenarien, die Defane und die Schdfs 
fen vor ihren Nichterftuhl zu fordern, wenn Befchwerde gegen 
ihre Verwaltung und ihre Mechtspflege erhoben worden find, 
Durch die Macht der Sendgrafen wird die Unabhängigkeit der 
Freien gegen die DVergrößerungsiuft des Adels geſchuͤtzt. Yon 
dem erkundigten Zuftande in den Provinzen, von den Verhand⸗ 
Jungen mit den Sandesverfammlungen erftatten die Sendgrafen 
dem Könige und dem Neichstage ihren Bericht. 

Der ftantölluge Kaifer wußte den Werth der Städte für 
die Lebensentwidelung in feinem Reiche, für die Aufnahme des 
Ackerbaues, der Gewerbe und des Handels zu würdigen. - Durch 
die Beſtimmung von Stapels und Handelsplägen wurden dem 
Berfehr im innern Deutfchland zweckmaͤßige Richtungen geges 
ben. Für die feſten Pläge, welche die Keichsgrenzen im Norz 
den und Dften gegen die Mormänner und Slaven ſchuͤtzen foll- 
ten, wurden Pläge gewählt, nach denen der Handel an der 
Meeresfüfte, auf den Flüffen und auf den Landftraßen fich cons 
centriren konnte. Vom Scharfblick Carls des Großen war auch 
die Stelle gewählt, wo Hamburg blüht. 

Die Kriegsverfalung , welche die Carolinger überfamen, 
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knuͤpfte fih an die im der- gefellfchaftlichen Ordnung ſchon bes 
feftigten Bänder und Klaffificationen. Die erfte und ftrengfte 
perfönliche Verpflihtung zum Kriegsdienfte hatten- die Staates 
beamten und die zahlreichen Edlen und Freien, an welche allent: 
halben im Reiche Beneficien vertheilt waren (Ministeriales regii, 
vassi fortiores, fideles), und durch diefe Beneficiarien fanden 
dem Könige zugleih die Schaaren ihrer Dienftleute zu Gebot. 
Dem Könige waren demnächft die vielen Dienftleute auf den 
öniglichen Herrfchaften zu den Waffen bereit. Auf das Aufs 
gebot zur Heerfolge (Heribannus) mußten ferner die Grafen mit 
ihren Eentenarien an der Spitze der Freien aus den Städten 
und Villen, und die Übrigen Edlen, die nicht ſchon unter den 
Staatöbeamten und ald Befiger von DBeneficien in der befons 
dern Dienftpfliht für den König begriffen waren, mit ihren 
Dienftleuten fih ftellen. Aus der Claffe der Freien erfchienen 
Alle in Perfon, deren echtes Eigenthum den zum Kriegedienfte, 
verpflichteten Beneficien gleich fand, und welche daraus die 
Koften der Ausräftung für fih zu tragen vermochten; von den 
minder vermögenden freien. Sandeigenthümern mußten mehrere 
zufammentreten, um einen unter fich auszuräften. Befreiung 
vom perfönlichen Kriegsdienfte war den Geiftlichen bewilligt. 
Aus den im VBefige der Kirche befindlichen Gütern und Benes 
fieien zogen die verfammelten Minifterialen unter Anführung 
der zur MWertheidigung der Kirche und zur Verwaltung ihres 
Eigenthums beftellten weltlichen Beamten (den Wögten, advoca- 


tis) zum Heere. Das Zurückbleiben vom Heerbann wurde mit 


Auflegung des Königbannes Keiner Buße von 60 solidis) oder 
mit dem Verluſt der Beneficien geahndet. Den Kriegsbefehl 
in jeder Provinz und die Anführung der zum Heerbann aufge: 
botenen Grafen, Edlen, Kirchenvödgte, Freien und Dienftleute 
hatte ein vom Könige fir die Dauer des Krieges ernannter 


Herzog, in jeder Grenzprovinz ein Markgraf. 
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Die Einkuͤnfte des Koͤnigs floſſen aus den Nutzungen der 
föniglichen Herrſchaften und den nah und nach zum koͤniglichen 
Fiscns gezogenen großen Waldungen. der Gaugemeinden, aus 
den in den Reichs- und Pandesverfammlungen auf das Merz 
langen :des Königs bewilligten, jetzt ſchon mehr als Schuldigs 
feit betrachteten Gefchenfen, aus dem alten Römifchen Cenfus, 
aus den Zöllen, Confiscationen,, Geldbußen und aus der Münze, 
Für die Perſon des Königs und feines Gefolges und für das 
Bedärfniß des Heeres wurden in jeder Provinz, fo lange er 
darin Hof hielt, oder mit der Kriegsmacht verweilte, auf die 
Güter. des: Adeld und der Geiftlichfeit, wie auf die freien Ges 
meinden in den Städten und Villen’ allgemeine Natur + Lieferun: 
gen geboten, zum Transport der Eöniglichen Effecten und des 
Kriegsmaterials Vorfpannpferde (Veredi, Paraveredi) und Kriegs; 
fuhren (Angariae und Parangariae) ausgeſchrieben. Auf ger 
meine Koften der Provinzen, nach beftimmten vom Könige feſt⸗ 
gelegten. Normen, mußten die Zöniglihen Beamten auf ihren 
Gefchäftsreifen verpfleget werden und Spannung für ihre Pers 
fonen und Effecten erhalten. 

Der geiftlihe Stand wußte zu einer Zeit, wo noch am 
meiften bei feinen Gliedern die wichtigften Kenntniffe heimifch 
waren, für fih und das Kirchengut einen Vorzug nach dem 
andern zu erwerben... Ein bedeutendes, in feinen Folgen ſehr 
wichtiges Privilegium war die Gerichtsbarkeit, welche die Bis 
fhöffe und Aebte feit dem neunten Jahrhundert über die auf 
den geiftlihen Gütern gefeflenen freien und unfreien Perſonen 
erlangten, und wodurch die dem Centenarius und dem Grafen 
juftändige- Gerichtsbarkeit theils eingefchränkt, theild ganz aus: 
gefchloffen wurde (Emunitas, Immunitas), Durch frühere fönigs 
liche Schenkungen hatte die Geiftlichfeit das Recht erworben, 
innerhalb ihrer Güter den Roͤmiſchen Cenſus von den betreffens 
den Diftricten zu beziehen, und in der- Folge wurden der Kirche 
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auch andere in den geiftlichen Beſitzungen fällige Einkünfte des 
föniglichen Fiscus, namentlich die gerichtlichen Bußen und die 
Zölle uͤberlaſſen. Förderlih zur Befeftigung geiftliher Unab⸗ 
hängigkeit und zur Sonderung des. Kirchengutes aus den Vers 
hältniffen der Gauverbindung waren ferner die Verleihungen 
des Marktrechts und der Marktgerechtigkeit auf die geiftlichen 
Herrfchaften, die Befreiung der. geiftlichen Gerichtseingefeflenen 
von den Laften der Borfpanne u. a, m. 

Die Macht der Geiftlichkeit ward auch äußerlich dadurch 
immer mehr verflärkt, daß die der Kirche vom Könige übers 
gebenen Beneficien und die geiftlichen Güter. häufig in. Eleineren 
Theilen an Adeliche, Freie und Minifterialien zur Benutzung 
und zum Aderbau verliehen wurden, und daß die Kirche dadurch 
zahlreihe Vaſallen und Zingspflichtige gewann, Bald wurden 
auch freie Dienftleute, die auf eigenem Boden faßen, in bie 
Immunitaͤtsbezirke hineingezogen, und viele, die von den koͤnig⸗ 
lihen Beamten Druck empfanden, übergaben ihre Eigenthum 
der Kirche, um als deren Hinterfaffen oder Dienftpflichtige wirks 
famen Schuß zu gewinnen. | 

Auf dem. Boden der Herrfchaften und Güter, für welche 
diefe Begnadigungen (privilegia de immunitate) ertheilt waren, 
durften die Öffentlichen Beamten fein Gericht halten, feinen 
auf dem gefreiten Boden gefeflenen Freien oder Unfreien vor 
Gericht laden, keinem derfelben öffentliche Laſten auflegen, von 
Niemanden Bußen erheben. Die Rechtspflege war dem Herrn 
der Ymmunität oder feinem Stellvertreter vorbehalten. Auch 
follten die Hinterfaffen der Kirche zu den gemeinen öffentlichen 
Laften, denen fie wie andere Unterthanen unterworfen blieben, 
nicht durch die ordentlichen öffentlichen Beamten, fondern nur 
durch ihren Herrn angehalten werden, der wegen Erfüllung 
feiner Schuldigkeit hierunter dem königlichen Missus verantworts 
lich blieb. 
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Es geftaltete fih im Öffentlichen Zuftande ein Gegenfaß 
zwiſchen der Gewalt der Gaugrafen und der übrigen öffentlichen 
Beamten auf der einen, und der den Immunitaͤtsbeamten übers 
tragenen Gewalt auf der andern Seite. Im größeren Kreife, 
im ftaatlihen Verbande der Sraffchaft erhob fich eine lokale 
Unabhängigkeit, eine politifche Selbſtſtaͤndigkeit, das befreite 
Territorium einer Immunität (eines Mundats). 

Jeder Bifchoff hatte zur Behauptung der. äußern Sichers 
heit für die Kirche und deren Eigenthum, zur Vertretung der 
Kicche und ihrer Güter vor Gericht, zur Aushbung der welt: 
lichen Gerichtsbarkeit über die freien und unfreien. Hinterfaflen 
der Kirche und zur. Verwaltung der geiftlichen Güter weltliche 
Stellvertreter (Advocatos, Vögte) zur Seite. Zur Handhas 
bung der bewaffneten Macht und des rechtlichen Schuges mar 
der Schirmvogt (Protector, Defensor), zur Ausübung der 
gefreiten. Gerichtsbarkeit ein zweiter Vogt (fpäter der Dinck⸗ 
Bogt genannt), zur Aufficht über die Verwaltung des Kits 
henguts allgemein und über die in den verfchiedenen Guͤtercom⸗ 
pleren adminiftrirenden Minifterialen (Vicedomini) der Kaftens 
vogt beftell. Den Schirmvogt ernannte in der Regel der 
König , die Übrigen Wögte, welche der Aufficht des Schirmvogts 
unterworfen waren, der Bifchoff mit Beirath des Grafen. 

Zu den unterfcheidenden Merkmalen der vogteilichen Ges 
richtsbarkeit in den Ymmunitäten gehörte, daß die Klagen, 
welche von einem Freien beim Grafen oder Eentenarius wider 
einen im Immunitaͤtsbezirke begriffenen Hörigen oder gegen 
einen freien, auf einem Mansus ingenuilis wohnenden Hinters 
faffen angebracht wurden, vor den ordentlichen Richter an den 
Bifchoff oder den Kirchenvogt zur Verhandlung der Sache in 
den gerichtlichen Formen und zur Gewährung der Rechtshuͤlfe 
gegen feinen Untergebenen zu verweifen waren, daß aber, wenn 
der Kläger den Ausſpruch des Kirchenvogts fich nicht gefallen - 
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fieß, der letztere ſelbſt für feinen Untergebenen vor dem ordents 
fihen Gericht zu Recht ftehen und über. fih Urtheil ergehen 
laffen mußte. Die Freien, welchen Grundftücfe auf den: Gütern 
einer Immunität verliehen waren, die aber außerdem noch echtes 
Eigenthum befagen, ‚behielten gleich anderen Freien ihren Ges 
sichtöftand vor dem ordentlichen Nichter und bedurften Feiner 
Vertretung des Vogts. Auch hatte der Kirchenvogt jeden Hinz 
terfaffen, der wegen eines mit Leibs oder Lebensſtrafen verpoͤn⸗ 
ten Verbrechens angeklagt war, vor das ordentliche Gaugericht 
zu ftelfen, widrigenfalls die Öffentlichen Beamten fich des Ver⸗ 
- brechers: mit Gewalt bemächtigen dinften. 

| Der Borgang der Geiftlichkeit wirkte auf den Adel. Die | 
großen Grundherren, aus welchen der König die oberften Hof⸗ 
und Gtaatsbeamten und die Grafen wählte, brachten. es auch 
ihrer Seits bald dahin, daß ihnen fiscalifche Rechte. verlichen 
wurden. Bor anderem erlangten fie die königliche Autorifation, 
auf ihren Gütern Zölle zu erheben und Märkte. anzulegen. 
Das Anfehen und die Macht des Adels: mußte in dem Vers 
haͤltniß fteigen, in welchem durch Fönigliche Begünftigung die 
Benefieien bei feinen Gliedern fich häuften. Größeren Anhang - 
an eigenen Bafallen und freien Dienftleuten wußten die Reiches 
beamten (Seniores, optimates) für fich felbft dadurch zu ers 
werben, daß fie Theile von ihren Befigungen wieder an andere 
Adliche von minderem Anfehen als. Beneficien verliehen, und 
mit Heineren Landanweifungen unter der Verpflichtung zu Krieges 
und andern Ehrendienften viele Freie mit fi verbanden. In 
der Zeitfolge fonnte e8 auch, bei dem vorherrfchenden Einfluffe 
der Großen, nicht fehlen, daß die Schugherrlichkeit und ges 
gefreite Gerichtsbarkeit, welche die Genoflen des Herrenftandes 
auf ihren Gütern ſchon beim erften: Aufwachfen der Villen. auss 
üben durften, vermöge fucceffiver Eöniglicher Begnadigungen 
fi den erweiterten Befugniſſen einer Immunitaͤt näherten, 
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Sn Folge diefer Veränderungen Eonnten in faatsrechtlicher 
Hinfiht zwei Hauptgattungen von Villen unterfchieden werden. 
Die Villen waren entweder öffentliche, die, von Deerbannss 
pflichtigen Freien bewohnt, der Gewalt des Gaugrafen unters 
worfen waren (villae de comitatibus) , oder folche, die fich unter 
einem grundherrlihen oder ſchutzherrlichen Nerus 
befanden. Die legtere Hauptgattung theilte fih, nach dem vers 
fehiedenen Stande der. Grundherren, in drei Elaffen. Die eris 
mirten, oder der Grafengewalt gefchloffenen Villen waren ents 
weder im Befige des Königs, oder der Geiftlichkeit, oder des 
Adels, des Herrenftandes (Cvillae honimam regis , villae de im- 
munitate, villae indominicatae). . 

So hatte fih nah und nah in den Gauen neben den 
ordentlichen Gerichten von Seiten des Staats, dem Gauges 
richt und dem Centgericht, und neben der Verwaltung durch 
‚die Öffentlichen vom Könige eingefegten Beamten, eine gefons 
derte Mechtspflege und eine unabhängige Verwaltung der Lofalis 
täten, durch die Inhaber der gefreiten Herrſchaften und durch 
die Befiger der Immunitaͤten aufgeftellt. Im Mamen des 
Königs und des Staats handelten die Grafen und Eentenarien, 
für die Immunitaͤten die von den Grundherren beauftragten 
Vögte und übrigen Beamten. 

Die fihwachen Regierungen der legten Kaiſer aus Caro⸗ 
lingiſchem Stamme legten den Grund zu großen Veraͤnderun⸗ 
gen im geſellſchaftlichen Zuſtande des Reiches. Die Macht der 
Geiſtlichkeit und des Adels wurde immer ſtaͤrker. Das Syſtem 
der Beneficien erweiterte und befeſtigte ſich mehr und mehr; 
auch die Staatsaͤmter wurden in das Verhaͤltniß der Beneficien 
gezogen. Die Erblichkeit der Beneficien- war: im Weſentlichen 
entfchieden, ald Karl der Dicke den königlichen Vaſſen 
und ihren Vaſallen die Ermächtigung gab, ihre Beneficien auf 
ihre Söhne überzutragen., Moch fteiere. Hand, ihre Gewalt 
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zu vergrößern und zu befeſtigen, gewannen die großen Grund—⸗ 
herren durch das allmählige Verſchwinden des Sendgrafenamtes. 
Sobald diefe Wächter. für die fönigliche Autorität und für den 
Nechtözuftand der Freien die Staatsbeamten nicht mehr con⸗ 
teolirten,. fonnten diefe ihre Amtsgewalt in den Gauen unges 
flört dazu benugen, ihre eigenen Bafallen und Minifterialen 
zu vermehren, und dadurch, für ihr befonderes Intereſſe, den 
Kreis der zu ihrer. eigenen Schuggenoffenfhaft gehörigen Per⸗ 
fonen auf Koften der Öffentlichen. Gauverbindung gu ‚erweitern; 

Die ackerbauenden Freien ,. welche auf dem platten Lande 
theild für fich. in abgefchloffenen Markgenoflenfchaften,  theils 
in Verbindung mit Villen lebten, wo herrfchaftlihe Höfe und 
hörige Hofgemeinden ſich befanden, geriethen in einen Zuftand 
der Schuglofigkeit. Gegenüber den: feftverbundenen Schugges 
noffenfchaften, die der mächtigere Adel mit feinen Vaſallen und 
Mtinifterialen. bildete, fahen die ifolirten Freien vielfacher Bes 
druͤckung fich blosgeſtellt. Diefe Lage, in welcher die entfernte 
Föniglihe Gewalt wenig Erleichterung zu ſchaffen vermochte, 
nöthigte viele Freie, ihrer Unabhängigkeit zu entfagen und das 
echte Eigenthum ihrer Grundftüde einem Mächtigen, dem Gras 
fen, oder anderen Gliedern des KHerrenftandes, oder der Kirche 
zu übergeben. Mit diefer Veränderung erlangte. zwar ‚der Freie 
den nähern und Eräftigeren Schuß, der ihm: bei der eingetres 
tenen Schwäche der Staatsgewalt Bedärfniß war; er behielt 
wohl in vielen Fällen für feine Perfon die meiften Rechte 
eines Freien; -allein der Wechfel des dinglichen Verhaͤltniſſes, 
der Eintritt in das Verhältniß der lokalen Schußherrlich 
keit, mußte den Stand folcher Freien in der gefellfchaftlichen 
Drdnung mefentlich verändern. Am menigften läftig mar der 
Wandel, wo die Freien für ihr Eigenthum nur zinspflichtig 
wurden, und im Webrigen bei ihren Rechten verblieben; ers 
träglich waren auch die Verhältniffe,. wo die Freien ſich einem 
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Schutzherrn als un freie Dienſtleute oder Schutzpflich— 
tige uͤbergaben. In dieſen Fällen blieb der neuen Claſſe der 
Hinterſaſſen das Nechtider: Waffenfuͤhrung und die Heerbanns⸗ 
pflichtigkeit, wiewohl ſie für dieſe nunmehr dem Gefolge: der 
Schutzherren ſich beizähfen -laffen. mußten; Anders ftellte fich 
aber die Sache, wo, nah. Maaßgabe der‘ Bedingungen bei 
der Eigenthumsäbertragung, die Freien als. Schußhörige (bald 
mit ausgedehnteren, bald' mit eingefchränfteren Abgaben und 
Dienftpflichten) dem Hofrecht bei ‚einer Curtis’ unterworfen wur⸗ 
den. Bei. folchen Uebereinkuͤnften traten die Freien: mehr in 
die Grundverhaͤltniſſe der Hörigkeit und verloren die Theilnahme 
an der Waffenführung und am der Heerbanrispflichtigkeit. : Allen 
Freien, welche ihre. Eigenthum einem : Schugheren. übertragen 
hatten, "ging ohne Unterfchied der Vorzug verloten, indem 
Volksgemeinden. ald Schöffen gewählt zu: werden und — 
zu finden. 

Dieſe Becänderung des. Soſtems in den niedern geſell⸗ 
ſchaftlichen Kreiſen uͤberlieferte einen großen Theil der freien 
unabhängigen Grundeigenthuͤmer ih. die Gewalt. der Geiſtlich⸗ 
feit und des Adeld. In einer günftigern Lage befanden ſich 
die. Hinterfaffen der Geiftlichkeit, deren Tendenz. ſchon an und 
für fih zur Schonung und Erleichterung. ihrer Angehörigen fich 
neigte, “und ‘welche für. fih und ihr® Schugpflichtigen manche 
Eremtion von den. gemeinen Öffentlichen Laften zu. erwerben und 
zu behaupten: verſtand. Ungänftig, oft hart drüdkend. wurde 
das Verhaͤltniß für die Hinterfaflen des Adels, der die Waffens 
führung zu feiner vorzüglichften Befchäftigung wählte, und alle 
übrigen gemeinen Laften feinen Schußpflichtigen zumies. . Da 
fo viel von der Aushbung der öffentlichen Gewalt bei ihm bes 
ruhte, fo fonnte ihn nichts hindern, die in ſeine Schugherrlichkeit 
aufgenommenen Freien nach und nach in die Lage der — 
Hoͤrigen mit herabzudrucken. | 
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AIn⸗ demſelben Verhaͤltniß, in welchem die Gemeinden der 
freien unabhaͤngigen Grundeigenthuͤmer auf dem platten Lande 
ſich minderten, mußte das Gewicht der Gegenkraft geſchwaͤcht 
werden, welche dem Koͤnige zur Behauptung ſeiner Macht und 
zur Einſchraͤnkung des Adels Beduͤrfniß war. Das Koͤnig⸗ 
thum mußte, den großen Grundherren mit. ihren Schutzgenoſ⸗ 
fenfchaften, Bafallenfchaften und Hinterfaflen gegenüber, immer 
ſchwaͤcher, immer Fraftlofer werden, je mehr es die freien Volkes 
gemeinden unter fih ifoliren, und durch, die gehäuften Trens 
nungen: aus dem. Gauverbande feinem unmittelbaren Einfluffe 
entziehen ließ. Mit. der. Unterdrückung der freien Eigenthämer 
in den.offenen Bilfen twurde dem. Könige ein großer Theil der 
Schaaren entführt, auf die er ficher hätte zählen können und 
durch die es ihm möglich geworden. wäre, die Großen in den 
Banden der Abhängigkeit und des. Gehorfams zu erhalten. 

Die Ausgänge des neunten Jahrhunderts fanden das Königs 
thum zu ſchwach, um die Anmaßung und die Zwietracht der 
geoßen und Heinen Herren: deö Landes dämpfen, und den innern 
Rampf zwifchen den gährenden Elementen der Gefellfchaft loͤſen 
zu können, | 

Eine Geftaltung erhielt fih, die dem Könige feſt befreuns 
det blieb, und den mwohlthätigften Einfluß in: die Entwickelun⸗ 
gen der folgenden Zeiten zu gewinnen beftimmt war. Die 
Städte begannen fih zu heben und neben der Geiftlichkeit 
und dem Adel eine felbfiftändige Stellung in der gefellfchafts 
lichen Ordnung zu erftreben.. In den Städten behauptete der 
Stand der Freien fein Dafeyn, während die angeftammte Volkes 
freiheit auf dem Lande allmählig in der Hinterſaſſenſchaft und 
Hörigkeit unterging. In den freien Gemeinden der Städte 
keimte, wuchs und ftärfte fih das Element, durch deflen Wirk 
famfeit der Zwiefpalt: der gefellfchaftlihen Richtungen gehoben, 
ein Gleichgewicht der gefellfchaftlihen Kräfte wieder begründet 
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und die gelähmte Macht des Königthums zur en ftants 
licher Einheit geftärkt werden follte. | 

- Ein wefentlicher Stüßpunft war .der Voltefeiheit — 
erhalten worden, daß die Fraͤnkiſchen Koͤnige die wichtigſten 
Städte Römifchen Urſprungs meiſt bei ihren. innern Gemeindes 
Einrichtungen gelaffen, und in ihrem unmittelbaren Schuge 
behalten hatten. In diefen Städten (civitates regiae , imperia- 
les) tmußte die Gewalt der für fie befonders eingefegßten Grafen 
(comites civitatum) fich den eigenthümlichen Rechten, Gefegen 
und Gewohnheiten der Tängft organifirten Gemeinden accommos 
diren. Diefe ftädtifchen Grafen waren, den großen ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Gemeindekörpern gegenüber, nicht in der Lage, für fich 
felbft auf Kojten der ftädtifchen Freiheit Bergrößerung zu ges 
winnen, wie es bei den übrigen. Grafen (comites pagortum) 
leichter möglich war, fondern fie mußten fich firenger auf das 
Verhältnig des Beamten befchränten. : Die: großen Stadtgemeins 
den blieben unter dem unmittelbaren Einfluffe ‚des Königs, und 
athineten darum freier. ine ſolche Stellung ‚hatte im Laufe 
jener: Periode, wo die Geiftlichkeit und der höhere Adel ihre 
Macht auf Koften der Eöniglichen. Gewalt zu erweitern. und die 
Volksmaſſe ihren Einfluffe zu unterwerfen ftrebten, großen Werth. 
Es war dadurch die Möglichkeit gegeben, daß das ftädtifche 
Leben fich um fo felöftftändiger und vielgeftaltiger entfalten konnte. 

Der Städtebau hatte fi inzwifchen nach den Impulſen, 
die von Carl dem Großen ausgegangen waren, während des 
nennten Jahrhunderts weiter über die Mitte, die nördlichen 
und die Öftlihen Regionen Deutſchlands verbreitet. Die öfter 
wiederkehrenden Einfälle wilder Völker vom Norden und vom 
Dften her zeigten das Beduͤrfniß, die angelegten Wohnfige zu 
befeftigen. Der Kaifer und die geiftlichen und weltlichen Gros 
Ben legten in oder bei den bedrohten Drten fefte Schlöffer oder 
Burgen an. Viele offene Villen, welche ſich im Laufe der 


zeit erweitert hatten, umgaben fih mit Mauern und Gräben 
und ftellten ſich dadurch in. die Meihe der befefligten Städte 
(civitates:, urbes). Zur Bertheidigung der Burgen wurden von 
den Grundherren Dienftleute (Burgmannen, Burgenses, Ca- 
strenses)' beftimmt, denen dafür die Benugung gewiſſer Grunds 
ſtuͤcke (Burglehen, feuda castrensia) angewiefen war. Diele 
Vaſallen, welchen die Bifchöffe, Achte und Grafen Ländereien 
mit der Verpflichtung zum Waffendienfte in Fehden verliehen, 
bauten fefte Bergſchloͤſſer als Zufluchtsorte gegen feindlichen 
Ueberfall. Die Vertheidigung der Städte blieb. ihren Gemeins 
den überlaffen. 

Die beginnende Umwandlung offener Billen in befeftigte 
Städte ließ die innern Verhaͤltniſſe derfelsen noch unberührt. 
Das Markrecht blieb daſſelbe. Die nun entftandenen, Städte 
ſchloſſen entweder Gemeinden in fi, die als villae publicae 
ſich erhalten hatten und ausfchließlih von freien Eigenthämern 
zufammengefegt waren, oder es beflanden Gemeinden völlig 
freier Eigenthämer, fchußpflichtiger Freien, auch höriger Hinz 
faffen eines herrfchaftlichen: Hofes. in einer Ringmauer neben 
einander, Die Freien lebten. unter öffentlichen Beamten nach 
Volksrecht, die Schußpflichtigen, die Dienfimannen in den bes 
feftigten Höfen oder. Burgen und die Hörigen unter grundherrs 
lihen Beamten nach Hofrecht. 

‚Aus den gefellfchaftlihen Gährungen, unter — der 
Fraͤnkiſche Reichsverband zerfiel und Deutſchland zum geſonder⸗ 
ten unabhaͤngigen Reiche ſich geſtaltete, gingen im Laufe der 
naͤchſtfolgenden drei Jahrhunderte die wichtigſten Verwandlun⸗ 
gen der Verfaſſungsverhaͤltniſſe hervor. 

Aus dem Fraͤnkiſchen Reiche gingen auf das Deutſche 
Reich mit uͤber: das Koͤnigthum, die Verwaltung des Reichs 
durch Herzöge, Markgrafen und Grafen, die Reichs; und Lan— 
desverfaminlungen , die Standesunterfcheidungen.der. Geiftlichkeit, 
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des Adeld und der Freien, die Immunitaͤten der geiftlichen 
Grundherren, die Schußherrlichkeiten des Adels, die beſondern 
Verbindungen des Koͤnigs mit den geiftlichen und weltlichen 
Großen, und zwifchen den leßteren und den übrigen Ständen 
durch das Beneficialſyſtem, die Städte, als freie Gemeinden’ 
unter unmittelbarem Einfluſſe und Schuge der Reichsgewalt. 
Die königliche Krone blieb nicht mehr das erblihe Bes 
fföthum einer einzigen Familie Das Königthum verwandelte 
fih in eine Würde, die auf der felbftftändigen Wahl der geifts 
lihen und weltlihen Großen rühte, auf melche die weltlichen: 
Großen gleichen Anfpruch neben einander machten, und auf 
die). wie nach dem Beduͤrfniß des Reichs jeder Zeit fich ergab, 
der‘ weifefte, der erfahrenfte und der fapferfte ‚unter den Maͤch⸗ 
tigen die ficherfte Anwartſchaft hatte. Es ward aber, nachdem 
die Grundlage der höchften Gewalt ſich verändert. hatte, auch 
das Verhaͤltniß zwiſchen dem Neichsoberhaupt, der Geiftlichkeit 
und: dem Adel weſentlich verändert. Die Häupter der Geifts 
lichkeit und der, mächtige Adel’ ſtrebten nach dem Ziel, die Baͤn⸗ 
der’ der: Abhängigkeit von der föniglichen Gewalt zu lockern und 
zu loͤſen, und es mußte diefes Beſtreben um fo mehr gelingen, 
da das Königthum, ald Ausflug einer freien Wahl der Optis‘ 
Maten, viel von der frühern Unabhängigkeit und Seldftftändigs 
keit. entbehrte, und da die Kaifer durch den anhaltenden umd 
ernfthaften Kampf, in den fie nach und nach: mit den Päpften 
fh verwickelt: fahen, die Kraft und den Nachdruck zur’ Bez 
dauptung ihres Nechtsgebiets gegen die Großen verloren. Solche 
Schwierigkeiten zu befiegen, hatten auch die mächtigften Hetzoge, 
weihe die Wahl auf den Kaiferthron berief, feine hinreichendem 
Mittel. Seitdem. in der Zertheilung ‚der Öffentlichen Gewalt 
die Reichseinkünfte mehr und mehr fanfen, feitdem die Kaifer 
in gehäuften Verlegenheiten das Reichsgut durch Verkäufe, Vers 
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war jeder Ihroninhaber auch mit dem beträchtlichfien Erbgute 
zu ſchwach, um die Neichdangelegenheiten allenthatben mit Würde, 
und nachhaltiger Kraft zu führen und Meichsfriege gegen, aus⸗ 
wärtige Feinde, fo wie einheimifche Fehden gegen mißvergmigte, 
Große mit. fiherem Erfolge zu beſtehen. Häufiger mußten fi; 
Veranlaffungen zu Mißverfländniß, zu Neibung,. zu Widers: 
feßlichkeit und zu offener Empörung finden, da die Wirkſamkeit 
und die Grenzen der koͤniglichen Gewalt und die Rechte und 
Verpflichtungen der Reichsſtaͤnde noch durch kein poſitives Geſetz 
der Ungewißheit entruͤckt waren, da die zerſtuͤckelten factiſchen 
Ueberlieferungen ſich noch zu keiner vollſtaͤndigen ſtaatsrechtlichen 
Schoͤpfung, zu keiner planmaͤßigen und — — 
Staatsverfaſſung ausgebildet hatten. 

Die Koͤnige begannen die Großen des eich, die EN 
haber der hoͤchſten Staatsämter, von der unmittelbaren Mits 
wirkung bei der oberften Leitung der Reichsangelegenheiten ents 
fernt zu halten, und ihren. Staatsrath aus den N und 
aus abhängigen Minifteriafen zu wählen. 

Ein fhädlicher Ruͤckſchritt war es ferner, daß die grhents 
lichen Reiches und Landesverfammlungen außer. Uebung kamen, 
und daß der König nur zuweilen, nah. Gutduͤnken, die Gros 
Ben zu Verſammlungen berief, die nür in minder. wichtigen: 
Sachen ‘wit rathen, mithin. die Bedeutung: bloßer Hoftage 
(engerer Berfammlangen) haben ſollten. Was. ohne den Rath. 
der Großen behandelt und :befchloffen wurde,. konnte in dieſen 
keine willigen Vollſtrecker finden. 

Ueber die Provinzen, in melde die zu einem — 
gehoͤrigen Grafſchaften zum Zwecke der Heerbannsordnung zu⸗ 
fammen gezogen waren, ) geboten die Herzoge als beftändige 





. ) Es beftanben zuerft Herzöge in Sachſen, Schwaben, Aleman⸗ 
nien, Baiern, Kärnthen, Ober⸗ und Niederlothringen, fpäterhin 
auch in Franken. j 
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Statthalter- des Kaiferd, um ftatt det vormaligen Sendärafen 
die Militaͤrgewalt auszuüben, den Landfrieden zu bewachen und 
ih vorkommenden Fällen mit den Eingeſeſſenen der Provinzen 
Sandtage zu halten, Die unausweichliche Nothwendigkeit, zur 
Herzögsmärde nut die Mächtigften unter dem Herrenftande zu 
waͤhlen, war ein Hauptgrund, ‚warum diefelben Familienſtaͤmme 
durch Uebergang des Amtes. vom Vater auf den Sohn. im 
Beige diefes Vorzugs ſich erhalten Fonnten. 
Die hergogliche Gewalt zu. mäßigen und: zu controliven, 
und die königliche Gerichtsbarkeit im Mittel der einzelnen Pros 
vinzen allenthalben in Iebehdiger Wirkfamkeit zu erhalten, ords 
nete Otto der Große ‚die ſchon unter den’ leuten Garolihgern 
sorbereiteten Abtheilungen des oberſten Hofgerichte. Zur Bes 
fhleunigung: ber Kechtspflege in Höchfter In—⸗ 
ſtanz ward das Pfalzgrafenamt auch den Provins 
jen mitgetheilt. Zur Seite der Herzöge richteten die Pfalzs 
grafen als. königliche Landeichter zwifchen affen Parteien, bie 
der Hergoglichen und graͤflichen Gewalt und dem Berichtsbann 
der Immunitaͤten nicht unterworfen waren, und als Oberrichter . 
für die. vom den. gewöhnlichen Gerichten durch Appellation devol⸗ 
virten Sachen. In, dem toichtigften Angelegenheiten der Pros 
vinz war der Herzog an den Rath und die Beiſtimmung des 
Pfalzgrafen · gewieſen. Dem letzteren war auch die Auſſicht 
uͤber das in der Provinz begriffene koͤnigliche Kammergut uͤber⸗ 
geben. Ze | u A 

Die Grafengewalt, die nunmehr regelmäßig vom Vater 
Auf den Sohn übergetragen wurde, entfernte fih immer mehr 
son dem Begriffe eines vom Könige ertheilten Amtsrechtes. Die 
urfprönglichen Erbgüter oder die eigenthämlichen Grundherr⸗ 
fhaften der Grafen confolidirten fih mit den vom Könige Übers 
tragenen Beneficien, und leicht konnte die Graffchaft, die alls 
mählig dem Werhältniffe der VBeneficien gleichgeftellt wurde, Im 

5 * 
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dns uͤbrige Eigenthum der Familie mit: uͤbergehen. Jemehr 
auch die Immunitaͤtsbezirke ſich erweiterten und die Gauver⸗ 
bindung beſchraͤnkt wurde, deſto eher erlangten einzelne Grafen 
die Vereinigung mehrerer Graſſchaften in ihrer Perſon. Oefters 
geſchah es auch, daß die Herzoge erledigte Grafſchaften in 
ihren . Provinzen fih vom. Kaiſer übertragen ließen: - Mit, dem 
Zeitpunfte, wo die Grafen ihre Amtsgewalt mit ihrem Eigen⸗ 
thume vereinigten, „brachten diefe auch den größten Theil der 
Einkünfte an fih, wage d die Kaiſer aus den — be⸗ 
zogen hatten. 

Durch dieſe — hatte der Stand des — 
Adels in Deutſchland eine feſte Grundlage gewonnen. 

Die Privilegien, welche der Geiſtlichkeit von mehreren 
Kaiſern (beſonders von Otto dem Großen) bewilligt wurden, 
das oͤfter richtig treffende politiſche Syſtem der Kaiſer, welche 
in den geiſtlichen, unter ihrem Einfluſſe zu ernennenden Großen 
ein Gegengewicht wider die ſteigende Macht der weltlichen Gro⸗ 
ßen zu ſchaffen fuͤr raͤthlich erkannten, und die entſcheidenden 
Vortheile, welche die Paͤpſte Schritt vor Schritt, mit Liſt und 
Gewalt, uͤber den Kaiſer errangen, trugen nach einander dazu 
bei, die unabhängige Stellung des geiſtlichen Standes zu ‚bes 
feftigen. Die Immunitaͤt, die. den. geiftlichen Herrſchaftsbe— 
zitken fchom fange verliehen war, dehnte ſich aus... Die Bir 
fchöffe und. Aebte erwarben für. die geiftliihen Güter die gräfliche 
Gerichtsbarkeit, wodurch diefe gefreiten Herrſchaftsbezirke von 
der. Gauverbindung gänzlich gelöft und. zu ‚völlig gefchloflenen 
Territorien. umgebildet wurden. In manchen Gauen wurden, 
felöft die Rechte des Gaugrafen mit-der Gewalt der. ic 
vereinigt. Y 

Die Abfonderungen aus der Gauserbindung — fort, 
die Beziehungen der geſellſchaftlichen Klaſſen zum Reiche — 
men veränderte Geſtalten. RR 
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AMAuch die koͤniglichen Herrſchaften wurden son der Gewalt 
der Grafen eximirt und dadurch von der Gauverbindung abge⸗ 
zogen. In dieſen, nach der zuſammenhaͤngenden Lage in vers 
ſchiedene Bezirfe vereinigten Herrfchaften,, wurde die Ausübung 
der: Grafenfunction einem andern Beamten, einem Reichs 
dogt (Advocatus imperũ) übertragen, der im Hauptorte des 
gebildeten Bezirkes (der Reichsvogtei) auf einer a Tr. 
oder Pfalz feinen Sitz befam. 

Vortheilhaft erfchien der Schuß der Hteichhodgte, da der‘ 
Öffentliche. Schug in: der Gauverfaffung mehr und mehr. feine 
Wirkfamkeit verlor. Ein- Theil der freien: Gemeinden, der es 
vorzog, in unmittelbarer Verbindung mit dem Reiche zu bleis 
ben ‚: ergab ſich an die Neichevogteien. Die Städte, welche 
den Reichsvoͤgten untergeben wurden, nannten: ſich — 
des ori Städte 

Die Formen des Benefliatverhättnifes, tue welches. die 
— Könige nach und nach den in feinem Urſprunge 
und in ſeinen Rechten ganz ſelbſtſtaͤndigen Adel und Viele aus 
der in ihren Rechten eben ſo ſelbſtſtaͤndigen Klaſſe der Freien 
in naͤhere Verpflichtungen gegen ihre Perſon gezogen hatten, 
wirkten ſeit dem neunten Jahrhundert immer entſcheidender auf 
den ganzen Zufammenhang der buͤrgerlichen Geſellſchaft. Schon 
nach dem Altern Syfteme war der Adel als Befiger von Gütern 
mit- echtem Eigenthume zum Dienfte im Heerbann: verpflichtet. 
Diefe Verpflihtung wurde noch ftärfer angezogen, als der: Adel 
die ihm vom Könige verliehenen Beneficien mit feinen urſpruͤng⸗ 
lich freien Stammgätern (gefreiten Grundherrfhaften, auch 
Alodien) allmählig confolidirt hatte.  Wermöge des neu Hinzus 
getretenen Verhältniffes wurde. der Adel dem Könige zu Leiftung 
des Kriegsdienftes allgemein, zu: andern Ehrendienften und zur 
Erweifung befonderer Treue „überhaupt verpflichtet; als Benes 
ficien empfingen ' die. Großen 'vom : Könige. die Staatsämter 
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gleiche Pflichten, wie der Adel, hatte die Geiftlichkeit für den 
vom Könige verliehenen Befig beträchtlicher Beneficien, zu übers 
nehmen; ‚durch die Austheilung vieler Güter unter der Geftalt 
von Beneficien verbanden  fih die Mächtigen unter der Geifts 
lichkeit und dem Adel einen zahlreichen Anhang aus den unbes 
güterten Edlen und aus den Freien; um die Vortheile, „den 
wirkſamen Schuß in den. ftärfern Verbindungen des Beneficial⸗ 
‚ verhältniffes zu gewinnen, übergaben viele Freie ihr. echtes Eigen⸗ 
thum dem nächften mäshtigen Grundherrn «Cgeiftlichen oder welts 
lichen Standes), von welchem fie dann daB Ihrige als Vene⸗ 
ficium, als Lehen zuruͤck empfingen. 

Die Baͤnder der geſellſchaftlichen Klaſſen, die wechfelfiti 
gen Beziehungen der verfihiedenen Stände exfcheinen fortan auf 
lange Zeit unter den: Geftalten des Lehnsnerus, Die Staates 
verbindung wird auf veränderte Grundſaͤtze gebaut; die: Begriffe 
son der. Einheit des Staats pflanzen ſich in den Gaͤhrungen 
eines rohen: Zeitalterd unter dee Huͤlle, unter den Uebergängen 
der. Lehnsbeziehungen fort; durch die: Feudalpflichten, 
bie fih won oben mach unten in mannigfacher Abſtufung bes 
fefligen, werden die Beziehungen der gefellfhafts 
lihen Theile auf einen gemeinfamen Mittelpuntt 
lebendig erhalten; das Feudalſyſtem tritt in die 
Neihefolge der allmähligen Rechtsbildungen, 
unter welchen die Idee des Staats beiden Euros 
päern zu reifen beftimme ift. 

Die Kriegsverfaffung, welche von lange her zum großen 
Theil auf die Abftufungen des Beneficialfuftems gebaut war, 
knuͤpfte fih bald an das Lehnweſen. Die Kriege gegen die 
vom Dften her andeingenden Bölker hatten dazu gendthigt, auf 
die. Herftellung einer zahlreichen. Neuterei die vorzuͤglichſte Sorg⸗ 
falt zu verwenden. Die Folge. davon war, daß von dem an 
die ordentliche Dienſtleiſtung im Heerbann fih immer mehr 
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auf Reuterdienſt beſchraͤnkte. Die Schwere der. Ruͤſtung fors 
berte beftändige Hebung im Gebrauche der Waffen; Kleiner wurde 
die Anzahl der, Freien, welche dem veränderten und lange ans 
haltenden Dienfte fi widmen konnten, oder den erhöhten Aufs 
wand für die Auschftung zu Pferde und die. Selbftverpflegung 
mit Lebensmitteln aus ihrem Eigentum zu beftreiten vermoch⸗ 
ten. Die -Reichsbeamten und übrigen. großen Grundherren 
ftellten fih mit ihren Vafallen und Minifterialen und mit den 
Freien, : deren‘ Sandeigenthum die Groͤße hatte, durch iwelche 
die Einſtellung zum Heerbann bedingt war. Diefe Klaſſen 
leiſteten Felddienſte zu Roß (Nitterdienft); Fußvolk wurde in 
geringerer Anzahl aus dem nicht zum Heerbann pflichtigen Volke 
gezogen und mit Soldreichung unterhalten. Alles uͤbrige Volk, 
welches fruͤher zur Heerfolge pflichtig war, aber nach der neuen 
Kriegseinrichtung mit dern perſoͤnlichen Heerdienſte verſchont blieb, 
mußte den Dienſtherren eine Entſchaͤdigung dafuͤr leiſten. Durch 
dieſe Leiſtungen (Heerſteuern), die zu Anfang nur als außer⸗ 
ordentliche Abgaben erhoben wurden, aber allmaͤhlig in ordent⸗ 
liche Laſten ſich verwandelten, wurden die noch uͤbrigen minder 
beguͤterten Freien auf dem platten Lande den ſchutzpflichtigen 
Hinterſaſſen immer mehr gleichgeſtellt. Mit dem Austritt aus 
der Heerbannspflicht verlor der gemeine Freie ſeine kriegeriſche 
Ehre; entwaffnet war er der Willkuͤhr des Schutzherrn unter⸗ 
worfen, dem er fuͤr den Reichsdienſt ſteuern mußte. 
Das Volk wurde wehrlos; Dienſtleiſtung mit den Waffen 
blieb ihm nur fuͤr die Faͤlle gemeiner Landesnoth verſtattet. 
Dieſe Veraͤnderung in der Kriegsverfaſſung gab den Impuls 
zur Aufrichtung einer neuen Geſtalt in der geſellſchaftlichen 
Ordnung. Zu den Dienſtmannſchaften des Adels ſammelte ſich, 
wer die kriegeriſche Ehre behaupten oder ſichern Unterhalt finden 
wollte. In naͤhere Verbindung mit dem Adel traten die be⸗ 
guͤterten Freien, denen von ihrem Eigenthume Ritterdienſte zu 
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leiſten zukam; in Lehenpflicht Hei den großen Grundherren ließen 
fih aufnehmen und den Dienfimannen gleih Hulde zu thun 
verfprachen, die fonft nur dem Könige und feinen Beamten 
unmittelbar zu. Dienfleiftung im Heerbann zu. folgen fich pflichr 
tig erfannten. Den Namen der Krieger (iilites) ‚und dem krie⸗ 
gerifchen Ehrenvorzug behielten fortan nur jene ‚Freien und 
Dienfimanren, die. zum Keuterdienft, oder ad Ritter 
zum ‚Deere fich einftelltens 

Durch die daurende Gemeinſchaft in der — Lebens⸗ 
wie wurden der Adel, die im Mitterdienfte begriffenen Freien 
und die Bafallen und Miniſterialen des; Adels immer eriger 
verbunden. Die. freien Männer, welche Ritterdienft .leifteten, 
bildeten  allmählig eine feſte Einigung, eine engere Genoflenz 
ſchaft, die als ihre Hauptbeftimmung kriegeriſches Leben bes 
zeichnete, und für die Zulaffung in ihrem Bunde: gewille Prüs 
fungsperioden. ‚und Auffteigungspunfte anfegte, zugleich aber auch 
für das Verhalten unter. den Genofien eine ‚gewifle, auf. die 
Ritterſitte gegründete. Regel aufftellte. _ Freie ehrliche Geburt, 
Meifterfehaft in den. Waffenuͤbungen und: Beharren beim Krieges 
dienfte waren unter andern nothwendige Bedingungen für die Auf⸗ 
nahme in den Bund: (ordo militaris), oder für,die Erhebung’ 
zur Ritterwuͤrde Gum Schildesamt). - Leicht Eonnte die Ritters 
würde in den Gefchlechtern. der Edlen, Vaſallen und begüters 
ten Freien auf eine Neihe von Generationen heimifch werden, 
und als erblicher perfönliher Borzug gewifler. Gefchlechter Aus 
erfennung finden, da Bafallens Nexus, Minifterials Verhältnig 
und Heerbannspflicht die Befiger der Lehen, der erblichen Benes 
ficien und der größeren freien Güter zum Beharren bei der 
Eriegerifchen Lebensart leiten mußten. 

Die Mitglieder des Nitterordens fonderten fih von den 
übrigen Freien und geftalteten fich zu einer, neuen: politifchen 
Corporation, zu einem befondern Stande in der Reichsordnung. 


00. Berbinbungen zwiſchen Adel und Ritterthum. 73 


In der Elaffification des Volkes nahm diefe ‚Corporation als 
Stand der Ritterbuͤrtigen, oder der ELLE 
Standpunkt zwifchen dem. Adel und den Freien... 

Durch das Mitte der. kriegerifchen Lebensart und: der —— 
Perſonaleinigung in der Regel des Ritterthums wurden dem 
Adel die ſtaͤrkſten Aſſociationen zugefuͤhrt. Der Adel: und die 
Kitterfchaft naͤherten ſich im Zuſammenfluſſe mannigfacher In⸗ 
tereſſen, und beide Klaſſen bildeten eine geſellſchaftliche Verei⸗ 
nigung, deren Einfluß auf das Ganze, des Reichs um fo ent⸗ 
ſcheidender werden mußte, da die Kraft der Waffen ſaſt aus⸗ 
ſchließlich bei ihr beruhte. In dieſer Verkettung gewann der Adel 
die Unabhaͤngigkeit vom Koͤnige, wie vom Volke. 

So war, im natuͤrlichen Gange der Dinge, eine ſelbſt⸗ 
ſtaͤn dige Geburts⸗Ariſtokratie in der Reichsordnung 
völlig befeſtigt worden. Das ariſtokratiſche Princip 
wirkte als eine der ſtaͤrkſten Garantieen für die 
Stetigfeit in der Deutſchen Staatsentwidelung, 
Uebermaͤchtig wurde zwar auf eine Zeitlang die Wirkſamkeit des 
Adels ſyſtems und verderblich für viele Verhaͤltniſſe ward. öfter 
der Mißbrauch, den. der Adek durch fein Uebergewicht zu uns 
terhalten vermochte. ... Allein. unter den höheren Geſichtspunkten 
der Staatöbildung und der Kulturentwicelung diente die befes 
fligte Macht des Adels in: Deutfchland einem hochwichtigen 
Zwecke. Für. die fommenden Yahrhunderte war 
mit der befefligten Selbſtſtaͤndigkeit der Großen 
im Deutfdhen Reiche, der Eaiferlihen Gewalt 
gegenüber, auch die Frage von der Selbſtſtaͤn— 
digkeit der Deutſchen Volksſtaͤmme, die Frage 
von der ſelbſtkraͤftigen Berwaltung, von leben di— 
ger-SGefesggebung und von der freien Geiftesents 
wiedelung durch alle Provinzen; des Reichsver— 
bandes in der Hauptſache entſchieden. | 
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Als eine zweite für die Geſellſchaft hoͤchſt wichtige ſelbſt⸗ 
ftändige Geftaltung hatte fih im Laufe der Zeit neben der kai⸗ 
ferlihen Gewalt und neben der Macht des. Adels die Geifts 
lichkeit ſchon lange befeftigt. Den Kampf um die völlige. Unabs 
hängigfeit des geiftlichen Standes entſchieden die von Gregor VII. 
fieghaft: verfochtenen Grundſaͤtze. Das Zeitalter war nicht bes 
fähigt, die Begriffe von der Einheit und Identitaͤt der Geſell⸗ 
ſchaft unter den Formen des Staatlichen. wie des Kirchlichen 
fi; zu Bilden und feſtzuhalten, und der folgenſchwere Dualiss 
mus, der"fich des Lebens im Staate bemaͤchtigt hatte, wurde 
foftematifiet. - Die Kirche ſchied ſich als ſelbſtſtaͤndiger Organis⸗ 
mus aus den--Übrigen Bildungen des Staatslebens; eine in 
fi) confequent organifirte und durch ſich ſtarke Kirchengewalt 
ſtellte fih der Staatsgewalt als unabhängiges . Wefen gegen⸗ 
uͤber. Das Papſtthum unternahm es, ſich über das Kaifers 
thum zu ſchwingen. Die unwlderſtehliche Gewalt des Papſt⸗ 
thums erzwahg die Unabhängigkeit. der Kirche vom 
©taate, die Freiheit der kirchlichen Geſellſchaf— 
ten von dem Einfluffe der weltlihen Gewalt. Dee 
Sieg diefes- Principe gab der Kirche die. völlige Freiheit für 
ihre innern gefellfchaftlihen Einrichtungen. Der Kaifer und 
die weltlichen: Großen mußten seinwilfigen, daß die Wahl der 
Paͤpſte, Metropoliten, Biſchoͤffe und Aebte mit vollfommnee 
Freiheit - aus den -geiftlihen Corpovationen : hervorginge. Zur 
Behauptung  diefes Princips wurden die mächtigften und wirks 
famften Mittel in Bewegung gefegt. - Die fchon durch frühere 
Privilegien vorbereitete: Eremtion der Geiftlihen und aller welts 
lihen Gerichtsharfeit wurde vollendet, die geiftliche Gerichts⸗ 
barfeit über die Laien ausgedehnt, das geiftliche Strafrecht vers 
ſchaͤrft, das Canonicalweſen ausgebildet, allen Geiftlichen das 
Coͤlibat auferlegt, : das Moͤnchsweſen durch alle vom — 
thume erreichten Regionen verbreitet. 


. - Eähmung d. Königk; Gewalt; Wachethum d. Staͤdte. 75 


AImmer  fehwieriger mußte fuͤr die Kaifer, auch bei der 
anfehnlihften Hausmacht, die Handhabung der höchften Reiches 
gewalt werden, je unabhängiger der Adel, fih fühlte, je furchts 
barer der Einfluß der von Rom aus: beherrfchten Geiftlichkeit 
ih darſtellte. Ä | tt 

Ganz iſolirt und darum deſto Eraftlofer hätten ſich die 
Kaiſer bei dem Beftreben gefehen, die Reichsautoritaͤt über die 
Großen, zu. behaupten und, die- Einheit im. Reihe zu erhalten, 
erfolglos wäre jede Anftrengung der: Kaifer geblieben, die vers 
derblichen Verisrungen nach der einen oder ‚der andern Rich⸗ 
tung zu verhuͤten und ein. Gleichgewicht zwifchen den fish wider⸗ 
firebenden Anfprüchen: zu. gewinnen, wenn nicht, zum Gluͤck 
för Deutfhlands allfeitige Ausbildung, -mitten 
in ſolcher Verwirrung die Städte fich weiter verbreitet, vers 
größert und verftärkt, und als eine zur felbftftändigen Wirkfam; 
feit heranreifende Kraft, als. ein neues Gewicht in der Ordnung 
des Meiches und, der Propinzen Platz ergriffen hätten. Was 
Karl der Große angeregt und angepflanzt hatte, verftanden die 
Könige aus dem Sachfenftamme zu würdigen, zu. pflegen und 
zw ftärfen. Mit fchaffendem Geiſte griff Heinrich J. in die 
Entwickelung der Zeit, als er. die Deutſchen Volksſtaͤmme aufs 
rief, das innere: des Landes mit Städten zu beleben und mit 
Burgen zu beſchuͤtzen. Die größer angewachlenen Villen wurs 
den. ‚befeftigt, viele neue Städte in fruchtbaren, dem Landbau 
und dem Verkehr günftigen: Gegenden angelegt und mit Mauern 
umgeben, : felbfiftändige Buͤrgerſchaften und Eriegerifche Vertheis 
diger für die. neugebauten Städte aus den im: platten Lande 
verftresten, zum Nitterbienfte im Heerbanne verpflichteten freien 
Srundbefigern .(milites, agraxü) gefammelt, auserlefene Dienfks 
leute in die: Burgen: verſetzt. Die Flußgebigte des Mains, der 
Weſer, der. Saale und der Elbe begannen ſich mit Städten zu 
ſchmuͤcken, die als. Sitze neuer Bißthuͤmer, als Antriebspunkte 
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für den Landbau, und als Sammelplaͤtze fuͤr den Handel und 
Verkehr der Ausbreitung der Kultur . a a“ ver⸗ 
leihen befaͤhigt waren. 

Die Abſonderung der Bißthuͤmer aus der — 
und die Verwandlung der koͤniglichen Herrſchaften in Reichs— 
vogteien, "hatten bedeutenden Einfluß auf die weitere Entwickelung 
des ſtaͤdtiſchen Lebens. Alle Staͤdte, wo ſich Biſchoffsſitze bes 
fanden, und alle befeſtigten Städte (civitates) und öffentlichen 
Villen, die im Gebiete der Reichsvogteien mit eingeſchloſſen 
waren, traten hierdurch in die Verhaͤltniſſe der Immunitaͤt. 
Die Gewalt der Grafen in dieſen Staͤdten ging auf die bi⸗ 
ſchoͤfflichen oder auf die kaiſerlichen Voͤgte über: Thaͤtiger konnte 
in den Städten: die Rechtspflege werden, lebendiger die Ver—⸗ 
waltung ſich bewegen, felöftftändiger die Ausbildung der innert 
Gemeindeverhältniffe ſich entfalten, - je näher die Organe der 
öffenlihen Gewalt mit den Lofalitäten verbunden wurden. Es 
war natuͤrlich, daß die Städte, welche ſchon Außerlich durch 
ihre Befeftigungen  fich ifolirten, auch ruͤckſichtlich ihres Inne⸗ 
ren fich immer mehr-von den Verhaͤltniſſen des platten Landes 
entfernten. ° Die Bewohner der Städte vermehrten- fi; die 
Gewerbe und Künfte befamen Nahrung zu erhöhter Thätigfeitz 
der Anwachs der Bevölkerung gab Anlaß zum Aufbau ‚vom 
Kirchen, zur Einrichtung größerer dffentlichen Anftalten, zur 
Anlegung von Märkten; der Handel und Verkehr gewann 
‚mehr Umfchwung; eine Menge eigenthämlicher Verhältniffe mußte 
fi in den Verwickelungen des ftädtifhen Zuſammenlebens, in 
den Berührungen - des ftädtifchen Verkehrs. geſtalten, mannig⸗ 
fache Bedürfniffe mußten in der gedrängtern- und raſchern Bes 
mwegung des ftädtifchen Gemeinmwefens entftehen. : Unabhängig 
vom. platten Sande, dem diefes Fortfchreiten: in den ftädtifchen 
Verhältniffen fremd blieb, mußten fih in den Städten eigens 
thümliche- Ordnungen für die verfchiedenen Beſtandtheile der 
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Bevdlkerung bilden, beſondere Rechtsverhaͤltniſſe für die Pers 
fonen und das Eigenthum fich: feftfegen, eigenthümliche Organe. 
für die Verwaltung des: auf engerem Raume vereinigten grös 
fern Gemeinweſens ſich aufftellen. In den Städten mußten: 
fih nach dem. Naturgange befondere Verfaffungen m das eigens 
thuͤmliche ſtaͤdtiſche Beduͤrfniß ausbilden. 

Eine innere ſtaͤdtiſche Freiheit, eine leibttau- 
dige Bewegung der ſtaͤdtiſchen Geſellſchaaft fand 
erweiterte Anerkennung im Deutſchen Staatsleben. Es entſtand 
ein ſtaͤdtiſches Gemeinderecht, ein ſtaͤdtiſches Pri⸗ 
vatrecht, welches die Beſtimmungen des Landrechts bald bei 
Kraͤften ließ, bald deſſen Anwendung beſchraͤnkte, bald die Regel 
des Landrechts völlig aufhob, bald neue, dem / uͤbrigen Land⸗ 
recht ganz unbekannte Rechtsinſtitute einfuͤhrte. Die Bahn 
zur Ausbildung des Stadtrechts war durch die Municipals, 
einrichtungen in den Städten Römifchen Urfprunges gebrochen. 
Die Selöfiftändigkeit und die innere Verwaltung: der. Gemeins 
den in Nömifhem Sinne verband ſich mit dem Germanifchen 
Principe, welches den Gemeinden der Freien die Unabhängigkeit 
für: ihre innern Angelegenheiten verficherte. Einzelne ftädtifche 
Inſtitute verbreiteten fi duch Mittheilungen von Stadt zu 
Stadt; es entftanden mehrfache. Gleichförmigkeiten, gewiſſe 
übereinftimmende Richtungen. Die Stellung der Städte in 
politifher und privatrechtlicher Hinſicht bildete ſich 
zu einem Syſteme, welches die ältere Zeit mit dem Ausdrud 
„Wikbilde“, die fpätere mit „Weichbild recht“ bezeichs 
nete. *) Das Weichbildrecht wirkte als wichtiges Hülfsmittel, 





) Gaupp (in den Abhandlungen über Deutfhe Städtegründung, 
Stadtverfaffung und Weihbild im Mittelalter, Jena 1824, 8.) 
hat mit überzeugenden Gründen aus urfundlihen Forfhungen dar= 
gethan, daß in der ältern Deutfhen Spradhe der Ausdrud Wit, 
Wick, Vic dem Lateinifhen „civitas‘‘ und dem fpätern Deutſchen 
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die. verſchieden berechtigten Beſtandtheile einer Stadtgenoſſen⸗ 
ſchaft zu einem Ganzen zu verſchmelzem und zu einen feſt ver⸗ 
bundenen politiſchen Körper. zu bilden. Dieſes Weichbildrecht 
bekam zuerſt in den Roͤmiſchen Städten, im ivelchen ſich Wis 
ſchoffsſitze Hefeftigt Hatten, feine Ausbildung, und verbreitete: 
fih von diefen aus in die uͤbrigen Gegenden Deuiſchlands. In 
politiſcher Beziehung war din Hauptmerkmal des Weichbildrechts 
darin zu derkennen, daß daſſelbe den Staͤdten don Beſtand eines 
Gemeinderathé gewaͤhrte, der aus dem Mittel der Stadt⸗ 
genoſſen ſelbſt hervorging. Die Elemente dieſes Gemeinderathes 
waren verſchieden, nach dem Urſprunge der Staͤdte. In dem 
durch die Roͤmer erbauten Staͤdten, die ihre Roͤmiſchen Ver⸗ 
faſſungseinrichtungen hatten belbehalten koͤnnen, und imit dem 
durch die Erobetung bewitkten Zutritt einer Deutſchen Gemeine 
auch Deutſche Verfaſſungsbildungen in ſich aufgenommen hate 
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m Stadt’ entſpricht, und daß das uralte Deutſche Stammwort 
„Bill, Bilde“ mit dem Begriffe „Recht“ gleichbedeutend 
iſt. Mit dem Ausdruck „Wikbilde“ iſt daher urſprünglich 
Stadtrecht im ugeneinen angedeutet woͤrden. Flr dieſe Er⸗ 
UAarung des erſtern Wortes fprechen bie Bufamnienfegungen: in Bar⸗ 
devit, Brunswic, Catwic, Coswic, BA Dfterwic, ferner, 
in Wilfriede” für Stadtfriede, „Wifmann” für 
. WRathmann in der Stadt. Die Auslegung ded zweiten Worte 
1. beflätigt ſich aus der Bufammenfegung ‚in. den ‚alten. Ausdrücken 
:„Mnbill, Unpildes, Unpild,’ und felbft in dem von Alters 
her in’ England herrfchenden Gebrauche des Wortes ,, Bill“ mag! 
die Verwandtſchaft mit. dem’ urbegriffe dieſes alten. Wortes noch 
erkannt werben, Der. Sprachgebrauch hat ſpaterhin mit dem Aus⸗ 
druck Wikbilde bald die Stadt allein, bald die Stadt mit ihrer‘ 
Feldmark ober ihrem Gebiete, bald das Stadtgebiet Für ſich allein; 
bald die ftädtifche Gerichtsbarkeit bezeichnet und es iſt zulegt, nach. 
der Beſchränkung des Wortes auf ben Begriff von Gtabt oder 
ſtädtiſchem Grund und Boden, ber Ausdruck Wikbilbderecht“ 
für ı Stadtredt im wöiteften Sinne, für die innerhalb der 
Stadt und im Bereiche ihrer Feldmatk (des ganzen ftäbtifchen 
Gebietes in der Umgegend) gültige offentliche und drivatrechtliche 
Verfaſſung adoptitt worden. 
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ten,*) wurde der Kath ans dem Stande der Derurlonen (der ' 
eigentlichen: Gemeinde. der: cives) und aus den Schöffen der. 


*) Den Zufammenfluß bes Römifchen und Germanifchen in den. ältes 
ften und berühmteften, eben deshalb aud am früheften zu Biſchoffs⸗ 
fisen auserfehenen. Stäbten, zeigen unter andern .bie aus. dem 
12. und 13. Zahrhundert ————— urkundlichen Nachrichten 
fiber die Verfaſſung in Coln. 

In der frühern Zeit, unter bem Römifchen. ‚Reihe, hatte in 
.Cöln, weldhes mit dem Jus Italicum. begabt, war, ‚ber dafelbft 
zefidivende Statthalter der Provinz Germania secunda. die Crimi⸗ 
naljurisdiction und die Civilgerihtöbarkeit in, bebeutenden , vorzüg⸗ 
lich in den das größere Grundeigenthum betreffenden Sachen. Nach 
ber Auflöſung der Römermacht nahmen. die Fränfifhen Könige in 
Eöln auf längere .Zeit ihre Refidenz; ein königliches palatium 
wurde bort errichtet, und viele freie Kranken ließen ſich bufelbft 
nieder. Die öffentlihe Gewalt über die Gemeinde und eine bes 
ſchränkte Zurisdiction in bürgerlichen Sachen hatten Magiſtrate in 
Verbindung mit einer Rathsbehörde Ceinem ordo decurionum, 
einer geſchloſſenen Corporation aus gewiſſen Geſchlechtern). Die 
Nömifhe Gemeinde in. der ummauerten Stadt (civitas inıra colo- 
niam) behielt ihr Römifhes Recht und das Weſentliche aus der 
Römifchen Civil⸗FJuſtizpflege und Polizeiverfaflung ; die Freien 
unter den Franken wurden nad ihren Volksrechten regiert, die 
Unfreien nad) Hofrecht behandelt. Mit einer ähnlichen richterlichen 
- Gewalt, wie fie der Römifche Statthalter ausgeübt hatte, wurde 
über Römer und Franken ein Burggraf vom Könige eingefet. 
Der Burggraf hatte, übereinftimmend mit der Gewalt der Baus 
grafen, ben Blutbann und die Gerichtsbarkeit über das Exbe,oder 
über das Eigenthum an Grundſtücken. Vom Burggrafen wurde 
mit Beiſtande der Schöffen, die er aus den Freien zu wählen 
und in ihr Amt einzufegen hatte, das Ganze der ftäbtifchen. Ans 
gelegenheiten, das Wichtigſte ‚mit Zuziehung des Biſchoffs geleitet. 
Mit biefen Schöffen hielt der Burggraf auh das Gericht über 
Erbe im Bereiche ber alten Stadt, das Witziggeding (ein 
Shöffengeriht, judicium sapientum). Späterhin, als die Bis 
ſchöffe das geiftlihe Befistyum um bie Stadt vergrößert und aus 
den Hinterfaffen in den auf dem Grund und Boden der kirchlichen 
Gorporationen erbauten Vorſtädten Immunitätsbezirke gebildet, hat— 
ten, kam neben den Burggrafen ein bifhöfflider Vogt 
(früher Schultheiß genannt), der nicht nur als Immunitätsrichter 
über die Hinterfaffen ber Kirche gebot, fondern auch rückſichtlich 
ber Zurisdiction Über bie Bürger der alten Stadt Göln bei ben 


80 Abſchn. J. Kap.2. Verf. v. Carlad. Gr. b. z. Interregnum. 


Deutſchen Gemeinde zuſammengeſetzt. Mit dem erſtern dieſer 
Elemente ging auf den neuen Gemeinderath die ganze Gewalt 





nicht vor das Witziggeding gehörigen Sachen mit den Burggrafen in 
eine Gemeinfihaft trat. Zu diefer dem Burggrafen und dem bifchöffs 


lichen Bogte gemeinfhaftlihen Gerichtsbarkeit, oder zu diefem vom 
Wigtziggeding getrennten Stadtgericht mußten Schöffen aus einer 
amter den Bürgern der alten Stabt Cöln begriffenen erblichen Ges 


noffenfhaft, ‚ ber fogenannten Riherzehheit (Richerzeggede) 


zugezogen werben. Dieſe gefhloffene Corporation (allem Anfehn 
nach der fortgefegte Stamm ber Bürger mit volllommener Rechts⸗ 


fähigkeit, die Gefarmmtheit des in der Römiſchen Verfaffung begrüns 


deten ordinis decurfonum oder der eivium optimo jure) hatte in 


Bezüg auf die Verwaltung der ftäbtifhen Angelegenheiten Chaupts 


Nächlich wohl rückfichtlich der Polizei) gewiffe Rechte auszufben, 


was durch einen aus der Genoffenfchaft' gewählten engern Ausfchuß, 


die Amtleute der Ritterzechheit (officiati de Richerzeg- 


gede) weldhen Magiftrate mit dem Namen der Bürgermeifter 


Cmagistri civiam)) vorgefegt waren, gefchehen mußte. Es hatten 


aber ber Burggraf und der Vogt die Chöffen, welche zur Hegung 


"des Stabtgerichts aus der Riherzechheit zu entnehmen waren, nicht 


aus der Gefammtheit der Corporation f ſondern aus den Amtleuten 


derſelben zu wählen. 

Nach dieſen Entwickelungen findet ſich in der Mitte des zwölf⸗ 
ten Jahrhunderts die obrigkeitliche Autorität in Cöln unter folgende 
Organe vertheilt: 1) den Burggrafen, deffen Amt erblich geworden 


"war, und der daher feine Gerichtsbarkeit aus eignem Rechte auszu⸗ 


üben hatte; 2) den bihöfflihen Vogt; 3) das Collegium ber 


Schöffen; 4) die Amtleute der Richerzechheit , als Ausſchuß aus ber 


Genoſſenſchaft diefes Namens; 5) die Meifter ber Handwerksgenoſ—⸗ 


fenſchaften; 6) die Richter der Kirchfpiele' in der. alten Städt. 


Als die Vorftädte von Cöln im Zahr 1180 durch eine neue Rings 
mauer zur eivitas gezogen wurden, blieben die Einfaffen auf geifts 
lihem Grund und Boden (in den Smmunitäten) unter‘ mehrere 


Jurlsdictionsbezirke vertheilt. Die Gerichte‘ in diefen Bezirken hats 


Yen innerhalb derfelben über Schuld und Erbe zu erkennen, während 
in den andern Sachen die hohen Gerichte Gewatt barüber behielten. 
Nachdem die Stadt dem Bifchoff übergeben war, trat der Burg— 
graf im das Verhältniß eines bifhöfflichen Vogts, der jedoch feine 
Zunctionen von dem mit -einer andern an befleideten bis 
ſchöfflichen Vogt getrennt fortfegte. 
Man vergl. Eihhorn ü. d, Uriprung der ſtädt. Verf. in Deutſchl. 


‚in ber Zeitſchr. f. geihictl, TERN B. U. Eu 2, 


J ©. 177. flog. 


* 
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mit über, welche ber aus dem Stande der Decutionen ges 


wählte Rathskoͤrper (comsules feit dem 12ten Jahrhundert) im 


Hinfiht auf die Verwaltung des Gemeindeguts, auf die Polizei 
und auf das Marftwefen und die Handwerkseinrichtungen aus⸗ 
geuͤbt hatte; mit dem letztern Elemente wurde dem Gemeinde⸗ 
rathe die fel6ftftändige Theilnahme an der Rechtspflege vers 
ſichert. Zwiſchen den :Gemeinderäthen und den bifchöfflichen 
oder. kaiſerlichen Wögten, welche die Grafengewalt: in den 
Städten diefer Gattung uͤberkamen, wurde dadurch eine genaue 
Berbindung geftiftet, daß die Wögte: ans den Mitgliederh der 


Näthe ihre Schöffen zur Ausübung ihrer Gerichtäbarkeit neh⸗ 


men mußten. Auf gleiche Weiſe würden die Functionen der 
Rechtspflege in allen. Sachen, die nicht vor das Gaugericht 
(Grafending) gehört hatten, mit der Wirkfamkeit des Gemeine 
deraths wefentlich ‚verbunden, indem die mit. diefer : Gerichts 
barkeit beauftragten: öffentlichen, Lokalbeamten - Cherefhaftlichen 
Schultheißen) verpflichtet waren, ihre Schöffen: gleichfalls 
aus dem Gemeinderathe zu. wählen. | In ‚andern: Städten: Roͤ⸗ 
mifchen Urfprunges, wo die Decurionen durch die, Eroberung 
in das Verhaͤltniß einer. Dienfimannfchaft geftellt worten waren; 
und die ftädtifche Verwaltung durch die nach Hofrecht lediglich 
ans den. Dienfimannen gezogenen herrfchaftlichen Beamten ger 
führt wurde, bemirkte die Einführung: des: MWeichbildrechts aͤhn⸗ 
lihe Berwandlungen. Das Weichbildeecht vereinigte die Dienft« 
mannfchaft und die neben ihr befindliche freie Deutfche Ger 
meinde bald zu einem: Gemeindeverbande, ‚zu einer Berichtes 
genofienfchaft, und: durch das verſtaͤrkte Zufammenwirfen diefes- 
größern Gemeindeförpers kam es bald -dahin, daß die Vermwals 
tung durch herrſchaftliche Beamten theils aufgehoben, theils 
eingefchränft und zur‘ Beforgung der Gemeindefachen ein Ges 
meinderath aus der Mitte der Dienfimannen und der freien 


Bürger aufgeftellt wurde. In den Städten, die aus der Vers 
Reichard D, Städteverfail. 6 
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groͤßerung Deutſcher Villen entſtanden waren, bekamen die Schoͤf⸗ 
fen mit Eintritt des ige den Wirkungẽkreis des Gen 
ee ea Et 

ar An der Spitze der ——— — Vorſteher ER 
—— — * consulum, Buͤrgermeiſter), die vom, 
der Gemeinde gewählt waren... Bei dieſen Gemeindebeamten 
entſtand im Fortſchreiten der ſtaͤdtiſchen Gewerbe und im Zu⸗ 
nehmen des ſtaͤdtiſchen Wohlſtandes ſeht bald das Beſtreben, 
ſich und adle Gemeinderaͤthe in ihrer Amtsthaͤtigkeit von ‚dem 
Einwirkungen des Vogts und des Schultheißen — unas⸗ 
haͤngig gu: machen. A TE? 
Auch im Berhättnig:t der Sandwerter brachte: das Weide 
bildrecht mehrfache. Veränderungen: hervor. Die Genoflenfhafz 
ten, zw welchen die Handwerker im den : mehreften Städten 
Roͤmiſchen Urſprunges nach Roͤmiſcher Polizeieinrichtung unter 
Aufſicht der Gemeindeobrigkeit, wiewohl ohne Theilnahme an 
Sch Gemeinderechten und. am der Rathsverwaltung, vereinigt 
wären, füchtenengere Verbindung mit der Gemeinde der. Bürz 
ger; im dem’ minder Yünftigen Hofrecht zu ‚entgehen, dem bie 
Herrſchaft ſich zu unterwerfen trachtete. Im Aufbluͤhen der 
Gewetbe wendeten ſich mehr freie Leute zu den Beſchaͤftigungen 
der Handwerker und gaben den Antrieb, daß auch in andern 
Staͤdten Roͤmiſche Polizeianſtalten auffenommen und die Hand⸗ 
werker und andere Gewerbtreibende in Innungen vereinigt wur⸗ 
ben. Der hoͤrigen Klaſſe der Handwerker In dieſen Städten gas 
ben nunmehr die Verbindungen, in welche ſie mit den Innungen 
der freien Handwerker und mit den. Gemeindegenoflen ſelbſt 
treten. konnte, erleichterte Gelegenheit, entweder die Befreiung 
von den Laften des Hofrechts ganz zu erwerben, oder wenig⸗ 
ftens Hinfichtlich ihres. Gewerbes daffelbe Verhältnig zum Rathe 
und zur) Gemeinde zu.’erlangen, in welches die uͤbrigen Ges 
werbsgen oſſen geſehzt waren. | 
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Bald kam es auch, bei der Mehrung der Gewerbe und 
bei dem fleigenden Bedärfnig an Arbeitern dahin, daß der 
Zudrang von Hörigen in den Städten beguͤnſtigt wurde, und 
daß die Hörigen,. wenn fie die Aufnahme ald Gemeindeglieder 
erlangt umd eine gewiſſe Zeit in der Etadt gewohnt hatten, 
von den Laften der Hörigfeit befreit wurden. Es ward, durch 
ausdrückliche Anerkennung - der Landesherren, ein Recht der 
Städte, daß, wer in der Stadtgemeinde einen beftimmten Zeits 
raum Hinduch als Mitglied gewohnt hatte, für frei angefehen 
werden mußte, und von keinem Schutz⸗ oder Leibherrn weiter 
in: Anfpruch genommen werden fonnte, | 
Mit fteigendem Wohlſtande erweiterten die Städte. ihren 
Landbefis' und ihre Macht durch Erwerbung von Grundſtuͤcken 
in der Umgegend, und durch die Aufnahme benachbarter Lands 
eigenthümer - in das "Bürgerrecht (Ausbärger, Pfalbürger ). 
Sichern Schuß und nähere Verbindung mit den ftädtifchen, 
Aus ritterbürtigen Freien zufammengefesten Gemeinden fuchten 
Diele unter den freien Gutsbefißern , indem fie in den Städten 
Aufenthalt nahmen und ihr Landeigenthum durch Meier ber 
Bauen Liegen. Leicht erwuchs aus diefen Verbindungen freier 
Landbefiger mit einer Stadtgemeinde eine Erweiterung des Stadts 
gebiets. Die’ Stadt’ mochte fich nicht entbrechen, den Schuß, 
welchen der in ihrer Mitte ald Gemeindeglied wohnende Gutes 
beſitzer für feine’ Perfon genoß, auch auf fein Grundeigenthum 
auszudehnen, und leicht Tieß die Gemeinde fidh bewegen, dem 
in feinem Wohnorte gebliebenen Ausbürger diefelbe Sicherheit 
und daſſelbe Recht fire‘ ſeine Perfon und fein Grundeigenthum 
zu gewaͤhren. Das Weichbildrecht uͤberſchritt nunmehr die Gren⸗ 
zen des urſpruͤnglichen Stadtgebiets und begriff auch die Lands 
flaͤchen, deren Beſitzer das Buͤrgerrecht gewonnen hatten. Je— 
meht ſich der Kreis vergrößerte, auf den die Stadt unmittels 
bar zu wirken vermochte, deſto kraͤftiger mußte ſich die Ges 
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meinde fuͤhlen, deſto ſtaͤrker mußte das Gefuͤhl fuͤr Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit in ihr erwachen und ihre Beſtrebungen leiten. 

Im Kriegsdienfte hatte, für die ftadtifchen Geimeinden, 
feitdem fie durch das Weichbildrecht aus der Gauverbindung 
getrennt waren, die Gemeinfchaft mit den heerbannpflichtigen 
Freien ‚aufgehört. ‚Die Bürger der Städte hatten fich: nach 
Aufforderung des Schutzherrn zu waffnen, von welchem der 
Vogt über: fie eingefegt wurde, 

Eonfequent zeigt fi) in den Lebenszuͤgen der Städte die 
Tendenz; nah. Einheit der Gewaltausübung: im In— 
nern der Gemeinde. Dieſe Einheit, welche. den. Gemeinz 
den. ein natürliches Gefühl als nothwendigen Strebepunft vors 
hielt, ward dadurch weſentlich gefördert, ‘daß der: Gemeindes 
rath nicht blos zur Verwaltung des Gemeindeguts und zur 
Handhabung der Polizeigewalt beſtimmt war, ſondern daß ihm 
auch eine felbftiffändige Theilnahme an der Straf 
rechtöpflege und an der Civilgerichtsbarkeit über 
die Bürger und Schußgenoffen der Stadt verfichert 
blieb. Die Gemeindeglieder mußten dem Gemeinderathe in 
allen Handlungen der Öffentlihen Gewalt begegs 
nen. Kine foldhe Stellung war dazu geeignet, den Gemeindes 
räthen Selbftgefühl: zu erwecken und Würde vor den Bürgern 
zu fihern. Eben diefe Selbftftändigkeit und: Wuͤrde der Ger 
meindeobrigfeit mußte aber. Confequenz in die Richtungen des 
ftärifchen Lebens bringen und die Gemeinden ſclbt immer * 
ker machen. 

Das Streben nach Vereinzelung und — ——— 
keit im Beſonderen hatte ſtufenweiſe den ganzen Zuſammen⸗ 
hang der Reichsordnung verwandelt. Mit dem Ausgange des 
eilften Jahrhunderts war die Eintheilung des Reichs in Gauen 
mit der darauf gegründeten, Verfaſſung aufgeloͤſt. Die Herzogs 
thümer und Graffchaften erfchienen nicht: mehr als Befehlshaber: 
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ftellen oder Aemter, die vom Kaifer mit den ihm beliebigen 
Perſonen befegt waren und von der Krone abhängig blieben; 
fondern fi ie waren in den Gefchlechtern  erblich geworden, die 
fih im Beſi iße dieſer Würde befanden. 

Der Name der Graffhaft ging auf die. Allodialgäter. und 
Beneficien über, welche die Grafen in ihrer Perfon allmäplig 
zu einem Ganzen vereinigt hatten, und die ‚Amtsrechte der 
Gaugraffchaft blieben, zum Erbgute umgewandelt, bei den erbr 
lihen Befißern jener zum engern Verband gedichenen gefreiten 
Herrfchaften und verliehenen Beneficien. Das Reichsamt des 
Grafen wurde Realpertinenz des eigenen Gutes, von welchem 
aus der Gaugraf feine Gewalt über den Gaubezirk geübt 
hatte; die Hoheitsrechte, deren Depofitär der Gaugraf geweſen 
war, bildeten fih zum. eigenen Recht des Grafen über den 
Bereich feines gefchloffenen Beſitzthums (Territorii); der. Graf 
erhob fich von dem Werhältniß eines nur vermöge höherer Aus 
torifation handelnden: Beamten zur Stellung ‚eines Regenteu 
aus eigenein Recht, aus felbftftändiger, — aus AA 
Gemwaltfülle. 

Aus dem gelöften —— des — gingen 
mehrfache Multiplicationen der Grafengewalt hervor. Auch 
den Beſitzern kleinerer Herrſchaften wurden die Grafenrechte 
entweder vom Kaiſer als unmittelbar ertheilte Exemtion oder 
von den weltlichen großen Reichsbeamten und von den Biſchoͤf⸗ 
fen, bei welchen die alten Gaugrafſchaften ruhten, vermoͤge 
Delegation (als Vicegrafſchaft) verliehen. 

Auch die Form der Kriegsgewalt, welche durch die Herzoge 
ausgeuͤbt wurde, konnte der Verwandlung nicht entgehen, nach—⸗ 
dem die Veraͤnderungen mit den Grafſchaften entſchieden waren. 
Das Amt der Herzoge, durch welches die in den groͤßern Pro⸗ 
vincialverbaͤnden begriffenen Kirchenvoͤgte, Grafen, Herren und 
Vaſallen zum Kriegsdienſte fuͤr das Reich aufgeboten werden 
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konnten, loͤſte ſich auf, um ſich an mehrere Haͤupter zu verthei⸗ 
len. Die Pfalzgrafen, die Markgrafen, die Inhaber der Herr⸗ 
ſchaften, auf welche die wirkliche Gaugrafſchaft uͤbergegangen 
war (die Landgrafen) und die Biſchoͤffe empfingen als Fuͤrſten 
des Reiches für ihre Beſitzthuͤmer (als Fahnlehen) den Heers 
bann gleich den Herzogen. Die Herzöge mußten fi) mit der 
Gewalt über die Grafſchaften — ‚die in — Beſitze 
ſich befanden. 

Mit. dein Streben mad) Unabhängigkeit verftärfte fich bei 
den Großen auch der Durft nach Machterweiterung. Die 
Mächtigen im. Neiche fuchten ihre Dependenzien zu vermehren; 
Mittel der Güte und der Gewalt wurden von. den Großen ans 
gewendet, um die Schwächern unter dem Herrenſtande in Abs 
hängigfeit zu verfegen, um die Bahl der WVafallen und Dienfts 
leute in ihrer Botmäßigfeit zu vergrößern. Den Druck unges 
rechter Gewalt abzuwenden, ungerechte Fehde. zu dämpfen, den 
Schwachen gegen den Starken zu ſchuͤtzen, fehlte der kaiſerli⸗ 
chen Gewalt zu oft der Nachdruck, da ihre zur Handhabung 
des Friedens und zur Vollftrefung des Nichteramtes Feine vors 
berefchenden Machtmittel und keine abhängigen Beamten zu 
Gebote ftanden, fondern jede Manfnehmung den gefteigerten 
Anſpruͤchen ſelbſtkraͤftiger Landesgewaltigen und Lehnherren ber 
gegnete. 

Das Beifpiel der Großen ahmten die minder Maͤchtigen 
unter dem Herrenſtande und die Reichbeguͤterten unter dem 
Ritterſtande nach. Die Burgen und Bergſchloͤſſer, auf mel 
chen die Kleinen Herren hauften, wandelten fih in Werfftäts 
ten zur Unterhaltung eines -ununterbrochenen Eleinen Krieges, 
zur fteten Störung der öffentlichen Sicherheit. z 

Fehden der großen und der Eleinen Herren beunruhigten 
das innere des Weihe. Das Fauftrecht herrſchte im Meiches 
körper, als die alten Bänder. der Reichsordnung theils gelockert, 
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theils geloͤſt waren, ald die. Eaiferliche "Autorität nicht tuchrs mit 
entfcheidender: Kraft nach allen Punkten wirken konnte, als wie 
Stände des Reiches uͤbereinſtimmend das Syſtem ‚verfolgten, 
ihre Unterordnung unter die Centralgewalt zu befchränfen, und 
die Provinzials und Localgewalt auf Koften der Eaiferlichen: zu 
erweitern, i 

Schwierig ward es für die Städte, in — Geſtaltung 
des Reiches der oft verſuchten Unterdruͤckung durch die Großen 
zu entgehen. Sicherheit fuͤr ihre Freiheit konnten die ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gemeinden nur durch das feſte Anſchließen au: die kaiſer⸗ 
liche Gewalt gewinnen. Die Kaiſer gewahrten immer deutli⸗ 
cher den Werth der Staͤdte fuͤr die Behauptung ihrer eigenen 
Macht und beſtaͤrkten die Anhaͤnglichkeit der freien Gemeinden 
durch vermehrte Privilegien, ‘womit deren Selbſtſtanaigkeit fuͤr 
die innere Verwaltung befeſtigt wurde. 

In dieſe Wirren und Gaͤhrungen des ganzen heſelſchaft⸗ 
lichen Koͤrpers, in dieſe Loͤſungen der geſetzlichen Baͤnder traf 
eine große. Bewegung, welche der Gang des Schickſals 
dazu beſtimmte, den Geiſtern auf: lange Zeit eine Richtung 
nach: außen: zu geben, und zugleich der Anarchie einen Haupt⸗ 
flog zu verſetzen. Die religiöfe Schwaͤrmerei des. ‚Zeitalters 
gebar die. Kreuzzuͤge. Don der Gewalt der herxfcheuden 
See wurden vier Menfchenalter nach ‚einander.:fortgeriffen. 
Auf den Ruf des Papftes und feiner Stellvertreter zogen Kor 
nige, Fürften und Ritterthum mit. großen. Kriegerfchanren nach 
dem Orient. Wenige fahen die Heimath. wieder. Die Kreuzr 
züge zerfplitterten die Macht des Adeld und des Ritterweſens. 
Die ftreitenden Fürften fchwächten ihre Familiengut und verrins 
gerten die Maffen. ihrer Vaſallen und Dienftleute; viele Famir 
lien. aus dem minder mächtigen Herrenftande ftarben aus, oder 
verloren. den Befiß ihrer Güter; in demfelben Geſchick mußten 
zahlreiche. Glieder der Ritterſchaft untergehen. Dig gefellfchafts 
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liche Gährung Eonnte fih mindern, ald die Zahl der. Eleincen 
‚Herren und der unruhigen Ritter und Wafallen gefchwächt war. 
Das Gut, was den erlofchenen oder ruinirten Familien anges 
hört hatte, gelangte in die Hände der ‚Geiftlichkeit oder der 
Fuͤrſten. 


Unter der Bewegung der Kreuzzuͤge, mitten in den Kri⸗ 
ſen zwiſchen dem Kaiſerthume und dem Papſtthume, zwiſchen 
den Kaiſern und den geiſtlichen und weltlichen Großen und 
zwiſchen den Maͤchtigen unter ſich wuchs und ſtaͤrkte ſich die 
Ordnung und die Selbſtſtaͤndigkeit der Städte Die aufge— 
bluͤhten Staͤdte waren ſchon laͤnger durch das Weichbildrecht 
von den Amtsſprengeln der Landgerichte ausgenommen; das 
Stadtrecht gab den ſtaͤdtiſchen Gemeinden die Befugniß zur 
Selbftwahl einer gemofienfchaftlihen Obrigkeit; vermoͤge des 
Stadtrecht haften die Buͤrgerſchaften die Autorifation , nach 
eigenem Beduͤrfniß ſelbſt erforne Sagungen neben den allges 
meinen Gefesen aufzuftellen und felbftgebilligte Gewohnheiten 
in den Berührungen des; ftädtifchen Verkehrs zu befolgen; dem 
ſtaͤdtiſchen Rathe, welcher aus den ritterbärtigen oder andern 
freien Gefchlechtern mit periodiſchem Wechfel der Perfonen ger 
wäplt wurde und einen oder mehrere Bürgermeifter an der 
Spige hatte, war Fug und Recht gegeben, mit voller Freis 
heit das Gemeindegut zu verwalten, die Gemeinheitsrechte der 
Stadt und ihre durch Begnadigung der Kaifer, durch Merleis 
hung der ‚Landesherren oder durch Verträge erworbenen befons 
. dern Rechte auszuüben, alle Gemeindeangelegenheiten zu leiten 
und die Aufficht über das ftädtifhe Gewerbe zu führen. Se 
mehr die Stadtgemeinden zur Mündigkeit heranreiften, defto 
mehr wurde die Wirkfamkeit der Voͤgte und Schultheißen ein⸗ 
geengt. Im Sinne der ſtaͤdtiſchen Freiheit hatte bei der Aus⸗ 
uͤhung der Gerichtsbarkeit, auf welche die Voͤgte und Schult⸗ 
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heißen allmählig beſchraͤnkt wurden, die richtige Handhabung 
des Stadtrechts dadurch eine Gewähr erhalten, daß die Schöffen 
der Gerichte aus dem Gemeinderathe oder aus den andern 
Gliedern der freien Gemeinde gewählt werden mußten. Vor⸗ 
waͤrts ſchritten, unter dem belebtern Land- und Flußhandel, 
unter dem gehobenen Schiffahrtsverkehr auf der Mords und 
Dftfee und unter den erweiterten Verbindungen mit den füdtis” 
chen und öftlihen Nachbarvölfern, die Künfte, die Gewerbe, 
die Handelöbetriebfamkeit der Städte. Das gefellfchaftliche Les 
ben in den Städten wurde reichhaltiger. Die ſchon in vielen 
Städten verbreiteten, in den von den Roͤmern gegrändeten 
Kolonien am früäheften entftandenen Verbindungen zwifchen 
den Perſonen, welche einerlei Gewerbe trieben, gewannen mehr 
Regelmaͤßigkeit und Feſtigkeit. Die Genoſſenſchaften (Hands 
werke, Gilden, Innungen, Bruͤderſchaften), zu welchen ſich 
die Freien immer haͤufiger ſammelten und unter denen die Hoͤ— 
rigen die Freiheit zu erwerben erleichterte Gelegenheit fanden, 
machten Satzungen unter ſich, wie ihre Gewerbe erlernt und 
betrieben werden ſollten, und Vorſteher wurden unter den In⸗ 
nungen gewaͤhlt, um uͤber Erfuͤllung der ſelbſterkornen, den 
Landesherren und den Gemeinderaͤthen zur Beſtaͤtigung unters 
legten Handwerkstegeln zw wachen.» Den Handelszug für ſich 
zu fichern, durch dargebotene Vortheile zu lebhafterem Verkehr 
anzureizen, und die Gewerbthätigkeit in den ftädtifchen Ders 
- bindungen. feftzuhalten, fuchten und empfingen die Städte, 
durch Privilegien von den. Kaifern oder von den Landesherren, 
das Stapel; und: Einlagerrecht, das Markts und Geleitsrecht, 
die Zollffreiheit, das Recht der ausfchließlihen Betreibung ges 
wiſſer Gewerbe (Bannrechte innerhalb gewiſſer Grenzen). 
Selbſtſchaffende Induſtrie und thätige Speculation riefen neue 
Kräfte ins Dafeyn. Die beguͤnſtigte Selbftthätigkeit gewährte 
Berdienft und fchuf verſtaͤrktes werbendes- Vermögen;. die pros 
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ductiven Beſchaͤftigungen, die Hebel des wehliden, die 
Reichthuͤmer zogen ſich nach den Staͤdten. 


Beiſtand und Aushuͤlfe in Finanzndthen fanden die Kaiſer 
und die Landesherren am ſicherſten bei den Staͤdten. Durch 
das Mittel der bewilligten Geldunterſtuͤtzungen erwarben die 
Stadtgemeinden geneigtes Gehoͤr fuͤr ihre, auf erweiterte 
Selbſtſtaͤndigkeit gerichteten Wuͤnſche. Oefter ward den Staͤd⸗ 
ten nunmehr die Vo gtei von den Kaifern und den Landes⸗ 
u herren verpfändet; feicht wurde dann von den Gemeinderäthen 
die Veranlaſſung ergriffen, bei wiederholten Anfprachen um 
Geldbewilligungen neue Vortheile, neue Freiheiten zu bedingen. 
Die Vogteien wurden veräußerlich. Die Pfandſchaften vers 
wandelte fi allmäplig in unmiderrufliche Käufe. Die Ges 
meinderäthe der größern Städte gewannen die 
Bogteigerichtsbarteit. Die bewaffneten Dienftimannen 
der Voͤgte wichen aus den Ringmauern der Städte und sogen 
fih in die Burgen der Landesherren. Der Schutz des Rechts 
und der Ordnung im Innern und die DVertheidigung gegen 
auswärtigen Angriff blieb den Anftalten der Gemeinde und 
den Waffen der Bürger überlaflen. | 


Der Erwerb der Vogteien vollendete die Unabhängigkeit: der 
ftädtifchen. Verwaltungen nach innen und gab der Selbſtſtaͤndig⸗ 
feit der Städte im Werhältniffe zum Reiche einen feften Grund, 
Der vereinigte Befis der Criminal: und Civil 
gerihtsbarkeit, der Polizeigewalt und der Ge 
meindeverwaltung machte die DObrigfeiten der 
Städte ftark und felbfiftändig vor ihren Gemeins 
den. Die Leitung der ftädtifchen Angelegenheiten nahm eine 
fefte, würdige Haltung; der Gang der Gemeindeverwaltungen 
gewann Confequenz; die Rechtsbildung in den Städten fonnte, 
vermöge der Autonomie der. Gerichte, mit der Fortbildung der 
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beſellſchaftlichen Es in den een gleichen. MEER 
halten. = :' 

Die Ein heit der ER — und. — 
munalverwaltung im Innern der Städte, die 
Handhabung der geſammtem Öffentlihen Gewalt 
durch: felbfiftändige, aus den Erfahrenftien und 
aus den Begätertenzufammengefeste Gemeinde 
räthe, und die Autonomie der Stadtgemeinden 
waren die DHaupthebel zur ‚Größe: der ‚Städte, 
Die Vollendung «der. ftädtifchen.. Selbſtſtaͤndigkeit giebt den 
Schluͤſſel zur Erflärung der Großthaten, mit welchen die Städte 
indie Staalsentwickelungen der folgenden : Periode eingreifen, | 


Drittes Kapitel, _ 
Verfaſſungsbildungen von Rudolph dem Habsburger bis 
auf Narimilian J. 





In den allgemeinen Verfaſſungsſyſteme, ‚welches in den Er—⸗ 
ſchuͤtterungen des ‚Alten und 12ten Yahrhunderts und unter dem 
großen Interregnum im Laufe des 13ten Jahrhunderts fich ges 
bildet Hat, können folgende Hauptzuͤge unterfchieden werden. 
Der König, welchen fieben der mächtigften Fuͤrſten, drei 
geiftlihe und ‚vier weltliche, wählen, und welcher durch die 
vom Dapfte zu Kom erfolgte Krönung die Nechte und den 
Titel eines Römifchen Kaifers erlangt, hat die oberfte Gewalt 
im heiligen Roͤmiſchen Reiche Deutfher Nation; die; Perſon 
des Königs repräfentirt die. Hoheit des Reichs. Won. diefer 
Gewalt oder Hoheit geht alles Recht im Reiche: aus; der König 
iſt Schirmvogt über: die. Kirche, er beaufſichtigt die Wahl der 
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Bifchöffe und Aebte, er vergiebt die Reichswuͤrden (das Fahns 
Iehen, die Graffchaft, die Neichsvogtei) und ertheilt den Adel 
und die Nitterwürde, er verleiht nach Belieben Privilegien und 
Rechte den unmittelbaren Angehörigen des Reichs (den Einfafs 
fen der Reichsvogteien und den Seiner Graffchaft und feinem 
Fuͤrſtenamte unterworfenen Städten). wie den Unterthanen dee 
Landesherren. Im Könige hat die Gerechtigkeit im Reiche 
ihren. mächtigften Stuͤtzpunkt und ihre hoͤchſte Gewähr; der 
König verwaltet wegen alle Sachen, die Leib, Ehre, Lehen oder 
Erbe der Fürften betreffen, in Fürftengerichten. (judiciis prin- 
eipum) felbft die Juſtiz, wobei ihm geiftliche und weltliche Fürs 
ften: als Schöffen zur Seite ſtehen; in andern. Sachen, oder 
auf die von den ordentlichen Gerichtsftellen an den König ers 
gehenden Berufungen richtet, an des Kaifers Statt, am Hofe 
ſelbſt, ein kaiſerlicher Hofrichter (judex curiae); in den Pros 
sinzen, auf den Wahlſtaͤtten Eaiferliher Pfalzen, find die Eais 
ferlihen Hof⸗ und Landgerichte -eingefegt, denen Hofrichter 
” Gudices palatini) als &telfvertreter der Pfalzgrafen vorfigen, 
und welche zugleih mit den Gerichten der Landesherren cons 
eurriren. Die NRichtergewalt der Pfalzgrafen ift in ein erblis 
ches Fuͤrſtenamt verwandelt, welches auf die eigenen Befiguns 
gen der Pfalzgrafen ſich befchränkt und in mehreren Provinzen 
mit der herzoglichen Würde ſich vereinigt hat. Vom Könige 
ſelbſt wird. die Wirkfamfeit des Rechts und der Gefege. auf ihn 
"anerkannt und er fleht. vor dem Pfalzgrafen am Rhein zu 
Recht. Beim Kaifer: ift die höchfte Kriegsgewalt im Reiche; 
nac) feiner Aufforderung haben alle Neichsftände und alle dem 
Heiche unmittelbar. unterworfenen Gemeinheiten den Reichsheers 
dienft zu leiften ; mit den Fürften des Meiches, welche vermöge 
der Fahnlehen die Hauptfahnen (Banner) führen, ziehen ihre 
Bafallen : und: Dienftleute, die gemeine Nitterfchaft aus ihren 
Territorialbezirken, die Fußvoͤller als Landfolge aus den Städten 
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und’ Gemeinheiten; an die: Banner: der Fürften fchließen fi 
die- Banner der Grafen, Herren und ritterbürtigen . Freien, 
welche unmittelbare Neichslehen oder durch die Fürften. Reichs⸗ 
afterlehen befigen 3. ihren Zug. bilden gleichfalls die Schaaren 
ihrer Vaſallen und. Dienftlente;- den. Reichsvoͤgten folgen die 
Ritter, Vafallen und Dienftlente aus: den Faiferlichen Herrfchafs 
ten und die Mitter mit: den Fußmiligen aus den: Städten! und 
übrigen freien Gemeinden: des Reiches. Die Einkünfte des 
Königs aus dem Reiche find geſchwaͤcht; die. Reichsguͤter find 
durch: Verpfaͤndungen, - Verkäufe und. Verleihungen allmaͤhlig 
ſehr gemindert ; die fiscalifchen Einkünfte aus den, Zöllen und: 
der Muͤnze ‚find: dadurch befchräntt, daß die Stände des. Reis 
bes und die Mehrzahl der Neichöftädte durch. Pfandfchaft, 
Kauf, Schenkung oder Verleihung: das Recht beſitzen, die Zölle, 
für fich zu erheben und Münzen 'zu prägen; ; nur geringe Huͤlfs⸗ 
mittel gewähren die dem Kaiſer als. Lehnsheren. von ‚den klei⸗ 
neen Stiftern und Abteien entridteten Koͤnigsſteuern und die 
Abgaben, welche dien Juden fuͤr den ihnen : gewährten Schuß, 
an die Zaiferlihe Kammer zu leiſten pflichtig: find, - ‚Die hoͤchſte 
Gewalt im Reiche erfcheint nur ftarf nach Verhaͤltniß des Erb⸗ 
gutes ‚oder der Hausmacht, worüber der Kaifer mn den * 
ſten verfuͤgen kann. 

Bei der Ausuͤbung der — iſt der Kaiſer u. 
genoife ‚Formen und durch die echte der. Neichsftände he⸗ 
ſchraͤnkt. Die. Neichöftände, »,welche nunmehr ; bios aus den 
geiſtlichen und weltlichen Zürften und ‚aus den: Grafen und 
Herren; (der. Geſammtheit des ‚hohen Adels) zufammengefogt 
find, ftehen dem Kaiſer als. eine: Corporation gegenäber, dig 
vermöge ‚der ihnen durch die aͤlteſte Verfaſſung, durch lang 
fortgefeßtes Herkommen und durch ausdruͤckliche königliche Ans 
erfennung überlieferten. und. beftätigten: Rechte auf die Reichs⸗ 
tegierung einen ſeibſtſtaͤndigen wefentlichen Einfluß. üben, ‚Der 
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Kaiſer iſt verpflichtet, in den wichtigſten Geſchaͤften der allge⸗ 
meinen Reichsverwaltung, die er mit den an feinem: Hofe uns 
mittelbar angeſtellten Dienftleuten : borbereitet, - den. Kath; der 
Keichsftände zu vernehmen; er verhandelt mit den zum! Reiches 
tage berufenen Ständen Über auswärtige -Angelegenheiten, und 
nur. mit ftändifcher Zuſtimmung wird der Reichskrieg beſchloſſen. 
Beſchluͤſſe uͤber Gerechtſame, welche den Ständen in ihren Her⸗ 
zogthuͤmern, Grafſchaften und Herrſchaften zuſtehen, koͤnnen 
nur unter Einwilligung der betheiligen Reichsglieder, alſo im 
Wege des Wertrags zwiſchen dem Kaiſer und den Landesher⸗ 
ren, gefaßt, allgemeine Geſetze Für das Reich nur unter Bei⸗ 
rath und Zuſtimmung des Reichstages erlaſſen werden. 

Die Staatsrepraͤſentation iſt ſonach — en dem 
— und den Reichsſtaͤnden. 

Die Staͤnde des Meichs beſitzen in ihren Territorien che 
fach Berechtigungen, durch deren Ausuͤbung ſie als ſelbſtſtaͤn⸗ 
dige Theilhaber an dem Wirkungskreiſe der Reichsgewalt oder 
als Inhaber kaiſerlicher Rechte ſich "darflellen. Vermoͤge dieſer 
untergeordneten Hohett UEn ſpaͤtern Zeiten Landes ho⸗ 
heit genannt), welche nicht als uͤbertragenes Amtsrecht, fon? 
Bein; als eigenes Recht ſich geltend macht, haben Fuͤrſten und 
Grafen die Gerichtsbarkeit und den Heerbann, das Muͤnzrecht, 
dle Erhebung der Zoͤlle, den Genuß .mehrfälliger ifiscalifchen 
Nutzungen, die: Lehnsherrlichkeit, dien Schutzherrlichkeit. Ein⸗ 
zelne Mitglieder des Herrenſtandes, welche in ihren minder. bei 
ttaͤchtlichen, durch groͤßere Gebiete. umſchloſſenen Beſitzungen 
die Mechte der Landeshoheit - nicht‘ vollſtaͤndig — fünnen, 
kommen in das Verhaͤltniß der Land ſaſſen. m. 34 

Zur Rechtspflege find die Territorien in —— Landge⸗ 
AMe Gudicia provincialia comitatus, nach · den vorherigen: Graf? 
fhaftes oder Herrſchaftsbezirken) zur’ Ausuͤbung der Strafrechts⸗ 
pflege oder der hohen Gerichtsbatkeit, die Landgerichte wieder 
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in Centen (Aemter) zur Verwaltung der. Centgerichtsbarkeit eins 
getheilt. Den Landgerichten find Landrichter (Landvoͤgte, 
judices provinciales, advocati), den Centgerichten; mit welchen 
meiſtens die vollſtaͤndige Civilgerichtsbarkeit verbunden wird, 
Vogte (Amtleute, advocati) vorgeſetzt. Außerdem iſt vom Lan—⸗ 
desherrn ein beſonderer Lands :oder Hofröchter. beftellt, der 
mit den; ordentlichen Gerichten concurrirt, dem die Jurisdiction 
uͤber alle weltliche, son ‘jenen: Gerichten; eximirte Perſonen 
IB..Grafen, Freien, Dienſtleute) ’ und Sachen! übertragen) 
Hr Meben den» Gerichten: des Landesheren befteht eine geſon⸗ 
derte Gerichtsbarkeit über die: Hinterfaffen und eigenen ' Leute‘ 
ver Stifter und Klöfter,  melche durch "die denſelben zugeordne⸗ 
ten: Voͤgte ausgeuͤbt wird; ferner eine Gerichtsbarkeit der Rit⸗ 
terſchaft uͤber ihre Hinterſaſſen und eigenen Leute. Eximirt von 
ven landesherrlichen Gerichten: iſt auch die Jurisdiction in den 
Staͤdten; die obere und niedere Gerichtsbarkeit uͤber ſtaͤdtiſche 
Buͤrger und Schutzverwandten wird theils durch die fuͤr die 
Staͤdte beſonders geſetzten landesherrlichen Wögte und Schult⸗ 
heißen, theils durch, diẽ Raͤthe (wo jene Rechte von diefen er⸗ 
worben worden ſind) verwaltet. Alle Sachen, welche Gemein⸗ 
heitsrechte oder die Ordnung in den Gemeinden betreffen, wers 
den in den Staͤdten von den. Raͤthen, in den Landgemeinden 
durch die vom Landesherrn oder den Voͤgten geſetzten Schült⸗ 
heißen entſchieden. Lehnsſachen ſind vor den Lehensherrn und 
ſeine Mannen, als Schoͤffen, gewieſen. Ueber geiſtliche Per⸗ 
ſonen und Guͤter waltet die geiſtliche Gerichtsbarkeit. | 
vr. Der Heerbann giebt dem Landesheren die Gewalt, die 
feiner Lehnherrlichkeit unterworfenen Wafallen und feine Dienfts 
Mannen (meiſt Aus "der gemeinen Mitterfchaft) zur Heerfölge 
für den ordentlichen Reichsdienſt zu fordern, die Landſaſſen zur 
Landwehr aufzuibieten und die gemeinen Landes: Kriegsfrohnden 
auszuſchreiben; zum Reichs⸗ und Pandesdienft folgen auch, auf 
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Erfordern der Fuͤrſten, die im Fuͤrſtenthume mit begriffenen 
Beſchuͤtzer der minder berechtigten Territorien. Im Heerbann 
liegt zugleich die Befugniß, alle unter die Schutzherrlichkeit des 
Landesherrn gehoͤrigen, im Bereiche des Fuͤrſtenthums auf 
eigenthuͤmlichen Guͤtern geſeſſenen Reichsunterthanen im Reichs⸗ 
dienſte zu vertreten. Vermoͤge dieſer Vertretung fordert der 
Landesherr Entſchaͤdigung für den mit den Dienſtmannen gelei⸗ 
ſteten Reichsdienſt und für die Landesvertheidigung; die Ent⸗ 
ſchaͤdigung wird nunmehr durch eine von allen Landſaſſen erho⸗ 
bene ordentliche Abgabe, die Bede (precaria) genannt, ents 
richtet; alle Hinterſaſſen des Landesherrn, der Geiſtlichkeit, des 
Herrenſtandes, der Ritterſchaft, alle ſtaͤdtiſchen Gemeinden ſind 
dieſer Abgabe, welche auf die Grundſtuͤcke repartirt wird, un⸗ 
terworfen; befreit blieben blos die Ritterſchaft und die Geiſt⸗ 
lichkeit fuͤr diejenigen Grundſtuͤcke, welche ſie ſelbſt bebauen; 
bei außerordentlichen Fällen werden höhere Beden ( Nothbeden) 
von den Landesherren verlangt, und von der Geiſtlichkeit, der 
Ritterſchaft und den Städten: bewilligt. Unter den Einkünften 
der Landesherren erfcheinen die durch Miferliche Verleihung er⸗ 
kangten Regalien an Münze, Zöllen, Bergbau: Nusungen, 
Judenſchutz und Gerichtsbarkeit, die Bede, die Erträgniffe aus 
den eigenen Gütern des Landesheren (Domainen, an größern 
und kleinern Flächen angebauten Landes in Verbindung mit 
Schloͤſſern oder Gehöften auf dem platten Lande, an Walduns 
gen, Mühlen, Gemäffern, an. Grundgefällen. aus den zu dem 
Iandesherrlihen Schlöffern gefchlagenen Dörfern). | 
Im Eleinern Kreife ſtehen die Landesherren bei der Aus⸗ 
übung ihrer Rechte ſo wenig ifolirt, wie -die Kaifer im großen 
Verhaͤltniß. Das Inſtitut der Landesverfammlungen 
hat fih, wenn auch mit etwas veränderter Geftalt, erhalten. 
Im. den größern Territorien werden die darunter begriffenen 
Prälaten (Bifhöffe und Aebte) die Grafen und Herren und die 
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Ritter, in den kleinern Territorien die Vaſallen und Dienſtleute 
von den Landesherren zur Berathung uͤber gemeine Landesan— 
gelegenheiten verſammelt. Auf den Landtagen, welche die 
Fuͤrſten vermoͤge ihrer eigenen Gewalt‘ (nicht mehr als Beauf⸗ 
tragte des Kaifers) gebieten, wird über ‚Ausführung der Reichs— 
geſetze/ über Gegenſtaͤnde der ‚Gerichtsbarkeit, über die Eiche; 
rung. des Landfriedens, ‚über die Eröffnung. von Fchden, uͤber 
die Landesverwaltung, über die Verwilligung der Beden, über 
Einführung neuer Rechtsnormen verhandelt und beſchloſſen. 
Schon werden vauch idie Städte, im einzelnen Fällen, wo es 
größere Geldhuͤlfen gilt, zu den Landtagen gezogen.-*) 

Sonach“ erhalten ſich, im: Innern der: Territorien, Rechte 
der Landesherren und Rechte der. vorzuͤglichſten geſellſchaftlichen 
Claſſen neben einander. Durch das Mittel der Landtage iſt 
den Claſſen, welche ſelbſtſtaͤndige Rechte auszuuͤben haben, ‚die 
Moͤglichkeit geſichert, fuͤr die — — EEE 
ſelbſt mit zu ſorgen. — 

‚Die Städte: haben ſich in fels@Rknpige Corporas 
tionen verwandelt, „die fih. nach: eigenem unbeſchraͤnkten 
Gemeinwillen regieren... **) : Die Städte des Reiches ‚nähern 
fih "dem Verhaͤltniß der unabhängigen» Keichsglieder. Auch in 
den unter den Meichsterritorien betzriffenen Städten‘. hat. der‘ 
Uebergang der Wogteigerichtsbarfeitiaufi die Näthe, die kaͤufliche 
Eriverbung mehrerer Regalien, z.B. .d08 Zolles und der Münze, 
das Zuruͤckziehen der Beſatzungen in“ die Burgen und die. Ers: 
weitering der innern Freiheit für alle, Gemeindefachen. über: 
haupt ‚ die Selbſiſtaͤndigkeit der Gemeinden befeftigt. : Die Terz 
ritorialſtaͤdte ftveben dahin, ſich zur Stellung unabhängiger, 
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nur dem Meiche unterworfener Gemeinden zu erheben. Die 
echte der Landesherren in Beziehung auf die bedeutendern 
Städte bleiben faft nur auf ‚das ‚Eigenthum. der Burgen, auf 
die mit den Burgen verknüpften Rechte und auf.die Heerfolge 
mit der Bede befchränft. 

Das gefellfchaftliche. Syſtem, zu welchem der Kaifer, die 
Stände und das Volk: im Reiche vereinigt find, ift, nach den 
Begriffen des Zeitalterd, auf die Idee der Lehensverbindung 
gegründet: Faft alle wichtigen Rechte, welche die gefellfchafts 
lichen Clafien ausüben, werden in ihrem Urſprunge auf das 
Factum einer Beleihung: verwiefen. Die. Berechtigungen ent: 
fpringen in einem feften Anfangspunfte. und. gehen, ſtufenweiſe 
von oben nach unten. Der Kaifer, dem die Hoheit und Ges 
walt von Gott, mittelft der Weihe von päpftlicher Hand, gege⸗ 
ben ift, bekräftigt durch Beleihung bei den geifllihen und welts 
lichen ‚Großen das, Fürftenamt, die Grafſchaft, die Ausübung 
der Regalien, den Gebrauch der landesherrlichen Gerechtfame ; 
aus derfelben Duelle empfangen die Ritter’ in den Reichsvog⸗ 
teien und die Städte des Meiches ihre Privilegien, ihre Ges 
vechtfame, ihre Freiheiten; von den Fürften des Neiches neh 
men die landfäfligen Grafen und Herren, die. geiftlihen Stif: 
ter, die Abteien und die Ritter ihre verfchiedenen Gerechtfame 
zu Lehn; durch die Hand der. fürftlihen Landes⸗ und Lehns⸗ 
herren werden den Sandftädten ihre Rechte und Freiheiten bes 
kraͤftigt; in Form der Beleihung erhalten die Vafallen und 
Hinterfaflen der landfäfligen Grafen und Herren, der geiftlichen 
‚ Stifter, der Abteien und. der Mitterfchaft die. Werficherung ihrer 
Nechte. Der Untere ift dem DObern, von weldem ihm feine. 
Rechte verliehen werden, zur Treue und Unterwärfigfeit vers 
pflichte. Was aber einmal duch den Höhern verlichen ift, 
verwandelt ſich in ficheres Gut, in unabhängiges Eigenthum, 
in feftes, unmiderruflihes Recht. Won dem Laiferlichen Ober 
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haupte wie vom Urſtamme ausgehend, theilt ſich die Staatsge⸗ 
walt in mehrfache Hauptverzweigungen, von welchen jede wies 
der in fortgefegten Verftammungen- die niedern gefellfchaftlichen 
Kreife umfchlingt. Jede abgeleitete Gewalt, jeder untergeords 
nete Theilnehmer an den Lebensäußerungen der Neicheregierung 
ift fo felbftftändig und: ficher, wie die Macht ſelbſt, aus wel⸗ 
cher jene Gewalt in ihrem erſten nn —— 
gen iſt. 

Einen feſtern Grund hat die weitere Staatsentwickelung 
dadurch wieder gewonnen, daß nach dem Lehnsſyſteme die 
hoͤchſte Gewalt in ihrem Urſprunge ſelbſtſtaͤndig bleibt, daß die 
Autoriſation zu ihrer Ausuͤbung nicht von denen abgeleitet wird, 
welche der Gewalt gehorchen ſollen. Der Kaiſer empfaͤngt, ob⸗ 
wohl er von den Großen des Reiches gewählt wird, die Attris 
bute feiner Macht durch Anordnung von Gott. Was vom 
Kaifer ausgeht, Hat das Sepräge der vollftändigen Gültigkeit, 
der eigentlichen Rechtmäßigkeit. Alles vom Kaifer Ausgegans 
gene und. alles: in der Stufenleiter der Lehnsverbindungen von 
oben nach unten Mitgetheilte wird eben fo rechtmäßig, wie die 
Duelle des Rechts, und Hat den unumftößlichen Anſpruch auf 
Achtung und Aufrechterhaltung. Alle Rechte find in ihrer Aus: 
Abung gefichert, da, im Sinne des Lehnsprincips, der Kaifer 
das Reich und jeder Landesherr fein Territorium nur nach der hers 
gebrachten Verfaſſung regieren kann. *) Der Staat ift von 
oben herab conſtruirt und trägt in diefer Ord— 
nung: die praftifhe Garantie der fletigen Ent 
wickelung und der Dauerhaftigkeit. | 

Zwei Yahrhunderte vergingen noch unter mannigfacher 
Sprung, bevor die Hauptelemente der Gefellfchaft zur feine 





*) Der Geift des Rechtsſyſtems jener Beit und insbefonbere der Feu⸗ 
dalverbindungen iſt mit kurzen, treffenden Zügen dargeſtellt in Eich⸗ 
horns D. St. u. R. ©, Th. II, 5286 u, 390, 
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lichern Coeriftenz fid bequemt hatten und die Ordnung ‚des 
Meiches auf den durch den vorherigen Entwicklungsgang gebau— 
- ten Grundlagen befeftigt war. Vielfach) gehemmt, öfter in ihrer 
ganzen Wirkſamkeit geftört war. die höchfte Gewalt durch ‚den 
Zwiefpalt, welchen zu Ausgang des zwoͤlften und bis ‚zum leßs 
ten Viertel des dreisehnten Jahrhunderts (in den Zeiten des 
fogenannten Interregni) die getheilten Raiferswahlen,, die Kämpfe 
Friedriche II. mit den Päpften und die fortgefegte Einmiſchung 
der Legtern bei der Wahl feiner Nachfolger im. Reiche unterhiels 
ten. Ungeftört  Eonnten,. beider Ohnmacht, der Kaiſer, die 
Großen des Reiches ihr Streben. nad) Hoheit verfolgen ;-. feine 
Centralmacht beftand mit hinreichendem Uebergewicht, den excen⸗ 
trifchen Richtungen Einhalt zu thun,. den Streit. zwifchen den 
Meichsgliedern zu (lichten, den Schwächern wider: den. Stärs 
fern zu ſchuͤtzen. Für Mecht mußte gelten, was die Gewalt zu ers 
zroingen vermochte. Aus. der Schwäche der. faiferlichen Autoris 
tät, aus der Uchermacht des Adels, aus -der anhaltenden Pars 
teiung der Großen, aus. den Theilungen: zwifchen Anhängern. 
des Kaifers und des Papſtes Gibellinen und; Welfen) wuchs, 
und mwucherte dad Monftrum des Fauftrechts. Selbftrache, 
eigenmächtige Fehde (nach: vorgängiger dreitägigen Ankündigung) 
war noch erlaubt; Willkuͤhr, Selbſtſucht und Streitluſt großer 
und Eleiner. Herren en den. — im — 
ſtoͤren. 

Ein. Kraft fehlte — in der FREE RE 
Heberfchreitungen, den Mißbräuchen der Ariſtokratie hätte, ent⸗ 
gegengeftellt, welche hinlänglich zur Unabhängigfeit geſtaͤrkt von 
den Kaifern ale Mittel hätte gebraucht. werden können, den 
Adel in die dem Wohl des Ganzen. entfprechenden Bahnen ein; 
zufchränfen und zwifchen den Anfprüchen der verſchiedenen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Claſſen das rechte Maaß, das natuͤrliche Gleichgewicht 
zu gründen und zu unterhalten. Dieſe Kraft erhob fih von 
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ſelbſt im Reiche, als das Bedürfnig ihres Eintretens am ftärk; 
ften laut wurde. 

Die Aufnährung der flädtifchen Freiheiten trug herrliche 
Frucht für das Neid). Das Aufblühen der Städte hatte den 
Landbau, welcher durch die befeftigte Erblichkeit der Pchne und 
durch die oͤftere Theilung des Landeigenthums zu frifcherem 
Leben geweckt worden war, noch ftärfer ermuntert und gehoben ; 
die erweiterte Kultur des Landes "aber und die dadurch veran— 
laßte Entftehung vieler neuen Bedürfniffe für die fandwirthfchaft 
hatte das ftädtifche Gewerbe hinwiederum vielfach angeregt. 
Der Gewerbfleig in den Städten bereitete, was dem Landeigen: 
thümer zum Betriebe feines Gefchäfts nöthig war, mas die 
Genoffen der Fürftenhöfe, die Buͤrgerſchaften der Städte, die 
Bewohner des platten Landes zur Kleidung und zum Schmuck 
bedurften, was zu den Waffen der Nitterfchaft und der Fuß: 
völfer, mie zum Nüftzenge des Heerzuges gehörte, was der 
Baukunſt zum Aufbau, zur Einrichtung und ur Zierde der 
Mohnhäufer, der: Verſammlungs-Haͤuſer, der Burgen, der 
Königsfige und der. Kirchen dienen mußte. Der Ueberfluß an 
Erzeugniffen des Kunftfleißes und der Gemwerbthätigfeit taufchte 
der durch. die Kreuzzüge gefteigerte Binnenhandel und Server; 
kehr mit den Produkten, Manufacten und Fabrifaten aus frem⸗ 
den Fändern, um die erften Bedürfniffe, die feinern Genuͤſſe 
des Lebens und die Forderungen des Luxus zu befriedigen, um 
neue Stoffe zur DVeredlung durch die Induſtrie und zur Fort: 
fegung des gewerblichen DVerdienftes zu gewinnen. Wohlhaben’ 
heit, Keichthum und Anfehen erwarben fich die Bürger, welche 
mit Handel und Gewerben ſich befchäftigten; die Claſſe der Vers 
mögenden breitete fih aus; der Macht des unbeweglichen 
Bermögens, dem. Einfluffe des grundherrlichen Syftems trat 
eine neue gefellfchaftlihe Gewalt, die Ihätigfeit des Gewerb⸗ 
ſtandes, die Schoͤpfung neuer Guͤter durch beſchleunigten Um— 


* 


102 Abſchn. J. Kap.3. Verf. v. Rudolph I. b. a, Mar. J. 


ſatz der Waaren und der Geldkapitalien, die Macht des be; 
weglihen Vermögens zur Seite. In den Antrieben des 
Handels und Verkehrs gewann das gefellfchaftlihe Leben der 
Städte mannigfaltige Ausbildung und Eräftigern Zufammengriff 
in geordneten Maflen. Heben den herrfchenden Stadtgefchlech: 
tern, neben der. ritterbürtigen Claſſe erhoben fich anfehnliche 
Senofienfchaften der Kauflente, der Krämer, der Künftler; 
zu größern Verbindungen verftärkten fi) die von älterer Zeit 
her’ durch Örtliche Gemeinfchaft (in beftimmten Stadtquartieren, 
Gaſſen und öffentlichen Verfaufplägen) aufgenährten und durch 
polizeiliche Regeln befeftigten Innungen der. Handwerker. Die 
Waffen zur Vertheidigung der Städte führten alle Genoflen 
des. Bürgerrechts. Zu Reuterfchaaren vereinigten fich die Glies 
der der altbürgerlichen Gefchlechter,, die Reichern aus dem Kaufs 
mannsftande; zu den Reihen der Fußmiliz ftellten fich die Hands 
werfer, nach Genoffenfchaften und nad Stadtvierteln in Kaufen 
geordnet. Die Selbſtwaffnung der Städtebewohner mußte die 
ftädtifche Betriebfamkeit fchügen. Ein freier felbftträftis 
ger Bürgerftand mußte fih erheben, um der Macht des 
Adels die nothwendige Schranke zu ſtellen und das rohe Ritter⸗ 
thum den Geſetzen der Civiliſation zu unterwerfen. In den 
Verlegenheiten und Schwankungen einer geſchwaͤchten Reichsau⸗ 
toritaͤt, in der bedrohlichen Bewegung ariſtokratiſcher Parteien, 
in den Stuͤrmen eines zuchtloſen Fehdeweſens, in der Verwir⸗ 
rung und Anarchie des Fauſtrechts traten die geſitteteten Staͤdte 
zum Schuß; und Trutzbuͤndniß für die Sicherheit der einheimi⸗ 
fhen Gewerbe, des innern Handels und. des Außern Voͤlker⸗ 
verkehrs zufammen. Das erfte Zeichen zur Ermannung der 
Städte gegen rohe Gewalt gaben Hamburg und Lübed 
(durch das Buͤndniß von 1241); die zwei Handelsftädte woll⸗ 
ten ficyere Wege für ihren gegenfeitigen Verkehr, und gemeins 
fames Wirken für die Aufnahme. ihres Handels und, für die 
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Aufrechthaltung ihrer Rechte und- Freiheiten. Um Sicherheit 
der Etraßen, Schuß gegen ‚äußere‘ Gewalt, und Frieden in 
den Rheinlanden zu gewinnen, ſchloſſen fechzig Städte, zuerft 
von Mainz aufgerufen, den Rheiniſchen Städtebund 
(1247); für die fädtifche Freiheit und Selbftftändigkeit die volle 
Bürgfchaft zu finden, für den ftädtifchen Kunſt- und Gewerb; 
fleiß, für wie Handelsverbindungen zwifchen den Manufaktur: 
plägen und den Seehaͤfen, für den Verkehr auf den Strömen 
und auf den Meeren den wirkffamen Schuß weit umher zu 
gründen, dem von der höchften Neichsgewalt vergebens gebotenen 
Frieden Anerkennung zu erzwingen, fuchten nach und nach bei 
fiebzig freie Eaiferlihe Stadte und blühende Landftädte am Rhein, 
im Norden Deutfchlands und in den Niederlanden den Zutritt 
zum Bündniß (zue Hanfe) zwifchen Hamburg uud Luͤbeck (in den 
legten Decennien des 13. Jahrhunderts); gegen ungerechte Ges 
malt in Öefammtheit zu wirken, die Nechte der Einzelnen zu. 
ſchuͤtzen und alle Streitigkeiten in friedlichen Austrage zu ent; 
fcheiden, boten «die Gemeinden von vier und dreißig Städten 
in Supddeutfchland fih die Hand (Schwäbifher Städte: 
bund von 1379); die Sicherheit in den einzelnen Regionen 
zu befeftigen, fchloffen fih die Franfifchen, ‚Wetterauifchen, 
Schwäbifhen, Elſaſſiſchen und Mittelrheinifchen Städte in engere 
Vereinigungen zufammen. Die Heergewaltigen der verbündeten 
Städte verjagten die Räuber von den Landfiraßen und Fluß: 
gebieten und brachen die Burgen der rohen Naubritter. Im 
Bunde mit der ftädtifchen Macht fuchten Fuͤrſten, Grafen, Stif: 
ter und Klöfter den im lockeren Neichsverbande vergebens er: 
warteten fchirmenden Anhalt. Gedrängt, mehrfach bedruͤckt 
von der Uebermacht des Adels fuchte und fand die Nitterjchaft 
im Bunde mit den Städten den Schuß ihrer Unabhängigkeit. 

In den ftürmifchen Gährungen des 14. und 15. Yahr: 
hunderts fland der ruhmvolle Hanfebund, als hochragende 
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Schuganftalt für rechtliche Ordnung, als: mächtiger Hebel, eine 
friedliche Gefittung unter den Deutfchen Volksſtaͤmmen zu ver: 
breiten, den Ackerbau zw nähren und zu vervollflommnen , die - 
Künfte zu veredlen, die Wiflenfchaften zu pflegen, : die, Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung auszubilden, den Handel auf beftimmte 
Regeln zu führen, den Verkehr der Völker in, Schwung zu 
fegen, ein beſtimmtes Seerecht aufzuftellen und -zu behaupten, 
unbewohnte Küften in Kultur zu fegen, und. mit engine 
zu beleben. Ä 
Bei den Lebensperioden der Reichsſtäͤdte und 
derLandſtaͤdte wiederholte ſich die Erfahrung, daß 
ihr Wohlſtand ſich um fo kraͤftiger hob, je ,fethft 
ftändiger jede Gemeinde für alle Zweige ihrer im 
nern Bermwaltung gemadht, je mehr die Re 
Autonomie erweitert wurde. 

Sn. der inneren Entwickelung des ftädtifchen es 
wefens zeigte fich , als erſte Bedingung fefter Haltung und cons 
fequenter Bewegung in den Stadtgemeinden, die Eriftenz 
einer felbsftffändigen, eine von den Gemeinden 
unabhängigen Obrigkeit. Die flädtifche Obrigkeit: hatte 
ihr Recht über die Gemeinde nicht dur Bewilligung oder aus 
Auftrag derſelben, fondern fie trug die Ermächtigung zu ihrer 
Gewalt permanent in ſich ſelbſt. Bei einigen Städten (vorzügs 
lich bei den durch die Roͤmer gebauten) beruhte dies ſowohl auf 
den gleich mit ihrer Gründung eingewurzelten ariftofratifchen 
GSeftaltungen, ald auch auf den Fränfifchen Staatseinrichtungen ; 
denn es mußten, vermöge der Nömifchen Municipals und Cos 
lonial »s Berfafiung, die Gemeindebeamten aus beftimmten,, mit 
dem vollftändigen Bürgerrecht begabten Sefchlechtern, unter wel; 
hen diefer Vorzug ſich vererbte, gewählt werden, und nad) dem 
Eintritte der Fräntifchen Herrfchaft, welche Vieles aus der Roͤmi— 
fchen Semeindeverfaflung beibehielt, wurde die richterliche Gewalt 
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durch die vom Könige eingefesten Grafen und Cent 
narien, in Verbindung mit den von den Grafen aus der Claſſe 
der. Freien. gewählten Schöffen ausgeuͤbt. Bei andern Städten 
von Fraͤnkiſchem oder. fpätern Deutfchen Urfprunge) hatte die 
Selbftftändigkeit der Obrigkeit - darin ihre Quelle, weil gleich 
bei der. Gründung vom Könige: oder vom Grundherrn ein Ber 
fehlshaber über die Gemeinde gefegt, und weil die Nechtspflege 
durch Beamte, die ebenfalls von oben ernannt wurden, und 
die ſich die - Schöffen -für ihre Gerichte aus. den hierzu Geeig— 
netften unter den Freien ſelbſt ausfuchen durften, verwaltet 
wurde. Die Selbſtſtaͤndigkeit der Gemeinderäthe, welche fich 
nach, Einführung des Weichbildrechts in den Städten organifirten, 
mußte ſich immer mehr befefligen, als die Verfaffungseinrichtungen 
der - Stadtgemeinden durch -urfundlihe Willenserflärungen der 
Kaifer oder der Landesherren wiederholt beftätigt wurden. Die 
Hathöbehörden gewannen dadurch, daß fie für alle Zweige ihrer 
Gewalt. auf die gefegliche Quelle aller öffentlihen Machtübung 
fih berufen fonnten, die wahre Bürgfchaft für ihre freie Wirk: 
famfeit über das Ganze der Gemeinde. Diefes VBerhältniß der 
Nathebehörde zur Gemeinde hatte die höchfte Wichtigfeit für die 
Ordnung der Städte, nachdem die Kaifer und die Landesherren 
den Einfluß auf die Wahl der Gemeinderäthe. und ihrer Vor: 
ſteher in vielen Städten aufgegeben hatten, umd die Vogtei oft 
auf die Rathsbehoͤrden ubergetragen war. Nach jenem Principe 
blieb bei dem Mathe, als einer felbftftändigen Corporation, die 
Summe der öffentlichen Gewalt über die Stadtgemeinde cons 
centrirt. Vermoͤge der Eaiferlichen oder landesherrlichen Pris 
vilegien, Gnadenbriefe, Pfandbriefe, Schenkungen, Kauf; 
urfunden , Reverfalien ꝛc. war der Giemeinderaty Civils und 
Criminalrihter, Polizeibehörde, VBerwalter des 
Stadtvermögens, Dirigent über alle Gemeinde; 
angelegenheiten, Wächter über alle Gcmeinheitss 
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rechte. An der Mitte des Raths a. die — 
der ganzen Stadt. 

Unter Leitung der. permanenten Rathsbehoͤrden entwickelten 
fi) im Laufe des 12., 13. und 14. Jahrhunderts die mannig— 
faltigen Stadtrechte. Die: innere Geſetzgebung der Städte 
fonnte, da die Rathsbehoͤrden felbftftändig “waren, - der Kork 
bildung der bürgerlichen Verhältniffe gleichen Schrittes folgen. 
Die Autonomie der Städte ſchuf die urfundliche Feftftellung 
der in Hebung gekommenen Rechte und Gewohnheiten. Die 
Statute, welche fich die Städte gaben, und für welche fie die 
faiferliche oder landesherrlihe Beitätigung ohne Schwierigkeit 
erhielten, beftimmten über die Beftellung des Stadtregiments‘, 
über die Rechte und Pflichten des Raths und der Bärgerfchaft, 
über die Beftandtheile des Bürgerrechte, über die Verhaͤltniſſe 
der Beifaffen, Schugverwandten und Fremden, über die Ver: 
waltung des Gemeindeguts, über die Erbfolge zwischen Afcendenten, 
Defcendenten und Seitenverwandten, über die Güterverhältnifie 
der Eheleute während der Ehe, über die Erbfolge zwifchen den 
Eheleuten, über’ die Abfachung der, Überlebenden Ehegatten und 
der hinterbliebenen Kinder, über Vormundfcaften. und Muͤn— 
digkeit, über Maaß und Gewichte, über die Ordnung der 
Handwerke, über den Marktverkehr, über die Grundabgaben, 
uͤber die Gemeindeleiſtungen u. a. m. 

Ein wichtiger Umſtand, der ſeit dem Anfange des 14. Jahr⸗ 
hunderts in der ſtaͤdtiſchen Lebensentwickelung hervortrat, und 
faſt allenthalben bedeutende Bewegung verurſachte, trug ſehr 
dazu bei, die innere Spannkraft und aͤußere Leiſtungsfaͤhigkeit 
der Stadtgemeinden zu erhoͤhen. Das ariſtokratiſche Princip, 
welches in der Verwaltung der Staͤdte bis dahin vorgewaltet 
hatte, wurde eingeſchraͤnkt. Die ariſtokratiſche Geſtaltung des 
Stadtregiments hatte ausgereicht, ſo lange die altbuͤrgerlichen 
(ritterbuͤrtigen oder wehrſtaͤndiſchen) Geſchlechter durch uͤberwie⸗ 
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genden Güterbefis und EapitalreichthHum ein vorherefchendes Ans 
fehen behaupten konnten. Es mußte aber ein Stadtregiment, 
zu welchem nur die Senoffen weniger Gefchlechter. Zutritt hatten, 
für die Länge Gefahr laufen, theils in uͤbermuͤthiges ſelbſt⸗ 
fühtiges Wefen, theils in Schlaffheit auszuarten. So wie 
unter den übrigen Elafien der Stadtbewohner. durch Gewerbe 
und Handel Wohlftand und Bildung fich verbreitete, und fos 
bald die Gewerbsgenoffenfchaften in. flärfere Corporationen zus 
fammengetreten waren und zu Zuͤnften fich geftaltet hatten, 
mußte auch ein höheres Kraftgefühl unter der größern Zahl der 
Gemeindeglieder fi) erzeugen. Dieſes natürlihe Kraftgefähl 
weckte bei dem freien Gewerbftande den Wunfch, bei der Leis 
tung der Gemeindeangelegenheiten felbftthätig mitzuwirken. Eine 
foihe Theilnahme an der Gemeindeverwaltung zeigte fih auch 
ald wefentliches, unabweisliches Bedürfniß, da die altbürgerlichen 
(patriciſchen) Gefchlechter nur zu oft den Vorwurf herrifchen, 
druͤckenden, woillführlichen Verfahrens ſich zugezogen hatten. 
Man ſah, daß die Negierungs:, Gerichts s und Wirthfchafts- 
beamten, welche ausschließlich unter den Gefchlechtern ausges 
wählt waren, ohne Schen Verſchwendung mit dem Gemeindes 
gute, ungerechte Juſtiz, Parteilichkeit und Drucd in der Steuers 
erhebung umd DVertheilung der Gemeindelaften fih zu Schulden 
fommen ließen. Es fprach fich in den flärkften Thatſachen aus, 
daß das ariftofratifche Prineip für fich allein nicht befähigt war, 
das Wohlbefinden der Gemeinde auf die Dauer zu begründen. 
Die Mängel der einfeitigen ariftofrntifchen Verwaltungsweiſe ers 
jeugten das Mißvergnügen der vom vollen Bürgerrecht noch aus⸗ 
geſchloſſenen, zu größerer Wichtigkeit herangewachfenen Claſſen. 
Ad der Gewerbftand unter den Anftrengungen, welche die 
Städte: zur Behauptung ihrer Sicherheit machen mußten, immer 
färker zur Dienftleiftung in. den Waffen und zu Geldabgaben 
für Gemeindezwecke in -Anfpruch genommen. wurde, forderten 
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die Zünfte ſelbſtſtaͤndige Theilnahme an der Geineindeverwaltung, 
als durchgreifendes Schußmittel “gegen einfeitige Spfteme und 
gegen Druck und SParteilichkeit, als lebendige Bürgfchaft für 
die: Intereſſen der gefammten Gewerbelaffen. Die Befriedigung 
des Gewerbftandes ward in einigen Städten durch gätliche 
Pereinigung der Zünfte mit- dem Mathe -erreicht; in mehrern 
Städten, bei hartnädigem Widerſtande der altbuͤrgerlichen Ge 
fchlechter, mit Waffengewalt durch die Zuͤnfte erzwungen. 
Diefe Hauptveränderung im Organismus des Stadtregiments 
trat mit verfchiedenen Seftaltungen ins Leben. Bald wurde 
das vorhandene, nut aus den altbürgerlichem Gefchlechtern ges 
wählte Rathsperfonal mit einer Abtheilung vermehrt, die man 
aus der Gemeinde (aus der Kaufmannfchaft und aus den Hand: 
werkern oder aus dem Gewerbftande. überhanpt) wählen ließ, 
bald wurde die ganze Buͤrgerſchaft, die aͤlteſte (ritterbuͤrtige) 
Claſſe mit eingeſchloſſen, in Zuͤnfte eingetheilt und der Ges 
meinderath aus gewählten Vertretern dieſer Corporationen zu: 
ſammengeſetzt (Zunftregiment), bald wurde der in der 
alten Form gelaffenen, oder aus Alt: und Neubuͤrgern zufammen: 
gefesten, oder durch Gewählte aus den Zünften gebildeten 
Rathsbehoͤrde eine neue, aus allen Bürgerclaffen gewählte Cor; 
poration gegenübergeftellt, um die erftern in beſtimmten Zmeiaen 
der Stadtverwaltung zu controliren und bei den wichtigſten Ge: 
fchäften im Namen der Gemeinde ein felöftftändiges Stimmenrecht 
auszuuͤben und thätigen. Beiftand. zu leiften (Eleiner Kath, 
großer Kath). Die Narhöpflege blieb den Schöffen (die 
fich ſelbſt zu ergänzen hatten), ald einer Section der Gemeinde; 
obrigfeit, überlaffen; die Polizeis und Gemeindeverwaltung 
führten die Rathmannen, welche fih entweder in zwei Abs 
theilungen,, nach. ihrer Wahl aus der Gemeinde überhaupt und 
aus den. Zünften, oder in einer Corporation unter der Ges 
fammtheit der Rathsbehoͤrde darſtellten. Den Schöffen . oder 
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Schaffen. war: ‚ein Bürgers und Schaffermeiſter, den Rath⸗ 
mannen ein Bürger: und Nathsmeifter als Haupt: vorgefegt 
Die Schöffen «behielten lebenslaͤnglich ihre Stellen; für, die 
Häupter des Raths war jährlicher Wechſel, und Wapl. durch 
die Schöffen und: die Rathmannen die Kegel; die Körperfchaft 
der Rathmannen hatte ſich jaͤhrlich oder in halbjaͤhrigen Perioden 
ganz oder zu gewiſſen Quoten durch wiederkehrende — 
der Gemeinde und der Zuͤnfte zu erneuern. 

Die Compoſition eines zweifachen Princips, de 
Dualismus zwiſchen ariftofrasifhem Grundwefen und 
bemofratifhem Zuſatze war das praftifche Mittel, dem 
fädeifchen ‚Leben frifche Bewegung zu verleihen. , Das Erſtere 
fichente den Städten Freiheit, -Confequenz und. nachhaltigen 
Zuſammengriff in ‚den aͤußern Verhältniffen und, Stetigkeit und 
Feftigkeit in der innern Verwaltung; das Lestere gab kräftigen 
Antrieb zur ‚ununterbrochenen Ihätigfeit im Stadtregiment, zur 
lebendigen Achtſamkeit auf das gemeine Wohl. aller- Claſſen, zur 
fruchtbringenden Verbreitung des öffentlichen Geiſtes, zum ſelbſt⸗ 
thaͤtigen Anfchluß der Gemeinde an die-von.den Erfahrnen an⸗ 
geregten Maaßregeln und gefaßten Entſchluͤſe. Wohl ging 
es den Staͤdten, wo die Ariſtokratie bei, Zeiten die unabweis⸗— 
liche Nothwendigkeit der Zugeſtaͤndniſſe begriff, welche die ‚ges 
ſtiegene Bildung des Gewerbſtandes in Anſpruch nahm, wo 
die machthabenden. Geſchlechter ſich mit der Gemeinde auf vers 
fländige, das Beftchende mit dem neu Geſtalteten in guten 
Einklang feßende Bedingungen vertrugen, wo das Ariftofratifche, 
feine felöftftändige, Haltung behauptete, während das. Demos, 
Eratifche ich bis zum Gleichgewicht -erhob.. War es dahin ges, 
fommen, daß Gefchlehter und Gemeinde. als ſelbſtſtaͤndige ges 
fellfchaftliche: Körper fich anerkennen. mußten, und ihre Rechter 
gebiete gegenfeitig zu achten fich verpflichtet hielten, daß. die 
Rathsbehoͤrden ſtets ald unabhängige Vermittler zwiſchen den 
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verſchiedenen Beſtandtheilen der ſtaͤdtiſchen Geſellſchaft gelten 
konnten, fd war die Möglichkeit gegeben, daß alle Claſſen der 
Buͤrger zum Wetteifer im Gemeinſinn ſich wendeten. Minder 
guͤnſtig war das Loos der Städte, wo es der: Gemeinde nicht gez 
lang, fich zur ſelbſtſtaͤndigen Gegenkraft neben den ariftofratifchen 
Geftaltungen zu erheben, wo der Ariftöfratisnus den Gieg 
über die übrigen Stände gewann, und die ftädtifche Gefellfchaft 
von diefem Principe allein das Gefeg der Bewegung nehmen 
mußte; der Daängelan freier Oppofition hemmte dann die Ents 
wickelung; mattherzige Schlaffheit, einfchläfernde Eintönigkeit, 
niederdrückende Alltäglichkeit konnte fih in den Rathsbehoͤrden 
einniften; in der Einfeitigkeit der Werwaltung, unter dem 
Schuße einer ungezügelten Selöftfucht, mit der Traͤgheit der 
unbewachten, aus wenigen Gefchlechtern geröählten Beamten 
konnten Mißbraͤuche tiefer einwurzeln; die innere "Lebenskraft 
der Gemeinden Eonnte zerftört oder verderben, der fchaffende 
Geiſt des ftädtifchen Treibens in unwuͤrdiger Feſſel gehalten werden. 
Am verderblichften war die Wirkung, wenn die Gemeinde mit 
dern Siege Über die Ariftofratie die gänzliche Auflöfung der 
vorher beftandenen Ordnung erzwang, wenn die Zünfte der 
Stadtverwaltung fih ganz bemächtigten, wenn die Rathsbehoͤrde 
zum abhängigen Inſtrumente der Zunftkörperfchaften erniedrigt 
wurde; allgemeine Unficherheit, zügellofe Gewaltthätigkeit, Ers 
fehütterung und Umkehr aller gefellfchaftlichen WVerhältniffe war 
die Frucht, wo der Demofratismus die natürlichen Schranfen 
überfprang, und die Maffe der Gemeinde eine Selbftregierung 
unternahm. Die Erfahrung bewies, daß in die Städte, in 
welchen ein Zunftregiment ſich aufgeworfen hatte, die Öffentliche 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung nicht eher wieder zuruͤckkehrten, 
bis die Rathsbehoͤrden in ihrer frühern Seldftftändigfeit wieder 
bergeftellt waren, bis die Gemeinden eine unabhängige Ober: 
gewalt über fich wieder anerkannt hatten. 
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' Die wohlthätige Bedeutung : der Mittelmacht, zu welcher 
die Städte in der ‚gefellfchaftlihen Ordnung des Reiches fich 
erhoben hatten, faßte der Scharfblit Rudolphs von Habs 
burg. Der umfichtige Regent lieh den Staͤdtebuͤndniſſen 
Schug und Beiftand, um der großen Vaſallen und Naubritter 
mächtig zu werden; mit feinem Willen, wurden die Raubfchlöffer 
zerſtoͤrt, welde das friedliche Gewerbe und. den Handel, der 
Städte beläftigten; feine erleuchtete Staatskunſt beftätigte den 
Städten ihre Privilsgien, und rief die: Magiftrate der freien 
Reichsſtaͤdte bei wichtigen Fällen zur Berathung des Reichstags. 
Der große Mann wählte, indem er die Hausmacht ſich grüns 
dete, zugleich zum Hauptzwecke ſeiner innern Politik, die 
Staͤdte als Gegengewicht wider die Großen zu befeſtigen, das 
anarchiſche und ſelbſtſuͤchtige Treiben der Ariſtokratie zu baͤndigen, 
und durch Herſtellung friedlicher Einheit im Reiche der Krone 
die nothwendige Wuͤrde und Hoheit, der Nation freie Entz 
wickelung im’ Innern, wie Macht und Größe nach außen zu 
fi chern. Rudolphs Beiſpiel wirkte fort. Den Städten freunds 
lich walteten mehrere der nachfolgenden Kaifer. Die Bürger 
der Städte Eonnten am Befige des ‚großen Grundeigenthums: 
Theil nehmen, da Taiferlihe Privilegien (feit dem 14 Jahr⸗ 
hundert) dem Bürgerftande die Lehensfähigkeit verliehen. Die: 
Dbrigkeiten der freien Eaiferlihen Städte wurden fortan 
öfter zur Reichsverſammlung gezogen. Das unbeftimmte Herz 
fommen mußte fid) allmählig zur feften Regel geftalten. In 
der Mitte des 15, Jahrhunderts fand das politifhe Gewicht 
und Das Verdienft der freien Stadtgemeinden die volle Ans 
erfennung. Die Sandeshoheit wurde den unmittelbaren Städten 
des Meiches nicht mehr ftreitig gemacht. Als eine feldftftändige 
politifche Corporation, die ſich längft als gewichtiges Glied in 
den Verkettungen der Reichsordnung geltend gemacht hatte, 
wurden die kaiſerlichen freien Staͤdte unter Friedrich II. zur 
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Neicheftandfchaft erhoben. Zur 'felbftftändigen Theilnahme an 
den Neichsberathungen empfing neben den fchon. früher: gebils, 
deten zwei Collegien der Kurfürften und der Fürften 
und Prälaten ein reihsftädtifches Collegium in der 
Heicheverfammlung an dritter Stelle feinen Platz (Schwäbifche 
und Kheinifche Staͤdtebank, ſpaͤteſtens ſeit 1472). 

So hatte gelaͤuterte Politik, umſichtige Achtſamkeit auf 
die fortſchreitenden Schoͤpfungen des: Staatslebens dem heran⸗ 
gewachſenen freien Buͤrgerſtande ſeinen Theil bei der — 
gebung und Verwaltung des Reichs geſichert. ER. 4 

Wie die Eaiferlihen freien Städte nad) und nach im: allger 
meinen Reichsverbande zu, einer felbftftändigen Stellung fich. ere 
hoben, fo erwarben auch) viele Landſtaͤdte in den dteichs⸗ 
territorien ſehr zeitig ein Verhaͤltniß in der dandesordnung, bei 
welchem ſie einen betraͤchtlichen Spielraum fuͤr die Beſtimmung 
ihrer innern geſellſchaftlichen Angelegenheiten‘ gewinnen,’ und 
äußerlich die Geftalt . eines wichtigen. politiſchen Körpers ans 
nehmen, hierdurd; aber auf den Gang, der Landesverwaltung; 
bedeutenden Einfluß ‚erwerben Eonnten. Wie die Reichsſtaͤdte 
die ‚Unabhängigkeit. von den faiferlichen Vogteien und vandge⸗ 
richten erſtrebten, ſo ſuchten auch die Landſtaͤdte die Exemtion 
von den Landgerichten der Landesherrn. Gleich den Reichte 
ſtaͤdten wollten auch die Landſtaͤdte die! Befügniß, unter einer“ 
ſelbſtgewaͤhlten Obrigkeit zu ſtehen, die Freiheit, neben den 
allgemeinen Reichs⸗ und Landesgeſetzen beſondere en 
fehriften für die innern ftädtifchen. Verhaͤltniſſe ‚einzuführen z, i in, 
hohem Werthe hielten auch die Landſtaͤdte die ———— 
ihr Gemeindegut ſelbſt zu verwalten, ihre Gemeindelaſten ſeibſt 
zu vertheilen, die Ordnung im Betriebe der ſtaͤdtiſchen Gewerbe 
ſelbſt durch ihre Obrigkeit zu handhaben, und uͤberhaupt fuͤr 
Alles, : was Gemeindefahe fey, felbftftändig forgen "zu: duͤrfen, 
Das Gelingen dieſes Beftrebens, begünftigten mancherlei Umz. 
fände. Nach dem Beifpiele der Kaifer bewilligten die Landes⸗ 
herren anfaͤnglich nur den groͤßern, zu vorzuͤglichem Anſthen 
emporgeſtiegenen Staͤdten ihres Gebietes die Gerichtsbarkeit (in 
Criminal- und Civilſachen, oder in letztern allein) und die 
Autonomie für den innern Gemeindehaushalt. Bald kam es 
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aber dahin, daß auch andern Städten von minderm Gewicht 
und Umfange diefelden Gerechtfame entweder ganz zugetheilt, 
oder wenigftens in der einen oder der andern Bezichung ms 
munitäten verliehen wurden, die einer felbftftändigen Entwidelung 
ihrer Localeinrichtungen und ihrem Wachsthume förderlich waren, 

Diefe den ftädtifchen Gemeinden fo nüßlichen Privilegien 
und Freiheiten fanden im Innern der Reichsterritorien eine 
verftärkte Bürgfchaft, als in den Staatsentwidelungen des 
14, und 15. Jahrhunderts die Hauptclaffen der Landeseinfaflen 
in eine gemeinfame Verbindung zu treten begannen, als die 
ſchon vorher für ſich in corporativen Verbindungen begriffenen 
Praͤlaten, Herren und Ritter mit der Geſammtheit der ſelbſt⸗ 
ftändigen Etadtgemeinden ald eine Lan desgemeinde (964 
meine Landfchaft), als ein felbftftändiges Corpus der Lands 
ftände zufammentraten, um ihre befondern Freiheiten und die 
allen Ständen gemeinfchaftlihen Nechtsverhältniffe in den Bes 
ziehungen zur Iandesherrlihen Gewalt durh Wirken in Ge 
fammtheit zu wahren. Was in den gefellfchaftlihen Bildungen 
des gefammten Reiches geſchah, wirfte auf die Territorien zus 
rück. An der Seite der Prälaten, Grafen, Herren und Ritter 
nahmen die Städte eine felbftftändige Haltung; der. Bürgers 
ftand in den Städten trat, durch feine Magiftrate rs 
präfentirt, als ſelbſtſtaͤndiges Glied in die Reihen der Land⸗ 
ſtandſchaft. 

Fortſchreitende Einſicht in das Beduͤrfniß der — 
ſchaft offenbarte ſich in dem Streben nach Poſitivitaͤt in der 
Reichsverfaſſung. Der Ordnung des Reichs war ein weſent—⸗ 
licher Dienſt geleiſtet, als die goldene Bulle Karls IV. (1356) 
für die Kaiferwahl fefte Formen aufftellte, die Wahlgerechtfame 
der Kurfürften entfchied, deren Iheilnahme an der Neichsvers 
waltung regulirte, und für die Gewalt der Kurfürften in Hins 
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der (Bergr, Salz⸗, Münz:, Zolls) Regalien u. a. m. 6% 
flimmte Normen gab. Unſterbliches VBerdienft um Deutfchland 
erwarb fich der eben fo weife und hochgebildete als heidenmüthige 
Maximilian I., da er mit Beiftand des trefflihen Kurfürften 
von Mainz, Berhtold von Henneberg, das barbarifche 
Fauftrecht durch den ewigen allgemeinen Landfrieden bannte, . 
und zur Wachfamkeit gegen Selbfthülfe und für richtige Nechtss 
pflege im Reiche eine höchfte Juſtizſtelle, das kaiſerliche Kams 
mergericht einfegte (7. Aug. 1495). As tüchtiges Mittel 
zur Aufrehthaltung des Friedenss und Rechtszuſtandes diente 
die Eintheilung der Neihsländer in Kreife (1500); 
unter Leitung der Mächtigften war hierdurch ein geregeltes Zur 
ſammenwirken der Reichsſtaͤnde gegruͤndet, wenn Stoͤrungen des 
Landfriedens bezaͤhmt, und Ausſpruͤche des Reichskammergerichts 
vollzogen werden ſollten. Der hoͤchſten Staatseinſicht war es 
wuͤrdig, daß der Kurfuͤrſt Friedrich der Weiſe von 
Sachſen auf klare urkundliche Beſtimmung daruͤber drang, 
wie der Kalfer die Regierung des Reiches führen, welches Vers 
haͤltniß zwifchen der Faiferlihen Gewalt und der gandeshoheit 
der Keicheftände beobachtet werden möge. Die Ausübung. der 
Neichögewalt und der Nechtezuftand im ganzen Meiche konnte 
mut dabei gewinnen, wenn das herkoͤmmliche gefellfchaftliche 
Berhaͤltniß zwifchen dem Neichsoberhaupte und den Neichsftänden 
durch deutliche, den im Laufe der Zeiten erwachfenen Rechtes 
beftänden entfprechende Feflfeßungen der Ungewißheit, der vagen, 
willführlichen und einfeitigen Auslegung entrücdt, wenn durch 
urkundlichen zwoeifeitigen Vertrag, der das fchon Beftehende 
freu wiedergab, und für die Erhaltung des Beftehenden wirks 
ſame Bürgfchaften ertheilte, zwiſchen Kaifer und Ständen ein 
zuverläffiger Rechtszuftand aufgerichtet. wurde, Die Wahls 
eapitulation, Über welche die Kurfürften unter Beifall der 

gefammten Meichsftände mit Carl dem V. ſich verftändigten 
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(1519), mußte das Reichsoberhaupt feiner erhabenen Beſtimmung 
verfichern, über feine Nechte und Pflichten gebührend aufklären, 
und die allfeitigen Rechtszuftände im Reiche vor willtührlicher 
Verlegung und Aenderung fügen. 


Diertes Kapitel. 


Berfaffungsbildungen von den Zeiten der Reformation bid zur 
Auflöfung des Deutfchen Reiche. 





An den Ausgängen des Mittelalters Hat Deutfchland fich zu 
einem Reiche geftaltet, in welchem die zur Deutfchen Nation 
gezählten Voltsftämme einem gemeinfamen Oberhaupte und einem 
gemeinfamen Geſetze unterſtellt und durch gemeinſame organiſche 
Einrichtungen zur gegenſeitigen Anerkennung und Befolgung 
friedlich rechtlicher Ordnung verwieſen, ſo wie zur Geſammt—⸗ 
anſtrengung fuͤr Sicherheit im Innern und zum Schutze des 
Ganzen gegen auswärtigen Angriff, verpflichtet find. Die eins 
zelnen Voltsftämme, welche ſich mit Unabhängigkeit und Selbſt— 
fländigfeit neben einander bewegen, haben, durch Nachbildung 
der allgemeinen Reichsordnung, ihre innern gefellfchaftlichen 
Einrichtungen auf ſolche Weife angelegt und befeftigt, daß alle 
im unmittelbaren Reichsverbande begriffenen Volksverbindungen 
ale eben foviel vollftändig organifirte Staaten im verjüngten 
Mapftabe fih darftellen. Jedes Territorium hat, unter der 
ſelbſtſtaͤn digen Regierung feines Fürften, eine felöftftändige Vers 
waltung, Gefeßgebung, Rechtspflege. Auf allen Punkten des Reis 
ches, bei allen Volksſtaͤmmen ift die Unabhängigkeit von lähmender 
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niſſe, die Selöftbeftimmung über das provincielle und lokale 
Beduͤrfniß, die Selbſtbefriedigung der aus der beſondern Gei— 
ſtesbildung hervorgegangenen Forderungen, die ſelbſtſtaͤndige Ents 
wickelung der Saatsintelligenz geſichert. Jeder Volksſtamm iſt 
befähigt, für ſich ſelbſt, unbeſchadet der allgemeinen Reiche: 
zwecke, nach feiner Eigenthümlichkeit Zwecke zu haben und ftldfts 
Eräftig zu verfolgen. Die allgemeine Neichsverfaffung, die 
Territorial-(Landes- oder Provincial +) Verfaffungen, die Los 
falverfaffungen find neben ‚einander und zu ihrer gegenfeitigen 
Unterftägung in abfallenden und aufſteigenden Verhältniffen in 
Thaͤtigkeit. 

Unter ſolchen Reichseinrichtungen, bei ſo be— 
feſtigter Selbſtſtaͤndigkeit der Deutſchen Volks— 
ſtaͤmme, bei einer Staats⸗und Volksentwickelung, 
die nur aus der Selbſtkraͤftigkeit der Territorial— 
regierungen und Stadtverwaltungen, aus der 
im Handel und Gewerbe der Städte erwachſenen 
Bildung, aus dem fhwunghaftern Geifterven 
kehr und aus dem durch Ausbreitung der Wiſ— 
ſenſchaften entzuͤndeten Lichte hervorgehen 
konnte, war Deutſchland befähigt worden, 
‚den Gedanken der Kirhenreformation zu etz 
greifen, und das große Werk der religidfen Aufs 
£lärung zuerft vor allen andern Reihen durchzus 
fämpfen. Die Wahrheit der Lehren, die Luther, Me 
lanchthon und Zwingli verfündigten, ward von dem 
weifen- Fürften der Deutfchen Nation in ihrer hohen Bedeutung 
für die Völker gewürdigt, von geiftesmündigen Volksſtaͤmmen 
verftanden. Dentfchland war durch feine politifchen Geftaltungen 
reif geworden, die unmwürdigen Ketten abzuwerfen, in welchen 
eine in Haupt und Sliedern verdorbene Hierarchie die Geifter 
zu halten fich erfrechte. Die Deutfche Aufklärung verwarf den 
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Abfolutismus pähftlicher Kirchenherrfchaft, den geiftverderbenden 
Gewiflenszwang, den Dienft eines volfverfinfternden Aberglau— 
bens. Deutfchland zählte Männer unter feinen Fürften, die 
ihrer felbfträftigen Würde und ihrer erhabenen und wohlihätigen 
Beftimmung für den Staat ſich hell bewußt, und die im Geifte 
der Vernunft und der Aufklärung für ihre Völker zu handeln 
entfchloffen waren. in glorreicher Bund folcher Fürften achtete 
für. nichtswuͤrdig und verwerflih, wenn die religiöfe Lehre und 
der . Kirchendienft in ſtarre Unveränderlichfeit gebannt bliebe, 
wenn. die nothwendige Scheidung des Heiligen und Wahren 
aus dem Wufte der willführlichen Menfchenfasungen erfchwert, 
and wenn der Meligionsbegriff als Mittel benutzt würde, die 
Livilifation im Fortfchreiten zu hemmen, den Volksgeiſt zu 
gängeln und die. Denkkraft der Laien in Feſſeln zu halten oder 
einzufchläfern. Jene Fürften, welche mit den Lehrern der Kits 
chenverbeſſerung fich befreundeten,” ftanden auf der. Höhe der 
Zeit, die vor ihren’ Blicken ſich aufthat; als mannhafte 
Führer der Völker erklärten fie das Neformationds 
werk fuͤr ihre Sache. Die Weisheit und die Humanität folcher 
Fürften verachtete die argliſtigen Einfläfterungen eines herrfchfüchs 
tigen Priefterthbums und verwarf den Beiftand eines unmiffenden 
und felavifchen Moͤnchthums. Micht mit untüchtigen Werfzeus 
gen, welche die Völker zur Gedanfenlofigkeit und zum Stumpfs 
finn, und die Staaten zur Ermattung und Entfräftung führen, 
nicht mit den Yüngern des Irrwahns, der Barbarei und dee 
Fanatismus, nicht mit der Verftellung, der Püge, der Gleiß— 
nerei und der Scheinheiligkeit, nicht mit den falſchen Stügen 
der, Staatsordnung, nicht mit den Tendenzen einer felbftfüchtis 
gen, menfchenfeindlihen Politit wollten die Menfchenfreunde 
im Fürftendiademe zu fchaffen haben; nicht die Erniedris 
gung, fondern. die. geiftige Aufrihtung, die 
fräftige Erhebung des Volkes wollten die Maͤn— 
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ner der vernünftigen, der rechtmäßigen, der frei 
finnigen Politik, Freiheit der Gewiffen, freie 
Forfhung in den Quellen der religiöfen Dffenbar 
rung, freie Prüfung und Läuterung der Kir— 
henlehren, Freiheit in der Unterfheidung der 
menſchlichen Saßungen von den gdttliden Ges 
fegen, Freiheit in der Abfchaffung des Unbrauch— 
baren und in der Aufnahme des DBeffern und 
Richtigern, Freiheit des religidöfen Glaubens, 
Unabhängigkeit der Kirche von fremder geifte 
licher Oberherrſchaft und erneute Anerfennung 
der Selbſtſtaͤndigkeit für die Kirhengefellfchaft 
im Staate — forderte die entwickelte Vernunft und die 
beffere Sittenbildung der Deutfhen Nation. Der Ruf aus 
Sachſen hallte durch alle Gauen Deutfchlands und durch 
ganz Europa wieder. Die einfihtigften und erleuch 
tetſten Fürften merften auf die Mahnung der 
Zeit und festen fihb an die Spise der geiftigen 
Bewegung. Umſonſt firebten das in verjährten Mißbräuchen 
befämpfte Pabſtthum und das von möncdhifcher Teufchung miß⸗ 
leitete Kaiſerthum, die Richtung der Geiſter zu hemmen. Die 
Finſterniß mußte dem Lichte weichen. Mit einer Auswahl 
wackerer Fuͤrſten, mit den Helden aus den Haͤuſern Sachſen, 
Brandenburg, Heffen, Braunſchweig, Luͤneburg, 
Meklenburg, Anhalt und Mannsfeld waren viele 
freie Reichsſtaͤdte fchlüffig, die von den Paͤbſten über Lehre, 
Eultus und Disciplin der Kirche geübte Herrfchaft als unerträgs 
liche Tyrannei zu verbannen, und den Grundbau zur Freis 
heit, zur würdigen Selbfiffändigfeit der Landes 
tirhen zu legen. Die Standhaftigkeit der gegen 
Geiftesfeffelung proteffirenden fFürften und 
freien Städte Deutfchlands rettete die religidfe 
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Aufklärung. Durch die Abmweifung des Pabſtthums - war 
in den proteftantifchen Territorien der verderbliche Zwiefpalt 
zwifchen Staatshoheit und auswärtiger. Kirchengewalt ausgetilgt. 
Frei, ſelbſtſtaͤndig in ihren Ländern waren die Könige und Fürften, 
als der entwickelte Verſtand und die erhellte Vernunft ihrer 
Bölkfer die Bande. mit Nom zerriſſen hatten. Die Würde 
der Negierungen und’ der Völker forderte die 
Mündigkeit der Landesfirhen - Mit der Sache 
der Reformation, mit der Emancipation der 
Negierumgen und Völker von der Vormundſchaft 
der Roͤmiſchen Curie war die Freiheit für die 
Geiftesregungen, war die Gelbftftändigkeit der 
Staaten für die Ausbildung der innern gefell 
ſchaftlichen Verhältniffe nah den Forderungen 
der Kultur, war das ununterbrocene Fortfhreis 
ten der ftaatlihen und religidfen Reformen, war 
die Sache der Europäifchen a ii unwiz 
derruflich entſchieden. N 

Auf den Grundlagen der Neichsordnung, mie fie durd 
den Formenmechfel im Mittelalter und im Cingange der neuem 
Zeit durch den Kampf der Reformation ſich geftaltet haben, 
bewegt fih das Stantslebeu der Deutfchen bis zum Ausgange 
des achtzehnten Jahrhunderts nach folgenden Hauptzuͤgen. 

Der Kaifer gebietet in Gemäßheit der Neichdgrandgefege 
und der Berträge mit den Fürften über das Ganze des Reichs; 
ee repräfentirt die Hoheit des Reichs durch die oberfte Leitung 
der Reichsſachen, die bei ihm in den innern und auswaͤrtigen 
Verhältniffen ſich concentrirt; mit Beirath der Meichsftände, 
welche durch den ſelbſtſtaͤndigen Beſitz ihrer Territorialrechte an 
der Subſtanz und an der Ausübung der Reichshoheit weſent⸗ 
lihen Antheil Haben, werden die wichtigften Neichtangelegenheis 
ten, die allgemeinen Einrichtungen für alle Reichsgebiete, die 
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Fragen uͤber Krieg, Buͤndniß und Frieden von ihm -entfchies 
den; durch das Meichsfammergericht und den (bald nach Eins 
feßung dieſes Tribunals errichteten und bei der kaiſerlichen Res 
fidenz firirten) Reichs » Hofrat) handhabt der Kaifer die Juſtiz— 
ordnung des gefammten Reiches. - Wie er ſelbſt durch die Wahlz 
apitulation verfprochen hat, der Ordnung des Reichs und den 
Gefegen zuwider fein, Reſcript, fein Mandat und’ feine andere 
Handlung ausgehen zu laſſen, und dem echte feinen ordentlis« 
chen Lauf zu fihern, fo wacht er auch darüber, daß die Stände 
des Reichs dergleichen gefesmäßiger Handlungsweife ſich unters 
werfen, daß die Austräge, vor welchen die Fürften und Fürs 
fienmäßigen gegen einander zu Recht zu fiehn vermöge des Lands 
friedens fich ‘geeinigt. haben, in ihrer Wirkfamkeit geſchuͤtzt wers 
den, daß, wer eine Rechtsverweigerung zu Echulden bringt, 
vor den höchften Neichstribunalen fi zur Verantwortung und 
Abhülfe des Unrechts ſtellen muͤſſe. Der Kaifer fordert die 
Reichsſteuern und die übrigen Neichslaften durch alle Provinzen 
des Reichs; auf fein Gebot ruͤſtet fih das Reich und ziehen 
die Eontingente der Meicheftände zu KHeerhaufen zufammen. 
Bei jedem Regierungsivechfel wird von den Kurfürften mit Beis 
rath der’ übrigen Stände des Reichs unterfucht, wo die Wahls 
capitulation fih unbeſtimmt, Tückönhaft und unzureichend gezeigt 
habe, wo Raum für rechtebedrohliche Willkühr geblieben. fey, 
was nach den Fortfchritten der Zeit, nach der lebendigen Erz - 
fahrung in Gemäßheit neu gebildeter Nechtszuftände dem Grunds 
gefene für die Negierung des Reichs hinzuzufügen, was fürdas 
Rechtsverhaͤltniß zwifchen dem Kaifer und den Reicheftänden urs 
Eundlich zur Gewißheit und Feftigfeit zu bringen fey. 

Die Stände des Reichs haben die einzelnen koͤnig⸗ 
lihen echte, welche fie nah und nah durch Werleihung 
empfangen haben, zu einem zufammenhängendern Syſtem auss 
gebildet. Die Landespopeit, welche die Fuͤrſten, die Grafen 
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und Herren und die Meicheftädte ausuͤben, hat den größern 
Theil der Staatshoheitsrechte mit ſich vereinigt. Jeder Landeds 
herr und jeder reichsftädtifche Gemeindekoͤrper uͤbt in Seldftftäns 
digkeit das MNichteramt, die Adminiftration des Landes oder des 
Gemeindewefens, die Geſetzgebung für das Territörium- oder 
die Lokalitaͤt. Das Necht der Neichsftände‘, welche dem Reichs⸗ 
oberhaupte gegenüber einen felbftftändigen -politifchen Körper 
bilden, iſt ſo? kraͤftig und gefegmäßig, wie das: Recht der 
kaiſerlichen Kroͤne. ever Reichsſtand ift befaͤhigt, feine 
Rechte zu wahren, da er zum Rathe des Kaiſers gezaͤhlt wird 
und in den Reicheberathungen — Samme zu — be⸗ 
fugt iſt. 
Auf den Reichstagen find die Spitzen der ſtaatlichen Ger 
faltungen zur Gefammtwirfung vereinigt. Der Kaifer, die 
geiftlihen und weltlichen Fürften, Grafen und Herren (die 
Theilhaber des hohen Adele), die Abgeordneten der reichsſtaͤdtl⸗ 
fehen Obrigkeiten ftellen, zum Reichstage verfammelt, die Cenz 
tralgemalt vor, von ’welcher die wichtigften Handlungen der 
Verwaltung und Gefesgebung, die Leitung zur gleichförmigen 
Bahn in der - mannigfachen gefellfhaftlichen Werfettung der 
Keichsterritorien ausgehen. Die Zufammenffiimmung 
der Gewalthaber, der Erfahrnen, der Geprüften 
entfcheidet über die Reihsbewegung. - Die Propos 
fition des Kaifers, das freie Gutachten, der wohlerwogene Bes 
ſchluß der felöftfrändigen Reichstagsglieder und die freie ſelbſt⸗ 
fändige Entfchließung des Kaiſers machen das Reichsgeſetz. 
Die Nothwendigkeit der Erdrterung und Verftändigung zwifchen 
dem Kaifer und den Neichsftänden fichert die Angemeffenheit und 
Ausführbarkeit der Neichsbefchlüffe. 

Das Berhältnig, welches zwifchen dem Kaifer und den 
Neichsftänden im Großen fhattfindet, wiederhohlt ſich, 
mehr oder weniger befchränktem Maßftabe, bei der innern Ders 
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faffung der Neichsterritorien. Die Erbfürften und gewaͤhlten geiſt⸗ 
lichen. Fuͤrſten regieren ihre Gebiete in Gemäßheit der Reichsord⸗ 
nung, der Reichsſatzungen und nach der befondern Verfaflung und 
Geſetzgebung des Landes und feiner Theile. Jeder Regent iſt 
verpflichtet und hat bei der Huldigung feinen Unterworfenen 
ausdrücktich zu verfprechen, die urfundlichen und herkoͤmmlichen 
Rechte. des: Landes und der verfchiedenen Stände, in demſelben 
zu- achten und zu ſchuͤtzen. Wie dem Kalfer: die Reichsftände 
zur Seite fiehen, fo find den Landesherren die Band ftände 
zugeordnet. Die landfäfligen Grafen und Herren, die Ritters 
ſchaft und die Landftädte. find zu einem felöftftändigen politifchen 
Gefammtkörper vereinigt, der an der Gefeßgebung für das ganze 
Land, an der Bewilligung der Landesabgaben, an allen Bes 
ſchluͤſſen über den Organismus der Landesverwaltung ſelbſtthaͤti⸗ 
gen Theil nimmt. In freien Tractaten werden zwifchen dem 
Landesherrn und den Landftänden die gegenfeitigen Rechte und 
Verpflichtungen behandelt; durch zweifeitige Compactaten, Sans 
desverträge, Landesvergleiche, oder durch Landıiagsabfchiede, 
Privilegien, Reverſalien, und andere Berficherungsurkunden, 
welche die Landesherren ertheilen, werden die Nechtsverhältniffe 
im. Lande beftimmt und befeftigt. | 

Die Stellung der Stadtgemeinden in den landfchaftlichen 
Corporationen wirft nuͤtzlich und mwohlthätig. für ‚die Fürften und, 
die- Länder. Dem wahren Intereſſe der Fürften war ein großer 
Dienft gefchehen, daß bei der allmähligen Entwicelung der 
Sandesverfaffung in der Conftruction der Landflände rin: politis 
tifches Gewicht fich mit befeftigt hatte, welches die ariftofratis 
fhen Geftaltungen in Schranken halten konnte. Während das 
ariftokratifche Prinzip unter der leitenden Obmacht der Landes: 
herren feinen wohlthätigen Beruf für die Stetigfeit in der 
öffentlichen Ordnung und für kraͤftigen nachhaltigen Zufammen: 
griff in den Zeiten der Landesnoth erfüllen, während die Ariſto⸗ 
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kratie in der Entwidelung der gefellfchaftlichen Verhaͤltniſſe die 
Feftigkeit der Nechtszuftände mit dem nothwendigen Machdrud 
vertreten konnte, war die Selbftftändigfeit der Städte, das Gewicht 
des freien Bürgerftandes eih wirkſames Mittel, den Ueberfchreituns 
gen atiftofratifcher Tendenzen zu begegnen, zur Eulturgemäßen Aus⸗ 
bildung der VBerfaffungsverhältniffe Eräftigen Antrieb zu geben, freis 
finnige Landesherren im Beſtreben fuͤr die Verbefferung der Geſetz⸗ 
gebung und. Verwaltung: zu -unterftägen.:. Wenn die. großen 
Grundherren einfeitigen Richtungen folgten, wenn die Ritters 
fhaft zum Öftern nicht die‘ Bedürfniffe -des Ganzen im Auge 
behielt, fondern das Landeswohl und das Landesintereffe dem 
Privatvortheil. und dem Standesintereffe nachfeste, fo befaßen 
die. Landesherren in ihren Städten ein wohlthaͤtiges Gegenge⸗ 
wicht, weldyed die allſeitige, nach Höheren gemeinfamen Ziels 
punkten: gewendete Staatsentwicelung zu fichern: geeignet war, 
Die Selbfiftändigkeit der Etädte war das praftifche Mittel, 
die Freiheit und Selsfiffändigfeit dev: landes 
herrlihen Autorität dem ariftofratifihen Corpo— 
rationsgeift gegenüber zu erheben und EL b e⸗ 
feſtigen. 

Die Reichsſtaͤdte — ſich 0 frei in — Innern, 
wie die Regierungen in den Fuͤrſtlichen und Graͤflichen Terris 
torien. In dem regelmäßigern Organismus der freien Bürgers 
fchaften. und in der felbfirhätigen Mitwirkung und Controlfe, 
welche die Scmeinden durch mwechfelnde Vertreter im Rathe oder 
durch abgefonderte, aus: den Claſſen der Grundeigenthämer und 
der Gewerbtreibenden gewählte deliberative Körperfchaften bei 
der gefammten ftädtifchen Verwaltung ausüben laſſen, hat fich 
neben den unabhängigen Nathsbehörden (Senaten) eine felbfts 
ſtaͤndige Gegenkraft befeftigt, die dem Geifte der Städte frifche 
Bewegung verleiht und das Vormärtsftreben in der Gewerbfams 
keit, in den Künften, im Handel und Verkehr, in den Anftals 
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ten der Volksbildung, in den religiöfen ——— uns 
terhält. 

Die Hanfa im Reihe beginnt fich — nachdem die 
Öffentliche Sicherheit und der Schuß der Nechte — das Haupts . 
intereffe, welches die Buͤndniſſe zwifhen den Städten .der Deuts 
ſchen Binnenlande und den Seeſtaͤdten geknüpft. hat — mit 
der Stiftung des Landfriedens und: mit der. Einführung ordents 
licher Juſtizpflege verbuͤrgt iſt. Die völlige Trennung der Hanſa 
war entſchieden, als die Deutſchen Fuͤrſten ihre Staatswirth⸗ 
ſchaft beſſer geordnet, ihre Macht im: Innern durch ſtehende 
Truppenhaltungen mehr befeſtigt und ihre Landſtaͤdte zum Auss 
tritt aus dem Bunde genoͤthigt hatten, als (im Laufe des 16ten 
und im erſten Viertel des 17ten Jahrhunderts) die Handels⸗ 
vortheile, welche England und die, nordiſchen Reiche der Hanſa 
fange gewaͤhrt hatten, bei der veraͤnderten se der 
Degierungen verloren; gingen: © 

Neben den Fuͤrſten, Grafen und — hat fi r ch 
noch eine ‚freie politiſche Korporation erhalten, welche einen bes 
ſondern Stand im Reiche bildet, ohne das Recht der. Reichs— 
ſtandſchaft zu beſitzen. Aus den von der Nitterfchaft. im- füdlis 
hen. und ſuͤdweſtlichen Deutfchland im Laufeides 14ten und 15ten 
Yahrhunderts unter den Parteiungen gegen die Staͤdtebuͤndniſſe 
geſchloſſenen Verbindungen war eine feftere :Affociation hervors 
gegangen, die fih, begünftigt durch die Mähe der kaiſerlichen 
Herrfchaften und Bogteien in Franken, Schwaben ımd am 
Oberrhein, an den Kaifer, unmittelbar: anfchließen. und. der Ein; 
verleibung in die angrenzenden größeren Fürftlichen Territorien 
entziehen fonnte. Mach und nach durch Kaiferliche Privilegien 
in dem unmittelbaren Verhältniffe zum Reiche (Reichsfreiheit) 
befeftigt und mit einzelnen echten der Landeshoheit "begabt, 
befteht die Reichsritterſchaft als eine: politifche Genoffens 
fhaft, welche nach dem provinziellen Zufammenhange in drei 
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Kreife Ben Shwäbifhen, Fraͤnkiſchen und Rhei— 
fhen) gefondert ihre gemeinfchaftlihen Angelegenheiten durch 
ihre aus gewählten Hauptleuten, Ritterräthen und 
Ausfhüffen zufammengefesten Kreisdirectorien und 
durch ein zwifchen denfelben wechfelndese GSefammtdirector 


rium unterhalten und frei von Reichs- und Kreisanlagen dem 


Kaifer gefondert von den Ständen des Reichs die erforderten 
Meichshälfen an Steuern und Kriegsdienften bewilligt. 

zu den Fortfhritten in den gefellfchaftliden Ausbildungen 
gehörte das Beftreben, in die Bewaffnung für den Meichsfrieg 
und in das Einziehen der Geldhülfen zu allgemeinern Zwecken, 
beftimmte DVerhältniffe zu bringen und die Anftrengung der 
Heichsftände billiger Gleichheit zu nähern. Mach und nach wat 
durch die im Lanfe des 15ten und 16ten Yahrhunderts entftanz 
denen Matrikeln den Ständen des Reiches das Verhältniß anges 
wiefen worden, in welchen fie durch Kriegscontingente zur 
Hreichsvertheidigung und durch Geldleiftungen zur Aufrechthal— 
tung der Neichsjuftizordnung und zu andern gemeinfamen Reiches 
bedürfniffen beitragen follten. Jedem Territorium, jeder Reiches 
ftadt mar vorgefchrieben, wie viel Mannfchaften zu Roß und zu 
Fuß zum SKreiscontingent für das Reichsherr, welche Geldbeis 
träge zur Neichskriegsfaffe, welche Zahlungen zum Unterhalt des 
Reichskammergerichts (Kammerzieler) zu leiſten ſeyen. Das 
Aufbringen der zugetheilten Kriegscontingenter und Geldleiſtungen 
im Einzelnen zu” ordnen und auszugleichen, war der innern 
feloftftändigen Verwaltung der fürftlichen und gräflihen. Terr 
ritorien und der Neichsftädte anheimgeftellt. 

Sm Großen bietet der Organismus des Reichs allenthalben 
von oben bis nach unten lebendige Werkettung zwifhen freien 
Merfönlichkeiten. Die Perfonen, auf welchen die Reiches und 
die Zerritorialhoheit und die Gemwaltausübung in den. freien 
Stadtgemeinden beruhen, ſtehen nicht ifoliet, nicht in widers 
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natürlicher Entfernung von der Geſellſchaft. Der Kaifer und 
die erblihen Neichsftände find, jedes im anderen Maßftabe, 
von ſchuͤtzenden und unterflügenden Geftaltungen umgeben ; das 
Regiment der Städte ift im genauen Zufammenhange mit: der 
Gemeinde. In der Sefammtverbindung des Neiches ftehen dem 
Kaifer die Keihsftände (Heichsrepräfentation), in der 
Zerritorialverbindung den Landesherren die Landftände 
(Landesrepräfentation), in den reichsftädtifchen Gemeindeverbänden 
den Senaten die gewählten Vertreter und Ausſchuͤſſe der 
Bürgerfchaften ( Gemeinde » oder Bürgerrepräfentation) 
für die Gegenftände der Verwaltung oder Gefeßgebung im Gros 
Gen wie im Kleinen zur Seite. Mirgend zeigt fi eine unum— 
fchränfte, eine abfolyte Gewalt. Durd alle Regionen des 
Reichs herrfcht die dee der geregelten, der vertragemäßig bes 
flimmten, der mwohlthätig befchränften Gewalt, der würdigen 
Selbfiftändigkeit aller einzelnen Voltsftämme, der freien Selbſt⸗ 
shätigeit, der Unabhängigkeit in der Lofalbewegung. 

Ein Vorzug praftifcher Richtungen, ein. wefentliches Kenns 
zeichen tüchtiger Staatsentwicdelung erhält ſich gleichförmig 
durch alle Deutfhen Territorien. Die hochwichtigen 
Berrihtungen der Civil; und Criminalrechts— 
pflege werden durchgängig bei den DObrigfeiten 
feftgehalten. Das Ganze der YZuftizarbeit, Pro 
zeßleitung und Urtheilsſpruch, bleibt nur den 
wiffenfhaftlib VBorbereiteten, den Rechtskundi— 
gen, den Gefhäftserfahrnen, den Sachverſtaͤndi— 
gen anvertraut. Den Deutfchen Unterthanen wird das Necht 
durchgängig von felbfiftändigen Behörden, von fachverftändigen 
Hichtern gefprochen. Keine Cinmifhung des Volkes, kein Spiel 
des PDarteigeiftes, feine Einwirkung bürgerlicher Gewerbsinterefs 
fen, fein Einfluß von Leidenfhaft, Feine den Michterftühlen 
fremde Privatberäcfichtigung verwirrt, ftört, lähmt oder ent: 
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wuͤrdigt die erſten Handlungen der Criminal-Jurisdiction. 
Keinen Glauben findet bei der geſunden Einſicht und bei der 
richtigen Unterſcheidungskraft der Deutſchen die taͤuſchende Mei⸗ 
nung, daß ein willkuͤhrlich beſtimmtes Maß von Grundvermoͤ⸗ 
gen, die gute oder gewinnvolle Führung eines bürgerlichen Ges 
werbes und die Ableiftung eines Nichtereides ohne andere Vors 
ansfegungen dazu befähigen koͤnne, die Einzelheiten einer durch: 
geführten peinlichen Unterfuchuug klar zu überfchauen, das 
Weſentliche von dem Unmefentlichen fcharf zu unterfcheiden, das 
wirkliche Reſultat des richterlichen Verfahrens, den ganzen Zus 
fammenhang der ermittelten Wahrheit mit hellem Bewußtſeyn 
aufzufaflen, die wahren Scheidepunfte zwifchen Schuld und 
Unfchuld feftzuhalten und über Ehre, Gut und Leben eines 
Staatsbürger mit Sicherheit das Urtheil zu fällen; die ents 
wickelte Vernunft und die praktifche Staatsfunft der Deutfchen 
weift die trügerifche Vorbildung zurüd, daß eine rein intellecz 
tuelle Befähigung, die nur von der wirklichen Wiffenfchaft, von 
geläuterter Einfiht, von geregeltem und ausgebildetem Denken, 
von foftematifher Kombination und von ſteter Gefchäftsübung 
und Yuftizerfahrung ausgehen kann, mit der blofen Vermögens: 
Notabilität in wefentlicher und nothwendiger Verbindung ſtehn. 

Die große Krifis in der erften Hälfte des fiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts bedrohte die religiöfe und politifche Freiheit der Deuts 
fhen Volksſtaͤmme. Aber ein höherer Rathſchluß, eine weife Fuͤ⸗ 
gung lenkte zum guten Ausgange, was Irrthum, NReligionshaß, 
Bosheit gegen die Werke der Aufklärung unternommen hatten. 
Vergebens war Ferdinand I. mit den Sjefuiten in Bund ges 
terten, den Segen der Reformation zu vernichten, die Selbfts 
fländigkeit der Deutfhen Fürften und Volksſtaͤmme zu unters 
graben, die Verträge und Reichsgeſetze über den gleihen Schuß 
der Augsburgifchen Eonfeffionsverwandten umzuſtoßen, die reichs⸗ 
gefeglihe Kirchenfreiheit gewaltfam zu unterdruͤcken und dem 
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Pabſtthume den entriffnen Boden: zuruͤckzugewinnen. Der ger 
rechte Widerſtand der proteftantifchen, Fürften und Städte und 
‚die von auswärtigen Mächten geleiftete Huͤlfe vereitelten die 
finftere Reaction. Die fhlechte Sache hatte fih nur felbft noch 
mehr gefchwächt. Siegreich traten, aus dreißigjährigem Kampfe, 
die Srundfäge der religiöfen Freiheit: und die Rechte der Deuts 
» fen: Neichsftände hervor. Die Bedingungen einer alfeitigen 
Kulturverbreitung wurden aufrecht erhalten. . Durch den weſt— 
phalifchen Friedensſchluß mußte Ferdinand II, darein wils 
ligen, daß die Neligionsparteien in der Gleichheit der Rechte 
wiederhergeftellt, die Neicheftände in, der, freien Ausübung 
ihrer Territorialgewalt gefhäst und befeftigt, und die Rechte . 
des Neichstags in der Nothwendigkeit feines Beiraths und feiner 
Zuftimmung bei den wichtigſten Neichsfachen von Neuem bes 
fräftigt wurden. Daffelbe entfcheidende Stimmrecht, welches 
die Eollegien der Kurfürften und Fürften bei der Neichsverfamms 
lung beſaßen, ward nunmehr auch dem Collegium der Reiches 
ftädte zuerkannt. Urkundliche Beftimmung im  Friedensinftrus " 
mente gaben Sicherheit für, das Rechtsgebiet, in weldhem die 
Heichsfiände bei der Neichsregierung fih bewegen follten. Vor—⸗ 
angeftellt ward der Grundfaß, daß den Neichsftänden in allen 
Neichsgefchäften ein. freiss Stimmrecht gebühre, In deflen 
Folge ward feftgefegt, daß. die Reichtagsverſammlung eingewilligt 
haben. müffe, wenn nun Gefege zu erlaffen oder beftehende zu 
erklären, wenn allgemeine Steuern aufzulegen, Kriege zu un— 
ternehmen, Bündniffe einzugehen, Werbungen und Cinquars 
tierungen zu veranftalten, Feftungen in Neichsterritorien anzus 
legen und Friedensverträge, zu ſchließen wären. Allen Reiches 
gliedern, den Kurfürften, den Fürften, dem nicht gefürfteten 
Herrenftande und den Neichsftädten war fortan mit der neu ber 
ftätigten Landeshoheit die Macht verbürgt, im Innern der Ges 
biete feloftftändig in Sachen der Jurisdiction, der Verwaltung 


Reichtſtaͤndiſche Rechte. Permanenz b, Reichttages. 129 


md Geſetzgebung zu handeln, das Kirchenweſen, wo proteſtan⸗ 
tiſche Freiheit fich behanptet hatte, zu ordnen, die Regalen’ 
vermoͤge eignen Rechts auszuuͤben und alle Landſaſſen in der 
Verbindung mit dem Reiche feldftfländig zu vertreten. Unter 
dem Schutze des Kaiſers und der Reichsjuſtiz behielten die Lats’ 
desverfaffungen und Landesordnungen ihre Kraft.‘ Yeder Lan⸗ 
Beshere regierte mit Behörden, in welchen nach der mehrern 
oder mindern Ausdehnung des Gebiets die Centralbehörden des’ 
Meiches: und am Faiferlihen Hofe in mehr oder weniger ver⸗ 
jüngten Maßſtabe abgeformt waren. Durch die landſtaͤndi⸗ 
ſchen Corporationen blieben die Fuͤrſten und Grafen, durch 
Buͤrgerrepraͤſentationen die Senate der freien Neicheftädte in den 
Angelegenheiten der Gefeßgebung und der Verwaltung unterftüßt, 
Die Permanenz, in welche der Reichstag mit der Negies 
rung 2eopolds I. allmählig übergieng, war das Mittel, der 
Meichsrepräfentation im Verhaͤltniß zur Eaiferlichen Obergewalt 
feftere politifche Confiftenz und geregelteres Zuſammenwirken zu 
fiyern. Sn der immermwährenden allgemeinen Reichsverſamm⸗ 
fung war ein Organ aufgeftellt, durch welches die Neichsverfafs 
fung bewacht, die Gefeggebung des Reichs in ununterbrochene 
Thaͤtigkeit verfeßt, das Einvernehmen zwifchen dem Reichsober⸗ 
haupte und den Territorialgewalten unterhalten, das Band der 
einzelnen Neichsgebiete mit dem Ganzen des‘ Meichsförpers bes 
feſtigt und die nationale Verbindung der NReichsftände unter fich 
lebendig erhalten werden konnte. 
| Was die Provinzen des Neiches am freier felbftftändiger 
Bewegung, an Iebendigem innern Organismus, was die Reiches 
ftäinde an Selbfiftändigkeit erhielten oder neu gewannen, war 
das Fräftigfte Mittel zum Fortfchreiten der Deutfchen. Kultur. 
Die Autonomie der Keihsftände, die Verbreitung 
der feldftfiändigen Negierungsthätigfeit nad 
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Hebel der Kraftentwickel ung. Aus den Multiplika⸗ 
tionen der. Reichsgewalt, aus der Selbſtſtaͤndigkeit der Volks⸗ 
ftämme unter ihren. Haͤuptern .entfprang der Wetteifer in der Bes 
feftigung der öffentlichen Einrichtungen, in der Verbeſſerung aller 
die Geifteskultur, die Einficht des Volkes fördernden Anftalten« 
Mag es ſeyn, daß. die ercentrifchen Richtungen der Neichstheile 
den. Zufammenhalt des Reichsverbandes ſchwaͤchten, daß in der 
Keichsbewegung die Einheit felten behauptet werden Eonnte, daß 
die Widerftandsfähigkeit des Reichskoͤrpers im Großen. gelähmt 
erfchien; mag es feyn, daß Deutfchland mit.dem (fcheinbaren) 
Glanze der eroberungsfertigen Staaten fi nicht umgeben konnte — 
Deutfchlande "Größe ift in andern Beftrebungen zu ſuchen; 
Deutfchlands innere Wohlfahrt war auf felte, ‚auf dauerhafte 
Grundlagen ‘gebaut. Im lebendigen Organismus feiner Ver⸗ 
faftung konnte Deutfchland unerfchlafflihe Spannkraft entwickelnz 
die ſelbſtkraͤftigen Deutfchen Volksſtaͤmme hatten Lebensmuth, 
die Wunden, welche die öftere Verwicketung mit Europäifchen 
Kriegen ihren Wohlftande fchlagen mußte,: fehneller zu heilen 
und mit frifchen Kräften neue Kaͤmpfe zu beſtehen. Weit vors 
aus den andern Völkern fchritt, Deutfchland in den Ausbildungen 
des Staats und der Kirche, in der wachſamen Gefeßgebung 
für alle Zwecke der öffentlihen Orduung, ‚in der Aufhellung 
der Nechtsbegriffe, in den. Vervollkommnungen der Cipil- und 
Criminaljuſtiz, in den Eintheilungen der Verwaltungsthätigkeit; 
aus der mwohlthätigen Seldftkraft der Territorialgewalten erwuch⸗ 
fen: die ‚überall verbreiteten öffentlichen Einrichtungen für die Ers 
hebung geiftiger Kultur, die zahlreichen Volksſchulen, Lyceen, 
Seminarien, Gymnaſien und Univerſitaͤten, die Akademien der 
Wiſſenſchaften und Kuͤnſte, die ruhmwuͤrdigen Anſtalten fuͤr die 
Verbreitung gemeinnuͤtziger Kenntniſſe, fuͤr die Erweckung der 
Volksthaͤtigkeit, fuͤr die Belebung der Gewerbe, fuͤr den Schwung 
der Induſtrie, fuͤr die Veredlung des Geſchmackes. 
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Nicht abzuſehen find die Bahnen, zu denen Deutſchland in 
der Zukunft berufen ift, nachdem feine moraliſchen Kräfte unendlich 
verftärkt, und mit der geiftigen Uebermacht die zuverläffigften Hebel 
zur mächtigften Kraftentwickelung nach außen gefchaffen find. 

Der Einfluß, welchen die von Ludwig XIV. in Frankreich 
befolgte innere Politit in den übrigen Europäifchen Staaten 
gewahn, war mächtig genug, auch den Gang, melden die 
Staatsentwicelung in den Deutfchen Ländern ſeit dem dreis 
zehnten Sahrhunderts genommen hatte, im Laufe des achts 
zehnten Jahrhundert zu verändern. Mehrfache Berwandlungen 
mußte - das Syſtem der ſtehenden Heere, welches der dreißigs 
jährige Krieg gegründet und die Nothwendigkeit des Schutzes 
gegen Frankreichs anhaltende Ruͤſtungen zur feften Staatseins 
richtung erhoben hatte, in den Finanzfyfiemen der Deutfchen 
Zerritorien herbeiführen. ine erweiterte, von feinen Schranken 
umgebene Regentengewalt, eine unbegrenzte, unbedingte Machts 
volltommenheit des. Souverains fihien eine Zeitlang für dag 
einzige Mittel gehalten zu werden, das Gefchic des Staates zu 
leiten und den Widerftand gegen Veränderungen zu befiegen, 
welche die Zeitverhältniffe zu gebieten fchienen. Man fah in 
den Maßregeln, welche da und dort die innere Geftalt der 
Territorien verwandelten, eine vorherrfchende Neigung zu der 
Marime ſich kund geben, daß die Negierung für ſich allein, 
ohne felbftehätige Beihuͤlfe ftändifcher Claffificationen, Alles zu 
erforfchen, zu befchließen und zu leiften vermöge, was das 
Gemeinwohl erfordert; man erfannte ein Umfichgreifen der Meis 
nung, daß die Unterthanen fich befler dabei befänden, wenn 
die Regierungsthätigkeit allenthalben, in den höhern mwie in den 
niedern Kreifen der gefellfchaftlihen Werhältniffe, mit unmits 
- telbarer Peitung und Anordnung einfchritte, wenn die oberften 
Verwaltungsbehörden auch das Einzelne der den übrigen Landesbe⸗ 
hörden übertragenen Gefchäfte ergriffen. Aus dem Veberhands 
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nehmen dieſes politiſchen Syſtems war es zu erklären, daß in 
einzelnen Reichsterritorien die Wirkſamkeit der Landſtaͤnde blos 
auf die Bewilligung und Vertheilung der Steuern beſchtaͤnkt 
wurden, und daß, die Freiheiten der Landſtaͤdte da „und 
dort, verſchwanden. Die Herrfchaft diefer Marimen konnte nicht 
anders als nachtheilig auf die Erädte wirken. Das Selbſt⸗ 
gefühl und der Lebensmuth der Stadtgemeinden. ‚mußte ge⸗ 
ſchwaͤcht, und der Gang der innern Gemeindeverwaltung ers 
ſchwert werden, ſobald die Obrigkeiten der Staͤdte die Ge— 
meindeangelegenheiten nicht mehr ſelbſtſtaͤndig verwalten durften, 
und ſobald die Polizeiverwaltung in den Staͤdten von der Com⸗ 
petenz der Magiſtrate getrennt wurde. Das ſtaͤdtiſche Leben mußte 
erfchlaffen, jede Regung der-Selbftthätigfeit erlahmen, wo das laus 
desherrliche Auffichtsrecht irrig aufgefaßt, und zu einer unmittels 
baren Verwaltung, zu einer befländigen Einmiſchung in die 
Einzelheiten des ftädtifchen Gemeinwefens ausgedehnt wurde, *) 
Weohlithaͤtig fördernd Fonnte, in andern Beziehungen, die 
erhöhte Selbftftändigkfeit der Negenten in die Staatsentwickelung 
eingreifen, in fofern die verftärkte Monarchie die nothwerdige 
Kraft befaß, den Fortfchritten der Zeit die von. einzelnen 
Claffen der Staatsangehörigen - verfagte Anerkennung zu vers 
fchaffen, veraltete Formen, welche in. der veränderten Gefells 
fehaft ihre, Bedeutung verloren hatten, zu entfernen oder mit. 
zeitgemäßen Zufägen zu verjüngen, in allen Beftandtheilen der 
Territorien die einzelnen oft widerfirebenden Claſſen durch zweck⸗ 
mäßige Bindemittel zur Eräftigern Einheit. zu geftalten, und 
die Hemmniffe zu entfernen, welche die £urzfichtige Heberfchägung 
verlebter Einrichtungen und eines verrofteten Herkommens dem 
Auffhwunge der Induſtrie, der Gewerbe und des Aderbaues 
entgegenfegen Zonnte. Nothwendig war es, daß die Staats; 
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gewalt befaͤhlgt wurde, ſelbſtſtaͤndig durchzugreifen, und einen 
gleichmaͤßigern Rechtszuſtand zwiſchen den Staatsangehoͤrigen zu 
gründen, wenn die ariſtokratiſchen Corporationen in der Land⸗ 
fandfchaft zu zeitgemäßen Modificationen ihrer Privilegien ſich 
nicht bequemen wollten, wenn fie den Anſpruch auf Steuer 
befreiung noch zu Befißen wähnten, nachdem dad nene Kriege 
ſyſtem den Befisern des begünftigten Bodens die perfönliche 
Dienſtpflicht erlaffen hatte, und fomit der rechtliche Gründ und 
die eigentliche Bedingung der Eremtion verfchwunden war. 
Eine Eräftige Staatsgewalt mußte zwifchen alten anerfannten 
Mechtöverhäftniffen und neu begründeten unabweislichen Anz 
fprüchen vermittelnd und entfcheidend einfchreiten Fönnen, als 
die weit. ausgedehnten Gewerbsprivilegien und Bannrechte det 
Städte mit dem gehobenen Kulturzuftande und mit: den Bes 
duͤrfniſſen der Landbewohner in Widerfpruch traten, als die alls 
gemeinere Ausbreitung der Gemwerbthätigkeit fich als Vehikel zur 
Iebendigern freiern Entfaltung der -induftridfen Anlagen und 
Künfte darftellte. Die wachfame und reformirende Negenten: 
macht mußte die Hinderniſſe wegraͤumen, welche manche vers 
altete Maximen und viele Mißbraͤuche in den Zunfteinrichtungen 
den Anſtrebungen eines ausgebildetern Gewerblebens, den Rich— 
tungen eines vielfach angeregten Erfindungsgeiſtes und dem 
Aufſchwunge mannigfaltiger Kunſtfertigkeiten entgegenſtellten, es 
mußten Maßregeln frei in's Werk geſetzt werden koͤnnen, die 
den Gewerbszwang, in ſoweit er für ſchaͤdlich erfannt wurde, 
im Berhältniffe zum erforfchten Beduͤrfniſſe zu erleichtern, eine 
fruchtbringende Volksthätigkeit zu nähren, und die Bürgfehaften 
für eine fräftige Entwidelung des Nationalwohlftandes zu ver: 
"mehren geeignet waren. Mit hinreichender Macht mußten die 
Landesherren ausgerüftet feyn, um mit durchgreifenden Maß— 
regeln den Aderbau zu befeben, und den Werth des Landeigen⸗ 
thums zu heben. Die Llaffe der Bauern würde nicht die Mittel 
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gewonnen haben, fi aus den lähmenden Merhättniffen der 
Hörigkeit, Erbunterthänigkeit und Hinterfaffenfchaft zu löfen, 
die Seldftthätigkeit der Bauern würde durch das Syſtem der 
alten Grundherrlichkeit, der perfönlichen Dienftbarkeit und der 
altherfömmlichen farrgeregelten Feldwirthfchaft noch lange ges 
feffelt geblieben feyn, ein ehrenhafter, durch das Selbftgefühl 
eines verbefferten Rechtszuftandes ermuthigter Bauernftand würde 
nicht an die Seite der übrigen Stände fich haben ftellen, eine 
große Keihe freier Landeigenthämer die Grundfräfte des Staates 
nicht haben verftärken fönnen, wenn nicht die helfende Hand 
der Monarchie den Ariftofratismus in die natürliche Grenze 
zurückgeführt, das Miedergedrückte vom Boden aufgerichtet, die 
übertriebenen Anfprüche gemäßigt, die flreitenden Intereſſen 
vereinigt, das Dienftbare zur Freiheit berufen hätte, 

Die Macht der Ereigniffe löfte die Formen, welche einer 
nbgeftorbenen Vergangenheit angehörten. Impulſe, wie fie vom 
Geifte Friedrih’s des Großen ausgiengen, mußten die 
Voͤlker vorwärts treiben; die Begriffe vom Staate mußten fich 
läutern. Die Zeiten verfehwanden, wo der Staatsbegriff nur 
in den Gerüften des Lehnsſyſtems fich fpiegelte, wo die Ber 
ziehungen der gefellfchaftlichen Elemente nur in der Hülle des 
Lehnsnerus gedacht wurden. Hoͤheres forderte die fortgefchritz 
tene Gefellfhaft, als der Feudalftaat zu leiſten vermochte, - 
Immer höher ftellten die veränderten Sdeen und Gebräuche 
und die erweiterten Einfichten die Beſtimmung des Staats, 
Auf ein erhabeneres Ziel für das Streben der Nation zeigten‘ 
die Weifen in der Fürftenreihe wie im Privatftande, 

Die Berwandlungen der neueften Zeit, die Erfchätterungen, 
welche Deutfchlands gefeglicher Zuftand durch die Folgen der 
Franzöfifchen Staatsveränderung empfand, bahnten die Wege zu 
feifhen Geſtaltungen des gefellfchaftlichen Lebens, - und führten 
zu neuen Befefligungen des Staatsbegriffs. Der Anftoß der 
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Franzoſiſchen Uebermacht loͤſte die Bande des Deutſchen Reiches. 
Die Stärke der innern Selbſtſtaͤndigkeit, zu welcher die Reichs— 
territorien gereift waren, fprengte die morfchen Hüllen des 
veralteten. Neichskörperes Aus der getrennten: Reichsmonarchie 
traten die einzelnen Gebiete ald eben fo viel gefonderte fouveraine 
Staaten hervor. Als Täufchung, als leerer Anfpruch, als Gut 
ohne: Realität: erfchien aber der Beſitz der Souverhimetät, fo 
fange die. aufgeftellten Staaten für fich -felöftftändig feine Bahn 
verfolgen Eonnten, und fo lange die Gefammtheit der Deutfcheh 
Territorien Eeine durch fich ftarfe nationale Einheit gegen das 
Ausland zu bilden beftimmt feyn follte. Deutfchland war 
Werkzeug. in fremder Zwingherrfchäft, meil das Nationalband 
zerriffen war. Der Drang und die Noth der Freignifle, welche 
Dein Zeitraum des Rheinbundes ausfüllten, weckte das ftärfere Ges 
fühl und die febendigere Erfenntniß der einft von der Meichsvers 
Bindung geleifteten Buͤrgſchaften. Schutzlos gegen fremde Gewalt, 
preisgegeben an fremde Willführ, und aufgeopfert für verderb⸗ 
liche Zwecke gewannen die Deutfchen die Stärke der Entruͤſtung, 
um fich. zu. ermannen, um das Getrennte wieder zu pereinen, 
und das Aufgedrungene mit gemeinfamer — auszu⸗ 
ſtoßen. Das gemeinſame Ziel wurde erreicht, weil die Re— 
gierungen durch Vertranen gegen das Volk fich ſtark gemacht 
hatten; die Unabhaͤngigkeit wurde erkaͤmpft, weil die Regenten 
ihren Laͤndern den Werth der geregelten Freiheit und der ſicheren 
Ordnung vorhielten, und das Volk zu ſelbſtthaͤtiger Kraft— 
anſtrengung, zum Selbſterringen der entriſſenen Güter aufs 
tiefen. Ze — 
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Sünftes Kapitel, 
Berfaffungsbildungen im Deutſchen Reiche. 





Der Deutfche Bund ftellte den öffentlichen Nechtszuftand wieder 
‚her. Das Neue, was die Zeitbewegung geftaltet hatte, empfieng 
die beftimmtere Hegel, die pofitive Bekraͤftigung; das Gute, 
das nüglich Erprobte, das Erhaltende, was die Reichsverfaſſung 
‚und die Landesordnungen in fich gefchloflen hatten, wurde neu 
belebt, befeſtigt, mit den veränderten Verhaͤltniſſen in Eins 
Hang gebracht. 

| As achtunggebietende Einheit ſteht die deq culcioinie Nation 
der Deutſchen in der Reihe der Europaͤiſchen Voͤlkerfamilien. 
Als Staatenbund von der Natur zu einem friedlichen Syſteme 
beſtimmt, kann Deutſchland nichts Bedrohliches für feine Mach: 
barn, keine Anfeindung fremder Ruhe in ſich ſchließen. In 
der Mitte der Europaͤiſchen Reiche aufgeſtellt, wirkt der Deutſche 
Bund Als wirkſame Garantie fuͤr die Aufrechthaltung eines 
allgemeinen Europaͤiſchen Friedenszuſtandes. Die Geſetze des 
Bundes gebieten ewigen Frieden, feſte rechtliche Ordnung 
zwiſchen den Gliedern des Ganzen. Allen Staaten ſind gleiche 
Vertragsrechte geſichert und gleiche Vertragsobliegenheiten auf⸗ 
erlegt. Nach dem Vorbilde der vormaligen Reichsverfaſſung 
wird Recht und Gerechtigkeit zwiſchen den Bundesſtaaten durch 
die Austraͤge geſichert, fuͤr die Unterthanen durch dreifachen 
Inſtanzenzug gehandhabt. Die Waffen der Bundesgeſammtheit 
find bereit, die Sicherheit im Innern zu bewahren, und das 
Bundesgebiet gegen auswärtigen Angriff zu ſchuͤtzen. Eine ge: 
meinfame Verſammlung, zu welcher alle Bundesftaaten ihre Abs 
geordneten fenden, ift ald Organ beſtimmt, für die Erfüllung 


ER. Geiſt der Bundesverfaſſung. 1237 


der Bundeszwecke zu wachen, die Intereſſen der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten mit dem Bondesintereſſe zu ‚vereinigen, den gegen⸗ 
ſeitigen Rechtszuſtand der Bundesglieder unter ſich zu ſchuͤtzen, 
die Mittel und Wege zur Ausbildung der geſellſchaftlichen Vers 
haͤltniſſe zwifchen den Bundesländern zu erleichtern, jedem 
partiellen Anſtreben zu wohlthätigen Zwecken, zu gemeinnüßs 
lichen Anftaften wie Hand zu bieten, jedem. Entgegenfommen 
zu dauerhafter Annäherung der verfihiedenen politifchen Rich—⸗ 
‚ungen die wilfährige Aufnahme zu. verfchaffen, und für jede 
Maßregel, welche den innern Verband der Bundesländer zu 
‚fördern, und ein harmonifches Zufammenwirfen aller Regierungen 
zu fichern geeignet ſeyn kann, die allgemeine Anerkennung. und 
‚gleihförmige Ausführung zu vermitteln. 

Alle Staaten des Bundes find felbftftändig und 
Hängig in ihrem Innern. Alle Regierungen haben volle Freis 
heit, die innere Staatseinrichtung und Verwaltung nach ihren 
‚eigenen Einfihten, nach dem Bedärfniffe ihrer Länder und nach 
der Bildung ihrer Unterthanen zu beflimmen. Für die innere 
Drdnung der Bundesftaaten find die dauerhaften und praftifchen 
Grundlagen, welche die Staatsbildbungen des Deutfchen Reiches 
dem Bunde überliefert haben, bewahrt, und durch pofitive 
‚Bertragsregeln befeftist. In den monardifhen Staaten des 
Bundes haben. die. Erbregenten volle Selbftftändigfeit und Un—⸗ 
abhaͤngigkeit für die Staatsleitung. Bei jedem Souveraine ift 
die gefammte Staatsgewalt vereinigt. Der Souverain gebietet 
über das Ganze der Staatsverwaltung; in den Attributen der 
höchften Gewalt ift die Gefeßgebung überhaupt, die Handhabung 
der Gerichtsbarkeit, das Recht der Ernennung zu allen Staats: 
ämtern, die Militärhoheit und die Nepräfentation des Staats 
in allen auswärtigen Verhältniffen begriffen. Den Senaten der 
vier freien Städte ift die oberfte Leitung aller Gemeindeanges 
legenheiten, die Regierungsgewalt zur Aufrechthaltung der innern 
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Ordnung, die hohe Gerichtsbarkeit. und der Militärbefehl mit 
voller Selöftftändigkeit, die Gefeßgebung und die Finanzgewalt 
mit der durch die befondern Verfaffungen beftimmten TEE 
der Bürgerfchaften verfichert. 

Die praftifhe Befeftigung der Staaten, welche in den 
Tandftändifchen Bildungen ruht, ift durch die Bundesges 
fee bekräftigt. Die Bundesgefoßgebung will, daß die lands 
ftändifhen Einrichtungen, welche die Zerrüttungen des Rhein⸗ 
bundes überdauert haben, in ihrem Beſtande erhalten werden 
follen; wo feine landftändifche Verfaffung befteht, fol fie wies 
der hergeftellt oder neu gefchaffen werden. Alle Bundes 
ftaaten ohne Ausnahme follen landftändifhe Eitis 
richtungen in fih ſchließen. ) Die monardifhe Ges 
walt' hat aber die nothiwendige Freiheit, nach dem Bedürfniffe 
einer fortgefchrittenen Zeit die näßlichen Reformen einzuführen. 
Die fouveränen Fürften haben Macht, das landftändifche ns 
ftitut in Uebereinſtimmung mit den früher begründeten Rechtes 
verhältniffen der ‚Stände und nach den Forderungen der neu 
eingetretenen Zeitumftände neu zu ordnen. *) Damit aber bes 
ſtehende Mechte nicht zum Schaden der öffentlihen Ordnung 
verlegt, mwohlbegtündete Einrichtungen in ‚ihrer Wirkfamfeit ers 
halten und. neue Formen mit gebührender Schonung den vors 
handenen Rechtszuftänden beigefellt werden, follen die in aners 
kannter Wirkſamkeit befteheriden Tandftändifhen Corporationen 
mit ihrem Nathe vorher -gehört, follen die Veränderungen in 
demfelben Wege, welchen die Landesverfaſſungen für die Ihäs 
tigkeit der Landesgeſetzgebung fonft vorfchreiben, reiflich vorher 
geprüft und in ihrem praftifchen Werthe erwogen werden” ‘Der 
confervatorifche Geift der Bundesverfaffung giebt den - Rechten 


*) Xrt, XIII. der Bundesacte und Art, LIV. der Wiener Sätufarte 
»* Art, LV. der Wiener Schlußacte. 
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der Landftände, wie den Attributen der fonveränen Fürften, eine 
fefte Grundlage und Gemährz jede Abänderung in der 
landftändifchen Verfaffung ſoll auf die freie Zu 
fammenffimmung des Souverains und der gefege 
lich beftätigten Landftandfhaft fih gründen. *) 


Der landftändifche Einfluß ift nicht ungemeffen, nicht uns 
befchräntt. In jedem monarchifchen Bundesftaate bleibt die 
Ausuͤbung der oͤffentlichen Gewalt in der Perſon des Sou— 
verains vereinigt. Fuͤr das Subject der Staatshoheit iſt die noth— 
wendige Freiheit bewahrt. Die Zuſammenſtimmung des Staates 
oberhauptes und der Stände ift auf die Gegenftände und die 
Grenzen befchränft, welche die einzelnen Landesverfaflungen der 
fändifhen Mitwirkung vorzeichnen. Der Souverain handelt 
mit Selöftftändigfeit für die innere Verwaltung und Gefeß: 
gebung; ihm gehört die ungetheilte Staatsrepräfentation nach 
außen; mit voller Freiheit verfügt der Souverain über die 
Verhältniffe des Staats zu den Mitgliedern des Bundes und 
ju auswärtigen Gouvernements. **) 


Die Zufammenfegung der Deutfchen Landflände, wie fie 
nach Altern und neuern Gefehen geordnet find, hat durchaus 
das Gepräge des Praftifchen, des Haltbaren, des Erhaltenden. 
In den Elementen der landftändifchen Corporationen fpiegeln 
fih die natürlichen Stufen der Staatsentwicelung. Die lands 
fändifchen Werfaffungen der Deutfchen Nation find fern. von 
unorganifcher Mengerei, von vager, von unprafktifcher Volksre⸗ 
präfentation. Alte Claſſen der Gefellfchaft, wie fie allmählig 
im natürlichen Fortfchreiten der Jahrhunderte höheren Einfluß‘ 
gewonnen und eine fefte freie Stellung im Ganzen der Staats, 





*) Art, LVI. ber Wiener Schlußacte. 
”) Art. LVII und LVIII. der Wiener Schlußacte, 
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ordnung eingenommen, wie fie nach einander ein beftimmtes 
Mechtögebiet erworben haben, find neben einander als organifche 
Glieder des größern Staatsorganismus aufgeftellt; im befonneneh 
Beharren bei den fucceffiven Standeseintheilungenhaben die Nechtss 
zuftände die ihnen gebührende praftifche Gewähr, die verſchiede⸗ 
nen Intereſſen eine natärliche Nepräfentation behalten. Die Formas 
tionen der Staatsgefellfchaft find nicht widernatärlich durcheinanzs 
der gemengt, fondern die Allmähligkeit der Nechte, das Gefchichts 
liche des _gefellfchaftlichen Organismus ift einfichtig bewahrt. Der 
gefunde Sinn, der helle Verftand der Deutfchen Geſetzgeber hat die 
Verwirrung der gefellfcpaftlihen Gleihmacherei verbannt. Dem 
erhaltenden Prinzip einer praftifchen Staatskunft ift es gemäß, 
daß in den landftändifchen Formationen des Deutfhen Bundes 
die ehedem reichsunmittelbaren, nad der Auflöfung des Reichs⸗ 
verbandes mediatifirten Fürften und Grafen, die landfäfligen 
Fürften, Grafen und Herren, die Inhaber der höheren geifts 
lichen Würden, die Häupter der geiftlichen Stifter, die Unis 
verfitäten, die Glieder der Hormaligen Neichsritterfchaft mit der 
landfäffigen Nitterfchaft, und die Stadtgemeinden als gefonderte 
Klaffificationen nach einander fich aufftellen. Hat ein Theil der 
Dentfchen Regierungen den wefentlichen Antheil an der Staats: 
swohlfahrt, welcher dem Fleiße der Grundeigenthümer in den 
Marktfleen und Landgemeinden beizumeffen ift, einer befondern 
Anerkennung würdigen wollen, haben mehrere Regenten in der 
Bauernftande ihrer Länder eine gefellfchaftliche Elaffe erkannt, 
welche durch ihre gegenwärtige Bildung, wie durch die gefties 
gene Bedeutung ihres Eigenthums zu einer felbftitändigen Stel: 
Iung befähigt ift, und zur Selbftvertretung ihres Intereſſes in 
die Reihen der Landesrepräfentanten berufen werden fann, fo 
war es ein fprechendes Zeichen praftifcher Auffaffung der gefells 
fhaftlihen Bildungen, daß die Nepräfentation der größern Kopfs 
zahl auf eine mäßige Auswahl aus den meift befteuerten Grund⸗ 


Wirkſamkeit der: Erbmonarchte. 141 


eigenthuͤmern beſchraͤnkt und die beſtimmte Vertreterzahl nicht mit 
den ſchon vorhandenen Standesclaſſen vermiſcht, ſondern als 
beſondere Claſſification den uͤbrigen un der Landſtand⸗ 
fhaft beigefügt wurde. 

-Erhaben über dem Kreife der ſtaͤndiſchen Einheiten, unbes 
rührt von ſchwankender Partciung, “unbetheiligt bei den abe 
weichenden Intereſſen der gefellfchaftlihen Claſſen ftehen die Erb⸗ 
tegenten. Als Repraͤſentant der Gefene und des gefammten 
Verfaffungszuftandes wacht der Souverain, daß die verfchiedenen 
Claſſen der Gefellfchaft wie die Individuen des Nechtes ficher 
bleiben, weiches im Zufammenhange des ganzen gefeglichen Zus 
fandes und im Organismus der öffentlichen Verwaltung für 
Jeden in feinem PBerhältniffe begründet und bedingt if. Die 
forterbende Souverainetaͤt ift die fefte, unverruͤckbare Grundlage 
der Verfaſſung; vom Souverain geht das Necht im Staate aus ; 
auf die feloftftändige Macht des Sourerains beziehen ſich alle 
Gewährfchaften der. einzelnen Rechtszuftände; durch das monars 
chiſche Prinzip follen alle Rechtsverhältuiffe der Staatsangehöris 
gen diefelbe Feftigfeit gewinnen, in welcher das Recht und die 
Gewalt des Souverains felbft beftcht. Bei der feldfttändis 
gen Staatsregierung, welche den Gang der Gefellfchaft 
keiten, welche die Gefege in Erfüllung bringen fol, welche den 
Ueberblick der gefeglichen Zuftände, der mannigfachen Intereſſen 
der gefellfchaftlichen Claſſen befigt, ift die Initiative der Ges 
ſetzgebung. In der Wirkfamkeit des Erbregenten ruht der 
Anfangspunkt und die Bürgfchaft für jedes Recht. Alle Vers 
kettungen der Rechtsbeſtaäͤnde im Staate haben 
ihren feſteſten Schlußring, ihre prattifhe Ges 
wahr, ihren fihtbaren und durchgreifendften. 
Shug im unumftößlichen und untheilbaren — 
des Erbmonarchen. 

Die Ueberlieferungen der aͤltern Rechtszuſtaͤnde, die — 
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thätiger Jahrhunderte und. die Einfichten der neueften Geſetz⸗ 
Hebung in Dentfchland bezeichnen die Landftände als ein hoch— 
wichtiges Glied im Organismus der Monarchie, als mefentliches 
Mittel zur Erhaltung Icbendiger Staatsordnung, als Eräftige 
Unterftigung der hoͤchſten Gewalt. Berufen zum Beirathe für 
die wichtigern Gegenftände.der Staatöverivaltung und der Ges 
fengebung haben die Sandftände für die Staatsregierung durchs 
aus feine bedrohliche Stellung, Feine feindfelig hemmende Tens 
denz; im Gegentheil feiftet die Wirkfamfeit der Landftände, im 
Intereſſe der Negenten wie der Völfer, eine ver 
ſtaͤrkte Gewähr dafür, daß Ordnung, Gerechtigkeit und Freiheit 
im Staate lebendig erhalten wird. Die freie Stimme der 
Sandftände ift das ficherfte und wirffamfte Mittel, dem Sou— 
verain die nothmendige vollftfändige ‚Kenntniß der gefells 
fchaftlihen Zuftände und die Ueberſicht der bürgerlichen Vers 
hältniffe zu verfchaffen, und die richtige Würdigung der vors 
handenen Einrichtungen zu erleichtern. Sicherer gehen die ents 
fcheidenden Erwägungen des Negenten, wenn die Maßregeln 
der Verwaltung mehrfeitig erörtert, wenn die Entwürfe zu 
neuen Gefegen und organifchen Einrichtungen mehrfeitig geprüft 
und gefichtet, wenn die Vorfchläge der Gefegkundigen und Ges 
fchäftserfahrnen und die gutachtlichen Darftellungen der Staates 
behörden. mit den Gegenerinnerungen der landftändifchen Corpo— 
rationen zufammengehalten werden können. Was die geläuterte 
Wiffenfehaft, die umfaflende Kenntniß und die bereicherte Ges 
fchäftserfahrung erfindet, was eine gerechte, eine humane, eine 
freifinnige -Regierung in das Staatsleben einführen will, muß 
fi leichter mit dem WBeftehenden vereinen, muß die Weihe 
der allgemeinen Angemeffenheit und Ausführbarkeit empfangen, 
muß fich zum erreichbar Vollkommenen geftalten, wenn die Meis 
nungen der gefellfchaftlihen Claffen auf geordnetem Wege ges 
hört, wenn die Weberzeugungen der Staatsbürger für die Ab⸗ 
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fiht der Negierung gewonnen werden. Wohl iſt es um das 
Land beſtellt, unauflöslich. ift das Band zwifchen Souverain 
und Unterthan, wo die innere Politik ſich zum Zweck ſetzt, die 
Geſetzgebung und Verwaltung des Staats mit dem Zuſtande, 
welcher aus dem Fortſchreiten der geiſtigen Bildung des Volkes 
und aus der Entwickelung der buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe hervors 
geht, möglichft in Uebereinftimmung zu erhalten und jede Wer 
befferung „ die mit den . Nechtözuftänden im Staate vereinbat 
erkannt ift, ins Leben der Gefellfchaft einzuführen, wo die 
Drgane der Staatsverwaltung ftreng auf der gefeßmäßigen Bahn 
fih erhalten, wo die Negierungsthätigfeit auf allen Punkten 
des Staatsgebietes zweckmaͤßig vertheilt und mit der Selbſt— 
thätigkeit der Staatsgenoffen verfchlungen ift, wo alle größern 
und Eleinern gefellfhaftlihen Kreife zu felbftftändiger Bewegung 
berufen find. Licht wird firömen, Selbſtgefuͤhl, Zufriedenheit, 
lebendiger Patriotismus fich verbreiten, Stärfe im Innern un) 
Achtung von außen den Staat vergrößern, wo der Negent zur 
Theilnahme an der Negierungsarbeit die Ausgezeichnetften aus 
allen Elaſſen wählt, und das erprobte Verdienft und das ges 
reifte Talent auf den gebührenden Platz ftellt, wo das Staats⸗ 
oberhanpt in der. gefhüsten Meinungsfreiheit einer praftifch 
zufammengefegten Landftandfchaft und in einer ungehemmten 
Publicität das zuverläflige Mittel erkennt, uber den Zuftand 
ſaͤmmtlicher Theile des Staats, über Mängel und Befchwers 
den, welche die Gefundheit des Ganzen ftören oder das Leben 
der einzelnen Theile lähmen, und über die wirklichen Bedärfs 
niffe und zeitgemäßen Wünfche der Unterthanen wahrhaften 
Bericht zu empfangen,. wo die Leiftungen für den Staat nach 
den Kräften der Unterthbanen in menfchenfreundlicher Schonung 
abgemeflen und alle Claſſen der Sefellfchaft in gerechtem, gleich- 
mäßigen Verhältniß zur Mitleidenheit gezogen werden, wo-bdie 
Stantsgenoffen in den Verwendungen des Öffentlichen Einfom: 


> 
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mens nur. die höchften Zwecke des Staatsvereins gefichert und 
gefördert fehen. Vorwärts muß der Staat. gehen, wo, was 
die Geſellſchaft interefliren kann, der öffentlichen ‚freien Prüfung 
unterworfen, mo das öffentliche Urtheil, Tadel oder Lob, jede 
rechtmäßige und mohlthätige Beftrebung, jeden” gemeinnügis 
gen Eifer unterftägen und verflärfen kann, jede fchädliche Rich⸗ 
tung aber in Zeiten hemmen, und jede Täufchung über das 
wahre Wohl. der Geſellſchaft zum Triumph: der ice und 
des Rechts entfchleicen ee / 
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Zweiter Abſchnitt. 
Gegenwärtiger Stand'des ftädtifchen Vers 
faffungsmwefens in Deutſchland. 
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Standpunkte der ftädtifchen Verfaffungen bei der Auflöfung des 
Deusfchen Reichs und Uebergänge zur neueften Legidlation. 





Der Standpunkt, auf dem die Volkskultur fih Hefindet, das 
Bedürfniß, welches in den Richtungen der Geifter fich offenbart, 
und die Grundfäße, nach denen die Nechtezuftände des Staats 
allınählig fich geregelt haben, bedingen die Bahn der Gefeßges 
ber., Aus der Geſchichte des Vergangenen entwideln fi die 
Lehren für die Gegenwart und für die Zukunft. „Die Geftals 
tung der Gefellfchaft im Großen fteht in lebendigen Beziehuns 
gen mit. den Bildungen des Einzelnen. Harmoniſch wird die 
Bewegung der Gefellfhaft im Großen der Staatöverbindung 
und die Tpätigkeit der gefellfchaftlichen Elemente im Localen und 
Einzelnen bleiben, wenn das Gefeg der Stetigfeit mit dem Ges 
feße der Beweglichkeit in richtige Wechfelwirfung gebracht wird, 
wenn ein übereinftimmendeg Syſtem die höheren wie die nie 
dern Kreife des Staatelebens durchdringt. 

Die gefellfchaftliche Drdnung der Städte hat den wichtigs 
fien Einfluß auf das Leben des Staats. Was das ftädtifche 
Leben für den Nationalwohlſtand bedeutet, follten die Skizzen 
der Vorerinnerungen darftellen ; wie der Geift der Deutſchen 


Verfaffung im Großen aufzufaffen, wie das Deutſche Städtewefen 
Reihard D. Städteverfaff. 10 
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aufgewachfen fey, wie der Bürgerftand auf die Deutfche Staates 
entwicelung eingewirft, und wie die dee der Selbftftändigfeit 
das Staatsleben der Deutfchen allenthalben beherrfcht habe, folls 
ten die Ueberblike aus der Deutfchen Staatsgefchichte vergegens 
‚wärtigen; wie die Deutfchen Städte jegt in ihrem Innern ſich 
geftaltet haben, wird in den nächftfolgenden Kapiteln mit ges 
drängter Zufammenftellung verzeichnet werden. | 


Um für die Beantwortung der Frage, nach welchen Fors 
men die Deutfchen Städte gegenwärtig verwaltet werden, die 
Sefammtüberficht zu gewinnen, muß zuvörderft auf. die Page 
zurücdgegangen werden, in welder das Stadtverfaffungswefen. 
beim Kintritte des jegigen Jahrhunderts ſich befand. 

In den flaatsrechtlichen Verhältniffen, welche fih für die 
Deutfhen Städte in den legten Zeiten des Reichsverbandes ges 
bildet hatten, laſſen fih fünf Hauptclaffificationen unterfcheiden. 

Sn erfter Reihe flanden die freien Neichsftädte, welche, 
im Aeußern nur der Reichshoheit unterthan, im Innern 
als unabhängige Nepublifen unter ihren eigenthuͤmlichen Vers 
faffungen lebten. *) An der Spige der reichsftädtifchen Ges 
meinden walteten Magiftrate, welche nach den Borfchriften 


— — — — 


Es hatten, nachdem die Städte im Elſaß vom Reiche losgeriſſen 
waren, noch 51 Städte auf dem Reichstage Sig und Stimme. 
Im reichsftädtifhen Collegium wurden zur Shmwäbifdhen 
Städtebant gezählts Regensburg, Augsburg, Nürnberg, 
um, Gßlingen, Reutlingen, Nördlingen, Rotenburg an ber 
Zauber, Schwäbiſch Hall, Rothmweil, Ueberlingen, Heilbronn, Ges 
münd, Memmingen, Lindau, Dinkelsbühl, Biberah, Ravens— 
burg, Schweinfurt, Kempten, Windsheim, Kaufbeuren, Weil, 
Wangen, Jony, Pfullendorf, Offenburg, Leutlich, Wimpfen, 
Weißenburg im Nordgau, Giengen, Gengenbach, Zell am Hammerss 
bach, Buchhorn, Aalen, Bopfingen, Buhau am Federfee; in 
der Rheiniſchen Städtebank waren begriffen: Köln, 
Aachen, Lübeld, Worms, Speyer, Frankfurt am Mayn, Dorts 
mund, Goßlar, Mühlhaufen, Norbhaufen, Weslar, Bremen, 
Hamburg, Friedberg. 
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der Stadtverfaffung die Hauptfunctionen der meiſtens anf dem 
Ganzen der Gemeinden ruhenden oberften Gewalt felbftftändig 
auszuüben hatten. In den Attributen des Raths waren das 
Nichteramt (unter Aufficht der Neichsgerichte), die Polizeiges 
walt, die Leitung der Gemeindeangelegenheiten und die Vers 
waltung des Communal-Vermoͤgens, auch die Kirchenhoheit 
oder (in den Eatholifchen Neichsftädten, und für die Eatholifchen 
‚Bürger in den Städten gemifchter Konfeffion) die weltliche 
Dberaufficht über die Kirchengemeinden vereinigt. Das Ganze 
der Rathskoͤrperſchaft umfaßte die Organe für die einzelnen 
Zweige der öffentlichen Gewalt als einzelne Deputationen oder 
Commiffionen, von welchen jede einzelne im Namen des ges 
fammten Raths und nad) deffen Vorfchriften ihre Autorität aus⸗ 
zuuͤben hatte. Bei der Rathsbehoͤrde war zugleich die unges 
theilte Repräfentation der Stadt nach außen. Die Befesung 
der Nathöftellen gefhah in der Regel durch Wahl in der Mitte 
der Rathecollegien, in manchen Städten mit Zuziehung von 
Stellvertretern der Bürgerfchaft.. Die Wählenden hatten die 
verfchiedenen Claſſen der ftädtifchen Gefellfchaft zu beachten; aus 
den Genoffen der altbürgerlichen (patricifchen, adelichen) Ges 
fehlechter (in - den größeren, älteren Städten), ferner aus den 
Mitgliedern des gelehrten Standes, aus den Kaufleuten, Künfts 
lern und Handwerkern wurden die Stellen im Rathe theild auf 
Lebenszeit, theils auf beftimmte Zeiträume befegt. Die Gefchäftes 
thätigfeit der ftädtifchen Obrigkeit leiteten Bürgermeifter, welche 
aus den Rathsgliedern gewählt wurden und in Verbindung mit 
größern oder kleinern Abtheilungen des Magiftratsperfonals in 
jährlichen oder halbjährigen Perioden beider Stadtverwaltung 
unter fih abmwechfelten. Die Rathebehörde war unabhängig 
und felbftftändig über die Gemeinde geftellt; die Autorität des 
Rathsperſonals hatte nicht in einer Wahl der ganzen Gemeinde 
ihren Urfprung, nicht in dem Willen der Bürgergefammtheit 
10 * 
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‚ihre weſentliche Stuͤtze; die Rathsgewalt beſtand fuͤr ſich feſt 
durch die Ableitung von der hoͤchſten Reichsautoritaͤt und durch 
die ununterbrochene Ueberlieferung. 


Den freimuͤthigen, lebendigen, werkthaͤtigen Geiſt in den 
Reichsſtaͤdten naͤhrten vorzüglich die Rechte, welche die allmaͤh— 
lig erwachſenen Verfaſſungen den Gemeinden in Hinſicht auf 
das Ganze und das Einzelne der Stadtverwaltung eingeraͤumt 
hatten. Die Controlle, in welche die Rathsverwaltung durch die 
ſelbſtſtaͤndige Mitwirkung der Buͤrgerſchaft bei der Sorge fuͤr 
das Gemeindewohl geſetzt war, wirkte erfriſchend fuͤr das Ganze. 
Eine gemeinſame Richtung hatten die Verfaſſungen behalten, in 
ſofern die Beantragung und Abfaſſung neuer Geſetze und Ver— 
‘ordnungen in der Negel den Magiftraten vorbehalten war *), 
"die Entwürfe der Rathsbehoͤrden aber nur dann’ in Kraft und 
Gültigkeit treten Eonnten, wenn die Bürgerfchaft die Angemefz 
“fenheit und Ausführbarfeit der Anträge genauer unterfucht und 
ihre freie Zuftimmung erklärt hatte. Eine humane Verwaltung 
"und ein gewiffenhafter Haushalt mit dem Gemeindegute mußte 
dadurch befördert werden, daß der Magiftrat und die Bürgerfchaft 
über das Man der Abgaben und andere Leitungen und über . 
die Verwendung des Gemeindeeinfommens gemeinfchaftlich ſich 
verſtaͤndigten. ine höhere Thaͤtigkeit und ausgedehntere Puͤnkt— 
lichkeit und Ordnung im ganzen ſtaͤdtiſchen Verwaltungsorganis⸗ 
mus konnte ſich auch feſtſetzen, offenes Vertrauen und innige 
Einigtkeit zwiſchen Rath und Buͤrgerſchaft auf immer gegründet 
werden, wo das Princip der Oeffentlichkeit die Verwaltung bes 
herrſchte, wo die Sorge für das Einzelne der wichtigſten Ver; 





*) Eine Ausnahme von biefer Regel machte frühzeitig die Bürgerſchaft 
zu Hamburg, welche fchon feit der Mitte des 17. Zahrhunderts bie 
freie Initiative zu Rath= und Bürgerichlüffen ausgeübt und in den 
fpätern Ausbildungen der Stadtverfaffung behauptet hat, 
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waltungezweige zwifchen Nathsbeamten und gewählten Vertretern 

der Buͤrgerſchaft oder freiwillig Aufgerufenen aus der Gemeinde 
getheilt wurde. Reger Wetteifer fuͤr die Gemeindeangelegenhei⸗ 
ten, ſtete Entwickelung der ſtaͤdtiſchen Thaͤtigkeit, fortſchreitendes 
Anwachſen der innern Kraft, ehrenhafte Aufmerkſamkeit fuͤr die 
Aufmunterung der Kuͤnſte und Gewerbe, preiswuͤrdige Sorg⸗ 
falt fuͤr die Kirchen und Schulen und fuͤr alle Anſtalten der 
Wohlthaͤtigkeit waren die unterſcheidenden Kennzeichen der Staͤdte, 
wo die Rathsgewalt und der Gemeindeeinfluß ſich ins Gleich⸗ 
gewicht geſetzt hatten. ) 


Die Gemeinden waren in Corporationen eingetheilt, die, 
nach Maaßgabe des Stadtumfanges und der Bevoͤlkerung, die) 
verfchiedenen Abfachungen der ftädtifchen Rechtsverhältniffe umd 
die mannigfaltigen Ausbildungen.. des: Kunftfleißes und der. Gen 
“ werbthätigkeit in mehrfachen Stufen bald in: groͤßern baldt 
in Eeinern Maſſen repräfentirten. - In der Reihe der gewerb⸗ 
lihen Klaflificationen hatte die Raufmannfchaft den. vorderften: 
Pas; Hinter dem KHandelsftande folgten die Abtheilungen der 
Künftfer und Handwerker. Zwifchen den Sliedern der Raufs 
mannfchaft (in den beträchtlichern Städten) beftanden noch die 
von Alters her begründeten Verbindungen (Gilden, Innungen), 
die, wo der bedeutendere Umfang des Handels und Verkehrs 
eine größere Mannigfaltigkeit in den Nichtungen der kaufmaͤnni—⸗ 





*) Nichts kann wohl die Früchte ber Stabtverfaffungen, in welden ber 
Entwidelungsgang neben der Gelbftftändigkeit der Senate eine 
Gelbftftändigkeit der Gemeinden gefchaffen hat, glänzender. zeigen;: 
als der innere Zuftand und ber öffentliche Geift in den freien Städten 
Deutſchlands. Andere Städte, in welden die Verhältniffe fich nicht 
fo glücklich geftalteten, wo entweder der XAriftofratismus (reine; 
patriciihe Gewalt) vorherrſchend blieb, oder demokratiſche Auflöſung 
den Gang des Gemeindeweſens verwirrte, geriethen in trägen Still: 
ſtand und giengin fiehend FERNEN: er 
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ſchen Ihätigkeit hervorgebracht hatte, verfchiedene LUnterabtheis 
lungen in fi fchloffen. Eben fo wurden die Künftler und 
Handwerker noch in den gefellfchaftlihen Verbänden der Zünfte 
zufammen gehalten. Ausübung der gewerblichen Ihätigkeit- 
überhaupt und Zulaffung in einen Innungsverband war durch 
den Befig des Bürgerrechts bedingt. Die Kaufmannsgilden 
wie die Künfklers und Handwerkszuͤnfte richteten fih nah Ges 
mwohnheiten und Gebräuchen, welche in den von. ihnen felbft 
entworfenen und im Laufe der Zeit- erweiterten Innungsartikeln 
‚oder Zunftordnungen verzeichnet waren und die Billigung der 
Obrigkeiten erhalten hatten. 

Einen befondern Kreis von mehr begünftigten Bürgern 
bildeten in den meiften Städten die Befiger der Häufer, welche 
in. der innerften Stadt oder im Raume der Altern Umfaffung, 
auf welche die urfprüngliche Gemeinde fich befchränfte, begriffen 
waren. Ausfchließlihe Berechtigung zum Bierbrauen und nds - 
heres Anrecht zur Iheilnahme an der ftädtifhen Verwaltung 
waren die Hauptvorzuͤge, mit welchen die Stadtverfaffung jene 
Bürgerclaffen bedacht hatte. 

Aus den Bürgern in der Claſſe der Gelehrten, aus den 
Genofienfhaften der Kaufleute, der Künftler und Handwerker 
wurden die Ausfchäffe gewählt, welche die Rathsbehoͤrden in 
der Gemeindevermwaltung zu unterftüßen und zu controliren bes 
flimmt waren. | 

Anfpruch auf die Iheilnahme an den Vortheilen in der 
Gemeindeverbindung und Stimmrecht in. Bezug auf die Stadts 
verwaltung konnte nur der Beſitz des vollen Bürgerrechts ges 
währen. 

Zuweilen hatten die Parochialverbände, zu welchen die 
einzelnen Theile der Stadt vereinigt waren, die Geftalt von 
politifhen Verbindungen angenommen. Syn folchen Fällen blies 
ben die gewerbfchaftlichen Corporationen unter der weitern Ums 
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faſſung der Kirchfpiele eingetheilt und murden die Mechte der 
Gemeindes-Repräfentation zum größern Theile durch die Gefammts 
heit der Worfteher ausgeübt, welche die einzelnen Kicchfpiele 
zu wählen hatten. | | 

In verſchiedenen Rechtsverhaͤltniſſen, bald mehr bald weni⸗ 
ger beguͤnſtigt, befanden ſich die Schutzverwandten, die Beifafs 
fen im Bereiche des Stadgebiets (Stadtweichbilds), die Frem⸗ 
den. Ausuͤbung der buͤrgerlichen Nahrung war dieſen Einwoh— 
nerclaſſen nicht verſtattet. 

Als eine beſondere Ordnung waren die großen Städte in 
den Meichsterritorien Cerfter Rang der Landftädte) zur 
zählen. Die innere Verfaffung diefer Städte ſtimmte mit den 
zeichsftädtifchen Einrichtungen darin überein, daß die Magiftrate 
im Mittel der Gemeinde eine durchaus feldftftändige Stellung‘ 
hatten. Unter der Aufficht der oberften Landesbehörden. vers 
walteten die Magiftrate, als ungetheilte ftädtifche 
Dbrigkeit, die Civil-Gerichtsbarkeit in ftreitigen and 
nicht ſtreitigen Sachen, die Criminaljuftiz, das Vor⸗ 
mundfhafts: und Hypothekenweſen, die Sicher⸗ 
heitss Wohlfahrts: und Gewerbe» Polizei, die ges 
fammten Gemeindes Angelegenheiten im Innern def 
Stadt, im Verhaͤltniß zur Staatsregierung, in den Beziehungen 
zu auswaͤrtigen Obrigkeiten. Bei dem Magiſtrate war die Vers 
waltung des Stadtvermoͤgens, die Beſtimmung und Ethebung 
der buͤrgerlichen Abgaben, die Vertheilung der uͤbrigen or 
meindeleiftungen. 

Die Stellen im Nathe wurden anf Lebenszeit verliehen. 
Die Selbſtſtaͤndigkeit des Magiſtrats in der Ges 
meinde hatte darin eine vorzäglihe Bürgfchaft, 
daß die erledigten Natheftellen durch Selbſtwahl 
der Nathskörperfchaft befegt wurden. 

Abweichend von den Verfaflungsverhältniffen in den Reichs⸗ 
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ftädten war die Stellung, in welcher die Bürgerfchaft fich dem 
Hathe gegenüber befand. In den Fandftädten erfchien der Ans. 
theil, welchen die Gemeinden an der Stadtverwaltung zu nehs 
men hatten, nicht felöftftändig. Zwifchen den verfchiedenen Clafs 
ſen der Bürger war noch fein engeres politifches Band, fein 
organifcher fefter Vereinigungspunft gebildet, um für den Zweck. 
einer lebendigen Communalverwaltung die Beflimmung . einer 
ſelbſtſtaͤndigen, theils einfchränfenden theild anregenden Gegen⸗ 
kraft auszufüllen. Cine bedeutende Kluft ſchied die fogenannten, 
Großbürger, die Kaufleute in allen Handels: und Verkehrs⸗ 
zweigen, die Fabrifanten, Manufacturiften, Buchhändler, Apo⸗ 
theker, Bierbrauer, Brandıwein : Deftillateurs u. a. m. von der. 
Maffe der Kleinbürger, vonden Krämern, Kleinhändlern, Künfts 
fern, zünftigen und unzünftigen Handwerkern und andern 
Gewerbsleuten. Nur in wenigen Städten, die entweder 
in früherer Zeit reichsunmitteibar gewefen waren und bei der Uns, 
terwerfung unter die Landeshoheit ihre Gemeindeverfaflung behals 
ten hatten, oder die von den Landesherren durch Privilegien befons 
ders begünftigt waren, hatte die Bürgerfchaft durch alt überlieferte. 
Hiepräfentativ » Ausfchäflfe eine felbftthätige Mitwirkung bei der 
Verwaltung des Semeindewefens auszuüben. In den meiften Städs. 
ten war die Bürgerfchaft zu einer felbfiftändigen, den Magiftrat 
eontrolirenden und felbftthätig unterftägenden Perfönlichkeit ers 
| wachlen. Keine Befriedigung für die Gemeinde konnte das 
Stimmrecht gewähren, welches in Abhängigkeit vom einfeitigen - 
Ermeſſen der Stadträthe durch ifolirte, ohne corporatives Zufams 
menwirken handelnde Zunftdeputirte ausgeübt wurde, oder wie 
es einer Anzahl von StadtbezirkssAelteften, Viertelsmeiftern und 
Diftrictvorftehern übertragen war, die, da fie in der Regel als 
Unterbeamte des Magiſtrats von diefem ſelbſt unmittelbar ers 
nannt, oder von ebendemfelben — bei freigelaflenem Vorſchlage 
ihrer Amtsgenoffien oder anderer Bürger — ausgewählt 
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und beftätigt wurden, nicht in der Lage ſich befanden, um 
als felbftftändiges corporatives Drgan der freien Gemeindeflimme 
betrachtet zu werden und handeln zu dürfen, 

Das Ganze der ftädtifchen Verwaltung war der landes⸗ 
herrlichen Aufficht unterftellt. Für die Rechtspflege und für die 
Gemeindeverwaltung waren: die Stadträthe den höhern Juſtiz⸗ 
und Adminiftrativbehörden verantwortlich, Bei der Regierung 
war jährlih die Betätigung der Rathscollegien “einzuholen, 
welche im normalmäßigen Wechfel unter den Magiftratsperfonen 
die Amtsführung in der Stadtverwaltung uͤbernahmen. Der. 
Kevifion der DOberbehörden wurden in der Regel die Gemeinde: 
rechnungen unterlegt, welche die Magiftrate unter ihrer Auf⸗ 
ſicht hatten fuͤhren laſſen. Die Genehmigung der Landesherren 
mußte hinzutreten wenn neue bürgerlihe Abgaben für Ges 
meindezwecke ausgeſchrieben, oder neue Dienſtleiſtungen fuͤr das 
Gemeindeweſen eingefuͤhrt werden ſollten. 

Einzelne Städte hatten, durch Beguͤnſtigung der Landes— 
‘herren, darin eine größere Unabhängigkeit für die innere Ges 
‚meindeverwaltung erlangt, daß das ftädtifche Rechnungsweſen 
der Auffiht der Landesbehörden entnommen, und den Stadts 
räthen für die Verwaltung des Nathes und ee 
völlig freie Dispofition verftattet war. *) 

As unmittelbare Organe der Regierung waren die Mas 
giftrate bei manchen Stadtgemeinden in fofern aufgeftellt, als 
die Kegenten für gut. fanden, der ftädtifhen Behörde die locale 
Vertheilung und die Untereinnahme der durch die Landesgefeßs 
gebung beftimmten öffentlichen Abgaben zu überlaffen. 


) So waren 3. B. im Churfürſtenthume Sachſen die Stadträthe zu 
Dresden und Leipzig durch landesherrliche Privilegien von der Vers 
bindlichkeit, ihre Rechnungen vor. der Landesregierung abzulegen, 
befreit worden, Für den Magiftrat zu Leipzig wurde diefe Gelbfte 
ftändigkeit duch ein unterm 23. September 1701 zu Warfhau auss 
gefertigtes Privilegium bekräftigt, 
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Eigenthuͤmlich hatte fih das innere Verhältni der, Städte 
geftältet, mit welchen die Reſidenz der Landesfürften verbunden 
war, oder in welchen DOberbehörden der Provinzen aufgeftellt 
worden waren. Die unmittelbaren Berührungen mit der Cens 
tralthätigkeit der Regierung haften dort bewirkt, daß den Mas 
giſtraten für die Ausuͤbung der Criminaljurisdiction und für die 
gefämmte Polizeiverwaltung landesherrlihe Beamten vorgeſetzt 
oder beigeordnet waren, oder daß die Handhabung der Sicher⸗ 
heits⸗Polizei ausſchließlich durch landesherrliche Behörden (Pos 
lizei ⸗Directorien, Polizeis Commiffartate) beſorgt wurde. 


Als eine dritte Claſſification konnten die Landſtaͤdte ge⸗ 
rechnet werden, welche zwar auch nur den oberſten Landes— 
Collegien unmittelbar unterworfen waren, aber dabei fuͤt den 
innern Gemeindehaushalt weniger Selbſtſtaͤndigkeit, wie die 
groͤßern Staͤdte beſaßen. Die Magiſtrate dieſer Staͤdte hatten 
für ſich feine Criminal⸗Jurisdiction; nur Schöffen aus dem 
Mittel des Raths mochten für die wichtigſten Fälle zum lans 
desherrlihen Gericht gezogen werden. Commiffionen, die aus 
Iandesherrlichen Beamten und Magiftratsgliedern gemifcht waren, 
hatten die Sicherheits: und Gemwerbepolizei zu. verwalten; mehr . 
beſchraͤnkt war die Competenz der Nähe iu der Peitung des, 
Gemeindewefens; häufiger war das Einfchreiten der obern Lanz 
desbehörden in die Einzelheiten der ftädtifhen Verwaltung, 


Eine vierte Abtheilung der unmittelbaren Städte in den 
Territorien war darin zu erfennen, daß ein Theil der Mas 
giftrate neben den Competerzen über die Gemeinden nur eine 
befchränfte Civil: Yurisdiction, in Verbindung mit der Cognition 


in Bormundfchaftss und Hppothefenfachen, auszuüben, und 


nur gemwifle Zweige der niedern Polizei zu verwalten hatte, 
während ausfchlieglich durch Iandesherrlihe Behörden (Aemter, 
Commiffionen) die Criminaljuftiz verwaltet, und das Wichs 
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tigfte der Sicherheitds und der Gewerbepolizei mit den vorbes 
haltenen Zweigen der ‚Eivilgerichtsbarkeit beforgt wurde. Noch 
näher und genauer war die Einwirfung der Negierung auf das 
innere diefer Stadtgemeinden, da ihre Obrigfeiten bald der : 
fpeciellen Auffiht eines Kreisbeamten, oder eines landesherrs 
lichen Localbeamten untergeben waren, bald von der Regierung 
die Autorifationen zu beſtimmten Gefchäftsgattungen und Local⸗ 
dispofitionen unaufhörlic einzuholen hatten. 

Den Städten der verfchiedenen Claffen war. der. Grundfag 
gemein, daß das Stadtrecht alle Perfonen verband, nn 
der ftädtifchen Obrigkeit untertvorfen waren. . 

Mit der Einrichtung der großen Landftädte flimmte der: 
Drganismus in den Städten der beiden folgenden Klaffen in - 
fo fern überein, als die Magiftrate diefer letztern Abtheilungen 
mit gleicher Selbftftändigfeit in Beziehung auf die Gemeinde 
begabt waren, Kein Magiftrat war abhängiges In⸗ 
ſtrument der Gemeinde; jeder Stadtrath hatte 
fel6ft£räftige Autorität über die Bürgerfhaft. 
Den Abgang feiner Glieder erfegte jeder Magiftrat durch freie 
Selbftwahl aus den Genofien des Bürgerrechts. Gültigkeit 
erlangten die Wahlen der Näthe durch die Beftätigung, welche 
die jährlich mwechfelnden Rathsabtheilungen im Ganzen bei der 
Regierung zu fuchen und zu empfangen hatten. ine richtige 
praktifche Thaͤtigkeit der ftädtifchen Obrigkeiten mußte dadurch 
befördert, eine erhöhte Sicherheit für ihre Maaßregeln und 
Entfchläffe dadurch gewonnen werden, daß im Mittel der Stadts 
räthe die wiflenfchaftlihe Kenntnig und Einficht, die Gefchäftss 
erfahrung und die Induſtrie des Gewerbftandes ihre Nepräs 
fentation befaßen, und daß in den Nathscollegien die erprobten 
Rechtskundigen an der Spige fanden, und im Verein mit den 
Ausgezeichnetften der Kaufmannfchaft, des Künftlerftandes und 
der Handwerker die ftädtifchen Angelegenheiten zu leiten hatten, 
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Allenthalben war, im Sinne des monarchifhen Syftems, 
die prafrifhe Regel feftgehalten, daß die Rathscorporationen 


im Ganzen, wie ihre einzelnen Glieder, ald Organe der öffents - 


lihen Gewalt, nur von der Landeshoheit ihre Ermächtigungen 
über die Gemeinden. zu empfangen hätten. 


Dagegen entbehrten die Gemeinden im Ganzen noch manches 
Hecht, welches ihnen Bedärfnig war, um eine felöftftändige ' 


Stellung, einen genügend befeftigten Spielraum zu felbftthätiger 
Conttolle der Magiftratswirkfamkeit zu gewinnen, um bins 
reichende Vollmacht zur. lebendigen Unterſtuͤtzung der Stadtvers 


waltung zu befigen. . In den meiften Städten hatte die Buͤr⸗ 


ger sMepräfentation, welche unter den Namen der Gemeindes 


Deputirten, Viertelömeifter, Bezirks- oder Diſtrikts-Vorſteher, 
Zunft sAelteften, Innungs-Geſchwornen, Bürger » Ausfchäffe 


u. dgl. m. beftand, noch nicht jene felbftfräftige Haltung, jenen 
organifirten Zufammenfchluß , jene wirffame Anbindung an die 


Fäden der Magiftratsthätigkeit, wodurch allein ihr Dafeyn für 


das Gemeinwefen reichere Früchte hätte tragen fünnen. Sn 
der Gemeinde wird nur dann, wenn ihr Rechtsgebiet und ihre 
Tpätigkeit auch das Wefentlihe, das Reelle, das Wichtige er: 
greift, jenes Seldftgefühl erweckt, und jene innere Genugthuung 


- 


und perfönliche Befriedigung gefichert, die allein das rege In⸗ 


tereſſe für das Wohl des Ganzen bewahren, und patriotiſche 
Selbſtthaͤtigkeit fuͤr das Allgemeine unterhalten kann. Nur ein 


Organismus, welcher dem natuͤrlichen Thaͤtigkeitstriebe der Buͤr⸗ 


gerſchaft eine belebende und naͤhrende Richtung auf die Haupts 
punfte des ftädtifchen Verwaltungswefens gegeben, welcher die 


Gemeinde zur freiwilligen Trägerin jeder. nüglichen Anftalt und 


Unternehmung, . und zur zuverläfligen Vollſtreckerin jeder wohl 
erwogenen Maaßregel geftaltet hätte, wäre geeignet geweſen, 


den reich verbreiteten öffentlichen Geift in den Deutfchen Städten 


zur vollen lebendigen Kraft zu entroideln. 
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In die fünfte Elaffe (oder die vierte in den Pandftädten) 
waren alle Städte zu rechnen, welche unter grundherrlichem 
Nerus fih befanden, bie Eleinen Städte in den Compleren der 
landesherrlichen Aemter, und in den Befisungen der Bafallens 
guͤter (Domanialftädte, DVafallenftädte, Mediatftädte). Die 
Gemeinden diefer Städte befaßen Feine Seloftftändigkeit. Die 
gefammte Nechtspflege (Criminal: wie Civilgerichtsbarkeit) und 
die Sicherheits: und Gewerbepolizei wurden durch Tandesherrliche 
Juſtizbeamte oder durch. Gerichtsbeamte der Vafallen verwaltet. 
Unter der. ununterbrochenen Einwirfung und Leitung diefer Bes 
amten hatten die Magiftrate folder Städte feine felbftftändige 
Wirkſamkeit, fondern wurden nur als untergeordnete Organe 
für die Gewaltübung der Gerichtsobrigkeit betrachtet. 

Die Kompetenz der Magiftrate befchränkte ſich auf einzelne 
Zweige, auf die niedern Details der innern Gemeindevermwaltung, 
und auf eine untergeordnete TIheilnahme an den Functionen der 
niedern Polizeigerichtsbarkeit. Ein wefentlicher Unterfchied in 
den PVerhältniffen diefer Städte war auch darin zu erfennen, 
daß die Aufnahme neuer Bürger nicht vom Magiftrate und 
der Gemeinde abhing , fondern das Iandeeherrliche Juſtizamt 
oder der grundherrliche Gerichtsbeamte darüber zu entfcheiden hatte. 

Für die Bürgerfchaften blieb in den Städten diefer Claffe feine 
Aufforderung zu irgend einer öffentlichen Ihätigkeit, fein Kaum 
zu felöftftändiger Mitwirkung bei der Sorge für ihr Gemeinweſen. 

Den Landftädten der drei erften Claffen (den Immediat⸗ 
ftädten, den fihriftfäffigen, nur den Landesregierungen oder 
Hofgerichten unterworfenen Städten) war das Necht der Lands 
ftandfchaft durchgängig gemein. Die Städte der vierten Claſſe 
(die Mediats oder Domanials und Wafallenftädte) hatten in 
der Hegel keinen Theil an der Landesrepräfentation. 

Nach dem hiftorifch erwachſenen Grundfaße, daß die 
innere und äußere Kepräfentation der Stadtge— 
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meinden im Wefentlichen bei den Magiſtraten bes 
ruhe, wurden Deputirte der Stadträthe zu den Landtagen 
- einberufen. Es waren alfo die ftädtifchen Collegien der Deutfchen 
Landſtaͤnde aus den rechtss und gefeßfundigen Obern der Städte, 
aus den Erfahrnen der Gemeindeverwaltungen zufammengefegt. 
- Mach der Bedeutfamfeit der einzelnen Städte war die Zahl der 
Deputirten und der Einfluß auf die landftändifchen Berathungen 
abgeſtuft. In der Landesverfammlung erfchienen die Magiftrate 
der groͤßern Städte mit.drei oder zwei Abgeordneten, die Eleis 
nern Städte mit einem Deputirten. Zweckmaͤßig, mit einer 
“durch Jahrhunderte erproben praktifchen Unterfoheidung war 
die Ihätigkeit der Iandtagsfähigen Städte abgetheilt. Die Cors 
porationen der Städte gewannen an felbftftändiger Haltung, an 
Einheit und Stetigkeit der Nichtungen, und an Entfehlußfähigs 
keit für die Geltendmachung gemeinfamer Intereſſen, da den 
größern, zu engern Ausfchäflen oder Deputationen vereinigten 
Städten‘ die Gefchäftsleitung überlaffen war, und da fomit die 
KHauptantriebe von den Punkten ausgehen konnten, wo das 
vorherrfchende Anfehen, der bedeutendfle Vermoͤgensbeſitz, die 
" geübtefte Einſicht in größere Verhältniffe, und der umfaflendere 
Ueberblick concentrirt war. Eben fo praftifch, den natürlichen 
.Berhältniffen und den Forderungen einer vorfichtigen Gefchäftss 
behandlung entfprechend war e8, wenn die Meinungen und 
Befchlüffe der größern Etädte von den Mepräfentanten der 
mittlern und kleinern Städte befonders erörtert und geprüft 
wurden, wenn Alles, was für die Gefammtheit der Städte in 
der Landtagsverhandlung erklärt werden follte, auf eine durch 
alle Stufen des ftädtifchen Lebens geführte Vorunterfuchung fich 
gründen mußte. 

Durch die Gefammtheit der Städte waren höchft wichtige 
Intereſſen der Mationalinduftrie auf den Landtagen repräfentirt, 
Ausfchließlih in den Städten waren die Thätigfeiten zuſammen⸗ 
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gedrängt, welche der, Sprachgebrauch und die Gefeggebung mit 
dem Namen der büärgerlihen Nahrung bezeichnete. Unter 
dem Schuße der Landesverfallungen waren Handel und Kauf— 
mannfchaft, Handwerfe und Innungen, und Biers 
brauerei ausfchließlih anf die Städte befchränft. In den 
größeren und vielbefuchten Raͤumen der Städte waren, vers 
möge der Marktgerechtigkeit, die Anfammlungen der Lans 
„desinduftrie und die Austaufchungen des inländifchen und auss 
waͤrtigen Verkehrs befeftigt; nach den ftädtifchen Jahres und 
Wo henmärften waren die Landbeivohner mit den Pros 
dukten ihres Fleißes gewiefen, 

Einen wichtigen Platz in den ftädtifchen — 
dungen, in der Erziehung des Deutſchen Buͤrgerſtandes uͤber⸗ 
haupt, und in den Entwickelungen der Nationaldtonomie hatte 
das Zunftmwefen behauptet. 

Sehr bedeutend wirkte das Zunftwefen auf die Ausbildung 
der Staatsverfaffungen. Das Entftchen und die allmählige 
Befeftigung der Zünfte hatte den Stadtgemeinden einen les: 
bendigern, £raftigern Organismus gegeben. Durch die engern 
gefellfchaftlichen Einigungen der gleichbefchäftigten Bürger ger 
wannen die Gemeinden felöftftändige Haltung und Entfchluß: 
fähigkeit für gemeinfames Intereſſe. Die Kraft des Zunfts 
organismus fihränfte die Uebergriffe der patrisifchen Anſpruͤche 
und den Mißbrauch der ariftokratifchen Verwaltungsweiſe ein. 
In dem engern Zufammenfchluffe des Ariftokratifchen mit Fraft: 
bewußten Gewerbscorporationen, in der vollftändigern und 
‚mannigfaltigern Zufammenfeßung der Gemeindeobrigkeiten, in 
dem feldftthätigen Zufammengreifen aller Elemente des ftädtifchen 
Lebens erftarkten die Städte. Der Auffhwung, die Spann; 
kraft des ftädtifchen Lebens, die Aufftellung eines freien 
Bürgerftandes in den gefellfchaftlichen Klaffificationen er: 
höhte die Kraft der Länder, und fhuf, zur Bes 
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freiung und zur Befeſtigung der Fuͤrſtengewalt, 
das Gegengewicht wider den Adel. Das lebendige Kraftgefuͤhl, 
welches der corporative Organismus in den Stadtge⸗ 
meinden erzeugt hatte, und durch praftifh zufammengefegte 
Magiſtrate die richtige Leitung empfing, rief einft die Hanfa, 
den Kheinifhen und den Schwäbifhen Städtebund- 
ins Dafeyn. Das felbfiftändige Städtewefen hatte unternom⸗ 
min, das Fauftrecht zu dämpfen; ein zum Freimuth erzogener 
Bürgerftand hatte die Faiferliche Macht verftärken müffen, 
um den Sandfrieden in Deutfchland erzwingen zu können. Die 
lebendige Organifationsform hatte die Größe der 
Stadtgemeinden gefhaffen Das Gewicht, welches 
die Städte ihrem innern Organismus verdanften, fonnte im 
Meichsverbande und in der Territorialbewegung ‚die allfeitige 
Entwiedelung der Gefeggebung und der Berwaltungsformen fürs 
dern. Inden felöftthätigen Geftaltungen, welche die ftädtifche 
Verfaflung in ſich barg, in den praftifchen Mitteln,. das Muths 
‚gefühl und die Selbſtachtung in den einzelnen Claffen der 
Stadtgemeinden zu wecken und zu unterhalten, mußte der Buͤr⸗ 
gerftand die wefentlihe Bürgfchaft für feine politifche Selbſt⸗ 
fländigfeit finden. 

Die Vereinigung der Handwerker zu eng verbundenen Cors 
porationen, welche unter einer felbftgewählten, durch die Staats⸗ 
gewalt gebilligten Gefellfhaftsverfaflung ihre verfchiedenen Ges 
werbe nach beftimmten Regeln und nach gewiffen Schranfen 
betreiben, und mit gegenfeitiger Achtung diefer Begrenzungern 
und unter dem Schuße der ausfchließlichen Berechtigung den 
größten möglichen Nutzen aus ihren Befchäftigungen zu erlangen 
fuhen, hatte auf lange Zeit nüglich gewirkt. Die Theilung 
der Handwerksverrichtungen hatte dazu beigetragen, die Kunfks 
fertigkeiten im Einzelnen mehr auszubilden, und die verfchies 
denen Gewerbe in fich zu vervollkommnen; jedes Gewerbe hatte 
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ſein ſicheres Gebiet; das Schwanken von einer Beſchaͤftigung 
zur andern, das Pfuſchen von einem Gewerbe in das andere 
wurde verhuͤtet; die Arbeitsluſt der Gewerbetreibenden wurde 
unterhalten, da die Beſchraͤnkung der Gewerbeberechtigten die 
uͤbermaͤßige Anhaͤufung der Gewerbserzeugniſſe erſchwerte, und 
mithin Sicherheit für die Ernährung gegeben war; die erwei⸗ 
terten Kenntniſſe und die näglichen Erfahrungen und Beobachs 
tungen im Betriebe der Gewerbe fonnten fi durch die engern 
gefellfchaftlihen Verbindungen ficherer erhalten und fortpflanzen ; 
um die Heranbildung reifer und zuverläfliger Arbeiter zu fichern, 
waren die Stufenfolgen der Lehrzeit, der Gefellenjahre und der 
Wanderjahre, die technifchen Prüfungen vor dem Schritte zur 
Meifterfchaft,, die Bedingung des Meiſterſtuͤcks eingeführt. 
MWefentlihen Nugen gewährte das Zunftweſen in fittlicher 
und polizeilicher Hinfiht. Die Zunftverfaffung wirkte 
als Unterftägung, als Erleichterung der obrigs 
£feitlihen Verwaltung. Die gefellfchaftlihen Verfaffungen 
der Gewerbetreibenden waren praftifche Mittel, unter den großen 
Maſſen der Handwerker ehrbare Sitte, gute Zucht und Ord⸗ 
nung und Empfänglichkeit für die Pflichten des Wohlthuns zu 
erhalten. Den Abfichten der Obrigkeiten boten die Obermeifter 
und Beifiger (die Aelteften, die Handwerksverordneten) der Zünfte 
die Hand; die gefellfchaftlihe Wachfamkeit jeder Zunftgenoffens 
ſchaft unter ſich lieh eine Gewähr für ehrliche Handlungsweife; 
im gefellffchaftlichen Zuſammenwirken der gleihbefchäftigten Ges 
werbetreibenden, in den Bedingungen der Zunftverbände fanden 
die Wittwen und Waifen der Handwerker die nächte und daus 
rendfte Unterfiägung ; in den geordneten Zunftgefellfchaften war 
dem ‚nach dem Geſetze zur Wanderung verpflichteten Gefellen 
allenthalben der fichere Anhaltpunft gegeben, die vom Staate 
gefchügte gaftliche Anftalt angewiefen, um mit dem Gewinne 


feines Unterhalts auch den Zweck feiner Ausbildung zu erreichen, 
Reichard D. Städteverfail. 11 
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um fern von der Heimath Huͤlfe in der Noth zu treffen, um 
unter Fremden menfchenfreundliche Pflege und ärztliche Heilung 
im Erkranken zu finden. 

Die Zünfte waren dem Schickſal nicht entgangen, welches 
alle menfchliche Einrichtung trifft, wenn nicht jedes Zeitalter die 
Formen, welche die vorausgegangenen Gefchlechter ihm übers 
liefert haben, von Mißbräuchen und Auswüchfen reinigt und 
beffer gefialtet, wenn nicht jene Bildungen, weldhe den KEigens 
thämlichkeiten fehr verfchiedener Thatumftände, den Forderungen 
verſchwundener Gefchlechter, der Herrfchaft veralteter Begriffe 
und  abgelchter Meinungen angehören, von dem edlen Kern, 
von dem ferner Haltbaren, von dem in der Gegenwart noch) 
Brauchbaren und Tüchtigen gefondert werden, wenn nicht die 
Geſetzgebung mit den wechfelnden Zeitaltern ununterbrochen forts 
ſchreitt. Meben dem Guten in den Zünften hatten fich im 
Laufe der Jahrhunderte viele Mißbräuche eingefchlichen. Die 
firenge Sefchloffenheit der Innungen hemmte die Entwicelung 
- der individuellen Ihätigkeit bei dem Anwachſen der Volkszahl; 
die Abgrenzungen, welche für die einzelnen Gewerbe nach der 
Bildungsftufe und nach den Gebräuchen älterer Zeiten normirt 
waren, traten in Widerfpruch mit den Forderungen einer viel, 
erweiterten und vervollfiommneten Kunftfertigkeit, mit den Bes. 
dürfniffen einer fchwunghaftern Gewerbübung und mit den Vor—⸗ 
theilen einer umfaffendern Gefchäftsbehandlung; die zu lange 
fortgefegte Befchränkung der Meifterzahl und der erfchwerte Zus 
tritt fremder Gewerbserzeugniffe fegte das Publitum der Gefahr 
aus, in den Preifen der Zunfterzeugniffe übertheuert und mit 
nachläffig oder fchlecht gefertigter Waare getäufcht zu werden; 
der Muth und der Eifer der fleißigften und tüchtigften Arbeiter 
mußte gelähmt,; die Frucht des reifen Machdenfens und der 
gluͤcklichen Erfindfamkeit verfümmert werden, wenn die Meifter 
ohne Unterſchied durch die Zunftgefege auf eine enge Zahl von 
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Gefellen und Lehrlingen befchränkt. waren, wenn der-Emfige mit: 


dem Trägen, der Gewandte und Geſchickte mit dem Unbehälfs 
lihen und Ungefchieften, der Betriebfame mit dem Langfamen 
auf. gleicher Erwerbsſtufe erhalten werden ſollte. Eine naturs 
widrige Lähmung des gewerblichen Fortftrebens, eine Hemmung 
der Induſtrie und des Volkswohlftandes im Ganzen mußte dar⸗ 
aus folgen, wenn die alte Strenge des Zunftzwanges forte 
dauern durfte, wenn die alten Abgrenzungen der Zunftverbände 
im Ganzen und die Befchränfungen der Handwerksgenoſſen in 
den einzelnen Innungen unter fi noch länger gefchügt wer⸗ 
den follten. 

Eine veränderte Berädfihtigung der Staatögewalt ers 
heifchte das Verhaͤltniß des platten Landes zu den Staͤdten. 


⸗ 


Durch das alte Recht der Staͤdte waren die Doͤrfer von dem 


Betriebe der den ſtaͤdtiſchen Zuͤnften uͤberwieſenen Gewerbe auss 
gefchloffen. Die Gefege duldeten auf den Dörfern nur einzelne 
Handwerker, die dem Landbewohner beim Ackerbau und zur 
Befriedigung der nächften Hausbedürfniffe unentbehrlich waren. *) 
Die Landhandwerker hatten das Meifterrecht bei den ftädtifchen 
Zünften zu erwerben und blieben dem Verbande derfelben ans 
gefchloffen. Verboten blieb aber dem Landmeifter, Arbeit in den 
Städten anzunehmen oder feine Gewerbserzeugniffe außer den 
Sahrmärkten dahin zu "bringen, und verfagt blich ihm, zum 
Unterfchiede von dem ftädtifhen Meifter, das Hecht Gefellen 
und Lehrlinge zu halten. Den Regeln der Zunftverfaffung gleich 
den ftädtifchen Meiſtern unterworfen, und beitragspflichtig wegen 





*) Die mehreften Territorial-Geſetzgebungen flimmten darin überein, 
daß auf den Dörfern einzelne Meifter von den Zimmerleuten, Maus 
rern, Grobfchmidten, Nagelfhmidten, Wagnern, Geſtell- oder 
Schirrmachern, Daddedern, Töpfern, Leinwebern, Strumpfiwir- 
fern, und einzelne Schuhflider zugelaffen werden konnten, und daß 
das Schlachten und Baden frei gegeben war. 

11* 
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der zuͤnftiſchen Laſten, war der Dorfhandwerker mit feiner Be⸗ 
triebſamkeit auf die Leiſtungen individueller Arbeitsfaͤhigkeit und 
auf den Verbrauch und den Umſatz in den engern Begren⸗ 
zungen der Dorfgemeinden beſchraͤnkt. Die Bevoͤlkerung auf 
dem Lande hatte ſich vergroͤßert, der Umfang- der Dörfer erwei⸗ 
tert, das Beduͤrfniß des Landbewohners vervielfaͤltigt; der Acker⸗ 
bau hatte große Verwandlungen erfahren, die Produkte ſeiner 
Thaͤtigkeiten griffen immer ſtaͤrker in die Bewegung der Landes⸗ 
induſtrie ein. Die Kreiſe der Selbſtthaͤtigkelt fuͤr den Landbaits 
enden zu erweitern, die Kraftentwickelung bei den Dorfbewohnern 
zu foͤrdern, das Schaͤdliche in den beſtehenden Schranken zu 
entfernen und die Verbindungen zwiſchen der ſtaͤdtiſchen Gewerbs 
thätigfeit und dem Fleiße der Landeigenthümer enger zu fnüpfen, . 
war die Aufgabe einer verftändigen, zwifchen dem echte der 
Altern Zuftände und den Forderungen neuer Geftaltungen des 
Staatslebens bedächtlich und fehonend vermittelnden Politik. 
Der Kampf, in welchen die Franzöfifche Staatsveränderung 
Deutfchland verwickelte, gab den Anftoß zu vielfeitiger Regierungs— 
thätigkeit und zu mächtiger Kraftentwicelung. Die Noth von 
Außen forderte große Anftrengung von innen. Die Bedürfniffe, 
die Leiftungen waren außerordentlich. Die Deutfchen Negierungen 
fuchten Mittel, die Hemmniffe des Volkswohlſtandes zu entfers 
nen und die noch fchlummernden Kräfte zur Selbſtregſamkeit zu 
weden. Die Freiheit der Entwicelung im Innern mußte die 
Leiftungsfähigkeit der Staaten erhöhen und das politifche Gewicht 
nach außen verftärfen. In der Schöpfung großartiger Anftals 
ten für die Erhebung der Geiftesfultur, im regen Streben nach 
richtiger und gleihmäßiger Vertheilung der öffentlichen Laften, 
in freifinnigen Maaßregeln zur Aufmunterung der Volksthätigs 
keit und zur Belebung des Mationalgefühle, im Gefchenfe der 
erweiterten Selbſtſtaͤndigkeit für die fädtifchen Gemeinden, in 
Gefegen für die Aufrichtung der Bauern zur Stellung freier 
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Grundeigenthuͤmer, in der Wegnahme der. Schranken „; welche 
die freie Bewegung ;dee Gewerbe. hemmten, in der Träftigen 
‚Anterftügung der landwirthſchaftlichen Thätigkeit und; der ftädtis 
ſchen Induſtrie, in mannigfachen Ausbildungen der Berwaltungss 
‚wirkfamfeit gaben fi. die zeitgemäßen Erwägungen und, Ents 
ſchluͤſſe der-Negenten kund. Menue Bahnen nad) höher geſtecktem 
‚Ziele waren. den Regierungen und den: Völkern eröffnet ;, eine 
neue Epoche in den: Entwicklungen des Deutfchen Volks: und 
„Staatslebens hatte begonnen. u ui 
3Zu den menfchenfreundlichften, ruhmmärdigften und — 
reichſten Maaßregeln, mit welchen die Preußiſche Staats⸗ 
regierung den uͤbrigen Regierungen-Deutſchlands vorangieng, 
gehört die Staͤdteordnung vom 10. November 1808. Mit edlem 
Vertrauen zur Geſinnung des Preuhßiſchen Volkes erklärte, der 
fkoͤnigliche Geſetzgeber die landesvaͤterliche Abſicht, welche durch 
die große Maaßregel in Erfüllung kommen ſollte. „Es ſey 
„Nothwendigkeit — ſo heißt es im Publicationspatente — den 
„Staͤdten eine ſelbſtſtaͤndigere und beſſere Verfaſſung zu. geben; 
*es erſcheine als dringendes Beduͤrfniß, daß die 
„Bürgerfhaft in den Städten zu einer wirt; 
„famern Theilnahme-an der :ffädtifhen Verwal: 
„tung berufen. wuͤrde; fuͤr diefen Zweck fey es angemeſ— 
sen, den Stadtgemeinden : eine - Vertretung zu 
„Sichern; es folle daher in jeder Bürgergemeine 
ein fefter Vereinigungspunft gefeslich- gebildet 
zand den «Vertretern der Bürgerfhaft eine 
„thäatige Finwirfung auf die Verwaltung des 
„SBemeinwefens ‚beigelegt werden; diefe Theilmahme 
„an der Leitung des ſtaͤdtiſchen Gemeinwefens werde als 
„Mittel betrachtet, in den Bürgern der Städte Gemeinfinn 
„zu erregen und zu erhalten.” Es lag im Willen des Königs, 
daß eine, fpecielle vormundfchaftlihe Oberaufſicht des Staats 
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über die ftädtifchen Communen nicht’ mehr: Statt finden ſollte. 


Das Geſetz ſprach aus, daß die ſtaͤdtiſchen Gemeinden, ohne 
Unterſchied der Mediats und Immediatſtaͤdte, ihren innern 
Haushalt felbftftändig ordnen und daß die Bürgergemeinden 
‘durch Vertreter (Mepräfentanten, Stadtverordnete), die 
fie durch freie periodifhe Wahl aus ihrem Mittel zu ernennen 


hätten, einen beftimmten Einfluß auf die Magiftratsverwaltung 


aus zuuͤben haben ſollten. Das Syſtem des Geſetzes umfaßte 
die Hauptpunkte des geſellſchaftlichen Lebens der Staͤdte. 


Poſitive Beſtimmungen regelten den Begriff. der Stadtgemeinde, 
die Anwendung des Stadtrechte, die Eintheilung der Stadtbe⸗ 
wohner, den Umfang des Bürgerrecht?, das Verhaͤltniß der 


— 


Schutzverwandten, die Verwaltung des Stadtvermoͤgens und 
der den ſtaͤdtiſchen Corporationen, oͤffentlichen Anſtalten und wohl⸗ 


thaͤtigen Stiftungen gehörigen Fonds, die Ausuͤbung der Ges 


meinderechte, die Zufammenfeßung, Wahl und Wirkfamkeit des 


"Magiftrats und der Gemeinderepräfentanten, die Beziehungen 


zwifchen Magiftrat und Bürgerrepräfentation, die Geſchaͤftsbe⸗ 


' handlung ‚im Innern der Behörden und in ihrem wechfelfeitigen 


Vernehmen. Den ftädtifchen Communen mar dabei Freiheit 
gelaffen, für ihr inneres Gemeinweſen befondere Statuten aufs 


zurichten, worin unbefchadet der’ durch das allgemeine Geſetz 


gegebenen Verfaffung die dem eigenthümlichen Leben jeder Stadt 


» ahgehörigen innern Rechtsverhältniffe und Einrichtungen, verzeichs 
net und befräftigt werden konnten. Im Gefege mar zugleich 
- angedeutet, wie das dem Staate vorbehaltene nothwendige Obers 
“ auffichtsrecht zu verſtehen fey, und in welchen Punkten daffelbe 
auf die Stadtgemeinden zu wirken habe, 


Eine wefentlihe und folgenwichtige Veränderung in 


den ftädtifchen Verhältniffen wurde dadurch eingeführt, daß Juris⸗ 


dietion und Polizeigewalt nicht mehr ald nothwendige Beftands 


theile der Magiftratds Wirkfamkeit betrachtet wurden. Die Ges 
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richtsbarkeit der Stadtraͤthe gieng auf landesherrliche Gerichts, 
behoͤrden über. Die ſtaͤdtiſche Polizeiverwaltung durch die Stadt; 
raͤthe dauerte nur in ſofern fort, als die Einzelnen deßhalb ers. 
-neuten befondern Auftrag von Staatswegen erhielten. In den. 
»Hedeutendern- Städten wurden befondere landesherrliche Behörden 
zu den polizeilihen Functionen eingefegt (SPolizeidirectionen). 
Es wurde fonach ftatt der Einheit, in welcher vordem die Stadts 
‘verwaltung durch die Rathsbehoͤrden ſich dargeftellt hatte, in den 
“gefelffchaftlichen Organismus der Städte eine dreifache Zers 
fpaltung der obrigkeitlihen Gewalt eingeführt; neben dem 
ftädtifhen Magiftrate traten ein Iandesherrliches Gericht und 
‘eine landesherrliche Polizeibehörde in Wirkfamteit, 

Das Verhältniß, in welches fpäterhin die zur allgemeinen 
Polizeiauffiht und zur Beforgung mehrerer Staatsverivaltungss - 
-fahen in den Kreifen angeftellten Landräthe zu den Städten 
geſetzt wurden, war für den Zweck berechnet, für die Ausuͤbung 
der den königlichen. Regierungen vorbehaltenen Oberaufficht ein 
Organ in Thätigkeit zu haben, durch welches die Magiftrate in 
ihrer ganzen Gefchäftsführung aus der Nähe controlirt und die 
beſondern flädtifchen Verwaltungen überhaupt in der nothiwendigen 
Eonformität mit dem so der menen Verwaltung erhalten 
werden koͤnnten. 

Zuerſt folgte Weimar dem gegebenen Beiſpiel. Durch 
eine herzogliche Verordnung vom 21. Dezember 1810 empfieng 
die Stadt Weimar eine neue Verfaſſung, welche in der Zuſam⸗ 
-menfeßung des Magiftrats eine Doppelabtheilung, einen Vers . 
-waltungss und einen Berathungss Ausfhuß aufftellte, 
‚Die Bildung des zweiten Ausfchuffes aus freigewählten und 
-Periodifch mechfelnden Nepräfentanten der Bürgerfihaft (Stadt; 
Aelteften und Bezirksvorſtehern) gab der Gemeinde 
einen geregelten berathenden Einfluß auf ‚die Stadtverwaltung. 
Der erften Abtheilung -oder dem alten Magiſtrats-Collegio blieb 
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die Gemeindeverwaltung und die Polizei. Die Yurisdiction, 
welche der Magiftrat ausgeübt hatte, ward einem neu eingefeßs 
ten herzoglichen Stadtgericht übertragen, Nach gleichförmigen 
Grundſaͤtzen wurde die Verfaffung der Städte Neuftadt a. d. 
Drla und Weida (durch Verordnungen vom 24. März 1817 
und 8. März 1825) regulirt. Es blieben jedoch beide Städte 
im Befige der Gerichtsbarkeit, welche vom Collegio der Magis 
ſtrate getrennt und befonders von den Communen, erwählten 
und vom Landesheren beftätigten Juſtizbehoͤrden cetadtas⸗ 
richten) uͤbergeben wurde. 


Die koͤniglich Saͤchſiſche Geſetzgebung fuͤgte einen 
verjuͤngenden Zuſatz zum Organismus der Gemeindeverwaltung, 
ohne den Hauptbeſtand der herkoͤmmlichen ſtaͤdtiſchen Ordnung 
zu veraͤndern. Es wurden im Jahre 1817 fuͤr die Staͤdte 
Dresden und Leipzig Stadt- und Communrepraͤſentanten 
eingeſetzt. Dieſe Gemeinde-Repraͤſentation, welche die Regie— 
rung aus Vertretern der vorzuͤglichſten Claſſen der Bürger zus 
fammenfegen ließ, follte den Magiftraten als berathende Behörde 
für beftimmte Communalangelegenheiten zur Seite ſtehen. Die 
Wahl der Commun:Repräfentanten wurde einer Wahlcorporation 
(von mäßiger Zahl) übertragen, deren Glieder die Regierung 
aus den begüterten Bürgern zu ernennen fich vorbehielt. Den 
Rathsbehoͤrden wurde ihre gefammte Competenz und ihre Uns 
“abhängigkeit von den Gemeinden bewahrt, Die Gerichtsbarkeit, 
die Gemeindeverwaltung und das Wahlrecht zur Befesung der 
Rathsſtellen blieb. ‚bei. den Nathscorporationen vereinigt. Die 
Sicherheits- und Wohlfahrts-Polizei in der Reſidenzſtadt Dress 
den wurde in demfelben Jahre einer Commiffion übertragen, 
die aus landesherrlichen Beamten und Magiftratsgliedern zufams 
mengefeßt war, Auf ähnliche Weife wurde für die Stadt Leipzig 
im. Jahre. 1822 ein vereinigtes Polizeiamt zum Behuf der 
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Sicherheits » Poligei organifict, während die — 
ausſchließlich bei dem Magiſtrate verblieb. 

Im Koͤnigreiche Baſiern rief die Conſtitution vom Jahre 
1818 die Gemeinden der Staͤdte zur ſelbſtthaͤtigen Mitwirkung 
bei den Stadtverwaltungen. Durch Gemeinde⸗Ausſchuͤfſe 

oder Gemeinde-Bevollmaͤchtigte, die in jeder Stadt mit 
periodiſchen freien Wahlen der Buͤrger aufgeſtellt werden ſollten, 
gab das Geſetz der Verwaltung der Magiſtrate eine lebendige 
Controlle, eine wirkſame Unterſtuͤtzung und praktiſchen Zufams 
menhang mit dem Ganzen der Buͤrgerſchaften. Den Magiſtrats⸗ 
Corporationen blieb die obrigkeitliche Stellung uͤber der Gemeinde. 
Als Organ der Regierung behielten die Magiſtrate aller Staͤdte 
(die Reſidenzſtadt Muͤnchen und die Univerſitaͤtsſtaͤdte ausgenom⸗ 
men) die Localpolizei. Dagegen wurde die ſtaͤdtiſche Juris— 
dietion von den Stadtraͤthen auf beſondere Stadtgerichte (Stadt⸗ 
und Landgerichte) uͤbergetragen, die von der —— 
beſtellt wurden. 

Nach aͤhnlichen Srundfägen ward im Königreihe Wuͤr⸗ 
temberg (zuerft durch drei Edicte vom 31. December. 1818, 
die Gemeinde-PVerfallung , die. Oberamts s Verfaflung und die 
Verwaltung der Stiftungen betreffend, nachher durch das uns 
term 1. März 1822 erlaffene- Verwaltungs; Edict für die Ges 
meinden, Oberämter und Stiftungen) der Haushalt der Stadts 
gemeinden normirt. Neben den Magiftraten (Gemeinde-Räthen), 
bei welchen das Gefeß das Ganze der üffentlihen Verwaltung 
concentrirt ließ, wurden felbftftändige Bürgers Ausfchäffe einges 
fegt, um die Rathswirkſamkeit bei den Gemeindeangelegenheiten 
unterftügen zu laffen. Die Handhabung der Ortspolizei blieb bei 
den Semeinderäthen; die ftädtifche Jurisdiction aber wurde, wie 
in Baiern, von der Magiftrats s Competenz ausgefchieden und 
mit Iandesherrlihen Yuftisbehörden vereinigt. 

Die Geſetzgebung des Königreihs Hannover entfernte 


\ 
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die unpaffenden und fchädlihen Einrichtungen der, Franzöfifche , 
MWeftphälifchen Zmwifchenherrfchaft, und indem die wiederherge⸗ 
ftellte rechtmäßige Regierung das Wefentliche und Praktifche in 
den Grundzuͤgen der Altern ftädtifhen Communalordnung von 
Neuem beleben und zu bikräftigen fich beftrebte, fügte fie dem 
Altüberlieferten zeitgemäße Werbefferungen hinzu, Die Ders 
faffungen mehrerer Städte wurden im Einzelnen durch Verord⸗ 
nungen, die feit 1819 in der Geſetzſammlung nach einander - 
erſchienen, neu reghlirt. Die ftädtifhen Magiftratss Collegien 
wurden in ihrer ganzen, durch die Landesverfaffung begründeten 
‚Competenz, in Hinfiht auf Civil» (hie und da auch Criminals) 
Surisdietion, auf Polizeigewalt und auf Gemeindeverwaltung 
beftätigt. Dagegen wurden die Bürgerfchaften mit Rechten bes 
gabt, die ihnen eine wefentliche und felöftftändige Mitwirkung 
‘hei der Gemeindeverwaltung fiherten. Die Gemeinden wurden 
berechtigt, zur Ausübung dieſer Nechte Bürger: Ausfhäffe 
(Buͤrger-Vorſteher) mit periodifchem Wechfel unter fich zu 
wählen. SPofitive Erklärungen in den Verfaflungsgefegen zielten 
dahin, die Selbfiftändigkeit der Nathscorporationen zu fügen 
"und die Bürgers Ausfchüffe über die Grenzen der Wirffamfeit, 
die ihnen angemiefen fey, möglichft zu verftändigen. 

Im Herzogthum Sachfen’ Altenburg ift der Anfang 
zu einer Aenderung des ftädtifchen Verfaſſungsweſens bei der 
Stadt Eifenberg gemacht worden. Vermoͤge der neuen, uns 
term 14. Auguft 1829 beftätigten Stadtordnung find an die 
Stelle des Stadtraths, welchen bis dahin .die ftädtifche Juris: 
‚dietion, Polizeis und Communalverwaltung zufammen anver: 
traut war, zwei neue fFädtifche Behörden, ein Stadtge— 
richt und ein Stadtgemeinderath, der lestere für die 
Gemeindeangelegenpheiten, die Handwerksſachen und die Hand: 
habung der niedern Polizei, eingeführt worden. Dem Stadt: 
gericht, in gpelchem die Beamten auf Lebenszeit angeſtellt 
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find, iſt die der Stadt "von Alters her verliehene und ferner 
belaffene Ober: und Erbgerichtsbarkeit untergeben. Durch die 
Zufammenfegung des Stadtgemeinderaths, welcher fih in 
einen VBerwaltumgs s und einen Berathungs »s Ausfhuß 
abtheilt, und in welchem dem landesherrlich zur Direction bes 
stellten Stadtſchultheißen die periodifch wechſelnden Vorfteher der 
Stadtbezirke, und, andere aus den verfchiedenen Gewerbsclaſſen 
gewählte Bürger (Repräfentanten) zum Beiftande zugeordnet 
‚find, hat die Bürgerfchaft eine ſelbſtſtaͤndige Mitwirkung bei der 
— Verwaltung erlangt. 

Die weiteſten Abweichungen von den hiſtoriſchen NEN 
— der Deutſchen Städte und die weſentlichſten Anz: 
-näherungen an das neuere Franzöfifhe Verwaltungsſyſtem zeigs 
sten fih in der DVerfaffung, welche die Stadtgemeinden im 

Herzogthum Naſſau und im vn er en 
empfiengen. 

Nah der Herzoglih Naffanifhen Gefekgebung *) 
"wurden die Stadtgemeinden zunächft den fandesherrlichen Acms 
"tern unterworfen. Ein von der Regierung ernannter Sch ults 

heiß, der von dem auffehenden Amte abhängt, wurde mit der 
Drtepolizei, mit der Beforgung des öffentlichen Abgabenwefens 
und mit der Verwaltung der Gemeindefachen beauftragt. Die 
Gewalt des Schultheißen bekam große Ausdehnung, und der 
Geſchaͤftsgang eine bureaukratiſche Form; der Ortsbefehlshaber 
wurde ifolirt, ohne die berathende und einſchraͤnkende Mitwir— 
fung eines Nathscollegii, über die Gemeinde geftellt, um frei, 
nach feinem alleinigen Ermeffen, über die Communalfachen zu 
verfügen. Nur in wenigen Fällen, hauptfächlih in Hinſicht 
‚des ftädtifchen Vermögens, des Weberfchlags der Einnahme und 


*) Herzoglih Naffauifhe Verordnung über bie Orts⸗ und Gemeinde⸗ 
Verwaltung, v. 5. Juni 1816. 


* 
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Ausgabe oder der Rechnungsablegung, blieb der Gemeinde die 
Befugniß, den Schultheißen zu berathen und zu controliren. 
Um dieſes Recht — einen berathenden, nicht einen entfcheis 
denden Einfluß — auszuuͤben, ſollten aus der Gemeinde 
2—12 Vorſteher auf 2 — 3 Jahre gewählt werden. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Geſetzgebung ) uͤbertrug 
ebenfalls einem einzeln ſtehenden Beamten, dem Bürger; 
meifter, die Verwaltung der Gemeindefahen, und verband 
hiermit die Polizei, wo nicht ein befonderer Polizeibeamter lan⸗ 
desherrlich beftellt war. Diefem Bürgermeifter, den die Res 
‚gierung ‚von 6 zu 6 Jahren jedesmal aus 3 von den wohl⸗ 
‚berechtigten Bürgern vorgefchlagenen Candidaten zu ernennen | 
fi vorbehielt, wurde ein Gemeinderath von 9— 30 durch die 
Buͤrgerſchaft auf drei Jahre erwählten, und jährlich zum dritten 
Theile wechfelnden Mitgliedern zur Seite gegeben, um eine bes 
rathende Stimme in Gemeindefahen und eine Controlle im 
Gemeinde» Nechnungswefen auszuüben. Regelmäßig follte der 
Semeinderath nur einmal im Jahre fi) auf höchftens 14 Tage 
verfammeln dürfen, um die ihm angewiefenen Gefchäfte zu 
.beforgen. 

Sn ‚den übrigen Ländern Deutfchlands, die nicht: unmits 
‚telbar der Fremdherrfchaft unterworfen worden waren, und 
nicht, wie das Herzogthum Anhalt» Köthen, Verfaſſung 
‚und Verwaltung nach Franzöfifchen Formen verwandelten, bes 
hielten die ftädtifchen Verfaſſungen im Ganzen die Geftalt, 
‚welche fih in den Verfältniffen der Deutfchen Neichsverfaffung 
‚gebildet hatte. | 

Einen harten Wechfel hatten die Deutſchen Städte ers 
fahren, welche der Lauf der Mevolutionskriege auf dem linken 








*) Großherzoglid Heſſen =» Darmftäbtifhe Gemeindeordnung vom 
30. Zuni 18214 
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und rechten Rheinufer der Franzöfifchen Herrſchaft unterworfen 
hatte. Die verkehrten politifhen Iheorieen und die Ders 
twirrungen und Gewaltthätigkeiten der Anarchie hatten in den 
erften Jahren der Revolution den altüberlieferten Municipals 
Irganismus und die Selbftftändigkeit der ftädtifchen Communen 
verdächtigt und zerflört, und das Kettenmwerk des despotifchen 
Raiferreichs hatte die Banden befeftigt, mit welchen das Com⸗ 
munalleben in frenger Unterwuͤrfigkeit gehalten werden ſollte. 
An die Stelle einer ſichern, jeder Gemeinde eigenthuͤmlichen, 
ſtabilen und ſelbſtſtaͤndigen Lokalverwaltung hatten die Schreckens⸗ 
regierung, das argwoͤhniſche Conſulat und das unumſchraͤnkte 
Kaiſerreich Unſicherheit, Schwanken und entnervende Abhaͤngig⸗ 
keit geſetzt. 

Ein Praͤfect, der nur als ſtreng abhaͤngiges Inſtrument 
des Miniſters figuriren konnte, gebot uͤber die Verwaltung des 
Departements. Ein Unterpraͤfect war jedem Bezirke oder 
Arrondiſſement des Departements vorgeſetzt, um die Befehle 
des Miniſters und des Praͤfecten auszufuͤhren, und um Auf— 
ſicht auf die Gemeinden zu fuͤhren. Ein Maire fuͤhrte die 
Verwaltung jeder Stadt. | 

Als ifolirt ftehender Befehlshaber über die Stadtgemeinde, 
nicht als primus inter pares in einem Municipal sCollegio, follte 
der Maire das Ganze der Communalangelegenheiten leiten, das 
Communalvermögen verwalten, für die Erhaltung der. öffent- 
chen Anftalten forgen, und die Drtspolizei handhaben; zus 
glei war der Maire ald Organ der allgemeinen Staatsver⸗ 
waltung mit der Bertheilung und Erhebung der directen Steuern, 
mit der Leitung und Beauffichtigung der Staatsbauten und 
andern Öffentlichen Anlagen und mit der Aufficht über das 
Baumefen bei den Kirchen und Pfarrhäufern beauftragt; mo 
fein Friedensrichter oder Specials Polizeicommiffair angeftellt 
war, follte der Maire auch die Polizei Contraventionen zu 
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anterfuchen, das Verhandelte aber dem Polizei: Gerichtöhofe, 
zur Fällung des Straferkfenntniffes vorzulegen haben. Die Ans 
ftellung des Maire wurde auf die Dauer von 5 Jahren bes. 
ſchraͤnkt. Jedem Maire wurden ein oder zwei Beigeordnete 
(Adjuncten, Subftituten) zugetheilt, die bei feiner Abwefenheit 
oder bei andern Verhinderungsfällen. feine Stelle vertreten mußs 
ten. Dem Gutdünfen des Maire blieb überlaffen, ob er feine 
Adjuncten mehr oder weniger zum Rathgeben oder zur thätigen 
Aushülfe in feinen Functionen verwenden wollte. 

Dem Praͤfecten war fuͤr die Berathung der bei der Ads 
miniftration vorkommenden ftreitigen Gegenftände ein Praͤfec— 
turrath von 3 — 5 Mitgliedern, ferner für die Steuerrepars 
titionen zwifchen den Departementsbezirken, für die Regulirung 
der Departementsausgaben, und für die Abnahme der vom 
Praͤfecten hieruͤber geführten Rechnung ein Departements 
rath (Conseil general) zur Seite gegeben. Dem Unterpräs 
fecten war ein Bezirfsrath (Conseil d’arrondissement) beiz 
geordnet, um die directen Steuern zwifchen fänmtlichen Ges 
meinden (Städten, Flecken und Dörfern) des Bezirks zu vers 
theilen, die. Bezirksleiftungen zu beftimmen, und die vom | 
Unterpräfecten über die Lokalausgaben geführte Nechnung abzus 
nehmen. Meben den Maire jeder Stadt wurde ein Gemeins 
derath (Conseil mwnicipal) geftellt, der nach Unterfchied der 
ſtaͤdtiſchen Volkszahl aus 10 — 30 Mitgliedern beftchen und 
alle 10. Jahre zur Hälfte erneuert werden follte. Diefem Ger 
meinderathe war das Gefchäft angewiefen, die vom Maire ger 
führte Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Ges 
meinde einzufehen und Rath darüber zu pflegen, die Commus 
nalbedürfniffe zu erörtern und dem Maire feine gutachtliche Meis 
nung über anzufangende und fortzufegende Nechtsftreitigkeiten 
oder abzufchließende Vergleiche, über die Aufbringung öffent: 
licher Abgaben, über die Beftimmung und Vertheilung der Coms 
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munalleiſtungen und, über die Verwaltung des Gemeindever⸗ 
moͤgens vorzulegen. Zum Behuf dieſer Deliberationen ſollte 
der Gemeinderath nur einmal im Jahre auf die Dauer von 
14 Tagen, und außerdem nur auf Befehl: des Praͤfecten ſich 
verfammeln dürfen. Allen Sigungen: des Gemeinderaths follte 
der Maire präfidiren.. Uebrigens war es Vorfchrift, daß die 
Rechnung des Maire vom Unterpräfeeten und zwar allemal in 
Gegenwart des Gemeinderaths abgelegt werden follte. 

Ale Befchlüffe des Gemeinderaths konnten erft durch die 
Genehmigung des Präfecten Gültigkeit erlangen; feiner Bes 
ftätigung mußten die Etats der Einnahme und Ausgabe. unters 
legt werden; die Budgets der Städte mußten fogar durch die 
Praͤfecten bei dem Minifter des Innern mit Bericht eingereicht 
werden, wenn die Summe der Einnahme 20,000 Franken 
überftieg, und der Staatsrath des Franzöfifhen Reiches mußte 
fih die Zeit nehmen, die fpeciellen Angelegenheiten und Bes 
dürfniffe der Stadtgemeinden zu erörtern und die einzelnen Säße 
in folchen Lokal + Budgets zu billigen, zu erhöhen, zu mindern 
oder zu verwerfen. Mur vermöge der Autorifation dur) ein 
Geſetz follte zum Verkauf eines Communal + Grundftäds vers 
fhritten werden. *) 


*) Es bedarf Feiner Auseinanderfesung,, daß biefe Anordnungen fehr 
befchränfte und Eleinlihe Anfihten vom Staate, ein kränkendes 
Mifirauen in den mündigen und gefunden Berftand und in den 
rechtlihen Sinn der größern Stabtgemeinden, und fehr mangels 
hafte Begriffe von ber Staatskunft im Großen und von der den 
Gentralbehörden im Organismus der Staatsverwaltung zu geben= 
den Beftimmung verrathen, Es war Kleinmeifterei in der Staats— 
kunſt und despotifche Gängelei der ofalitäten, wenn der Staats: 
rath eines großen Reiches ſich auch damit befchäftigen follte, die 
Budgets aus einer ‚Menge beträchtliher Städte zu prüfen. Der 
eigentlihen Beftimmung einer Gentralbehörde tonnte es keinesweges 
entjprechen, die Zeit mit ermüdenden Detailbetracdhtungen zu vers 
geuben, 
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Ganz einſeitig war die Stufenleiter der Adminiſtration 
geordnet; mit der Buͤreaukratie waͤhnte die Verwaltung ſich ſtark 
zu machen; Buͤreaukratismus waltete bei der Praͤfectur, bei 
der Mairie. 

Die Ernennung der Praͤfecten, der — der 
Praͤfecturraͤthe, der Mitglieder bei den Departementsräthen, 
und der Maires und der MairesAdjuncten in den Staͤdten 
über 5000 Seelen gefchah unmittelbar von der Regierung. In 
den zu dieſer Kategorie gehörigen Städten konnten zu jeder 
Stelle im Municipalrathe durch die Bezirfss (Cantons:) Vers 
fammlungen zwei Eandidaten aus den hundert höchftbefteuerten 
Bürgern vorgefchlagen werden, Die Auswahl unter diefen Cans 
didaten verblieb dem Praͤfecten. In allen übrigen Städten, 
welche nicht 5000 Einwohner faßten, war die Ernennung der 
Maires und der, Glieder des Gemeinderaths dem Präferten 
allein übertragen. 

Kein Mitglied diefer Beamtenfolze in der Departemen⸗ 
tal⸗ Bezirks⸗ und Communalverwaltung befam eine der Per: 
fönlichfeit genugende fichere Stellung. Der Militair » Despos 
tismus wollte Eeinen feftftehenden, für feinen gefegmäßigen Wirs 
kungskreis durch geficherte perfönliche Eriftenz ermuthigten und 
mit Selbfiftändigfeit ausgerüfteten Adminiftratiobeamten. Nach 
Willkuͤhr des Minifters, ohne Angabe eines Grundes, ohne 
vorgängige gründliche Unterfuchung des gemachten Vorwurfs und 
ohne geregelten Nichterfpruch follte jeder Bramte in der Des 
partements = Bezirks: und Communalverwaltung feiner Stelle 
entfegt, nah Willtühr des Präfecten, ohne vorgängiges ges 
sichtlihes Verfahren, follten die von ihm zu ernennenden Coms 
munalbeamten aus ihren Functionen entfernt. werden können, 
Die beftändige Drohung der Abfegbarkeit, der Gedanke an die 
perfönliche Vernichtung follte die Beamten der Staatsverwals 
tung in Schreden halten. Der Napoleoniſchen Regierungss 
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mweife hatten nur eingejchüchterte, fflavifche Beamten und furcht⸗ 
fame,: fElavifch germöhnte Communen gefallen. wollen. Unwuͤr⸗ 
dige Vormundfchaft und unbedingte Ausführung -militärifch ges 
dachter Maaßregeln durch blind  gehorchende Departements 
Bezirks. und Ortsbuͤreaukraten follten das ftädtifche Geſellſchafts⸗ 
leben darniederhalten. *) 


Nach folchen Grundfägen war. auch die Verwaltung und 





*) Das Widernatürlihe und Schäblihe der den Franzöfifhen Abminis 
ftrativ » Beamten gegebenen Stellung und des Franzöfifchen Com⸗ 
munalſyſtems überhaupt rügen mit wahren und treffenden Bemers 
kungen: Friedrih v. Raumer (Profeffor zu Berlin) in feiner 
Schrift „Ueber die Preußifhe Städteordnung, Leipzig 1828. 8, 
pag. 12 — 13 und Karl Stredfuß (Königl. Preußifher Geheis 
mer Ober» Negierungsrath) in feiner Beleudhtung ber nurers 
wähnten Schrift des Prof. v. Raumer, Berlin 1828. 8. pag. 5 — 9% 
Der Erftere unterfuht mit fehr gegrlindeten Zweifeln das Lob, 
welches der vorgeblihen Haltung, dem Rafhen, ber Confequenz 
und dem Sneinandergreifen der Franzöſiſchen Verwaltung von leichts 
gläubigen und oberfläckhlihen Politikern ertheilt wird, und argus 
mentirt und folgert: „Dieſes Lob verſchwindet ganz vor der lauten, 
„allgemeinen Klage, welche Über die ganze Beamtenwelt vom Mies 
„mifter abwärts ertönt, und das Wohl des Volkes und die Thätig— 
„keit der Beamten beinahe überall in fchroffen Widerſpruch ftellt, 
„Daß diefe Klage durch die vorhandenen Formen einen ganz andern 
„Grund befomme, ald etwa bei und, leidet Eeinen Zweifel, Denn 

„Srftens werden alle Stellen lediglich von oben herab beſetzt; 

„Zweitens kann der Minifter jeden Beamten (nur mit Ausnahme 
„der Richter), vom hödften bis zum geringften, ohne Angabe 
eines Grundes, ohne rechtliches Verfahren, in jedem Augenblide 
„mad Belieben verabfchieden ! 

„Drittens hat die Form der Alleinherrfhaft (Präfecten, Unters 
„‚präfecten u.f.w.) fait jedes vepublifaniihe Element, faft alles 
„Genoſſenſchaftliche, Collegialiſche vertilgt. 

„Hieraus folgt nothwendig, daß die Beamten muthlos nach 
„oben, und tyranniſch nad unten find, daß fie in Knechte ver— 
„wandelt, und vom Volle gehaßt, ober doch als ein unabwend⸗ 
„bares Uebel betrachtet werden. Bei und dagegen gefellt ſich zu 
„dem Monarchiſchen das Republitanifhe in ben Wahlen ber Lande 
„räthe, Bürgermeifter, Stadtverorineten, und in der collegialifchen 
„Stellung der Behörden, Ihre Unabhängigkeit erhält fie bei männ⸗ 
„ler Kraft, fie find fehr oft Vertreter ihrer Landſchaft im beften 
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das Communalwefen in den Landestheilen des vormaligen Koͤ⸗ 
nigreichs Weltphalen und des Großherzogthums Berg umges 
finltet worden. Das aufgedrungene, fihlecht begruͤndete Wert 
der. Fremdherrfchaft wurde verworfen, nis in der Kataftrophe 
Mapoleons die Siege der hohen verbuͤndeten Mächte. die rechts 
mäßigen Regierungen in jenen Ländern wiederhergeftellt hatten. 
Die Negierungen von Preußen, Hannover, Churhefs 
fen, Braunfhmweig und Oldenburg waren bedacht, den 





„Sinne, und haffen den Minifter nicht, weil fie nicht nöthig 
„haben, ihn zu fürdten. Nur forgfam gebildete, durch unab— 
„hängige Beauftragte fireng geprüfte Männer darf der Diinifter bei 
„uns anftellen; er darf nit den Geringften ohne zureichende 
„Gründe (über deren Werth er nicht entfcheidet) entlaffen, und 
„ein Beamter, der feine Pflicht erfüllt, lebt bis an feinen Zod 
„in größter Sicherheit, während er in Frankreich zu jeder Stunde 
fürchten muß, aus feiner Bahn herausgeworfen zu werden. —“ 
© Der Legtere bemerkt: „Aus den obigen Hauptzügen (bes 
„Franzöſiſchen Communalwefens) erfehen wir auf das Deutlichſte, 
„daß die Richtung der Franzöſiſchen Gefesgebung dahin geht, bie 
„Sommunen nicht .nur aller freien Bewegung im Handeln, fondern 
„ſelbſt der freien Rede zu berauben, und fie volllommen unter bie 
„Botmäßigkeit der Gewalthaber zu bringen. Ein Maire, chne 
„Zuthun der Gemeinde durch die Staatsbehörde eingefegt, und der 
„obern Behörde allein und perfünlic für Alles verantwortlih; ein 
„Municipalrath, als Organ der Gemeinde geltend, aber von ihr 
“ „nicht frei gewählt; dieſer noch der Freiheit beraupt, fich zu vers 
„jammeln, wenn es die wahre Nothwendigkeit erfordern möchte; 
„‚bei den berufenen Verfammlungen fogar unter die ſtrenge Aufſicht 
„des Maire geftellt, damit er defto gewiffer Nichts äußern könne, 
„was unangenehm feyn möchte; und felbft die in diefen Berathungen 
„gefaßten Beſchlüſſe für die Staasbehörde, felbft in den gemeinften 
„und geringfügigften Haushaltsangelegenheiten nicht einmal bindende 
„Nom — dies Alles befteht noch jegt, und wird ein deutliches 
„Bild der Freiheit geben, welche die Sranzofen in Beziehung auf 
„das. nächte Verhältniß genießen, das Jeder in Anfprud) nimmt, 
„Sobald er den Kreis feiner Familie verlaffen hat. —“ 


Näheren Bericht über die Franzöſiſchen Communaleinrichtungen 
giebt noh H. C. Freiherr v. Ulmenftein (Königl, Preuß. Res 
gierungsrath ) in feiner Schrift : „Die Preufifche Städteorbnung und 
die Franzöſiſche Communalordnung. Berlin 1829. 8. pag. 831 — 48. 
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geftörten Nuheftand wieder aufzurichten und zu befeftigen. Die 
Staͤdte begannen wieder frei zu athmen. | 

Das Derfaffungsfpftem, welches unter dem Echuße des 
Reichs in den vormaligen freien Neichsftädten Frankfurt, 
Lübek, Bremen und Hamburg, beftanden hatte, war 
für die erfigenannte Etadt durch die Einverleibung in das 
Großherzogthum Frankfurt, und für die drei Hanfeftädte durch 
die gewaltfame Franzöfifhe Occupation im Yahre 1810 gelähme 
worden. Diefe großen Stadtgemeinden- Eehrten, nachdem ihnen 
die Gerechtigkeit der hohen verbuͤndeten Mächte im Herbfte 1813 
die entriffene Selbftftändigkeit wiedergegeben hatte, zu den 
freien Verfaſſungen zurück, unter welchen fie bei den Zeiten 
des Deutfchen Reichs geblüht hatten und zu großem Wohls 
ſtande erwachfen waren. Die Stadt Frankfurt fiherte ihren 
gefellfchaftlichen Verhältniffen wohlthätige Ordnung und verjüngs 
tes Leben, indem fie durch die Ergänzungsacte zu ihrer Stadts 
serfaffung (d. d. 18. Yuly 1816) für die Rechte und Pflichs 
ten des Senats, ald des regierenden, die Stadt felbftftändig 
repräfentirenden Collegii, und für die Rechte und Pflichten der 
felöftftändigen freien Biürgergemeinde beflimmtere Normen aufs 
fellte und mit Entfernung der veralteten, dem veränderten Les 
bensorganismus der Stadt entfremdenden Einrichtungen durch 
jeitgemäße Verbefferungen und durch praftifche Buͤrgſchaften 
einer geregelten Freiheit die Forderungen eines vielfach fortges 
fhrittenen Bürgerthums zu befriedigen verſtand. 

So beſtehen gegenwärtig im Bereiche des Deutfchen Buns 
des mehrfache Syfteme der ftädtifchen Verfaſſungen. Wie die 
einzelnen Syſteme im Inneren geftaltet find, wo fie unter ſich 
übereinftimmen und wo fie mehr oder weniger von einander 
abweichen, wird ſich aus den Zufammenfaflungen der folgenden 
zwei Kapitel näher unter die Augen ftellen. 
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Hauptzůge. aus den gegenwaͤrtigen Verfaſſungen der vier 
| freien Städte. | 





Die Verfaffungen der-vier freien Städte nehmen in der Reihe 
der in Dentfchland beftehenden Stadtordnungen eine bedeutungs⸗ 
volfe Stelle ein. In Luͤbeck, Frankfurt, Bremen und 
Hamburg ift das Weſen der. politifchen Einrichtungen crhals 
ten, mit welchen die vormaligen freien Neichsftädte unter den 
Schutze der Kaifer und des Reiches Haus gehalten haben. 
Aufmerkfamfeit erregen die Würde, Feiligfeit und Confequen;z, 
die Umficht und Gewandtheit, welche die innere und äußere 
Leitung dieſer Städte auszeichnen; vorztgliches Intereſſe muß 
die freie Beweglichkeit, die innere blühende Lebenskraft und der 
thätige Gemeingeift jener Städte einflößen, und reichen Stoff 
zu Betrachtungen bietet das große Gewicht, mit welchen dieſe 
Städte in das Europaifhe Geldwefen und in den inländifchen 
und auswärtigen Handel und Verkehr des gefammten Deutfchs 
lands eingreifen. Es muß daher-auch der politifche Organisiınus, 
unter welchem. jene Fricheinungen ins Leben treten fonnten, die 
genauere Unterfuchung der Staatskundigen in Anfpruch nehmen, 
und ‚für die Marimen zur Geftaltung eines ftädtifhen Gemeins 
wefens zu lehrreichen Folgerungen führen. 


Es liegt im Zwecke der vorliegenden Darftellungen, wenn 
aus diefen Stadtverfaffungen die Punkte ausgehoben werden, 
in welchen der Grundfaß des gemeinheitlihen Gebäudes, der - 
allgemeine Organismus der Stadtverwaltung, die Wirkfams 
feit und Zufammenfegung der Sta dtregierung, die gefellfchafts 
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liche Eintheilung der Bürgerfchaft, der Antheil der Gemeinde 
an der Stadtverwaltung und an der Gefesgebung für das 
Ganze enthalten find. Es foll das Gebäude der Gemeinheitd: 
verfaflung in feinen Grundlinien aufgerollt und die gefammte 
Praxis der Communalverwaltung in ihren Hauptverrichtungen 
verfolgt werden. Ä 

1. 


Geiſt der Berfaffung im Allgemeinen. 


In den Verfaffungen der vier freien Städte zeigt fich eine 
durchaus praftifche, in ihren Früchten als gluͤcklich bewährte 
Verkettung ariftofratifcher und demofratifcher Marimen. In 
dieſer zuſammengeſetzten Verfaſſungsſorm beſtehen ein ſelbſtſtaͤn⸗ 
diges Stadtregiment und eine ſelbſtſtaͤndige Buͤrgergemeinde mit 
ſicheren Rechtsgebieten neben einander. Keinem Principe iſt 
die Macht gelaſſen, die Wirkſamkeit des andern zu unterdrüs 
den. Die Rechte der Stadtregierung und die Rechte der Buͤr— 
gerfchaft find urkundlich beſtimmt, und die gegenfeitigen Rechtes 
verhältnifle find fo geftellt, daß das eine das andere ftügt und 
jedes das andere ald Gegengewicht mäßige. Im Ganzen wals 
tet Iebendige Ordnung der Gefellfchaft. 


In allen vier freien Städten ift beim Senate die Regies 
rung und die Nechtöpflege concentrirt. Der Senat hat ale 
obrigkeitliches, die ganze Stadt repräfentirendes Collegium in 
Seldftftändigfeit die oberauffehende Gewalt über die Gemeinde 
und die Vollziehung der Geſetze. Im Senate ift das Ganze 
der innern Stadtverwaltung und die Leitung der auswärtigen 
‚Berhältniffe vereinigt; ‚feine Autorität umfaßt die Handhabung 
der Polizei, die Verwaltung der Finanzen, die Vertheilung der 
Abgaben, die Auffiht über den öffentlichen Unterricht und über 
‚den religiöfen Cultus, die Ernennung zu den üffentlichen Aem—⸗ 
‚tern, den Beſchluß über die-Ertheilung des Bürgerrechtes, den 
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Befehl Über die Verwendung des Militärs‘, die Vorbereitung 
der mit der Bürgerfchaft zu verhandelnden Gefchäfte, den Vor⸗ 
fihlag der Gefeße; der Senat verhandelt mit den Regierungen 
anderer Staaten, und fihlieft die Verträge mit denfelben; 'er 
ernennt die Sefandten und die Confuln bei fremden Regierun— 
gen und auf den großen Handelsplägen, er empfängt ihre Ber 
richte und ertheilt ihnen die Inſtructionen. Im Namen“ des 
Senats wird die Civil» und Criminaljuftig und das Wormunds 
ſchaftsweſen verwaltet. Mechrfältige Gerichtsbehörden, welchen 
deputirte Nechtsglieder vorftehen, find für die Bürger und für 
die Beifaffen im Stadtgebiete mit der Rechtspflege theils in 
erfter, theild im zweiter Inſtanz beauftragt; als Appellationss 
gerichte, theils im zweiter, theils in dritter Inſtanz (wo nicht 
die Competenz des für die freien Städte gemeinfchaftlich beftes 
henden Dberappellationsgerichts einfchlägt) und als Wormunds 
fchaftsbehörden find permanente Sectionen des Senatsförpers 
aufgeftelt. Für die Leitung der Kirchenfachen und zur Aus— 
übung der geiftlihen Gerichtsbarkeit beftehen Behörden, die 
aus Senatoren. und aus Beiftlichen zufammengefegt find; durch 
Senats s Deputationen werden die Schulanftalten beauffichtigt. 

Alle Functionen der öffentlichen Gewalt haben im Senate 
‚ ihren Urfprung, ihren Stäüßpunft, ihre Organe, ihre Ausfühs 
rung. Zwei Hauptthätigfeiten, in welchen die obrigfeitliche Ges 
walt für die Zwecke der- Gefellfchaft wirkt, die Adminiftras 
tion und Juſtiz, find in einem und demfelben Collegium 
vereinigt. Zwiſchen beiden Ihätigfeiten, die in fo vielen Fäden 
eng verfehlungen find, und deren gegenfeitige Begrenzung oder 
unterfcheidenden Merkfmale weder die Praris noch die 
Theorie bis jeßt hat befriedigend feftftellen können, ift die Colli: 
fion vermieden, da die verfchiedenen Deputationen, durch welche 
die einzelnen Zweige der Nehtspflege und der Verwaltung bes 
forgt werden, unter dem Ganzen des ftädtifchen Verfaſſungs⸗ 


* 
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organismus fich nicht als getrennte, fich fremde‘ Geflalten zu 
betrachten. haben, fondern als unmittelbare genau unter fi 
verbundene Beftandtheile derfelben ı gefellfchaftlichen Gewalt, ders 
felben ftädtifchen Obrigkeit neben einander functioniren. Die 
Drgane der Rechtspflege und der Adminiftration werden durch - 
diefe corporative enge Verbindung in. der praftifhen Uebung 
erhalten, in den Berührungspunften zwifchen. beiden Staates 
fumctionen mit Leichtigkeit — ohne die Weitläufigkeit gehäufter 
fihriftlicher Communicationen und zur ſchnellern Forthülfe der 
Geſchaͤfte — fich gegenfeitig Über die Form zu verftändigen, wo 
über das Wefen feine Ungewißheit befteht, und wo, wenn nurin 
Zeiten das Nechte für die ntereffenten unter dem Namen der 
Obrigkeit überhaupt gefchicht, Nichts darauf ankommt, ob das 
Verfuͤgte formell als Lebenszeichen der Adminiſtration oder der 
Juſtizgewalt ausgegangen iſt. Das Stadtregiment hat 
einen fihern, feften Takt, die verfhiedenen Aus: 
übungen der Stadtgewalt gerathen unter fi in 
feinen Widerfprucd, die dffentlihben Gefhäfte 
gehen in Harmonie, da die Fäden atler obrigfeit 
lihen Functionen in einem Punfte zufammenge 
zogen find, da die Summe der ftädtifhen Gewalt 
in der Corporation des Senats zur Einheit 9% 
ardnet if. ”) 


ss Ein Blick auf Rom und Carthago, die zwei mädjtigften und‘ Eräfs 
tigften Städte, wilde die Weltgefhichte nennt, möge zur Beſtaͤ⸗ 
tigung diefer Bemerkungen dienen. Die Kenner der antiken Politik 
erinnern fi, welcher Antheil an dem Aufbau der Größe, zu wels 
cher jene Städte ſich erhoben, der Eigenthümtlichkeit ihrer Verfaſ— 
fungsbildungen beizumeffen ift. Das Geheimniß der Feftigfeit, durch 
weldhe die Garthagifhe und Römifhe Stadtverfaffung fih vor 
allen andern auszeichneten , lag vorzüglich mit darin, daß in per: 
manenten Scnaten die fich felbft ergänzten, die Juftiz= und 
Polizeigewalt,, die Peitung aller Gemeindeangelegenheiten, die Ver: 
waltung des öffentlihen Gutes, der Befehl über die bewaffnete 


— 
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Bei dem. Ganzen der Stadtgemeinde, dem Rathe und der 
Buͤrgerſchaft gemeinfchaftlich und in ungertrennlicher Verbindung, 
ruht das höchfte Recht und die höchfte Gewalt ( Staatögewalt, 
KHoheitsrecht). *) Dem Senate find in Luͤbeck die 12 Bürgers 
eolfegien, in Frankfurt der fländige Bürgerausfchuß und 
der gefeßgebende Körper, in Bremen die Bürgerconvente in 
den Kirchfpielen, in Hamburg die permanenten Collegien der 
Dber Alten, der Sechziger und der. Hundert und Achtziger | 
zur Seite geftellt, um zu berathen und zu befchließen, was auf 
die ganze Sefellfchaft als Gefeg oder ald Adminiftrativ ; Maßs 
regel wirken foll. 


Macht u. a. m. in engem Verbande zufammengehalten wurbe, baß 
ſonach Alles, was zur Ausübung: ber geſellſchaftlichen Gewalt im 
Snnern bes ftädtifhen Gemeinmwefens wefentlih gehörte, auf 
einem Punkte zur Gefammtwirkung bereinigt war, 

Man ’vergleihe hierüber die nähern Ausführungen, welche in 
bem 15ten, 21ten und 27ten Kapitel ber vom Berfaffer herausges 
gebenen Erinnerungen , Ueberblide und Marimen aus ber Staats— 
tunft des Altertyums (Leipzig 1829) mit eingewebt find, 

*) Durch ben Hamburger Hauptreceß von 1712. ift der leitende 
Grundfag aufgeftellt, „daß in biefer Stadt das Kupıov ober bie 
höchſte Herrfhaft bei Einem Edlen Rath und der Erbgefeffenen 
Bürgerfhaft inseparabili nexu conjunctim und zufammen, nicht 
aber bei einem ‚oder anderm Theil pr ivative, beftehe, und daß 
dannenhero, fo lange Rath und Bürgerfchaft nicht zu einem eins 
müthigen und freiwilligen Schluß gekommen, daß Einen Theils Res 
folution und Entſchließung für feinen gültigen, weder E. E. Rath, 
noh die Erbgefeffene Bürgerfhaft verbindenden Schluß geachtet 
werben ſolle.“ 

In der Ergänzungsacte der alten Frankfurter Stabtvers 
faffung v. 1816. Art. 5, ift (feftgefest: „Alle der Statt Frank⸗ 
furt zuftehenden Hoheits- und Selbftverwaltungsrehte beruhen in 
ihrem weiteſten Umfange auf der Gefammtheit ihrer chriftlichen 
Bürgerſchaft.“ 

Dieſelbe Grundlage ber Verfaſſung iſt für bie Stadt Lübeck 
durch die in den Jahren 1665 und 1669 zwiſchen dem Rathe und 
der Bürgerfchaft abgefchloffenen conftitutionellen Receffe, und für 
die Stabt Bremen durch die in ben Jahren 1455 und 1534 zwifchen 
dem Senate und der Bürgerihaft errichteten Verträge anerkannt, 
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Die -Bürgerfhaften find theild nach ‘den Kennzeichen des 
Grundbefiges, theild nach den Unterfcheidungen des Berufs und 
der Gewerbe, theils nach Pofalitäten in Elaffificationen (Colles 
gien) abgetheilt. Aus diefen Llaffificationen gehen die verfchies 
denen Ausfchäffe hervor, durch welche die Bürgerfchaft ihre 
Rechte bei der Gemeindeverwaltung auszuüben berufen iſt. 
Die Repräfentation der Bürgerfchaften, und die. Berathungss 
formen find praftifch geregelt. Die Hauptintereflen in den Vers 
hältniffen des ſtaͤdtiſchen Verkehrs find in. lebendigem, natuͤrli—⸗ 
chem Organismus vertreten. . Die Bürger: Repräfentation hat 
einen geuͤbten Takt, eine fihere Schlußfähigfeit, da fie die 
Elemente einer confervatorifchen Ständigteit 
mit dem Leben der perfönlidhen Abwechſelung in 
einem natuͤrlichen Verhaͤltniß verbindet. 


Die Wachſamkeit und Aufſicht uͤber das Wohl der Stadt 
und über die Erhaltung der Stadtverfaflung ift dem Mathe und 
der Bürgerfchaft ‚gemein. Die Arbeit der Stadtverwaltung 
wird theils felbftftändig vom Rathe, theils felbftftändig von den 
Ausſchuͤſſen der Bürgerfchaft, theils gemeinfchaftlih von Raths⸗ 
gliedern und Gemeinderepräfentanten beforgt. Die Aufhebung 
oder Abänderung beftehender Gefeße und Einrichtungen, die 
Erlaffung neuer Geſetze und die Einführung neuer Öffentlicher 
Anftalten ift durch die freie Zufammenftimmung des Raths und 
der Bürgergemeinde bedingt, 

2. 


Zufammenfegung, Mahl und Verwaltungsfreife 
des Senats. 


Die Rathecollegien find aus Rechtsgelehrten und aus Glies 
dern der wichtigften Gewerbsclaffen zufammengefegt. 
a) In Luͤbeck beſteht der Senat aus vier Bürgermeiftern 


und fechzehn Ernatoren. Drei von den erftern und fünf von 
) 
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"den legtern muͤſſen graduirte Mechtögelehrte (Doctoren oder Pis 
centiaten der Rechte) ſeyn; ein Bürgermeifter und fieben Senas 
toren werden unter. den Mitgliedern der fieben erften Collegien 
der Bürgerfchaft gewählt, fo daß fich die Einfichten und Sn; 
tereſſen diefer Corporationen jederzeit im Nathe vertreten finden, 
Den Borfig im Senate und die Gefchäftsleitung haben die Bürs 
germeifter, welche darin unter fi) abwechfeln. 


| Die Stellen im Mathe find Ichenslänglich. Sobald ein 
Platz im Rathscollegio erledige iſt, ernennt der Senat durchs 
2008 cine Deputation aus feinem Mittel, welche über die Bors 
fchläge zur tüchtigen Wicderbefegung der vacanten Stelle unter 
fih) zu deliberiren und fich eines beftimmten Antrags zu einigen 
hat. Die Wahl kann allgemein auf ſolche Perfonen gerichtet 
werden, die das 30fte Jahr ihres Alters vollendet haben, zur 
chriſtlichen Religion (ohne Unterfchied der einzefnen Hauptcon— 
feffionen) fich befennen, nicht in fremden Dienften ftehen und 
mit feinem andern Nathsgliede in aufs oder abfteigender Linie, 
im vierten Grade gleicher Seitenlinie, oder im erften der Schwäs 
gerfchaft verwandt find; für die nicht mit Nechtsgelehrten zu bes 
fegenden Stellen werden nur folche Bürger‘ berüdfichtigt, die 
ein beftimmtes Grundeigenthum befißen und als Kaufleute unter 
den fieben erften Buͤrgercollegien begriffen find und feinen of: 
fenen Laden haben. Der Borfchlag diefer Deputirten (Vorfchlags: 
herren) wird dann vor das Plenum des Senats gebracht und 
die Wahl durch die Stimmenmehrheit. in demfelben 'entfchieden. 
Das neu gewählte Rathsglied hat bei feiner Einführung den 
Bürgereid, und den verfaflungsmäßigen Amtseid zu leiften. 
Weigert ſich der gewählte Bürgermeifter oder Senator, die ihm 
zugedachte Stelle anzunehmen, fo muß er fi) aus der Stadt 
entfernen und dem öffentlichen Aerar den zehnten Eye feines 
Vermögens zurückaffen. 
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Zum Ganzen des Rathecollegii gehören noch zwei Syndici, 
welche im Rathe ordentlichen Sig und ein confultatives Votum 
haben, und denen der Rang nächft den Bürgermeiftern anges 
wiefen if. Ihre Gefchäftsführung. bezieht fich fowohl auf ins 
nere ald auf auswärtige Angelegenheiten, auf Referate in Civil⸗ 
und Eriminalfachen, auf Gegenftände der Gefeßgebung. Für 
die Direction der Senatscanzlei find ein Protonotar, zwei Se⸗ 
cretaire und ein Archivar befchäftigt. Die Wahl der Syndicen 
und des Kanzleiperfonald gehört dem Senate, 


Zur Civils und Criminalecchtspflege in erfter Inſtanz bes 
ſtehen fuͤr die Stadt, die Landwehre (Stadtgebiet außerhalb der 
Stadt, aber innerhalb der Bannmeile) und daß äußerfte Pands 
gebiet (außerhalb der Bannmeile) verfchiedene Miedergerichte uns 
ter der Leitung deputirter Senatoren, welchen Actuarien beiges 
ordnet find. In zweiter Inſtanz richtet das Plenum des Senats. 
Gegen die Nichterfprüche zweiter Inſtanz iſt in den Sachen, 
welche nach der Gerichtöordnung weiter appellabel find, die Des 
‚rufung an das DOberappellationsgericht der freien Städte zuges 
laſſen. 

Bei dem Senate iſt die geſammte Polizeigewalt. Dem 
Weddegericht iſt die Gewerbepolizei insbeſondere mit uͤbertragen. 
Dem Senate iſt das Recht der Begnadigung vorbehalten. 

Zur Ausuͤbung der obervormundſchaftlichen Functionen iſt 
einer aus den Buͤrgermeiſtern mit 12 Senatoren deputirt. 

Vor dem Rathe geſchieht auch die Uebertragung und Ue⸗ 
berſchreibung der ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke in Kauf-Tauſch⸗ und 
Erbefaͤllen. Die Verpfaͤndungen der Immobilien werden in das 
vom Protonotar gefuͤhrte Hypothekenbuch eingetragen. 

Bei der Finanzverwaltung ſtehen Rath und Buͤrgerſchaft 
in enger Verbindung. Die Stadtkaſſe, in welche alle oͤffentli— 
hen Einnahmen gewiefen, und aus welcher alle öffentlichen Bes 
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dürfniffe zu beftreiten find, wird von Deputirten des Raths 
und der Buͤrgerſchaft gemeinfchaftlih verwaltet. Auf gleiche 
Weiſe find bei den Adminiftrationsbehörden, welche die verfchier 
denen Hauptzweige der Stadtrevenden zu beforgen haben, Raths⸗ 
glieder und Bürger s Deputirte gemeinfchaftlih in; Ihätigkeit,- - 

Die Oberaufſicht über dAs Kirchen »s und Schulwefen wird 
vom Senate ausgeübt. 

b) Der Senat zu Frankfurt beſteht aus zwei und viers 
zig Mitgliedern, welche in drei Ordnungen oder Baͤnke, jede 
zu vierzehn Perſonen, eingetheilt find. ‚In der erften 
Drdnung befinden ſich die Altern Senatoren oder Schöffen, 
in der zweiten die jüngern Senatoren, - in der dritten 
die Rathsverwandten. Die Stellen der Senatoren find Iebenss 
länglich. Das Directorium führen zwei Bürgermeifter, ein 
älterer und ein jüngerer, welche auf Jahresdauer aus dem 
Mittel-der Senatoren ernannt werden. Die Stelle des ältern 
Bürgermeifters, welcher die Senatöverhandlungen im Allges 
meinen leitet, die Gefchäfte vertheilt, und den Befehl über 
das Ganze des Militairs zu führen hat, fann nur durch ein 
Mitglied der Schöffenbant verfehen werden, und zum Amte 
des jüngern Bürgermeifters, welcher die Sicherheitspolizei diris 
girt, dem peinlichen Verhoͤramte präfidirt und die Handwerks⸗ 
fachen verwaltet, auch fubfidiarifch die Stelle des ältern Bürgers 
meifterd zu vertreten hat, werden nur Mitglieder der zweiten 
Drdnüng erwählt. Eine bedeutende Wirkfamkeit bei der Kathe: 
verwaltung ift nächft den Bürgermeiftern den vier Syndicen ans 
gewiefen. Diefe Beamten, welche in der ordentlihen Zahl der 
Senatoren mit begriffen find, haben ihre Poften auf — 
zu verwalten. 

Auf die Schoͤffenbank ruͤcken die Senatoren der zweiten 
Ordnung nach dem Dienftalter. Für die erledigten Stellen, auf 
der zweiten Bank können Gelehrte, Adelige, Militairperfonen, 
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Kaufleute, andere angefehene Bürger und verdiente Mitglieder 
der dritten Rathsordnung vorgefchlagen werden. Auf der drits 
ten Bank müflen zmölf Pläge jederzeit aus den Mits 
gliedern von zwölf verfihiedenen Handwerfen oder Zünften 
befegt feyn, fo daß feine Zunft auf einmal mehr .ald einen 
Genoſſen aus ihrem Mittel im Nathe zählt, und daß allmählig, 
nach der Folge der Vacanzen, alle Zünfte an die Reihe koms 
men und im MWechfel wieder abtreten fönnen. Aus den übris 
gen, zu feinem Zunftverbande gehörigen Bürgern nnd ohne 
Ruͤckſicht auf Gewerbe überhaupt merden die zwei Übrigen 
Etellen auf der dritten Bank befeßt. Bei den Candidaten zu 
den Hatheftellen wird allgemein erfordert, daß fie geborne Bürs 
ger find oder feit zehm Jahren im Bürgerrechte fichen und in 
der Stadt ihre wefentliche Wohnung befigen, daß fie den chrifts 
lichen Confeffionen angehören, das dreißigfte Lebensjahr zurück 
gelegt haben, mit feinem der Eenatsglieder in zu naher Vers 
mwandtfchaft verbunden find und zu feinem andern Staate in 
Dienftverhältniffen ſtehen. 

Das Verfahren bei den Rathswahlen ift geeignet, die 
Seldftftändigkeit des Senats zu behaupten und das Vertrauen 
der Bürger in die Megierenden zu beftärfen. Sobald eine 
Stelle im Rathe erledigt ift, wird ein Collegium von zwölf 
Wahlherren aufgeftellt, wovon die Hälfte aus dem ganzen Senate 
durch freies Scrutinium, und die andere Hälfte von den nicht 
zum Mathe gehörigen Mitgliedern des gefeßgebenden Körpers - 
durch freie Wahl unter fih ausgefchoffen wird. Diefe Wahl: 
Eörperfchaft hat durch Stimmenmehrheit drei nach der Verfaſ— 
“fung qualificirte Bürger zu wählen. Der Eid, welchen fimmts 
lihe Wahlherren vor der Wahlhandlung in die Hände des 
älteften Wahlheren aus dem Senate abzuleiften haben, und wels 
chen diefer Letztere hinwiederum dem älteften Wahlherrn aus dem. 
gefeßgebenden Körper ablegt, ift darauf berechnet, den Ernſt zu 
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erhöhen, mit welchem dieQDualificationen der Kandidaten unters 
fucht werden follen. Die Wahlherren eröffnen den Vorfchlag, 
über welchen fie fich geeinigt haben, dem verfammelten Senate, 
worauf diefer, in Gegenwart der ſechs bürgerlichen Wahlherren, 
fofort durch Kugelung zwifchen den drei präfentirten Eandidaten 
entfcheidet. Die vier Spndicen werden allein vom Genate, 
durch freie Abftimmung im Plenum, unter den rechtsgelehrten 
Senatoren gewählt. Eben fo gefchieht die Bürgermeifterwahl, 
welche fich jährlich wiederhohlt, allein durch den Senat, Zum 
Borfchlage in die Stelle des Altern Bürgermeifters werden alles 
mal drei Mitglieder der erften Bank, und zur Stelle des jüns 
gern Bürgermeifters drei Mitglieder der zweiten Banf durch freies 
Scrutinium gewählt. Die Entfcheidung über die Wahl giebt 
die Rugelung, welche das Plenum des Senats vollzieht. 

Die. Eiviljuftiz wird in erfter Inſtanz für alle Streitfachen, 
deren Object im Hauptftuhl die Summe von 300 fl. im 24 fl. 
Fuß nicht überfteigt, ingleichen in Miethftreitigfeiten, Verbals 
Spnjurienhändeln, wegen Feldfrevel u.f.w. für die Stadt durch 
dad Stadtamt (beftehend aus 2 Stadtamtmännern und 2 
Actuarien), , für das ftädtifhe Landgebiet durh das Lands 
(Juſtiz-) Amt (befichend aus 1 Land» Amtmann und 1 Amtss 
und Gerichtsfchreiber) verwaltet. Die zweite Inſtanz über dies 
fen Untergerichten bildet dad Stadtgericht, welches zugleich 
für alle Rechtsftreitigkeiten, Handelsfachen,, Concurſe ꝛc. deren 
Dbject die Summe von 300 fl. überfchreitet, und für die Ehes 
fachen der Proteftanten als erſte Inſtanz aufgeftellt if. Aus 
den Gliedern des Stadtgerichts, welches mit einem Direktor, 
einem DVicedireftor und fechs Näthen (ſaͤmmtlich aus den rechtss 
gelehrten Senatoren) befegt ift, find zwei zum CuratelsAmte 
deputirt, wo die Obervormundfchaft verwaltet wird, und für 
die Rechnungsfachen ein aus der dritten Rathsordnung depus 
tirtee Rathsverwandter Beiftand leiſtet. Bei einer Stadtges 
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ticht8-Commiffion, die aus einem woͤchentlich wechſeln⸗ 
den Stadtgerichtsrathe und einem Secretair befteht, . werden 
die zum fummarifchen Prozeſſe verwiefenen Gegenftände verhans 
delt, bis fie vor dem Plenum des. Stadtgerichts entfchiedem. 
werden können. In Handelsſachen können; bei allen Gerichten, 
anf Berlangen der Parteien oder nach) richterlichem Ermeſſen, 
zwei Handlungserfahrne als Aſſeſſoren mit berathender Stimme 
zugezogen werden. 

Für das Gefchäft des Zus und Umſchreibens bei Veran⸗ 
derungen im Beſitze der ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke, für das Hypos 
thefenwefen und: für die Mährfchaften beſteht eine befondere 
Senats: Deputation, welche unter dem Namen der Hypos 
thefensTransferiptionssud Wäahrfchafts:Behörde 
functionirt. Bei diefer Deputation find außer dem Direktor 
(einem Mitgliede der. Schöffenbant und des Stadtgerichts) ein 
Hypothekenbuchfuͤhrer, ein Adjunkt und cin Expedient in Ihätigfeit, 

Für die Criminaljuftiz befteht ein peinlihes Verhörs 
Amt, in weldem «cin Criminalrath mit einem. Aftuarins, in 
‚den wichtigern Fällen unter dem Praͤſidio des jüngern. Bürgers 
meifters, die Iinterfuchungen bis zu dem. Punkte faͤhrt, wo die 
Akten zum Erkenntniſſe reif ſind. 

Von allen Sachen, die in zweiter und erſter Inſtanz beim 
Stadtgericht anhaͤngig find, geht der Rekurs an das Appel— 
lationsgericht, in welchem ein Praͤſident und vier Raͤthe, 
ſaͤmmtlich aus den Gliedern der Schoͤffenbank, angeſtellt ſind, 
und dem zugleich ein rechtsgelehrter Deputirter des ſtaͤndigen 
Buͤrgerausſchuſſes beigeordnet iſt. Das: Appellationsgericht ents 
ſcheidet zugleich als ordentliches Criminalgericht in den Sachen, 
die vor dem peinlichen Verh dramte unterſucht worden ſind. 
Nach Maßgabe der Prozeßgeſetze ſpricht das Appellationsgericht 
in den zuerſt vor dem Stadt⸗ und Landamte verhandelten Sachen 
als letzte Inſtanz. Gegen die vom Appellationsgericht in zweis 
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"ter Inſtanz gefällten. Civils Erkenntniffe fann die Berufung an 
das gemeinfchaftliche. Oberappellationsgericht der freien Städte, 
und gegen die Eriminalfentenzen jener Behörde: das Rechtsmittel 
der weitern Vertheidigung, bei welcher die Werfendung der Akten 
on auswärtige Yuriftenfafultäten Statt findet, ergriffen werden. 

Durh ein Polizeiamt, in weldem der jedesmalige 
jüngere. Bürgermeifter präfidirt, und nächft demfelben zwei Se⸗ 
natoren, ferner ein bürgerlicher Deputirter, der Criminalrath 
als erfter Affeffor und ein zweiter Polizei: Affeffor mit 4 As 
tuarien angeftellt find, wird die Sicherheitds Ordnungss Ges 
werbss Markts Feuers und Gefindes Polizei verwaltet, und 
durch ein Sanitaͤts-Amt, in welchem der jüngere Bürgers 
meifter mit drei Aerzten (physicis ordinariis) und. einem Expe⸗ 
dienten begriffen ift, die obrigkeitliche Aufficht über das-Medis 
einals und Sanitätswefen geführt. Vor dem Polizeiamte wers 
den die Polizeivergehen, Frevel, Realinjurien, Gefindeftreitige 
feiten u.a. m. verhandelt. Gegen Verfügungen des Polizeiamtes, 
welche feine Strafe und Eonfiscation in ſich begreifen, fann an den 
Senat Rekurs ergriffen werden ; wo das Polizeiamt ald Unterfus 
chungsbehoͤrde Strafen auflegt und Confiscationen verfügt, ift dem 
Betheiligten die Berufung an das Appellationsgericht freigelaffen. 

Ueber Abolitiong ; Strafmilderungs + und Erlaßgefuche wird 
vom ganzen Senate berathen und entfchieden. Eben demfelben 
werden die peinlichen Erfenntniffe auf Febensftrafe, oder auf eine 
derſelben nahe kommende Leibesftrafe vor dem Vollzuge zur Bes 
flätigung oder Milderung vorgelegt. | 

Für die Neligions:, Kirchens und Schulangelegenpeiten 
der drei in Deutfchland anerkannten chriftlichen Confeffionen bes 
ftehen drei befondere Behörten, 

a) ein evangelifch » Iutherifches Confiftorium, 
b) ein evangeliſch⸗ reformirtes Konfiftorium, 
ce) eine Eatholifche Kirchen s und Schultommiffion. 
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In erfigenanntem . Confiftorio ‚find 2 Senatoren aus der 
erften und zweiten Katheordnung, ferner drei Geiftlihe (der 
Senior des evangelifchs Iutherifchen Minifterii und die zwei vors 
derften Pfarrer) und ein Rechtsgelehrter als Konfiftorialräthe 
angeftellt. Das reformirte Confiftorium befteht aus 2 Senatoren, 
2 geiftlichen Confiftorialräthen und 2 weltlichen Affefloren. Die 
fatholifche Kirchen » und Schulfommiffion zählt ebenfalld 2 Ser 
natoren, ferner 2 geiftlihe Käthe und 1 weltlihen Kath. In 
jeder von bdiefen drei geiftlihen Behörden ift das Directorium 
dem älteften der dazu deputirten Senatoren übertragen. 


Mit den Hauptzweigen der Stadtfinanzen find. ein Re⸗ 
heneisAmt, ein Rentenamt und eine Stadtfämmerei 
unter Senats, Deputirten und bürgerlichen Deputirten befchäftigt. 


Für den Zweck, eine genaue Ueberfi ht des Finanzzuſtan⸗ 
des in einem Centralpunkte zu vereinigen, und uͤber die Ein⸗ 
führung, Abſchaffung oder Modificationen der Steuern, uͤber 
die Erhöhung der Intraden und über die möglichen Erfparniffe 
Vorfchläge an den Senat zu bringen, Befteht eine Centrat⸗ 
Finanzkommiſſion, welche aus 5 Rathsgliedern (1 aus der 
Schoͤffenbank, 2 aus der zweiten und 2 aus der dritten Raths⸗ 
ordnung) und aus 5 Mitgliedern des ftändigen Bürgerausfchuffes 
zufammengefegt iſt. Diefer Behörde, welche fih in die Admini⸗ 
ſtration nicht einmiſcht, ſind alle Stadtaͤmter die Auswelſe 
ihrer Einnahme und Ausgabe zur Sammlung der Materialien 
vorzulegen verpflichtet, Mitglieder des Senats und bürgerliche 
Deputirte find im BausAmte, im Forſt⸗Amte, im 
Kriegs :ZeugsAmte, im PfandsAmte, im’ Holzer’ 
Amte, in der Stiftungs + Deputation gemeinfchaftlich‘ 
in Thätigfeit. Mit der Sorge für das Innun gewefen iſt 
eine Senats-Deputation, die jederzeit aus dem juͤngern Baͤr⸗ 
germeiſter und zwei Rathsherren aus der dritten Nathaordniiz 
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(nach einen ahnchen Lurnus unter den Stiedern) befteht, 
a 

Zur Berathung - und Wahrung der Handels »Intereffen 
beſteht eine Handelstammer, in welcher zwanzig Mitglieder 
der Kaufmannfchäft vereinigt find. Aus diefem Collegium wer— 
den vom Stadtgericht in der Megel die befondern Gerichtsbeis 
ſitzer gezogen, wenn Merkantilſachen bei demſelben — Ver⸗ 
— kommen. 

Sur Aufſicht Über das Stadt: Archiv und die Stadt⸗ 
Kegifteratur' find drei Senatoren deputirt und zur Befors 
gung. der, Archivalarbeiten zwei Archivare mit einem Accefliften 
angeftellt. .. Das. Erpeditionsperfonal bei ‚den ‚verfchiedenen Bes 
hoͤrden empfängt dur den Senat. feine -Anflelung und befteht 
beider, zum. Sonate. gehörigen Canzlei (Stadt Canjlei) aus 1 
Gonzjeirath, 1 Ratheſchreiber, 1 ‚bürgerlichen Deputirten, bei 
der Appellationegerichts Canzlei aus 1 Secretair, beim Stadts 
asicht ana 3, Secretaiten und 1 Regiſtrator, beim Euratels 
Amte aus 1 Secretair, bei jeder von den drei geiſtlichen Bes 
hoͤrden aus 4. Actuarius, beim Polizei » Amte aus 4 Artuarien 
und 1 Holizei⸗Official. anal 

0) Der Senat zu Bremen zähle vier ex Vurgermeiſter, zwei 
Syn dicen und. vier und zwanzig Senatoren. Unter der Senas 
tggenzahl muͤſſen jederzeit 16 aus dem gelehrten Stande und 8 
an; der Kaufmannſchaft begriffen ſeyn; aus den NRechtsgelehrten 
werden die Boͤrgermeiſter und Sondicen gewählt. Die Geſchaͤfte 
werden theile. im Plenum, theils in vier Haupiſectionen (Duars 
tieren); des, Rache, zu deren jeder ein Bürgermeifter und ſechs 
Senatoren. gehören, verhandelt, Unter den einzelnen. Sectio⸗ 
nen findet, ein Wechſel in der Amtsverwaltung in ſo fern Statt, 
als; Die ‚gälfte, des Senais oder zwei Sectionen in halbjähris 
sem. Tuxnus die, Geſchaͤfte fuͤhren und dazu beſonders in Eid 
genommen werden. In der Direktion der vor den vollen 
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Senat oder vor die amtführenden zwei Sertionen gehörigen 
Gefchäfte und im Vorſitze bei den Plenarverfammlungen haben 
die 4 Bürgermeifter halbjährig unter ſich abzumechfeln. Die 
Spndicen find bei allen Berathungen des Senats gegenwärtig 
und haben ein confultatives Votum auszuüben ; außerdem find 
diefelben als erfte Beamte des Senats bei den wichtigften Ges 
fehäften der innern Verwaltung und bei den auswärtigen Ans 
gelegenheiten in Ihätigkeit. | 

Die Stellen der Bürgermeifter, der Syndicen und der 
Senatoren find lebenslänglih. Jede Senatsfection wählt, wenn 
in der zu ihre gehörigen Bürgermeifterftelle eine Wacanz einges 
treten ift, den Nachfolger für fih aus der Zahl der fämmtlis 
chen Senatoren. Die Eyndicen werden vom vollen Senate 
in freiee Abftimmung gewählt. Zur Wahl eines Senators 
werden jedesmal aus dem ganzen Rathe vier Deputirte, je einer 
aus jeder Section, ernannt, die durch einen befondern Wahls 
eid verpflichtet werden, drei geeignete Candidaten (mit Auss 
fhluß aller den Rathsgliedern in aufs und abfteigender Linie 
und bis auf Gefchwifterfind verwandten Perfonen) aus den 
Bürgern zu wählen und dem Senate in Vorfchlag zu bringen. 
Ueber diefe 3 Vorgefchlagenen wird im Senat Scrufinium ges 
gehalten. Derjenige Camdidat, welhem die Stimmenmehrheit 
zugefallen ift, behält den Vorzug, und wird ald Senator vor 
der verfammelten Bürgerfchaft vereidet. Die Verpflichtung der 
Syndicen gefchieht allein vor dem Senate. 

Die Juſtiz wird in erfter Inſtanz von den in der Stadt 
und für das ftädtifche Landgebiet beftellten Untergerichten, in den 
nach der Dualität oder dem Werthe des Streitobjefts ald wichtis 
ger bezeichneten. Sachen von einem aus dem Rathe deputirten, 
aus 2 Meihtögelehrten und 2 andern Senatoren beftehenden 
Niedergericht verwaltet. Das Dbergericht oder bie 
zweite Juſtanz für die bei den ftädtifchen Untergerichten, im 
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Sandgebiete bei den 4 Gerichten und bei dem  Bergfelder 
Geriht, und. bei dem. Micdergericht ded Senats verhans, 
delten Kivilfachen Bilden die jedesmaligen zwei im Eide 
figenden Sectionen des Senats. Bei .diefen zwei Sectionen 
werden auch die.peiglichen Erfenntniffe gefprochen. Auf gleiche 
Weiſe, wie das Micdergericht des Senats, ift das Gaſtgericht 
(für Fremdenſachen u. a. m.) aus Gliedern des Raths beſetzt. 
Beim -Seegericht find 2 aus den Nechtsgelehrten des Senats, 
und 4 Beifiser, 2 aus den Bürgern und 2 aus den Schif— 
fern, beim Kriegsgeriht 4 SKriegscommiflarien aus dem 
Senate . mit dem militairifchen Gerichtsperfona] in Thaͤtigkeit. 
Die Gerichtsordnung beftimmt die Fälle, wo die Berufung von 
der zweiten Inſtanz an das gemeinfchaftliche Dberappellationss 
gericht zu übe Statt finden fann. 

| Die Begnadigung in. een fteht bei dem Plenum 
des Senats... - 

‚Das gefanımte Bormundfgaftwefen. wird vom Senate ge⸗ 
PR 

Für die Sfenttichen, Vectiufe der Immobilien und fuͤr die 
Uebertragung und Ueberſchreibung der ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke in 
Kauf und Tauſch-⸗- und Erbefaͤllen find zwei Abtheilungen des 
Senats. beftimmt. Die Berpfändungen der Grundftüce werden 
in, ein, Re en welches einem: ee 
untergeben iſtt. r 

Die Gefuche der. Fremden. um Aufnahme. ing ige 
werben ‚beim; Senate angebracht, und nach. vorgängiger. forgfäls 
tiger Unterfuchung entſchieden. 

Die: Dispofition über das Stedteinfommpn: gehört zu den. 
Rechten ded Senats. Zur, fpeciellen Verwaltung ..der Kaͤmme⸗ 
rei find vier Rathsherren ‚deputirt, Won diefen ‚wird die Rech⸗ 
nung geſtellt, welche. der Buͤrgerſchaft jährlich vorzulegen: iſt. 

Die Verwendung der Rathsglieder bei den Wirkungskreiſen 
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des Niedergerichts und Obergerichts, im Senate, ferner bei 
dem Gaſtgericht und Seegericht iſt ſo eingerichtet, daß jeder 
Senator im Laufe von zwei Jahren ein volles Jahr fuͤr die 
Rechtspflege in Thaͤtigkeit geſetzt iſt, und mit dem eingefuͤhrten 
Turnus in den einzelnen Verwaltungsſtellen wird bewirkt, daß 
alle Senatoren gleichmaͤßig von allen in der Senatswirkſamkeit 
begriffenen Geſchaͤftszweigen ſelbſtſtaͤndige Kenntniß ſich erwerben. 

Ueber die Kirchen und Schulen hat der Senat die Ober— 
- auffiht. Die Wahl der Geiftlihen An den vier Haupffirchen 
fteht bei den Kirchfpiels Gemeinden; bei den übrigen: es 
hat der Senat die Vocation. 
. Die Ernennung der Secretaire, Archivare, —* und 
anderer Expedienten, welche im der Rathskanzlei, bei den Ger 
“ richtsbehörden ‘und ‘bei den einzelnen Verwaltungoſtellen — 
tigt find, geſchieht allein vom Senate. | 

d) In Hamburg ift der Senat aus’ vier tet 
ſtern, vier und zwanzig Senatoren und bier Syndicen jufams 
mengefegt. Die Verfaffung fchreibt vor, daß unter diefem Per? 
fonal drei Bürgermeifter, eilf aus den Senatoren und die Eyns 
dicen aus dem Stande der Nechtsgefehrten, cin Bürgermeifter 
und dreischn Senatoren aus den Großhändlern genommen ſeyn 
muͤſſen. Den Borfig und die Gefchäftsleitung im Senate hat 
abwechfelnd einer von den- drei rechtsgelchrten Bürgermeiftern. 
Den ’Bürgermeiftetn: folgen im Range zunächft die Spndicen, 
welche ein- confultatived' Votum haben, und zu Referaten in: den 
wichtigften innern und auswärtigen Angelegenheiten und zür 
Abfaſſung der vom Senate ausgehenden öffentlichen Sihriften 
in Sachen der Gefesgebung, der Verwaltung und in den Wers 
hältniffen zu fremden Negierungen gebraucht werden. Die Stels 
len der Senatoren und der Spndicen werden auf Lebenszeit 
verliehen. 

Die Eorporation des Senats hat-das Recht, die Bürgers 
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meifter, die Syndicen und die Senatoren ſelbſt zu wählen. 
Bei der Wahl des Bürgermeifterd aus dem Kaufmannsftande 
und bei der Wiederbefeßung der zu demfelben Stande gehörigen 
Mathöftellen haben die -Eaufmännifchen Senatoren die entfcheis 
dende Stimme, Verwandte in aufs und abfleigender Linie, 
Schwiegervater und Schwiegerfohn fünnen nicht zufammen im, 
Mathe ſitzen; der Rathsherren, welche im dritten Grade den 
Seitenverwandtfchaft unter fich : verbunden find, dürfen nur 
fünf, von. Schwägern nur zwei auf einmal unter.der Zahl der 
Matheglieder ſich befinden. Der neue Senator hat erſt in Ber 
zug auf die Wahl einen befondern Eid und darnach den Se— 
natoreid abzuleiften. Auf großen Ernſt bei. den Verpflichtungen 
der obrigfeitlichen Perfonen und auf ftrenge Unterordnung des 
Mathskörpers unter die Hoheit des Geſetzes deutet das Ceremo⸗ 
niell bei diefer legtern Handlung. Der gewählte Senator hat 
auf den Knien das Dorlefen der Conftitution anzuhören und 
in derſelben Stellung den Eid abzulegen, der ihn zur Beobs 
achtung der Verfaffungsordnung verpflichtet. 

Will der gewählte Bürgermeifter oder Senator die Wahl 
nicht annehmen, fo muß er die Stadt verlaffen und der Stadts 
kaſſe den zehnten Iheil feines Vermögens abtreten, 

Bier vom Senate angeftellte Serretaire, von welchen einer 
als Protonator betitelt ift, ein.anderer die Archivarsftelle verfieht, 
find mit der Protofollfführung im Senate, mit der Erpedition 
der Rathsverfuͤgungen und mit der Ordnung und Verwahrung 
der Regiſtratur befchäftigt. | 

Für die Rechtspflege in Eivilfachen beftehen * in Cri⸗ 
minalſachen zwei Inſtanzen. 

Als allgemeines Gericht erſter Inſtanz ſowohl fuͤr Civil⸗ als 
auch für Criminalſachen iſt das Niedergericht beſtellt, welches 
1 graduirten Praͤſes, 6 Richter, worunter 2 graduirte und 4 kauf⸗ 
männifche, 1 Actuarius und 1 Subftituten des Legtern in fich faßt. 
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Hk die Stelle des Präfes oder eines Richters zu beſetzen, ſo hut dag 
Gericht felb nach Stinimenmehrheit ‚dem, Kollegium ‚der Ober 
alten und den: Werordneten der Caͤmmerei vier ‚geeignete Candir 
daten vorzuſchlagen, worauf dieſe beiden‘ Corporationen zwei zur 
Praͤſentation bei dem Senate erwaͤhlen amd dieſer letztere durch 
Stimmenmehrheit uͤber die Wahl unter den zwei Praͤſentirten 
entſcheidet. Meben dem Niedergericht ſind zur Mechtspflegerin 
erſter Inſtanz, fuͤt die Stadt die beiden Prätoren, fuͤr das 
Landgebiet die Landbehoͤrden beſchaͤftigt. Die-Prätoren, 
von welchen jeder einen Regiſtrator und 5 Praͤtur / Officianten 
unter ſich hat, find competent: in allen Sachen, worin die Para 
teien ſich der parateſten änßergerishtlichem: Exeeution unterworfen 
und fi der Cognition des Riedergerichts begeben haben, fuͤn 
Streitigkeiten, deten Werth nicht 400 Mrk. Bor; überfleigt, 
fuͤr alle Klagen wegen Miethen und Zinſen, fuͤr die Loskuͤn⸗ 
digungs⸗ und Abtretungsſachen, fuͤr Arteſtbefehla Sachen inner⸗ 
halb der Praͤtur⸗ Competenz, für die Streitſachen zwiſchen Brod⸗ 
herrſchaften und Dienſtboten, fuͤr den Guͤteverſuch in Injurien⸗ 
ſachen, fuͤr die Verhandlung der Concurſe, welche die Summe 
son 3200— Mrk. Bes. nicht uͤberſteigen,. Die Landbehdr⸗ 
den (die Patrone des Kloſters St. Jehannis, des Hospitals 
St. Georg, des Hospitals zum heil. Geiſt, ferner die: Laud⸗ 
herren von Hamm und Horn ,: vom: Hamburger Berg; von 
Bill und -Ochfenwerden, und die Waldherten)- haben für ihre 
Jurisdictionsbezirke außer der Competenz, welche den Prätoren: 
für die Stadt angewieſen iſt, die ganze Verhandlung der In⸗ 
jurienſachen, die Deich? Wege? Baur und Beifpruchsfachen ,- die: 
Erfennung. der Proktame und die. Verhandlungen der Concurfe, 
mit. Ausnahıfie ‚der Fälle, wo das; Hauptgewerbe der, Falliten, 
in Handels- und Fabrikheſchaͤften beftanden hat, die Conſiſtorial⸗ 
Jurisdiction und die actus jurisdictionis yoluntariae. 44 

Ale. beim. Niedergericht verhandelten Sathen, deren Werth, 


c 
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die Summe von 500 Mrk. Beo. nicht uͤberſteigt, find inappel⸗ 


label. "Eben folift in den bei den Prätoren und bei den Lands 


behörden verhandelten "Streitigkeiten, wenn das Objekt "den 
Werth von 48 Mrk. Beo. nicht Äberfchreitet, die Berufung an 
eine höhere Inſtanz ausgefchloffen. 

As allgemeines Geriht zweiter. Inſtanz beſteht das 
Obergericht, zu welchem ein graduirter Buͤrgermeiſter als 
Praͤſes, 5 graduirte Senatoren und 6 kaufmaͤnniſche Senatoren 


gehoͤren. Im Vorſitze bei dieſem Gerichte haben die. rechtäger 


lehrten Buͤrgermeiſter jaͤhrlich abzuwechſeln; von den uͤbrigen 
Mitgliedern iteten jaͤhrlich 3 ab, die aus den uͤbrigen Raths— 
gliedern im Turnus erſetzt werden. Erkenntniſſe in Civilſachen 
erfordern die Gegenwart von wenigſtens 7 Mitgliedern des Ge⸗ 
richts; zu Urtheilſpruͤchen in Criminalſachen aber werden ſaͤmmt⸗ 
liche übrige Mitglieder des Senats zugezogen. Vor dag Ober⸗ 
gericht find, im Bereiche der Stadt, alle Sachen der freimillis 
gen Gerichtsbarkeit gewiefen. Bei derfelben Behörde wird das 
Vormundſchaftsweſen ‘verwaltet. 

Die dritte Inſtanz wird durch das gemeinfhafttiche Dbers 
appellationsgericht zu Luͤbeck, nach den durch die proviforifche 
Gerichtsordnung für dieſes Tribunal: gegebenen Beflimmungen, 


. gebildet, 


Für alle Eiern; welche Handelögefchäfte Setreffen, 
die Intereſſenten moͤgen zum KHandelsftande: gehören oder nicht, 
und für alle Falliffements, welche die Summe von 3200 Mrk. 
Beo. überfchreiten, ift feit Anfang des Yahres 1816 ein Hans 
delsgericht eingeſetzt. Zu dieſer Juſtizſtelle gehoͤren 1 Praͤſes, 
1 Vicepraͤſes, beide permanent und aus den graduirten Rechtes 
gelehrten, und 9 Eaufmännifche, in dreijährigem Turnus wechs 
felnde Richter. Das Gericht theilt fih in zwei Kammern, 
die ihre Sitzungen befonders halten, und wovon die erfte 
aus dem Praͤſes und 5 Michtern, die zweite aus dem 


- 
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Vicepräfes und 4 Richtern befteht. Der Präfes und. der Viee⸗ 
präfes koͤnnen fih in Verhinderungsfällen wechfelfeitig in beiden 
Kammern vertreten. Zwifchen den faufmännifchen Richtern ents 
fcheidet das Loos, wer auf ein Jahr lang in der erften oder 
in der zweiten Kammer Sig und Stimme haben foll. Zur 
Beforgung der Erpeditionsarbeit ift ein Actuarius und ein Sub⸗ 
ſtitut beim Gericht angeſtellt. | 


Iſt die Stelle eines Präfes oder eines Wicepräfes erledigt, 
fo hat dag Handelsgericht mittelft verfchloffener Wahlzettel der 
Kaufmannfchaft 4 Perfonen vorzufchlagen; aus diefen wählt 
die Letztere 2 Candidaten zur Präfentation beim Senate, durch 
welchen die Ernennung durch Stimmenmehrheit entfchieden wird. 
Zu den Stellen der Nichter, die drei Jahre im Amte bleiben, 
hat. das Handelsgericht jedesmal zwei Kaufleute vorzufchlagen, 
aus welchen dann durch die Kaufmannfc)aft einer gewählt und 
wodurch, ohne Dazwifchenkunft des Senats, das Amt befest wird, 


Appellationen gegen die Erkenntniſſe des KHaudelsgerichts 
find nur bei Sachen zuläfjig, deren Werth über 500 Mrk. Bco. 
geht. In Sachen von niederem Werthe kann die fich für bes 
ſchwert haltende Partei Reftitution fuchen, worauf ‚die andere 
Kammer des Gerichts das Erfenntniß zu fprechen hat. : Wider 
einen reformatorifchen Spruch ift dann der Gegenpartei noch 
ein. ‚Contra »Reftitutionsgefuch verfinttet, worüber das Handels⸗ 
gericht in pleno, oder wenigſtens mit 7 Botanten zu entfcheis 
den hat. | 

Für die Glieder des Hamburger Domcapitels ift eine bes 
fondere urisdietion unter dem Namen des Kapitnlargerichts 
auf fo lange angeordnet, als noch 3 Canonici majores am 
Leben find, um das Gericht conftituiren zu koͤnnen. 


Dienftvergehungen des Bürger s Militaire und der zum 
Yundescontingent gehörigen Kriegemannfchaft (Garnifon) wers 
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den vor deh für jede Claſſe beftehenden Reiegsgricten untets 
fucht und beftraft. 

Der Senat ift befugt, die in peinfichen Sachen erkannten 
Strafen zu mildern und die Begnadigung zu gewaͤhren. 

Bei dem Rathe geſchehen auch die Uebertragungen und 
Ueberſchreibungen der ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke in Kauf⸗Tauſch⸗ 
und Erbefaͤllen. Ebendaſelbſt wird fuͤr die Stadtbewohner das 
Hypothekenweſen in Ordnung erhalten. 

Die Polizeiverwaltung iſt unter mannigfaltigen Abs 
fahungen in Thätigkeit. Cine allgemeine Polizeibehörde, 
welche von 2 Senatoren gebildet wird, ift beauftragt, die Bürs 
ger in ihren verfaffungsmäßigen Rechten und Freiheiten zu ſchuͤ— 
gen, die Sicherheit und Ordnung zu befördern, jede Eigenmacht 
und Willkuͤhr zu verhindern, die hierunter fich Vergehenden zur 
Strafe zu ziehen, die fammtlichen Fremden genau zu beauffichs 
tigen und alles anftrömende Gefindel zurüczuhalten oder zu 
entfernen. Zur Handhabung diefer Autorität find den Polizeis 
herten beigegeben 2 Criminal sActuarien, 1 Oberpolizei⸗Voigt 
(als Bureauchef), 4 Unterbeamte und 24 — 40 Polizei: Offis 
eianten. Die Aufficht über die Gewerbe wird durch ſaͤmmillche 
Senatoren, welche einzeln den Aemtern und - Brüderfchaften 
(Zünften) ald Patrone zur Aufrechthaltung ihrer Mechte und. 
der gefeglihen Ordnung vörgefegt find, ansgehbt, In dem 
Abrigen Verrichtungen der Polizeigerwalt find Rathsperſonen und 
Bürger: Deputirte zu gemeinſchaftlichem Witten. vereinigt. Mit 
folher Zufammenfegung ift für das Öffentlihe Baumwefen eine 
BausDeputation beftellt‘, und find. für die Aufſicht über 
die Privatbauten befondere Deputirte in den einzelnen Kirch⸗ 
fpielen befchäftigt. Zur Sorge für die Schiffahrtss und Hafens 
Angelegenheiten ift eine Schiffahrtss und Hafens Depin 
tation niedergefeßt; für die Öffentliche Gefundheitspflege, die 
öffentliche Krankenpflege und das Medizinalwefen in der Stadt, 
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den Borftädten und. im ganzen Gebiete wacht der Geſund— 
beitsrath; ein befonders zahlreich befeptes Verwaltungs s Col⸗ 
legium inſpicirt die fämmtlihen Gefängniffe und Deten— 
tionshäufer, das Werk; und Armenhaus und das 
Surhaus Durch das Weddes Departement wird das. 
Verfahren bei Verheirathungen in Ordnung erhalten; eine andere 
Deputation hat zu unterfuchen, 06 die zur Bärger- Ans 
nahme ſich Meldenden nach den von ihnen gemachten Angas 
ben zugelaflen werden können oder nicht; zur Verwaltung der 
Generals Feuer s Caffe und zur Sorge für —— — 
iſt die FeuersCaffas Deputation beſtellt. 

Mit ebenmaͤßiger Zuſammenſetzung aus Rathsperſonen und 
Buͤrger⸗Deputirten beſtehen für. die Finanzverwaltung 
eine Commiffion zur Formirung des Entwurfs zum 
allgemeinen Budget, eine NRevifionskommiffion des 
allgemeinen Rechnungsweſens, eine Schulden: Ads 
miniftrationg,;Deputation, eine Steuers-Deputas 
tion, eine Zolls und Accifes»Deputation, eine Stems 
pel:Deputation. Fuͤr das Ganze der Stadtkaffe, für die Ads 
miniftration und Controlle des Hamburgifchen Staatseigenthums, 
für die Sammlung aller öffentlichen Einnahmen, aller Erträgs 
niffe aus den verfchiedenen Zweigen der Stadtwirthfchaft und 
für die Beſorgung der gefammten Ausgaben zu den Öffentlichen 
Bedärfniffen ift die Cämmerei aufgeftellt.- Diefe Behörde ift 
ein Collegium von zchn Bürgern, die aus den fünf Kirchfpielen 
der Stadt. gewählt werden, und von welchen jeder zehn Jahre 
im Amte zu bleiben hat. In jedem Jahre tritt ein Mitglied 
aus und wird in dem Kirchfpiel, in welches die Bacanz gefals 
en ift, ein neues dafür gewählt. Zu diefer Wahl werden durch die 
Caͤtnmerei felbft 4 Perfonen aus dem betroffenen Kirchfpiel im 
Vorfchlag gebracht und zugleich von Seiten des Raths Propor 
fitionen gemacht. Aus den vorgefehlagenen Perſonen werden 
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hierauf von der gefammiten erbgefeffenen Bürgerfchaft nach Stim⸗ 
menmehrheit zwei ausgewählt, zwifchen: denen fodann der Vor— 
zug durch eine in Gegenwart des Senats und der erbgefeffenen 
Bürgerfchaft veranftaltete Loofung- entfchieden wird. Die Cams 
merci hat mit Bezug auf das genehmigte Budget die Rechnung 
Aber die Caffenverwaltung dem Senate vorzulegen, von welchem 
fie der Reviſions-Cöommiſſion zur Unterfüchung uͤberwieſen wird; 

Für fich allein kann der Senat über das Stadteinfommen 
nur innerhalb gewiſſer Grenzen disponiren. Es iſt Vorfchrift 
der Verfaſſung, daß der Rath in jeder Sigung ohne Einivils 
ligung der Bürgerfchaft Über nicht *— als 10 ia frei vers 
fügen darf. 

Fuͤr das Wohl des Handels ift im Verwaltungs⸗Organis— 
mus durch die zweckmaͤßigſten Anftalten geforgt. Eine aus ſechs 
Kaufleuten und einem Schiffer Alten beftehende Commerzr 
Deputart io n, deren Mitglieder nach fechsjähriger Amtsführung 
einzeln abtreten und jedesmal durch Vorfchlag der Deputation 
und Auswahl der Kaufmannfchaft wieder ergänzt werden, iffdas 
öffentliche Organ, um die gefammten merfantififchen Intereſſen 
wahrzunehmen, und um alle Maafregeln in Anregung zu bringen, 
welche zur Beförderung der Handelsangelegenheiten dienen koͤnnen. 
Die Commerz »Deputation ruft die Kaufmannfchaft zur Beras 
hung commerzieller Gegenftände zufammen ; durch ihre Vermit⸗ 
telung gelangen die Wünfche des Handelftandes vor den Senat; 
mit ihr geht der Senat vorher zu Nathe, wenn in Handels- 
fahen Befchlüffe zu faffen find. Der gemäßigte Wechfel in den 
Mitgliedern der Deputation verbürgt die Confequenz im Gange 
der Behörde und ruft die im Corpus der Kaufmannfchaft vers 
breiteten Einfichten und Erfahrungen nach der Reihe zur öffents. 
fihen Thaͤtigkeit. Senatoren und. Kaufleute: bilden zufammen 
die MätlersDeputation, die Börfen-Depntation, 
die BankosDeputation, die Poftverwaltungs;Coms 
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miffion. ZurAuffiht über das Münzmwefen find die zwei 
jüngern Bürgermeifter, zur Auffiht über den Kornhandel 
zwei Senatoren deputirt. (Münz-Deputation, Deputas 
tion zur Kornordnundg.) 

Die oberfte Anordnung aller lutheriſchen Kirs 
ben:Angelegenheiten ift dem Senate in Gemeinfchaft 
mit dem Bürger » Collegium der Sechziger anvertraut (beiden. 
Corporationen zufammen als perpetuis ecclesiae mandatariis). Die, 
Aufſicht über die öffentlichen Unterrichtsanftalten hat der Senat 
gemeinfchaftlicy) mit dem Bürger ; Collegium der Oberalten auss 
zuuͤben. Für das Kirchenwefen der Stadt beftehen 7 Parochien, 
von welchen 5 in der Stadt und 2 in den beiden Vorflädten, 
gerechnet werden. Die Paftoren an den fünf Haupts oder 
Parochials Kirchen der Stadt und in den zwei Parochialfirchen 
der Vorftädte, die jeder Kirche mit zugeordneten geiftlihen Diaz’ 
conen und die Prediger an den übrigen (Meben:) Kirchen 
formiren das geiftliche Minifterium, deffen Gutachten der Senat 
und das Sechziger» Collegium bei allen Iutherifchen Kirchenange— 
fegenheiten einzuholen verpflichtet if. Zur weltlichen Verwal⸗ 
tung bei den einzelnen ftädtifchen Parochialkirchen find mehrere: 
Behörden in verfohiedenen Stufenfolgen aufgeftellt. Bei jeder 
Kirche befteht ein, großes KirchensCollegium, ein en— 
gerer Ausfchuß deifelden unter dem Namen des Collegii juratorum, 
und die Beede. Im großen Kirchen Collegium, bei welchem 
Patrone: (die eingepfarrten Bürgermeifter), Kirchfpielss, 
herren (in der Regel die älteften; der-eingepfarrten Senatoren) 
und ein Collegium juratgrum .angeftellt ‚find, werden die wich: , 
tigern Eirchlichen Werwaltungsfachen. erörtert unp,.erlebigt,, und 
die Wahlen der Pafteren und Diaconen ,. der Leichnams⸗ Ges: 
ſchwornen und Juraten entſchieden; mit. der fpeciellen Vermoͤ⸗ 
gend.» Berwaltung der Kirchen, ; mit den Vorfchlägen zur, Wahl, 
der Geiftlichen für ‚die Parochie, und mit der, Wahl, und, Ans 
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ftellung der Unterofficianten bei der Kirche find die Collegia ju- 
ratorum und die Beede befchäftigt. 

Zur Aufficht Über die Kirchenangelegenheiten der chriftlichen, 
nicht Iutherifchen Religions s Verwandten (der Deutſch-reformir⸗ 
ten, der Franzdfifch sreformirten, der Englifch reformirten und 
der Mömifch » fatholifchen Gemeinde) ift eine Deputation nieders 
gefeßt, die aus einem Syndikus, einem Senator und zwei Mits 
gliedern des Sechziger-Collegii befteht. Bei diefer Behörde has 
ben die betroffenen Gemeinden die Wahlen ihrer Geiftlihen ans 
zuzeigen, und alle Streitigkeiten und Kirchenfachen, wobei die 
Juſtiz und die Polizei nicht einfchlägt, zur Verhandlung in 
erfter Inſtanz anzubringen. 

3. 
Eorporative Eintheilung der Bärgerfhaft, und 

Theilnahme derfelben bei der Verwaltung 

und Sefeggebung. 


a. Luͤbeck. Die ftimmführende Bärgerfchaft theilt fich in 
folgende zmölf Collegien: 1) die Yunferfompagnie, weldye die 
Patricier einfchließt; 2) die Kaufleute; 3) die Schonenfahrer 
oder der Schätting; 4) die Momogorodsfahrer; 5) die Bergens 
fahrer; 6) die Nigafahrer; 7) die Stodholmfahrer; 8) die 
Gemwandfchneider; 9) die Krämer; 10) die Brauer; 11) die 
"Schiffer; 12) die vier großen Aemter der Schmidte, Schneis 
der, Bäcker und Schufter, unter welchen 72 kleine Aemter bes 
griffen find: An das Mittel dieſer corporativen Abfachungen iſt 
der Einfluß geknüpft, den die geſammte Bürgerfchaft an der 
Stadtverwaltung zu nehmen durch die Berfaffung befugt iſt. 
Jedes Collegium befteht aus Brüdern und Xelteften, welche 
Lestern einen Wortführer an ihrer Spise haben und die Anges 
legenheiten des ganzen Collegii leiten. Unter den Aelteften, 
welche jedes Bürger ; Collegium in ſich zu wählen hat, wird für 
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foiche Fälle, wo die XAelteften der 12 Eollegien in Berathung 
zufammengehen, ein wortführender Acltermann auserfehn. Diefem 
fommt auch zu, die Zufertigungen des Senats entgegenzunehmen 
und den Xelteften der ſaͤmmtlichen Bürgercollegien zu communiciren. 

Der Kath kann nur nach vorausgegangener Vernehmung 
und erklärter Einwilligung der Bürgerfchaft handeln, wenn 

a) Geſetze gegeben und Auflagen eingeführt, 

b) mit auswärtigen Regierungen Verträge abgefchloffen, 

c) die Kriegseinrichtungen verändert, 

d) fremde Glaubensgenoſſen zur re OReligionds 

übung zugelaſſen, 

e) Güter der. Stadt veräußert oder neue Befißungen für 

diefelbe erworben, 

f) Bewilligungen aus der Stadtfaffe gemacht, 

g) wegen der Verwaltung der Armenverforgungsanftalten 

neue Dispofitionen getroffen werden follen. 

Ueber Gegenftände diefer Art läßt der Rath feine Propos 
fitionen den Collegien der Bürgerfchaft entweder fehriftlich oder 
mündlih zukommen, in weldem letztern Falle Commiffarien 
des Senats mit den wortführenden Aelteften der Collegien zus 
fammentreten. Jedes Collegium wird darauf durch feine Aelteften: 
zue Berathung verfammelt und befhließt durch Stimmenmehrs: 
heit über die Erklärung, welche das Collegium in Gefammts. 
heit über den Senatsvorſchlag zu geben hat. Die Stimmens. 
mehrheit in den Sefammtffimmen, weldhe die Bürgercols 
legien abgelegt haben, gilt als Beſchluß der gefammten Bürgers 
ſchaft. Iſt unter den zwölf Geſammtſtimmen die eine Hälfte 
für und die andere Hälfte wider die Senatspropofition: ausge⸗ 
fallen, fo ift dem. Rathe die Entfcheidung überlaffen,. ob die 
Sache fuspendirt oder zur Ausführung gebracht werden. foll. 
Dem: Senate fteht auch frei, nach ſeinem Ermeſſen die Antraͤge 
zu erneuern, welche von der Bürgerfchaft abgelehnt worden find. 
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Die Buͤrgerſchaft hatdie Befugniß, durch ihre Aelteften ihre , 
Wuͤnſche unds Befchwerden dem Mathe vorzutragen. ‚Der Lestere 
nimmt daraus Veranlaffung, nach Maßgabe feiner Competenz, ents 
weder die Erfüllung des Gebetenen oder wie Abhülfe des Getadels 
ten unvermweilt zu verfügen, oder die geeigneten Propofitionen 
zu entwerfen, um zu einem verfaflungsmäßigen Rath⸗ und Bürs 
gerfchluffe über die: Sache: zu: gelangen. 

In Sachen, welche den Handel uͤberhaupt oder beſondere 
Zweige deſſelben, die Einführung neuer Ordnungen in Commerzs 
angelegenheiten, die Privilegirung von Manufacturen und Fas 
brifen, und Veränderungen in Münzfachen betreffen, darf ohne 
Mitberathung und Zuftimmung der acht commereirenden Collegien 
(2— 9) Nichts verfügt werden. 

b. Frankfurt, Dem permanenten Genate fieht, 
ald permanente GemeindesNepräfentation, ein ftändiger 
Ausſchuß von 51 Bürgern gegenüber, der aus allen 
Ständen der chriftlichen Bürgerfchaft gewählt ift und jederzeit 
wenigftens fechs Rechtsgelehrte in feiner Mitte zählen fol. Diefer 
ftändige Bürgerausfchuß ift ermächtigt, über die Erhal— 
tung und Ausübung der durch die Eaiferlichen Refolutionen 
begründeten Gerechtfame der Bürger zu wachen, durch die Uns 
terhaltung ‚der bürgerlichen Gegenfchreiberei forwohl das Ganze 
der Senatsverwaltung, ald auch die einzelnen vom Rathe ges 
leiteten Gefchäftszweige zu controliren, die Mitglieder zu den. 
Confiftorien zu präfentiren, und bei wichtigen neuen Ausgaben 
im Namen der Bürgerfchaft dem Senate feine Meinung zu ers 
klaͤren. Die Befchlüffe des Bürgerausfchuffes Haben nur dann 
Kraft und Gültigkeit, wenn wenigftens zwei Drittheile feiner 
Mitglieder in der Verſammlung gegenwärtig gewefen find. 

Die Mitglieder diefes Ausſchuſſes behalten. auf Lebenszeit 
ihre Stellen. Ihre Wahl ift vorfihtig umd einfach geordnet. 
Sobald ein Plaß erledigt ift, wird eine Corporation,von 12 
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Wahlherren aufgeſtellt, zu welcher der Buͤrgerausſchuß 6. aus 
ſeiner Mitte und eben ſoviel die dritte Abtheilung des geſetzge⸗ 
benden Koͤrpers deputirt. Die Wahlherren haben ſich durch 
abſolute Stimmenmehrheit über den Vorſchlag von drei qualifis 
cirten Bürgern zu einigen und ihre Wahl dem verfammelten 
Bürgerausfohuffe zu eröffnen, worauf fofort durch Kugelung 
der Vorzug unter den drei Präfentirten entfchieden und der 
Name des vom Loofe Getroffenen dem Senate bekannt gemacht 
wird, 

Aus dem Mittel des Bürgerausfchuffes find fortwährend 
neun Mitglieder deputirt, welche die Nevifion des ftädtifchen 
Rechnungsweſens zu beforgen haben. Diefes Stadtrechnungss 
Kevifionscollegium befteht felbftftändig mit befonderen Pfliche 
ten, und communicirt über die Gegenftände feines Wirkungskreifes 
fowohl mit dem Bürgerausfchuffe, ald auch mit dem Senate. 

- Eine dritte Hauptcorporation in der gefellfchaftlichen Ord⸗ 
nang zu Frankfurt bildet die gefeßggebende VBerfammlung 
oder der gefeßgebende Körper. In diefer Corporation find 
begriffen: 

a) 20 Mitglieder des — 

b) 20 Mitglieder des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes, 

c) 45 aus der Mitte der Übrigen Bürger gewählte Repraͤ⸗ 

fentanten, 

d) 9 Deputirte aus den- im Frankfurter Landgebiete be⸗ 

griffenen Dorffchaften. *) 

Der Senat und der fändige Bürgerausfhuß haben ihre 
Deputirten zur gefeßgebenden Verfammlung durch Wahl in ihrem 
Mittel zu beftimmen, wobei der Bürgerausfchuß jederzeit einige 


*) Diefe den Landbewohnern auf ben Dorffhaften zuftehende Repräfene 
tation war im Art. 7. der Ergänzungs = Acte ber Frankfurter Stabts 
verfaffung verfprochen worden und ift feit 1823 in Ausübung gefegt. 

Reihard D. Städteverfaſſ. 14 
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Mitglieder, des Stadtrechnungs + Revifi ionscollegiums mit zu 
angewieſen iſt. | ’ 


"Die dritte Abtheilung des geſetzgebenden Koͤrpers wird durch 
ein beſonderes in jedem Jahre zu erneuerndes Wahlcollegium 
von 75 chriſtlichen Buͤrgern gewaͤhlt. Dieſes Wahlcollegium 
entſteht aus deiner in jedem Jahre ſich gleichförmig wiederholens 
den Abftimmung der ganzen chriftlichen Buͤrgetſchaft, welche 
fire dieſen Zweck in drei Klaſſen ſich abtheilt und hiernach an 
beſtimmten Tagen an drei verſchiedenen dazu angewieſenen Lo⸗ 
calen ihre Stimmen ablegt. Im Beiſehn von Commiſſarien 
des Senats und des Buͤrgerausſchuſſes geſchieht die Abſtimmung 
in allen drei Abtheilungen unter Aufſicht der Quartiervorſtaͤnde, 
welchen in jeder Klaſſe noch 6 Buͤrger als Beiſitzer zugeordnet 
werden. In der erften Klaſſe ſtimmen die Adeligen, die Ges 
lehrten aller Facultaͤten (die darunter gehoͤrigen Staatsdiener, 
die Geiſtlichen der drei chriſtlichen Confeſſionen, die Profurato: 
ren und Notarien einbegriffen), die nicht zum Gelehrtenſtande 
gehörigen Staatsdiener, die Linienofficiere aller Grade, die Guts— 
beſitzer, die als Rentenirer eingeſchriebenen Bürger, die Schuls 
lehrer, die Sprachlehrer und alle nicht zuͤnftige Kuͤnſtler; in 
der zweiten Klaſſe ſtimmen die ſaͤmmtlichen Kauf- und Hans 
delsleute, und zwar, ohne Unterfchied,,. die Banquiers, die Großs 
und Kleins Händler, die Gaftwirthe, die verbürgerten Buchhalter 
und «Handels; Commig, die gefhwornen. Maͤkler, die Krämer 
und alle zu feiner Zunft gehörigen Wirthe; in der dritten 
Klaſſe fimmen die zünftigen Handwerker und Künftler,*) und 


*) Zur vollftändigen Weberfiht ber Gorporativ » Eintheilung bei ber 
Frankfurter Bürgerfchaft möge hier folgendes (aus dem Staats⸗ 
talender der freien Stadt Frankfurt auf das Jahr 1825 entnoms 
mene) Berzeichniß der daligen Innungen einen Plag finden. Es. 
find zu Innungsverbänden vereinigt : die Barbierer, Barchents und 
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alle den zwei andern Abtheilungen nicht bereits zugemiefenen 
Bürger, welche irgend ein fonftiges erlaubtes Gewerbe treiben. 
Aus jeder Abtheilung müffen 25 Bürger für das Wahlcollegium 
beftimmt werden. Zu diefen Behufe ift jeder. Buͤrger berechtigt, 
ih einem fhriftlihen Stimmzettel 25 chriftliche Bürger, die zu 
feiner Abtheilung - gehören, zu Wahlmännern vorzuſchlagen. 
Die erfcheinenden Bürger, deren Namen von dem zur Protos 
folfführung beftellten Notar angemerft werden, übergeben ihre 
Stimmzettel den Duartiervorftänden, von welchen diefe Zettel in 
eine verfchloffene Lade geworfen werden. Nach 6 Uhr Abends 
wird die Abftimmung für gefchloffen angefehen und zur Oeffnung 
der Lade verfchritten.. Aus dem Inhalte der Stimmzettel. wird 
darauf fofort, nach Abzählung der Stimmen, das Verzeichniß 
der von der Mehrheit Gewaͤhlten angefertigt und- durch. den 
Duartiervorftand, die 6 Beifiger und den Motar beglaubigt. 
Zugleich werden zum. Zwecke der Stellvertretung bei etwaigen 
Ausfall der erfohrnen Wahlmänner im Protokoll diejenigen Buͤr⸗ 
ger vorgezeichnet, welche naͤchſt den Gewählten die meiften 
Stimmen erhalten haben. Nachdem auf diefem Wege dad 
Derfonal des Wahlcollegüi durch Selöfthandeln der Bürgerfchaft 
ausgefunden ift, werden die Verzeichniffe der in jeder der drei 
Abtheilungen gewählten 25 Bürger dem Altern Bürgermeifter 
übergeben, der hierauf den Ernannten mit der Machricht von 
der auf fie gefallenen Wahl die Einladung zugehen läßt, ſich 


\ 


Leinweber, Beder, Bender, Bierbrauer, Buchbinder, Bürftenbins 
der, Dreher und Drechsſsler, Färber, Keuer=» Handwerker, Fiſcher, 
Gärtner, Slafer, Gold- und Giülberarbeiter, Häfner, Hutmadıer, 
Kammmader, Knopfmaher, Kürfhner, Loher oder Rothgerber, 
MWeißgerber, Maler, Maurer, Megger, Pergamenter, Perücken⸗ 
macher, Pofamentiver, Säckler, Sattler, Schneider, Schreiner, 
Schuhmader, Seiler, Spengler, Steindeder, Gteinmegen, Tuch⸗ 
bereiter, Kleinesuhrmaher, Wagner, Weißbinber, Zimmerleute; zus 
fammen 41 Innungen. 
14 * 
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zue Vollziehung der ihnen anvertrauten Wahlhandlungen an, 
einem beftimmten Tage In dem angemiefenen. Lokale (auf dem 
Homer) einzufinden. 

Am angefegten Tage verfammelt fi) das Wahlcollegium,: 
fehreitet ‚fofort zur Ernennung eines Directors, Vlicedirectors 
und zweier Secretaire, uud wählt aus allen, Ständen der Bürs 
gerfchaft, ohne Ruͤckſicht auf die Stadtquartiere, durch Stimmen⸗ 
mehrheit 45 chriftlishe Bürger zu Mitgliedern. des gefeßgebenden 
Körpers. - Die Wahl gilt für die Dauer eines Jahres. Als: 
eventuelle. Steflvertreter „für den Abgang unter den Gewaͤhlten 
werden im Protokoll über die Abftimmung die Perfonen aufges 
führt, welche naͤchſt den Gewaͤhlten die meiften Stimmen ers 
halten haben. Nachdem hierauf der Director des Wahlcollegii 
dem Ältern Bürgermeifter und dem Senior des ftändigen Bürs 
geransfchuffes das Wahlprotofoll mitgetheilt und der Bürgers 
ansfhuß den Senat von der feiner Seits getroffenen Wahl der 
20 Mitglieder für den gefeßgebenden Körper in Kenntniß ger 
feßt hat, werden die für die dritte Abtheilung gewählten 45 
Bürger durch ‚Zufertigung des Altern Bürgermeifters von der 
Wahl unterrichtet. und alle Glieder des gefeßgebenden Körpers 
zur Eröffnung ihrer Berathungen eingeladen. Jeder gewählte 
Bürger ift, bei Berluft feines Bärgerrechts, die auf ihn ausges 
fallene Wahl anzunehmen verpflichtet. Das Wahlcollegium iſt 
mit der vollendeten Wahl aufgeloͤſt. 

Die vierte Abtheilung des geſetzgebenden Koͤrpers wird 
durch beſondere Wahl aus den Grundbeſitzern in den zur Stadt 
gehoͤrigen Dorfſchaften (unter den ſogenaunten Nachbarn) hergeſtellt. 

Der geſetzgebende Koͤrper muß im Monat October gewaͤhlt 
ſeyn, und verſammelt ſich in der Regel am erſten Montage des Mos 
nats November. In der erſten Sitzung waͤhlt die Verſammlung 
einen Praͤſidenten aus den 20 Mitgliedern des Senats, 
zwei Vicepräfidenten aus der zweiten und dritten Abtheilung der 


« 
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Berfammlung und zur Protöfollführung vier Secretaire. In 
derfelben Sitzung werden alle Mitglieder der Verſammlung für 
ihre Funktionen in Eid genommen. Dem Präfidenten läßt der 
Senat die Vorträge zufommen, worüber die Berathung und 
Erklärung des gefeßgebenden Körpers eridartet wird. Ausnahmss 
weife koͤnnen bei demfelben auch «Anträge, die vom ftändigen 
Bürgerausfchuffe- und von einzelnen Mitgliedern der Verſamm— 
fung fommen, erörtert werden, und es können dieſe Anträge 
jur weitern Ausführung und Unterfuchiing dem Senate mitger 
theilt werden, wenn fich die Mehrheit der Stimmen im gefeßs 
gebenden Körper für die Zulaffung des Gegenftandes ausges 
fprochen hat. Mach Erledigung der Gefchäfte, gewöhnlich nach 
fechswöchentliher Dauer, endigt der gefeßgebende Körper feine 
Verfammlung, wodurd zugleich fein Beftand für das inftehende 
Jahr in der Regel ſich auflſt. Im Herbſte des folgenden Jahres 
wird durch erneute regelmäßige Abftimmung der gefammten Bürs 
gerfchaft das Waplcollegium der 75 Bürger von Neuem herges 
ſtellt und durch das Legtere die neue Wahl des gefeßgebenden 
Körpers ind Werk gefest. Die ausgetretenen Glieder deffelben 
bleiben jedoch fofort wieder wählbar. Auch kann der Senat 
den gefeßgebenden Körper bei außerordentlichen Fällen in der 
Zmwifchenzeit, bevor die neuen Wahlen gefchehen find, zufams 
menrufen, und wird dann durch die That angenommen, daß 
die Mitglieder der legtern Verſammlung ihre Funktionen fortzus 
fegen haben. u 

Unter den verfaffungsmäßigen echten des gefeßgebenden 
Körpers ift begriffen: 

a) die Gefeßgebung Äberhaupt, und indbefondere die. Bes 
ftenerung und die Anordnung und Einrichtung der bes 
waffneten Macht; 

b) die Seftion aller Staatsverträge; 

c) die Entfcheidung über den gefammten Staatshaushalt, 
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und die Genehmigung der jährlichen Auswuͤrfe für das 
Öffentliche Bedürfniß ; 

d) die Entfheidung in Fällen, wo der Senat und der 
fiändige Bürgerausfhuß in den ihnen in Concurrenz ans 
gewiefenen Gefchäften verfchiedener Meinung find; _ 

e) die Einwilligung zur Veräußerung ftädtifcher Gemeindes. 

güter, ſobald deren Taxationswerth die Summe von 
4000 Fl. Rhn. uͤberſteigt; = 

f) die Mitwirfung bei Wiederbefegung vacanter Stellen im 
Senate und im ftändigen Bürgerausfchuffe; 

g) die Bewahrung und Erhaltung der Verfaſſung. 


- Die Deputirten der Landbewohner haben an den Berathunz 
gen und Befchlüffen des gefeßgebenden Körpers nur in fo weit 
Theil zu nehmen, als Gegenftände zur Verhandlung fommen, 
die ihr Intereſſe berühren. | 


c. Bremen. Die Gefammtheit der freien (nicht dienens 
den) Bürger ift, ohne Unterfchied der chriftlichen Confeffionen, 
in zehn Aemter der BürgersCompagnien eingetheilt, 
welchen vierzehn Aelterleute vorgefegt find. Diefe Bürgers 
Aemter, unter welche die verfchiedenen Klaffen der Kaufleute, 
die Gelehrten, die Zünfte, die Rentenirer u. a. m. geordnet 
find, haben insgefammt auf Conventen die politifchen Rechte 
der Bürgerfchaft auszuüben. Wermöge der Verfaſſung haben 
die Bürger zu concurriven: 


a) bei der Gefeßgebung; 
b) bei den Verfügungen über das öffentliche Gut; 
oe) bei der Fellfegung der Abgaben und bei der Verwen⸗ 
dung des Stadteinfommens zu den Semeindebedärfniffen ; 
d) bei der Verwaltung der öffentlichen Caſſen; 
e) bei den Anordnungen über den Betrag bes Em 
litairs und über den Militairaufiwand; 
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D bei Verträgen mit auswärtigen Regierungen; 
8) bei befonders wichtigen Staatsangelegenheiten, 


Die Bärgerconvente werden auf ‚Einladung des Eenate 
alle 2 oder 3 Monate gehalten. Zu diefen Verſammlungen wer⸗ 
den nach der Obſervanz berufen: die Gelehrten, die Aeltermaͤn⸗ 
ner der Kaufmannſchaft, und diejenigen Buͤrger aus den Kauf⸗ 
leuten, Zuͤnften und der Gemeinheit, welche das groͤßere Buͤr⸗ 
gerrecht mit der Handelsfreiheit beſitzen und den Schoß“ꝰ) ent⸗ 
richten. Die Verhandlungen des Convents betreffen in der Nies 
gel die Anträge des Senats, welchen verfaſſungsmaͤßig die Ini⸗ 
tiative der Geſetzgebung zuſteht. Bei den Deliberationen, unter 
welchen die Mitglieder der Verſammlung nach Kirchſpielen zu⸗ 
ſammentreten, giebt die Meinung. ‚der Wahrheit den Beſchluß 
des Buͤrgerconvents und den Inhalt der Erklaͤrung auf die 
Rathspropoſitionen. Hat die Buͤrgerſchaft ihre Zuftimmung auss 
geſprochen, fo ergeht der Senatsvorfhlag in die Geſetzeskraft. 


Die Mitglieder des Bürgerconvents find ihrer Seit ber 
fugt, Anträge in Bezug auf gemeinwichtige Gegenftände bei 
der Verfammlung zu machen, und e8 werden folche Vorſchlaͤge, 
wenn der Convent ſie der weitern Eroͤrterung werth findet, dem 
Senate mitgetheilt, um zu verfaſſungsmaͤßiger Berathung und 
Beſchlußnahme des Senats und der Be bie — 
Einleitung zu machen. 3 


Vom Senate und vom Buͤrgerconvente werden — 
fuͤr beſondere Angelegenheiten Commiſſarien und Deputirte zu 
gemeinſchaftlichen Berathungen und zur Auefoͤhrung exgaugener 





Der Schoß iſt eine Germögenäfteuse, deren Größe vom Hathe unb 
der Bürgerfchaft nach den Umftänden beftimmt wird, und welche die- 
jenige Klaffe der Bürger trifft, welche nad) Abzug ihrer Schulden 
ein reines Vermögen von: wenigſtens 3000 Rthlr. befigen. .. — 
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Raths/ und Buͤrgerbeſchluͤſſe ernannt, In diefen Fällen Haben 
die Bürger s Deputirten vom Senate die Beſtaͤtigung zu ‚erwarten. 

Für die außerordentlihen Fälle, wo Eile oder Geheimhals 
tung nöthig ift, hat die Erfahrung eine Vereinfachung der von ber 
Bürgerfchaft auszuuͤbenden Concurrenz ausgefunden. Die Bürs 
gerfchaft hat bei folhen Veranlaſſungen aus jedem Kirchfpiel 
einige Deputirte zu erwählen, welche vor dem Senate und vor 
dem Bürgerconvente befonders vereidet werden, und dann ers 
mächtige find, im Namen der Bürgerfchaft die zur Frage ges 
brachten Gegenftände mit dem Senate gemeinfchaftlih zu übers 
legen und die dabei gefaßten Befchläffe zur Ausführung zu 
bringen. 

Einen vorzäglihen Einfluß auf die Bürgerconvente und 
auf die Leitung der Handelsangelegenheiten hat die Verfaſſung 
den Aeltermännern der Kaufmannfchaft eingeräumt. Das Cols 
legium diefer Aeltermänner, welches für feinen Geſchaͤftskreis 
eine befondere Expedition mit einem Archive unterhält, bewahrt 
alle Schriften über die Verhandlungen zwifchen dem Senate 
und der Bürgerfchaft. Alle beim Senate einlaufenden Nachs 
rihten, welche die Intereſſen des Handels betreffen, werden 
den Aeltermännern communicirt, welche ‚geeigneten Falles die 
Kaufmannfchaft zufammenrufen und mit derfelben in Berathung 
gehen. Durch das Collegium der Aeltermänner empfängt dann 
der Senat das Gutachten, worüber die Kaufmannfchaft fich 
vereinigt hat. 

d) Hamburg. Zur Ausübung politifcher Gerechtfame - 
ift nur die erbgefeffene Bürgerfchaft berufen. Unter diefe 
werden nur diejenigen Bürger gerechnet, welche mit einem 
Haufe anfäffig find und auf deſſen Einfaufspreis wenigftens 
1000 Thaler Banco, oder, wenn das Haus außerhalb der Stadts 
mauer liegt, 2000 Thlr. befigen. 

Die erbgeſeſſene Bürgerfehaft, welche auf den Grund der 
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in der Stadt beftehenden fuͤnf Kirchſpiele in fünf Hauptkörpers 
fhaften ſich abfondert, hat mit dem Nathe’gleichen Theil an 
der gefeßgebenden Gewalt, und ift im übrigen zur felbftftändigen 
Mitwirkung bei den wichtigften Handlungen der Staatsgewalt 
und bei der Verwaltung im Ganzen wie im Einzelnen befugt, 
Die Einwilligung der Bürgerfchaft ift nothwendig : - 


a) bei der Abfaffung der Geſetze und bei allen das Weſen 

der Verfaſſung beruͤhrenden oͤffentlichen Maaßregeln; 

b) bei Buͤndniſſen und Vertraͤgen mit auswaͤrtigen Gou— 

vernements; 

c) bei Vermehrung oder Verminderung der Garniſon und 

der Bertheidigungsanftalten ; / l 

d) bei der Aufnahme einer neuen Religionspartei, mit Ders 

ftattung des freien öffentlichen Gottesdienftes ; 

e) bei den Verfügungen hinfichtlih der Güter und der 

Verwaltung der Armenverforgungsanitalten ; 

S) bei Veräußerung der Stadtgüter, oder bei Ermerbung 

neuer Grundftücde für die Stadt; 

8) bei der Verwendung des Cämmereivermögeng; 

h) bei der Anordnung der directen und indirecten Abgaben; 

3) bei der Verleihung neuer Privilegien ; 

k) bei neuen Bewilligungen aus der Cämmerei, 

Die Mitwirkung der Bürgerfchaft bei den vorbemerften 
Gegenftänden gefchieht theils durch die allgemeine Bürgers 
verfammlung, theils durch drei, aus der erbgefeflenen Bürs 
gerfchaft hervorgehende, ftellvertretende Corporationen oder Bürs 
ger. s Deputationen, | 

a) das Collegium der DbersAlten,. 

b) das Collegium der Sechziger, 

© das Collegium der Hundert und Achtziger. 

Im erften find die drei Aelteften aus jedem der fünf 
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Kirchſpiele, zuſammen funfzehn Mitglieder, begriffen. Das 
zweite beſteht aus den 15 Ober» Alten und 45 Diaconen, 
wovon 9 aus jeder Parochie genommen find. Das dritte 
entfteht durch Vereinigung der 15 ObersAlten und 45 Dias 
coner mit 120 Subdiaconen*), 24 aus jedem Kirchfpiel. 
Außerdem find noch 30 Adjuncten, 6. aus jeder Parochie, 
ernannt, welche als Stellvertreter für fehlende Subdiaconen zu 
den Verrichtungen des Collegii gezogen werden, | 

Alle drei Collegien find permanent und die Mitglieder in 
denfelben bleiben [vbenslänglich in ihrer Function. Das Colles 
gium der Ober: Alten, welches zur Hauptcontrolle über die Vers 
waltung des Senats und zur Wachfamkeit über die Verfaffungsz 
mäßigfeit feiner Handlungen berufen ift, und theils in Gefammt: 
Heit, theils durch Deputirte in die wichtigften Zweige der ganzen 
Stadtverwaltung felbftthätig eingreift, **) ergänzt ſich felbft durch 
Wahlen aus der Zahl der Diaconen. Die Ober-Alten haben zus 
gleich das Recht, für das Collegium der Sechziger die Diaconen 
zu wählen, die jedoch nur unter der Zahl der Subdiaconen 
“auserfehen werden dürfen. Die Wahl der Subdiaconen und 
der Adjuncten gefchieht durch das Corpus der Diaconen, 





*) Die Benennung der Diaconen und Subdiaconen hat Feine Beziehung 
auf geiftlichen Beruf ober kirchliche Verhältniſſe, fondern gilt hier 
nur von einer weltlichen Function im Mittel der Gemeindeverwaltung. 

*) Die fänmtlihen Ober-Alten gehören zum Collegio der Scholars 
chen. Kerner zählen folgende Behörden: 

das Armen = Collegium, die Banco : Deputation,, die Feuer: 
Saffa = Deputation, der Gefundheits- Rath, die Lombarde 
Deputation, die Mäkler- Deputation, das Militair = Deparzs 
ment, die Nachtwache-Deputation, die proviforifhe Poftvers 
waltungs-Commiſſion, die Reviſions-Commiſſion des allge- 
meinen Rechnungsweſens, die Sciffarths = und ‚Hafen = Des 
putation, die Schulden »AdminiftrationdsCommiffion, bie 
Steuer » Deputation 
Deputirte bes Ober-Alten-Collegii in #- Mitte. Auch hat diefes 
Collegium ausſchließlich die Verwältung zweier milden Stiftungen, 
des Marien-Magdalenen-Klofters und des Hospitals zum heiligen Geiſt. 
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Sn der allgemeinen Bürgerverfammlung find die erbgefefe 
fenen Bürger, ingleihen von Amtswegen, ohne Ruͤckſicht auf 
Hausbefig, die Bürgers Wach s Capitaine, die Cämmerei Vers 
grdneten, die Kommerzdeputirten und die Zunftälteften zu ers 
fheinen befugt. In jeder Verfammlung der Bürgerfchaft find 
die Mitglieder der drei Repraͤſentativ-Collegien bei Geldftrafe 
im Falle des unentfchuldigeen Außenbleibens zu erfcheinen vers 
pflichtet. * | 
In den Sachen der Gefeßgebung und Verwaltung gehen 
die Propofitionen in der Negel vom Senate aus, Diefe Vor—⸗ 
ſchlaͤge werden zuerft den drei obern Collegien der Bürgerfchaft, 
entweder durch Erlaffe im Namen des gefammten Senats, oder 
durch Deputationen deflelben mitgetheilt. In den drei Bürgers 
Collegien wird hierauf zuvoͤrderſt daruͤber deliberirt und votirt, 
ob die Sache unveraͤndert, oder mit Modificationen zur allge— 
meinen Abſtimmung an die Buͤrgerſchaft gebracht, oder ob dem 
Senate zur weitern Erwägung des Gegenſtandes eine ableh⸗ 
nende Erklaͤrung uͤbermittelt werden ſolle. Nur wenn alle drei 
Collegien ſich für das Abſtimmen durch die Buͤrgerſchaft entfchies 
den haben, darf der Vorfchlag der allgemeinen Bürgerverfamms 
lung vorgelegt werden, In diefer Berfammlung find die Stims 
menden nach den 5 Kirchfpielen in Corporationen abgetheilt, 
und muß in diefen Abtheilungen über den Vorfchlag des Senats 
und über die von den Bürger »Collegien etwa proponirten Mos 
dificationen mit Ya oder Mein votirt werden. Die Einfachheit 
und Ordnung der Verhandlung ift durch die DVorfchrift *) ges 
wahrt, daß jedem Bürger, mit Ausnahme des prafidirenden 
DbersAlten, in derBerfammlung der ganzen Bürgerfchaft zu res 
den verboten ifl. Die Majorität in jeder Kirchfpiels Corpos 
ration entfcheidet über die Eurials oder Geſammtſtimme derfel 





*) Reglement ber Raths⸗ und Bürger-Eonvente von 1712, it, IV. Art. 8. 
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ben, und die Majoritaͤt in den fuͤnf Gefammiſtimmen den 
Beſchluß der ganzen Buͤrgerſchaft. 

Dırh die Zuſtimmung der Buͤrgerſchaft tritt der —** 
vorſchlag als Rath⸗ und Buͤrgerſchluß in Geſetzeskraft; 
durch die Verneinung der Buͤrger bleibt die Sache unentſchieden 
ausgeſtellt. Dem Senate giebt die Verfaſſung das Recht, die 
Modificationen zu verwerfen, welche die Buͤrgerſchaft in dem 
von ihm ar-gegangenen Vorfchlage etwa gemacht hatz er ift 
jedoch der Bürgerfihaft die Gründe diefer Verwerfung zu eröffs 
nen verpflichtet. 

Einen Vorſchlag, welchen die Bürgerfchaft verworfen hat, 
fann der Senat noch zweimal wiederholen. Tritt der Fall ein, 


daß die Bürgerfchaft die Nathepropofition auch zum drittenmale 


verneint, fo fteht es bei dem Ermeflen des Senats, ob, zur 
Erledigung der angeregten Angelegenheit, die Bereinigung der 
Raths- und der Bürgermeinung durch den von der Verfaſſung, 
in des Vorausficht folher Divergenzen kluͤglich vorgefchriebenen 
Vereinigungsausſchuß vermittelt werden fol. Hat fi 
der Senat für die Ergreifung diefes Mittels entfchieden, fo 
wird, nach feinem Antrage, zur Bildung der Vereinigungs + Des 
putation verfchritten. In 'diefer treten 8 oder 10 durch das 
2008 gewählte Senatoren, und 8 oder 10 auf gleiche Weiſe ers 
kohrne Mitglieder der erbgefeffenen Bürgerfchaft zufammen, um, 
nach vorgängiger Vereidung durch den Senat, binnen viers 
zehntägiger unverlänglicher Friſt über den ftreitigen Punft zu 
entfcheiden. In diefem Ausfchuffe entfcheidet die Stimmenmehrs 
heit. Sind die Stimmen im: Gleichheit geblieben, fo werden 
im Mittel der ganzen Corporation wieder fünf Mitglieder durch 
das Loos gewählt, die dann in legter Inſtanz den Gegenftand 
nad Mehrheit der Stimmen entfcheiden. *) Die Deputafion 


) Im Monat October 1829 ift der Fall zum erſten Mate.eingetreten, 


% 
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kann fowohl in der Hauptſache, ald auch in den Mobdificationen 
und Umftänden mit voller Seldfiftändigfeit den endlichen Beſchluß 
faflen, fie fey für die Beibehaltung des Alten oder für die Eins 
führung ‚der berathenen Neuerung *) in ihrem Weſen und in 
ihren Modalitäten. 

Auch ber Bürgerfchaft ift in allen — wobei ihre 
ſelbſtſtaͤndige Mitwirkung erforderlih ift, die Ynitiative (neben 
dem Senate) durch die Verfaſſung verfichert. Diefes echt 
wird jedoch, dem Herfommen nach, nur in folchen Fällen auss 
geübt, wo der Eenat ſich geweigert hat, einen ihm von Geis 
ten der Buͤrgerſchaft vorgetragenen Wunſch in eine ordentliche 
Hathepropofition zu verwandeln und dadurch die regelmäßige Des 
liberation und Schlußziehung der großen politifchen Corporationen 
einzuleiten. Dabei ift der Bürgerfchaft das Recht der Ynitiative 
in fofern pofitiv befchräntt, als der Erfteren ausdruͤcklich unters 
fagt ift, Anträge zu ftellen, wodurch die Worrechte des Senats, 
oder überhaupt die Grundlagen der Verfaſſung verändert wer— 
den follten.**) Auch ift den ObersAlten ftreng vorgefchrieben, für 


wo der Senat und die Bürgerfhaft zur Bildung diefes Vereinia 
gungs-Ausſchuſſes zu fchreiten fi veranlaßt gefehen haben, Der 
Senat hatte eine Prolongation der beftehenden, bis zum Ablaufe 
bes Jahres verwilligten Zollabgaben erft auf 1 Jahr, dann auf 6 
Monate empfohlen. Die Bürger aber, für eine bedeutende Herabs 
fegung aller Zölle entfchieden geftimmt, hatten den Vorſchlag vers 
worfen. Die Deputation, welche biefesmal aus 10 ©enatoren 
und 10 Bürgern beftand, entjhied (im Laufe des November) für - 
eine Berlängerung der beftchenden Zollfäge bis zu Ende Aprils 
1830. 

H Das Snftitut des Wereinigungsausfchuffes ift dazu beftimmt „bie 

„ſtreitige Sadye fo völlig und unwiderruflich zu decidiren , daß ſowohl 
„E. E. Rath, ald gefammte erbgefeffene Bürgerfchaft dabei acquiess 
„ciren und ihr Ausfprud) pro lege totius civitatis angenommen, 
„fteif gehalten und fofort exequirt werben ſoll.“ Reglement ver 
Rath- und Bürgerconvente, Tiu VII. Art, 7. 


— Regl. d. R. u. B. C. Tit. VII. Art. 10. 
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die Ausuͤbung der Initiative und folche Gegenftände und Ans 
träge bei der Bürgerverfammlung zur Abſtimmung zu bringen, 
woruͤber in den drei bürgerlichen Collegien ſchon deliberirt wor⸗ 
ten iſt und welche der Senat in feine Propoſition aufzunehmen 
fih geweigert hat. | 
Das Co'ſegium der Ober-Alten, welchem für feine Expe— 
ditionen ein Secretair beigegeben iſt, hat ſein beſonderes Archiv, 
in welchem die Verhandlungen zwifchen dem Mathe und der 
Bürgerfchaft aufbewahrt werden. 


Die Lebendigkeit und Ordnung der Stadtverwaltung und 
die gefegmäßige Freiheit des gefammten Bürgerthums, hat darin 
eine weſentliche Garantie, daß das Princip der Deffentlichkeit, der 
Selsftftändigkeit, der getheilten Ernennungen und der Controlle 
den ganzen Organismus der Verfaflung und Berwaltung durchdringt,- 
Nicht nur die politifchen KHauptgeftalten, der Senat, die Obers 
Alten, die Sechziger, die Hundert / und Achtziger, die Gefammts 
heit der erbgefeflenen Bürgerfchaft, die Kirchfpiels » Corporationen 
haben ihre geregelte Selbſtſtaͤndigkeit; auch in einzelnen Vers 
waltungs s Behörden, die Senatss und Bürger s Deputationen 
find in ihren Wirfungskreifen zur Selbſtſtaͤndigkeit erhoben. 
Die Deputationen, welche für die Verwaltungszweige aus Mit— 

gliedern des‘ Senats und aus Bürgern zufammengefegt find, 
handeln nach collegialifchen Formen und haben die Freiheit, 
fih felbft zu ergänzen, oder Vorfchläge zur Befegung der 
Dacanzen felbft zu machen. An den Wahlen unter den Praͤ— 
fentirten haben der Senat, die erbgefeffene Bürgerfchaft, die 
Kaufmannfchaft, die Sechziger ihren verfaflungsmäßig ber 
flimmten Iheil.*) Allenthalben, im Ganzen wie im Einzelnen, 





*) Der Senat hat, aufdie Präfentationder refpectiven Deputationen, 
zu wählen: 
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ift die felbfiftändige Nathswirkſamkeit durch den Zutritt ſelbſt⸗ | 
thätiger Theilnahme von Seiten der Buͤrgerſchaft RR 
unterftügt and befeſtigt. 9— 


die Baubürger, 
⸗Buürger⸗-Militair⸗Commiſſarien. 
se dem Geſundheit-Rathe beigegebenen Perſonen, 
⸗Präſides des Handelsgerichts, 
den Präſes und die Richter des Niedergerichts, 
die Todten » Laden = Sommiffarien, | 
Die Zerbgefeffene Bürgerfhaft wählt, auf bie gefchehene 
Präfentation,, jedoch ohne Verbindlichkeit zur Rüdfiht auf diefelbe, 
die Militair- Commiffarien zur Revifion des allgemeinen er 
nungsweſens, 
Stempelbürger, 
Steuerdeputirten, 
Schulden-Adminiſtrations-Deputirten, 
Boll: und Acciſe-Bürger, 
ferner mit nothwendiger Entfcheidung zwifchen ben Präfentirten, 
die Cämmerei-Verordneten, 
=: Banco = Bürger, 
Die KRaufmannfhaft wählt 
die Sommerz: Deputirten, 
⸗Richter des Handelögerichts. 
Das Collegium der Sechziger wählt 
bie Steuer s Bürger, 
Durch eigne Wahl ergänzen fi: 
die Feuer = Eaffa = Deputirten, 
= Eichlichen Gollegien, 
s fämmtlihen den Öffentlichen milden Anftalten und Stiftungen 
vorgefegten Deputationen, 


+) Der Berfaffer hat bei biefen Darftellungen über die freien Städte, 
außer einzelnen, aus verfhiedenen Schriften gefammelten Notizen, 
bezüglich der Stabt Frankfurt die Beftimmungen der Ergänzungss 
Acte der alten Frankfurter Stadtverfaffung von 1816, für die drei, 
Danfeftädte, vorzüglih das Werk von Charles de Villers, Con- 
stitutions des trois villes libres-ansdatiques, Lubeck, Brömen 
et Hambourg. Leipsic 1814. 8., und für die Stadt Hamburg 
insbefondere eine Schrift des D. N. A. Weftphalen „Verſuch 
„einer geordneten Zufammenftellung kurzer Nachweiſungen über 
„ſämmtliche Hamburgiſche Staats = -Verwaltungs⸗ et Ham⸗ 
„burg 1828“ vor Augen gehabt, 


vn 
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Dritted Kapitel 


Hauptzüge aus den gegenwärtigen ftädtifchen Verfaſſungen 
ber monarchijchen Staaten im Deutfchen Bunde. 


Bei der Stelle, welche die Städte in der gefellfchaftlichen Ord⸗ 
| nung der monarchifhen Staaten in Deutfchland einnehmen, 
ift theils das Verdhaͤltniß des Staats zu den Stadtgemeinden, 
als untergeordneten Beftandtheilen des Staatsförpers, ins, Auge 
zu faflen, theils der innere Organismus der Gemeinden für ſich 
zu betrachten. Unter dem erflern Gefichtspunfte find die Bes 
ziehungen zufammenzuftellen, in welchen die Staatsgewalt mit 
den Gemeinden in unmittelbare Verbindung tritt; in leßterer 
Hinfiht bilden die Gegenftände der Erörterung: die Abftufungen 
des Öffentlichen Nechtsverhältniffes, in welchem die ftädtifchen 
Gemeinden nach ihrer Verfchiedenheit fich befinden, die Wirk _ 
famfeit der Gemeindebehörden für das Intereſſe des Staats und 
für das Semeindewefen insbefondere, die perfönliche Zufammens 
feßung und die Beftellung der Semeindeobrigkeiten, die gefells 
fchaftlihen Eintheilungen der Bürgerfchaften, das Rechtsgebiet 
der Bürger bei den DVerrichtungen der Communalverwaltung 
und die Formen, unter welchen die Bürgerfchaften ihre Rechte in 
Gcemeindeverhältnifle neben den Magiftraten auszuüben berufen 
find. 

I. 


Verhältniß des Staats zu den Stadtgemeinden. 


Die Städte find, als Theil des Staats, der Oberherrs 
fchaft im Staate oder der Staatsgewalt in allen Beziehungen 
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unterworfen, unter welchen diefe Gewalt für die Zwecke des Staats 
auf alle Genoffen deffelden zu wirken die natürliche und rechts 
inäßige Beſtimmung hat. Es muß daher, was der Souverain 
vermöge der Staatsgewalt zur innern und aͤußern Sicherheit 
und zur Wohlfahrt der, Gefellfchaft im Allgemeinen und für 
das Einzelne anordnet, und was die Erfüllung des Zweds, den 
Staat in feinem regelmäßigen Beftande zu erhalten, von den 
Gliedern der Geſellſchaft fordert, in den Stadtgemeinden, wie 
bei den übrigen Claffen der Staatseinwohner, gleihmäßig ans 
gewendet, ausgeführt und geleiftet werden. Alle Functionen 
der Staatehoheit, wie fie durch den Gang der Kivilifation fich 
allmählig ausgebildet haben, — die Dberauffiht, die Geſetz—⸗ 
gebung, die VBollziehung der Gefege, die Handha— 
bung der Gerechtigkeit (Ausübung der Civils und Crimi—⸗ 
na l⸗Gerichtsbarkeit), die Sorge für die allgemeine äußere 
Sicherheit und für die bürgerlihe und fittliche Ordnung, die 
Wachſamkeit für die Kultur und den Wohlftand der Staatss 
buͤrger uͤberhaupt, die Pflege der Gewerbe und des Handels 
(DPD olizeigewalt), die Feſtſetzung, Vertheilung, Erhebung, 
Verwaltung und Verwendung des Staatseinfommens (Finanzr 
gewal t), die leitende und fördernde Wirkfamfeit für zweck 
mäßige Erziehung und Unterweifung der Jugend und für das 
Leben der Wiflfenfchaften und Künfte Aufſicht uͤber alle 
Lehranſtalten und alle geſelligen Vereine fuͤr 
Wiſſenſchafts- und Kunſtpflege), die Oberauſſicht uͤber 
die zum Zwecke der gemeinſchaftlichen Gottesverehrung vereinigs 
ten Geſellſchaften (Staats⸗Kirchengewalt) und die krie⸗ 
geriſchen Anſtalten zum Schutze fuͤr die Rechte und die Ord⸗ 
nungen des Staats im Innern, und zur Vertheidigung des 
Staats nah außen (Kriegsgemwalt) — find gleichfoͤrmig mit 
dem Ganzen wie mit dem Einzelnen der ftädtifchen Verhältniffe 


verfchlungen. Dem allgemeinen Gefege, welches unter Autorität 
Reihard D, Städteverfaff, : 15 
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der Staatsgewalt erſcheint, haben die Stadtgemeinden zu ger 
horfamen; mit der Ordnung des Staats im Ganzen muß die 
Verfaſſung der Staͤdte uͤbereinſtimmen; der Aufſicht des Staats 
bleibt die ſtaͤdtiſche Communalverwaltung untergeordnet. 

Bon Staatswegen find die Behörden für die Rechts 
pflege, die verſchiedenen Inſtanzen in der Civil- und Crimi⸗ 
nalgerichtsbarkeit (die mehrfältig benannten Untergerichte in bürs 
gerlichen Sachen und die Organe für die Handlungen der nicht 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit, die Candgerichte, Criminalgerichte, In⸗ 
quifitoriate, ferner die Appellationsbehörden , Dberlandesgerichte, 
Ibergerichte, Hofgerichte und Landesregierungen, endlich die Ober— 
appellationsbehörden oder die hoͤchſten Juſtiztribunale, die Juſtiz⸗ 
Miniſterien) allenthalben in Thaͤtigkeit geſetzt; im Namen der 
Staatsgewalt wachen die Central⸗, Provinzial und Lokal⸗ 
Behoͤrden zum Behuf der Sicherheits: und Wohlfahrtss 
Polizei, die mit mannigfacher Stufenfolge vertheilten Organe 
‚ für, die Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe und Ordnung, 
fuͤr die Bewahrung guter Sitten, fuͤr die Befoͤrderung der 
Geſundheit, fuͤr die Beſchuͤtzung und Aufmunterung des Land⸗ 
baues, der Handwerke, der Fabriken und Manufacturen, fuͤr 
die Belebung des Handels und Verkehrs (die Polizei⸗Miniſterien 
und die Miniſterien des Innern, die Commerz-Collegien, die 
Provinzial⸗ oder Kreis-Regierungen, die Medicinals Collegien, 
die Polizei s Directionen, die Kreiss und Amtshauptleute oder 
die Landraͤthe für größere und Kleinere Landbezirke, die Polizeis 
Collegien oder Commiſſionen, Magiſtrate, Polizeibeamten und 
Polizeimeiſter in den Städten, die Aemter und Patrimonials 
gerichte in den Marktflecken und Dörfern); für die Zwecke des 
Staats, für die Unterhaltung aller Anftalten, mit welchen die 
allgemeine Sicherheit, die Erhaltung des Nechtszuftandes, die 
Pflege der geiftigen Kultur, die fittliche und religiöfe Ordnung, 
die Wohlfahrt der Geſellſchaft in Hinſicht auf Landbau, in⸗ 


Staatliche Functionen in ben: Städten, ' 227 


duſtrielle Production und Verkehrmittel und die Unabhängigkeit 
und Seldftftändigkeit ‚des ‚Staats nah außen begründet iſt, 
werden die öffentlichen Abgaben unter der Autorität des Mes 
genten beftimmt, nach verfchiedenen Giaffificationen auf die 
Staatsangehdrigen vertheilt, durch die Lokals, Kreiss und 
Provinzials Recepturen eingehoben, und durh die Kentrals 
Finanzbehörden zu den Staatsbedärfniffen angewiefen und vers 
wendet (Lokal⸗Einnehmer für die directen und indirecten Steuern, 
Rentämter für die Einkünfte von den Domainen und Regalien 
und von den fiscalifchen Gerechtfamen, SKreiseinnahmen und 
Provinzial: Hauptcaflen für die Steuererträgniffe und Cammers 
Revenuͤen, Haupt » Landescaffen oder General: Staatscaffen für 
den Zufammenfluß alfer öffentlichen Auflagen und aller Nutzungen 
aus dem Staatsgute, den Regalien und den Rechten des Staatds 
fiscus) ; unter der Autorität des Staats, und unter der ber 
fondern Obhut der Staatsgewalt ſtehen die Anſtalten fuͤr die 
Erziehung und den Unterricht der Jugend, die geſellſchaftlichen 
Inſtitute fuͤr die Pflege der Wiſſenſchaften und Kuͤnſte, fuͤr 
die Verbreitung nuͤtzlicher Kenntniſſe und geiſtiger Aufklaͤrung; 
im Namen der von der Staatseinſicht geſchuͤtzten geiſtigen und 
geſelligen Kultur werden die Elementars, Volks-, Bürgers und 
Meal» Schulen, die Seminarien, Lyceen, Gymnaſien und 
Pädagogien, die hohen Schulen, Akademien und Univerfitäten, 
die gelehrten Gefellfchaften und die Kunftvereine (durch die 
Lokal s Schulbehörden, die Scholarhen, die Kreis » Schuls 
infpectionen, die Schulcommiffionen der Provinzialbehörden, 
die oberften auffehenden Collegien oder -Minifterial » Sectionen 
für die Angelegenheiten des Öffentlichen Unterrichts und der Aufs 
klaͤrung) geleitet, bewacht, gepflegt, befchägt, gefördert und 
gehoben; vom Staate muß es abhängen, der Kirche das 
Rechtsgebiet zu bezeichnen, welches ihr als untergeordneter 
Gefellfhaft im Sftaate in Uebereinſtimmung mit den 
15 * 
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hoͤchſten Zwecken deſſelben eingeräumt werden kann; der Staatds 
gewalt muß volle Freiheit bleiben, ein mit -den michtigften 
Verhaͤltniſſen des Staatslebens auf das engſte verſchlungenes, 
| ſowohla durch feine äußern Formen, als auch durch feinen Eins 
fing auf. die Richtung der Geifter in das ganze Menfchenleben 
mächtig eingreifendes. gefellfehaftlihes Inſtitut auf dem den 
Nechtszuftänden im. Staate entfprechenden Standpunkte zu ers 
halten; die Stantöregierung muß vermöge der-in ihr concentrirten 
Kitchenhoheit durch ihre Organe (die Minifterien der kirchlichen 
Angelegenheiten, die oberſten Kirchenräthe, die Eonfiftorien, die 
Kreis: Kirchencommiffionen und die geiftlichen Lofalinfpectionen) 
bei allen Kirchengemeinden innerhalb des Staatsgebiets darliber 
wachen laſſen, daß in der innern gefellfchaftlihen Organifation 
der Kiche, in der Ausuͤbung der kirchlichen Eollegialrechte, in 
den 'religiöfen Dogmen und Marimen, und in der Bildung des 
Zischlichen Lehrbegriffs Nichts angeordnet, befolgt, gedeutet und 
aufgeftelle werde, was mit den Geſetzen des Staats und mit 
dem , untergeordneten Berhältniffe der Kirche in- Widerfpruc) 
träte, oder was die innere Gefinnung der Staatsbürger vers 
Wirren, und wodurch eine flaatswidrige Handlungsweife hervorz 
gerufen werden fünnte, oder was die dem Staatsbürger zu ges 
waͤhrende Gewiflengfreiheit natur und — ——— 
oder gar vernichten wuͤrde. 

Der Staatskunſt iſt die Aufgabe geſtellt, alle dieſe Functionen 
der Staatsgewalt ſo zu reguliren und zu vertheilen, daß alle 
‚Höhern und niedern Verzweigungen ihrer Thaͤtigkeit harmoniſch 
auf die Erfuͤllung der Staatszwecke hinwirken, daß alle Organe 
der Regierungsthaͤtigkeit ſich gegenſeitig unterſtuͤtzen und erleich⸗ 
“tern, und daß alle in den geſellſchaftlichen Kreiſen verbreiteten 
Kräfte auf ſolche Weife benutzt, und zur Thätigkeit aufgerufen 
werden, daß Alles, mas die Staatsgewalt durch ihre Organe 
zu erreichen. fucht, ‚mit ; der felöftftändigen, Mitwirkung der 


Staatlihe Functionen in den- Stͤdten. 229 


Staatsbuͤrgerſchaft den fihern Stäßpunft gewinnt, und die 
zweckmaͤßige und volfftändigfte Ausführung findet. Regierungs/⸗ 
thätigfeit und Volksthaͤtigkeit müffen fich wechſelſeitig anregen, 
verbinden, unterftüßen; die Staatswirkfamkeit im Ganzen; und 
die Getneindeserwaltung im Beſondern muͤſſen fich gegenfeitig 
durchdringen, und zur Einheit verfchlingen. ! 

Mach dem Vörangeführten bleibt es alfo Staatsfache, daß 
in den Städten die Vollziehung -der allgemeinen. Gefege bewacht, 
die Juſtiz rechtmäßig gehandhabt, die Öffentliche Sicherheit und 
Drdnung, erhalten, "die Geiſteskultur und die Induſtrie geförs 
dert, das geſetzmaͤßige Einkommen für: die Staatscaſſen erhoben, 
das Kirchen s ind Schulmefen im Sinne der Staatszwecke ges 
‚feitet, und die innere Gemeindeverwaltung zweckmäßig, :geflihrt 
werde. Diefes Staatsintereffe wird: in den Städten’ des mo⸗ 
nachifhen Deutfchlands theils durch ‚unmittelbare. Organe ‚der 
‘Staatsregierung, durch Staatsdiener in Colleetiv⸗ ader -indis 
vidueller Wirkſamkeit, theild durch. Gemeindebehörden gewahrt. 
‚Einfach: ift. die Stellung der Staatsbeamten. In doppeltem 
Verhaͤltniſſe bewegen fi aber die Commmnalbehörden, ' In der 
Mitte diefer Behörden berühren. fih,die Hauptgewebe der allges 
meinen Staatsverhältniffe und die Hauptfaͤden der beſondern 
Gemeindeverfaſſung und Verwaltung. 


Es iſt nun 


UV. 

zu unterſuchen, 
wie in den monarchiſchen — des Deutfen 
‚ Bundes die Gemeinden der Städte als 
Theileim Grundbeſtande der bürgerlichen 
Geſellſchaft geftellt, und wie fie in ihrem 
Innern organifirt find. | 
Die Hauptanficht über BA er wird = ch von felof 

Bilden, wenn 


' 
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1. dad allgemeine Nechtöverhältniß der Städte im Staate, 

2, die Öffentliche Wirffamkeit, Zufammenfegung und Baht 
der Geineindebehoͤrden, 

3, die gefellfchaftlichen; Eintheilungen und die — der 
Buͤrgerſchaft, mit den Formen für die en 
diefer Gerechtfame 

ald befondere Directivpunfte der Unterfuchung ent un 
nach einander beleuchtet werden. 
u 7 — 

Allgemeines Retsserhättnis wer Siꝛdie 

im Staate. 

Die Staͤdte haben ſich zu organiſirten Gefellchaften aus⸗ 

gebildet, welchen der Staat die Eigenſchaft ſelbſtſtaͤndiger mo⸗ 


raliſcher Perfonen zuerkennt, und die daher ihre befondern Ans 


gelegenheiten für ſich zu <beforgen haben, und felöftftändig zu 


verwalten befugt find. Bei den. ftädtifhen ‚Gemeinden zeigt 
fih das Wefen diefer Selöftftändigkeit in dem: Rechte, ‚eine 


felöftgewählte Gemeindeobrigkelt zu befigen, in Gemeindefachen 
felöft die Gerichtsbarkeit auszuüben, das Vermögen der Ges 
meinde felöft zu verwalten, .. für Gemeindezwecke ſich felbft Abs 


gaben und. Dienftleiftungen aufzulegen, und für die innern ge⸗ 


feltfchaftlihen Verhältniffe der Gemeinde feldft en. zu 
machen (Autonomie). 

Den Städten ift der (in. mehreren Staaten — durch 
die Gewerbefreiheit wieder beſchraͤnkte) Vorzug eingeraͤumt, die 
buͤrgerliche Nahrung oder gewiſſe in corporativem Zuſammen⸗ 
hange beſchaͤftigte Gewerbe ausſchließlich zu treiben. Dieſem 
gemäß find die Handwerke (zum größten Theile), die Zuͤnfte 
und Annungen, dad Bierbrauen,' der Handel und die Kaufs 


. mannfchaft, und die Märkte sauf die Städte befchränkt. Aus 


der Begänftigung der Staͤdte iſt auch. das ftädtifhe Privilegium 
erwachfen, in beſtimmtem Umkreiſe alle Anlagen und alle Ges 
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werbe 3 zu verhindern, wodurch der ſtaͤdtiſchen Nahrung Eintrag 
gefchehen kann (Bannmeile, Meilenrecht). 

Ein bedeutendes, für den, reellen Genuß — 
ſtadtiſchen Selbſtſtaͤndigkeit hoͤchſt wichtiges Vor— 
recht beſitzen die Stadtgemeinden, wo den Gemeindeobrigkeiten 
die Gerichtsbarkeit und die Polizei von der Staats ge⸗ 
walt uͤbertragen iſt, und, wo daher die Civil s und Criminal; 
gerichtöpflege, oder wenigſtens die Erbgerichtsbarkeit, ferner die 
Handhabung der niedern Polizei in ihrem ‚ganzen Umfange, und 
das Communweſen in allen Zweigen von einem Punkte aus, 
durch das Organ des Rädtifchen Masiſtrats, beſorgt, verwaltet, 
vertreten und geleitet wird. I 
‚Als ein Vorzug der Städte erſcheint 6, und als eine 
natörlice und zweckmaßige Vereinfachung der Staatsverwaltung 
hat ſichs in der Erfahrung erprobt, wo die ftädtifchen Obrig⸗ 
keiten mehr oder minder als Organe der Staatsgewait fuͤr den 
Zweck betrachtet und benutzt werden, die oͤffentlichen Abgaben 
im Innern der Gemeinden xichtig zu vertheilen und die Lokal⸗ 

einnahme der directen und indirecten Abgaben zu beforgen. 

Eine Verſchiedenheit in den Rechtsverhaͤlinſſen der Staͤdte 
findet darin Statt, daß ein Theil der Staͤdte (alle größern) 
den obern Yuftizbehörden unmittelbar, unterworfen ‚der andere 
| Theil aber (die Eleinern und minder bedeutenden Orte) den lan: 
desherrlichen Aemtern oder grundherrlichen Patrimonialgerichten 
untergeordnet iſt Schriftſaͤſſi ige oder Immediatſtädte, und Amt: 
fäffı ige, Domanial-, gutsherrliche Patrimonials, Mediatftädte), 
Den Städten der erftern Gattung ift neben der Gerichtebarkiit 
(wo diefe nicht durch neuere Drganifationen der Gerichtsver⸗ 
faſſung zu landesherrlichen Juſtizſtellen gezogen worden iſt) in 
der Regel groͤßere Selbſtſtaͤndigkeit in der Communalverwaltung 
eingeraͤumt. Die mittelbaren Staͤdte, welche ‚eine ſehr eng be: 
grängte, oder gar feine Gerichtsbarkeit beſihen, find auch in 
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Hinfiht auf ihre Gemeindeverwaltung der beftändigen Leitung 
der ihnen vorgefegten landesherrlihen Aemter oder flandesherts 
lichen Juſtizſtellen und andern Patrimonials@erichten unterworfen. 

Die Geſammtheit der Städte in jedem Territorium bildet 
einen Hauptbeftandtheil der Claffificationen in der Landftandfchaft. 
Sn abgefonderten Korporativ » Verbindungen (Curien) ftehen 
unter diefer Bezichung die Städte in den Deutfchen Provinzen 
der Defterreihifhen und Preußiſchen Monarchie, in 
den Königreihen Sahfen und Hannover, in den Große 
herzogthümern Medlenburgs Schwerin und Strelig, 
Sahbfen: Weimar, in den Herzogthümern SahfensCos 
burg, Gotha, Meiningen und Hildburghaufen 
und Altenburg, im Herzogthume Braunſchweig, in den 
SHerzogthümern Anhalt:Deffau, Bernburg und Cdthen,- 
in den Fürftenthümern SchwarzburgsRudolftadt, Reuß 
Aelterer und Jüngerer Linie, Schaumburg s Lippe, 
Lippe Detmold und Walde. Eben fo erfcheinen bei 
dem ftändifchen Organismus in den Königreihen Baiern und 
Würtemberg, in den Großherzogthümern Baden und 
Heffen, und im Herzogthume Naffau die Städte und 
Märkte ald befondere, mit einer beträchtlihen Repraͤſentanten⸗ 
zahl bedachte Claffification unter den Wahltammern, 

Zwifchen den Stadtgemeinden unter ſich ift die Theilnahme 
an den ftändifchen Rechten in mehreren Staaten nad) dem Ges 
wicht geregelt, mit welchem die einzelnen Städte im Ganzen des 
Staates ſich geltend machen. So hat 5. B. in den Deutfchen 
Provinzen der Defterreihifhen Monardie, die Haupts 
und Kefidenzftadt Wien unter den Ständen des Erzherzogs 
thums Nieder sDeflerreih im Stande der landesfürfts 
lichen Orte (dem vierten in der ftändifchen Elaffenfolge) gleiches 
Gewicht, wie die Übrigen 18 Orte (Städte und Märkte), oder 
die Hälfte der Nepräfentation für den ganzen Stand; fo haben 
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ferner, im Königreihe Böhmen, die Städte Prag, Buds 
weis, Pilfen und Kuttenberg in der Nepräfentation des 
vierten Standes einen vorzüglichen Einfluß vor den uͤbrigen 
landtafelfähigen (königlichen) Stadtgemeinden. So werden in 
‚der Preugifhen Monarchie große, mittlere und Eleine 
Städte (Stadtgemeinden über 10,000 Seelen, - oder’ über 
3500 bis zu 10,000 &eelen, oder unter 3500 Seelen) uͤnter⸗ 
fhieden, und find bie Rechte in der‘ Landſtandſchaft hiernach 
abgemeſſen. Nach dieſem Principe‘ geben die Geſetze uͤber die 
Einfuͤhrung und innere Einrichtung der Provinzialſtaͤnde den 
Städten Berlin und Breslau jeder 3 Stimmen, den 
Stuͤdten Coͤln, Magdeburg, Goͤrlitz, Muͤnſter, jeder 
2 Stimmen, den Städten Brandenburg, Potsdam, Salz 
wedel, Perleberg, Frankfurt, Ruppim, Stettin, 
Anklam, Stralfund, Greifswalde, Stargard, Stolpe; 
DBrieg, Slogan, Grünberg, Liegnitz, Neifſe, Schweid⸗ 
nitz, Lauban, Erfurt, Naumburg, Langenſalza, Wit⸗ 
tenberg, Halle, Muͤhlhauſen, Nordhauſen, Halber— 
ſtadt, Quedlinburg, Aſchersleben, Minden, Biele— 
feld, Herford, Paderborn, Siegen, Iſerlohn, 
Dortmund, Soeſt, Warendorf, Aachen, Duͤſſeldorf, 
Coblenz, Trier, Elberfeld, Barmen, Crefeld Virilſtimmen, 
den bedeutendern aus den mittlern Staͤdten in Verbindungen 
zu zwei oder drei Staͤdten alternirende Stimmen, und allen 
uͤbrigen mittlern und kleinern Staͤdten in Curien zu 4 bis 
17 Staͤdten Geſammtſtimmen. In Baiern iſt die Stadt 
Muͤnchen 2 Abgeordnete, und jede der Staͤdte Nuͤrnberg 
und Augsburg einen Abgeordneten zur zweiten Kammer der 
Staͤnde zu ſenden befugt. Im Koͤnigreiche Sachſen ſind 
die Staͤdte auf den Landtagen in die Staͤdte des engern 
Ausſchuſſes, des weitern Ausſchuſſes und in die 
allgemeinen Staͤdte abgetheilt. Aus den großen Staͤdten, 


x 
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Leipzig und Dresden, werden 6 Abgeordnete, nämlich 
4 vom Magiftrate zu Leipzig, wegen des demſelben bbliegenden 
ſtaͤdtiſchen Directorii, und 2 vom Magiſtrate zu Dresden ger 
ferdet; den ‚großen Städten find im engern Ausfchufle die 
Städte Budiffin, Zwidau, Zittau, Sreiberg,. Chems 
nig und Plauen jede mit einem Deputirten (aus den Mas 
giftraten) zugefellt; zum weitern Ausfchuffe , find die ‚Städte 
Annaberg, Meißen, Bann, Schneeberg, Marien, 
berg, Camenz, Löbau, Wutzen, Pirna, Oelsnitz, 
Borna und Adorf, jede mit einem Deputirten aus ihrem 
Magiſtrate, vereinigt; in der Corporation der allgemeinen 
Staͤdte ſind die übrigen 66 ſchriftſaͤſſi igen Staͤdte aus den vier 
Kreiſen des Konigreichs, wiederum jede mit einem Deputirten 
aus ihrem Magiſtrate, repraͤſentirt. Im Konigreiche Hans 
nover haben die Städte Hannover, Göttingen, Nords 
heim, Hameln, Eimbeck, Duderfiadt, Münden, 
MWunftorf, Clausthal mit Zellerfeld, Lüneburg, Uelzen, 
Celle, Harburg, Soldau, Stade, Burtehude, Niens 
burg, Osnabruͤck, Hafeläne, Goslar, Hildesheim, 
Peine, Elze, Emden und Norden Deputirte zur zweiten 
Kammer der Staͤnde zu ſenden. So ſind auch im Königreiche 
Würtemberg und im Großperzogthume Heffen die bedeu⸗ 
tendern Staͤdte vor den uͤbrigen hervorgehoben. Es find näms 
lich in Würtemberg den Staͤdten Stuttgard, Tübingen, 
£udmwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und 
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beigelegt, und im Großherzogthume Heſſen haben die Staͤdte 
Darmſtadt und Mainz jede 2 Abgeordneten, und die 
Staͤdte Gießen, Offenbach, Friedberg, Alsfeld, 
Worms, Bingen jede 1 Abgeordneten zur zweiten Kammer 
der Staͤnde zu ſenden. 

Die Oberaufſicht des Staats iſt im beſonderen Verhaltniſſe 


‘ 
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zu den Städten darauf bedacht, im ganzen Organismus der 
Stadtgemeinden die allgemeine geſetzliche Ordnung in Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsſachen wahrzunehmen, die Verbindungen der 
Etädte mit den nächften Pandbejirken, mit⸗ Provinzialverbaͤnden 
oder mit dem Staate im Ganzen zu regeln und zu befeſtigen, 
und im Gange der innern Communalverwaltung allenthalben 
daruͤber zu wachen, daß die Bewegung des ſtaͤdtiſchen Lebens 
in der Uebereinſtimmung mit den‘ Zwecken das "Staats: erhalten 
werde. In dieſer Hinficht "werden im Namen der Staates 
regierung — theils durch Juſtizcollegien, theild durch Admis 
hiftratioftelfen, theils durch geiftlihe Oberbehörden — die Mas 
giſtrate und die Buͤrgerſchaften beauffichtigt,, geleitet, contrölirt 
und autorifiet. “Der Einfluß der Regierung: bezieht ſich auf die 
Ansabung der ftädtifchen Gerichtsbarkeit, "auf die Handhabung 
der Polizei, auf die Amtsführung. der. Mägiftrate, wie auf 
das Verhalten der Bürgercorporationen und: Gemeinderepräfens 
tanten, auf die Wahl der Magiftratsglieder und Nathöfubalternen, 
wie auf die Wahl der Communvertreter, auf die Verwaltung 
des Kaͤmmereigutes, des Commun⸗Vermoͤgens und der ftädtifchen 
Stiftungen, auf die Beftimmung der Tommunal ; Leifbungen, 
auf das Ganze des ftädtifchen Handels-, Fabrik, Manufacturz, 
Künftler s - und‘ Handwetksweſens/ auf die Armenverſorgung, 
auf die Ordnung in den Kirchen und Schulen, auf die Pruͤfung 
und Billigung der wichtigern Raths⸗ und Buͤrgerbeſchluͤſſe, 
auf die Abſchaffung alter, und die Genehmigung neuer Stas 
| tuten und Einrichtungen, auf die Entſcheidung in den Meis 
nungs s Conflicten zwiſchen den Magiftraten und den Bürgers 
fchaften, auf die Unterfuhung und Erledigung der von dem 
Gemeinden in Gefammtheit oder. von einzelnen Bürgern ers 
hobenen Befchwerden über ihre. Obrigkeit. I 





*) In diefem Sinne wird das Necht des Staats über bie Städte 
durch die neuern Gefeggebungen bargeftellt: Preußifche Städtes 
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Bei den gegenwaͤrtig in Deutſchland beſtehenden Ver⸗ 
faffungss und Verwaltungsſyſtemen laſſen ſtch in. Beziehung auf, 
die ftädtifchen Dbrigkeiten: drei Hauptrichtungen unterfcheiden. 
Mach der. einen find, mehrere von den wichtigfien Functionen 
der Staatsgewalt mit den Gemeindebehörden in enge, Vera 
bindung gebracht. Die Stadträthe- werden; nach dieſem Spfteme 
nicht blos als die gefeglihen Organe für- die Leitung des bes 
fonderen: Communalweſens, fondern auch als weſentliche und 
unmittelbare - Negierungswerfzeuge betrachtet, durch welche die 
allgemeinen Gefege im Innern der Gemeinde gehandhabt, die 
Mflichten der Bürgerfchaften. gegen: den Staat gewahrt, und 
einzelne Zweige der Staatsverwaltung, zur Erleichterung der 
Centrals, Provinzials und Kreisbehörden, im Bereiche der 
Stadtgemeinden beforgt werden, In den, Ländern, welche dies 
fem Syfteme angehören, find die Stadträthe mit der Juſtiz⸗ 
pflege”) über die Buͤrgerſchaft, mit der gefammten niedern 


- 





“ ordnung .von 1808, $, 1. 2. 170. 171. Baierfhes.Ebict, bie 
Berfaffung u. Verwaltung ber Gemeinden betr.,.v. 1818. $. 121—127« 
König. Sähfifches Mandat wegen ber Aufficht Über das Käm⸗ 
mereis und Gommunvermögen der Stäbte, und über ihre Com— 
munfaffen, von 1818, $. 1. 2. 4. Die neuen Verfaffungen- für 
mehrere Städte im Königreihe Hannover, namentlid die Vers 

faſſungs-Urkunde für die Königl, Refidenzftadtt Hannover, d.d. 
12. März 1824, p- 4 u: 185. Würtembergifches Edict für 
bie Verwaltung ber Gemeinden, Oberämter und Stiftungen, 
v. 1822, 9. 64— 66. u 


*”) In den größern Städten ift dem Magiftrate gewöhnlich die Civil— 
und Griminalz Gerichtöbarkeit zufammen, in den mittlern Städten 
und in einem Theile ber Eleinern die ftreitige und nicht fireitige 
Givitgesichtöbartelt a. oder aud ‚Crögerihtsbarkeit) allein 
verliehen, 
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Polizeiverwaltung ) (in Hinſicht auf Sicherheit, Ars 
menverforgung, Gefundheit, bürgerliche Nahrung und Ges 
werbe) mit der polizeilichen Gerichtsbarkeit, mit dem 
Dormundfhaftswefen, mit den DepofitenSadhen, - 
mit: der Führung und Aufbewahrung der Grunds 
vacher, der Hypothekenbuͤcher, der Kauf: und Han— 
dels:-Protofolle, mit der Verwaltung des fFädtifchen 
Vermögens (der Nathskämmerei und des Gemeindeguts) und 
mit .der Leitung aller Gemeindeangelegenheiten 
beauftragt. In diefer Stellung befinden fih (mit wenigen, 
vorzüglich die Abtheilung zwifchen Dbers und Erbgerichtsbarkeit 
betreffenden Modificationen) die Magiftrate der ſchriftſaͤſſigen 
(landtagsfähigen, keinem grundherrlichen Nerus unterworfenen) 
Städte in den Faiferlih .Defterreihifhen, zum Deutfchen 
Bunde gehörigen Provinzen, in den Königreihen Sachſen 
und Hannover, im Kurfürftenthume Heffen, in den 
Sroßherzogthümern Meclenburg, in den Herzogthämern, 
Sachſen, in den Kerzoglih Anhalt-Deſſauiſchen und 
Bernburgſchen Landen, in den Fürftenthümern Schwarz 
burg, Reuß, Lippe Detmold. Da und dort, vorzügs 
lid in den minder bedeutenden Städten, ift aber der urfprüngs 


) Unter der niedern Polizei wird hier dad Recht und die Pflicht 
des Magiftrats verftanden, in der Stadt und im Umfange bes 
Stadtweichbilds nicht nur alle Anordnungen ber hohen oder ber 
allgemeinen Polizei zu vollziehen, fondern auch, im Sinne 
der ſtaatlichen Ordnung, und der von den allgemeinen Polizeigefegen 
aufgeftellten und durch verſchiedene organifhe; Einrichtungen beför= 
derten Zwecke felbftftändig im Drte Anordnungen zu maden, und 
überhaupt Alles zu verfügen und auszuführen, was dazu dienen 
Tann, die Lokalpolizei in der Uebereinftimmung mit den Staats— 
zweden zu erhalten. Die hohe Polizei. ‘äußert ald weſentliches 
Souverainitätsrecht ihren nähern Einfluß auf die Städte auf bie 
Weife, daß fie die allgemeinen Polizeigefege erläßt, und durch 
Drgane der Regierung die niedere (Gtadts oder Orts⸗) Polizei in 

- Auffiht und Controlle halten läßt, 
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üche ünmittelbare Einfluß der Candesherren auf die ftädtifche 
Jurisdiction durch die den Magiſtraten unter verſchiedenen 
Namen, z. B. der Boigte, Stadtſchultheißen u. a. m. vorges 
fegten landesherrlichen Beamten erhalten. In mehreren Staaten 
(namentlich im Königreiche Sachſen) find die Magiftrate 
auch zur Untereinnahme fuͤr mehrere Zweige der Staatseinkuͤnfte 
autoriſi irt, und wird an manchen Orten die Erhebung der 
Staats: und der Communal:Abgaben zum Theil gemeinfchafts 
fich durch landesherrlich beſtellte Beamte und durch Glieder der 
Gemeindeobrigkeit geleitet und beſorgt. 

Eine beſondere Beachtung nehmen die Grundſaͤtze in Ans 
fpruch, welche die Königlich Hanndvrifche Regierung in den 
feit dem Jahre 1819 in der Hanndvrifchen Geſetzſammlung er⸗ 
ſchienenen Stadtverfaſſungen befolgt hat. In denjenigen Staͤdten, 
die nicht unter gutsherrlichem Nexus ſtehen, iſt die Nechtss 
pflege, die Polizei und die Verwaltung der Ge— 
meindeſachen bei den Magiſtraten geblieben. Es ſind jedoch 
die Stadtraͤthe, um in der Juſtiz und in der Adminiſtration 
eine zweckmaͤßigere und puͤnktlichere Behandlung und groͤßere 
Beſchleunigung der Geſchaͤfte zu ſichern, in zwei Sektionen, 
in den Verwaltungs-Magiſtrat und in das Stadt— 
gericht getheilt. und für den Wirkungskreis einer jeden diefer 
Behörden genauere Beſtimmungen aufgeftellt worden. Die neuen 
Stadtverfaffungs sGefege haben dabei die Einheit im Ors 
gane der obrigkeitlihben Gewalt für jede Stadt 
dadurch erhalten, daß beide Sectionen des Magiftrats 
für die Leitung und Entfheidung der wicdhtigften 
Gemeindeangelegenheiten (z. B. für die Wahlen der 
Magiftratsglieder, für die Vocation der Geiftlihen und Schuls 
‚lehrer, für die Ernennung der Kathserpedienten und Nathes 
fubalternen, fuͤr die Beftellung der Gemeindeofficianten, ferner 
für die ftädtifhen Verfaſſungsſachen, für die Wahrung der 
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ſtaͤdtiſchen Gerechtſame und fuͤr die allgemeine Ueberſicht und 
Controlle aller Zweige der Stadtverwaltung) zu einem Ge— 
fammtkoͤrper vereinigt gelaſſen worden find. ) 

. In diefem allgemeinen Organismus find neuerer Zeit ruͤck⸗ 
ſichtlich der größern Städte hie und da verſchiedene Combinas 
tionen der Staats und Eommunafverwaltung eingeführt wor⸗ 
den, ‘zu welchen die Wichtigkeit" dieſer Städte für die gefells 
fchaftlihen Werhältniffe im Staate überhaupt, der lebendige 
Einfluß, den fie weit und breit um fih her ausüben, und ihre 
nahe Berührung mit den Centralbehörden und mit den übris 
gen höhern Landescollegien Anlaß gegeben haben, und die vors 
zuglihd auf die natürliche Betrachtung fich gründen, daß die 
allgemeine Sicherheit wefentlich dabei gewinnt, wenn die vers 
fhiedenen in einer großen Stadt enthaltenen Jurisdictionen 
und die nächften die Stadt umgebenden Landbezirke in Hinficht 


.*) Zu ben Städten, in welchen ben Magiftraten durh die neuen 
Stadtverfaffungen der Befi ig der Jurisdiction beftätigt worden ift, 
und wo bie Obrigkeiten fih in eine Zuftiz » und Konsinifaatiee 
: Section abtheilen, gehören: 

Eimbed ‚mit 784 Häufern und 5080 Einwohnern 


Norden = 84 = = 4917 ⸗ 
Dannover = 2195 5. = 24000 s 
Hameln ⸗674 ⸗ ⸗6054 ⸗ 
Stade = 837 ® = 5500 x 
Burtehbube» 35 = s 2000 ⸗ 
Wunſtorf = 269 ⸗ = 1800 ⸗ 
Duderftabt = 7g1 ⸗ s 4500 5 
Dfterode a MM = = 4800 . 
Nordheim - -510 ⸗ z 8800 x 
Harburg ⸗2550 ⸗24000 
 Dransfeld = 211 ⸗ ⸗1128 ⸗ 
Hardbegfen = 180 =" 16 ie 


3n ben Städten Leer, Lingen, Efens, — und Ref 

burg, welche ebenfalls neue Verfaſſungs⸗ = Urkunden erhalten haben, 

ift die Zurisdiction bei den königlichen Aemtern geblieben. ©, 

bie Berfaffungs -Urfunden für die genannten: Städte, in der Han⸗ 

un; Aödrifchen, Öefegfammlung der Sabre 1819, 1820, 1824, 1825, 
* 1826, 1827, 1329. 


[ 
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auf Eriminals Rechtspflege und auf die Polizeiverwaltung zu 
einem ‚Ganzen vereinigt und einer einzigen Behörde unterftellt 
werden. Man hat, mit fihtbarem Nugen, Criminalgerichte 
und Polizeibehörden aufgeftellt, die von Iandesherrlichen Bes 
amten und Gliedern der Magiftrate zufammengefegt find, fo 
daß das allgemeine Intereſſe der landesherrlichen oberften Ges 
richtsbarfeit und der hohen Polizei in der Verbindung der gros 
fen Städte mit den umliegenden Landesbezirfen vollfommen 
gewahrt und zugleih der obrigfeitliche Einfluß des ftädtifchen 
Magiftrats in Hinfiht auf das Criminal-Nichteramt und auf 
die Handhabung der gefammten Polizei der Bürgerfchaft gegens 
über ungefcehmälert erhalten ift. ; 

Die Stadträthe in den Ländern, wo diefes Syſtem bes 
folgt wird, find durchgängig aus Mitgliedern zufammengefeßt, 
die Iebenslänglih in ihren Stellen -bleiben. In der Regel 
werden aus. dem ganzen Magiftratds Perfonal zwei (in großen 
Städten auch drei) Abtheilungen oder Collegien formirt, die 
jährlich unter fih in der Amtsführung zu wechfeln und in 
jedem Jahre wiederholt bei dem Landesherrn die. Beftätigung 
für ihre obrigfeitliche Amtswirffamfeit einzuholen haben. Jedes 
Hathecollegium hat das Recht, die erledigten Stellen in feinem 
Mittel durch eigene freie Wahl zu befegen, und es empfängt 
jedes neu gewählte Mitglied in der Reihe der übrigen Raths— 
perfonen, unter welchen daffelbe bei dem jährlichen Rathswech⸗ 
fel dem Landesheren mit präfentirt wird, die gefeglihe Bes 
ftätigung. 

Das Verfahren bei den Wahlen der NRathsglieder iſt in 
den mit neuen Verfaſſungen verſehenen Staͤdten des Koͤnig⸗ 
reichs Hannover dahin modificirt, daß zu jeder ſolchen Wahl 
'in die Nathsfeffion eine gleiche Anzahl von Gemeinde s Nepräs 
-fentanten (Bürgers Vorftehern) zugezogen wird, als das. ganze 
Rathscollegium Perfonen in fich zählt. Durch diefe Beftimmung 
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if das; natuͤrliche und hiftorifh begründete, Recht 
des Magiftrats, über. die. Fähigkeiten der Kandidaten zu dem 
Rathsſtellen felbft ‚zu urtheilen, und über die Wahl felbft mit 
zu verfügen, mit einem angemeffenen Einfluffe der Gemeinde 
in Einvernehmen gefeßt. | 

Die perfönlihe Zufammenfegung diefer Stadträthe ents 
fpricht dem Bedärfniffe der Stadtverwaltung. Zur Leitung der 
ftädtifchen Rechtspflege und Polizei und zur Führung der Coms 
munal: Angelegenheiten fiehen Rechtsgelehrte unter dem Namen 
der Bürgermeifter und Stadtrichter an der Spike der Magis 
firate. Die übrigen Nathöglieder find, was befonders die groͤ⸗ 
fern Städte anlangt, in der Mehrzahl aus dem Stande der 
Rechtsgelehrten, zur Minderzahl aus dem Gewerbftande (meift 
von der Kaufmannfchaft) gewählt, Es ift alfo der wilfenfchafts 
lichen. Bildung, der Nechtss und Geſetzkunde und der juriftifch 
praftifchen Gefchäftsubung in allen Hauptzweigen, der obrigs 
feitlihen Verwaltung der Vortritt und das Uebergewicht übers 
laflen, jedoch der willenfchaftlihen Wirkfamfeit auch das eben - 
fo nothwendige Gewicht der vielfachen technifchen Einfihten und 
praktiſch gefchäftlihen Erfahrungen, weldye bei den Hauptfächern 
des ftädtifchen Gemwerbftandes lebendig find, an die Seite ges 
ftellt. Es liegt in diefee Compofition eine doppelte Bürgfchaft; 
eines Theils dafür, daß die ftädtifche Obrigkeit nicht einfeitig 
juriftifchen, dem Leben der übrigen Stände entfremdeten Rich⸗ 
tungen folgen, und in einen unfruchtbaren Schlendrian vers 
fallen kann; andern Theils dafür, daß der Magiftrat fih in 
einer Stellung erhält, bei welcher er jederzeit als etwas Unab⸗ 
haͤngiges über der Gemeinde erfcheint und bei welcher er davor 
fiher iſt, daß er nicht zum Machtheil des ftädtifchen Ganzen 
in ein abhängiges Inſtrument gewiſſer Gewerbgattungen oder 
der Gewerbeinterefien überhaupt und der wechfelnden Meinuns 


gen in der Gemeinde verwandelt werde. 
Reihard D, Städteverfaif. | 16 
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Den Mägiftraten dieſer Städte gewaͤhrt zuerſt "die enge 
Betbindung, in welche fie durch den Beſitz der Civil⸗ und CEri⸗ 
minal⸗Jurisdietion und durch die geſammte Polizeiverwaltung 
Arie der Regierung geſetzt find, hiernaͤchſt die wiſſenſchaftliche 
Intelligenz, welche vermoͤge dieſer Geſchaͤftscombinationen in 
ihrem Mittel vorherrſchend bleibt, endlich die ununterbrochen 
fortgepflanzte Selbſtwahl der Rathsglieder eine kraͤftige Aus 
toritaͤt, eine felbſtſtaͤndige Haltung, welche inallen 
übrigen Zweigen der ſtaͤdtifchen Verwaltung ent 
ſcheidende Wirkungen äußert. Die Verwaltung dieſet 
Staͤdte hat Einheit und Conſequenz, da alle obrigkeitlichen · Fun⸗ 
ctiouen von einem Punkte ausgehen and in einem Punkte zur 
fammenfließen, da nicht mehrfache Gewalten fich in ihrer Aus 
torität gegenfeittg hemmen und Abbruch thun, oder in ihren 
Colliſionen die Geſchaͤfte verwickein. Den Buͤrgerſchaften 
iſt das Subjectder obrigkeitlichen Gewalt als Ein⸗ 
heit gegemübergeftelle.N ) 

Minder vollſtaͤndig erfcheint die Autorität der rastet 
in den Städten, welde den Aufwand für die Criminaljuris— 
diction nicht ertragen koͤnnen, umd die daher Für diefen Zweit 
einem landesherrlichen Criminalgericht ohne Zuziehung des 
Rathsperſonals unterworfen und mit benachbarten Lands 


*) um in diefe Darftellungen das anfhaulihe Bild von ber Compes 
tenz eines Magijtrats einzumeben, der nach dem vorbefchriebenen 
Eyfteme.und im Sinne der ädjt Deutfhen Stadtverfaffungs- Ents 
widelung unter der Aegide einer Monardhie mit reeller Selbſt— 
ftändigkeit, mit wefentlihen Vorzügen ausgerüftet ift, und 
durch melden die Gtaatöregierung im ber ganzen gefellfhaftlichen 
Verwaltung einer großen Stadtgemeinde eine zwedmäßige 
Einheit, einen vollfiändigen Zufammengriff aller 
obrigkeitlihen Functionen unterhalten läßt, wird beim 
Schluſſe dieſes Kapiteld eine gebrängte Ueberfidht der Magiftrats- 
Drganifation und Stadtverwaltung zu Leipzig und — 
angefügt werden. 
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bezirfen verbunden find. Es bleibt jedoch für die Obrigfeiten 
diefer Städte der Befiß der ganzen Livilgerichtsbarfeit und der 
gefammten ‚niedern Polizeigewalt ein Haupiſtuͤtzpunkt und eine 
praftifche Gewähr ihrer Unabhängigkeit und Selöftftändigkeit im 
Mittel der Bürgergemeinde, und für alle Functionen der eigents 
lihen Communalverwaltung. 

Ein wichtiges Recht und ein wefentlicher Ehrenvorzug ift 
den Magiftraten der fchriftfäfligen, in der Landftandfchaft mits 
begriffenen Städte von Alters her darin gegeben, daß deren 
Deputirte zu. den Sandtagen- jederzeit im Rathe und aus den 
Mathegliedern gewählt werden. In diefem MVerhältniffe liegt 
für die Compofition der ftädtifchen Curien in der Landftands 
Schaft: eine Gewähr, daß jederzeit eine hinreichende Anzahl von 
gefegs und verfaffungstandigen, gefhäfts- und 
verwaltungserfahrnen Individuen unter den Pandtagss 
gliedern ſich vorfindet, um über die von der Megierung den 
Ständen vorgelegten Fragen der Gefeggebung und Landesvers 
:waltung in der Wirfung auf die Stadtgemeigden mit Sachs 
kenntniß zu urtheilen und um mit der aus der Erfahrung ges 
fchöpften Einficht zwecfmäßigen Rath zu ertheilen. 

Ganz natürlidy ift es, ‚daß den Magiftraten in den klei⸗ 
nern Städten, die den landesherrlichen Juſtiz- oder Cammers 
Aemtern,  ftandesherrlichen Behörden oder ritterfchaftlichen Grund⸗ 
herren unterworfen find, nur ein enger Wirkungsfreis gelaffen 
if. In den Städten diefer Elaffe, welchen zur Einrichtung 
einer ordentlihen, für die Beforgung der Rechtspflege geeignes 
ten Gemeindebehörde die Kräfte fehlen, werden von den lans 
desherrlichen oder ftandesherrlichen Aemtern oder von den Pas: 
trimonialgerichten die Handlungen der Zurisdiction mit den wichs 
tigften Functionen der Polizei s und der Gemeindeverwaltung 
ausgeäbt und bleiben den Communalbehdrden, -nach mehreren’ 


in der Größe und in dem MWermögen der einzelnen Städte bes 
16 * 
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gründeten Abftufingen, einzelne Zweige der bürgerlichen freis 
willigen Gerichtebarfeit, der niedern Drtspolizei und die Des 
taild der Gemeindeangelegenheiten ald Gefchäftskreis uͤberwieſen. 
Das zweite Syftem hinſichtlich der ftädtifchen Obrigfeiten 
jeigt darin feine eigenthümliche Richtung, daß die frühern mehrs 
fahen Verbindungen zwifchen den.: der Staatögemwalt oder der 
Regierungsthätigfeit angehörigen Functionen and der Magiftratss 
wirkfamfeit theils gelöft, theils eingefchränft, ind daß die Stadts 
xäthe in ihrer Stellung als Gemeindebehörden . mit den Bars 
gerfchaften in. ein engeres Verhältniß gefegt find.. Nach diefer 
Maxime ift die. Civil⸗und die. Criminal» Yurisdietion von. der 
Competenz ‘der Etadträthe völlig getrennt. und. die. Polizeiges 
walt derfelben weniger oder mehr eingefchränft, zum Theil auch 
aufgehoben worden... Meben: den Magiftraten: find fandesherrs 
liche Behörden für die Ausuͤbung der bürgerlichen und peins 
‚lichen Gerichtsbarkeit in erſter Inſtanz und für .das Ganze, der 
Molizeiverwaltung oder für einzelne Zweige derfelben eingefegt. 
In den groͤßern Städten beftehen in. diefen Beziehungen bes 
‚fondere Stadtgerichte und Polizeidirectionen oder: Polizei s Colles 
gien, während 'den. Magiftraten: nur..gewiffe Theile der polizeis 
lichen Thaͤtigkeit überlaffen find. , Im Uebrigen find die lans 
desherrlichen Yurisdictionsbezirfe. anſehnlich erweitert und alle 
Städte, welche fir ‚die. Unterhaltung eines eigenen. Stadtges 
‚richte ‚nicht: bedeutend genug erkannt: werben, ‚mit der umliegens 
‚den Landfchaft Hinfichtlih. der Rechtspflege. zu einem Ganzen 
‚nereinigt. Die landesherrlichen. Aemter, welche vordem zur 
Jurisdiction Über die, zu den landesherrlichen Befigungen ges 
hörigen DOrtfchaften und über einzelne Theile der Städte (naͤm⸗ 
lich über die auf herrſchaftlichem Grunde und Boden erbaueten 
Vorſtaͤdte, und uͤber einzelne Quartiere und Haͤuſer) beſtellt 
waren, ſind unter dem Namen von Stadt- und Landgerichten, 
oder Landgerichten, Inquiſitoriaten, Gerichtsaͤmtern u, dergl. m. 
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beträchtlich vergrößert. Die Polizei in den Städten, welche 
nach neuern Drganifationen folchen erweiterten landesherrlichen 
Gerichtöftellen unterworfen worden find, wird entweder von’ den 
Beamten dieſer Gerichte, auch von befondern landesherrlichen 
Commiſſionen, zuweilen. von einzelnen Polizei-Commiffarien vers 
waltet, oder ſie ift im Ganzen, unter der Eontrolle und Auf 
fiht Iandesherrlicher. Beamten (Landrärhe, BR, den 
re anvertraut geblichen. 
Die Wirkſamkeit der Stadräthe if. — 

Folge dieſer Anordnungen, auf die Lokal⸗Polizei (in meh— 
rerer oder minderer Ausdehnung) auf einzelne Auftraͤge fuͤr die 
Landesverwaltung, und auf die —— ———— 
verwaltung beſchraͤnkt worden. 

Zu den Staaten, in welchen dieſe Veränderungen des ſadti⸗ 
ſchen Verfaſſungsweſens eingefuͤhrt worden ſind, gehoͤren — 
Ben, Baiern, Würtemberg, 

Vermoͤge des Auftrags. zur Pofalpolizei haben die Magi⸗ 
ſtrate unter der Aufſicht der obern Polizeibehoͤrden im Umfange 
der Stadt, der Vorſtaͤdte und des ſtaͤdtiſchen Weichbildes die 
"Sicherheits + Markts Gewerbes Gefundheitss Feuer: Baus Stra; 
Ben s Armen: und Geſinde⸗Polizei, ferner die Aufficht über 
die aͤußere Ordnung in den: Kirchen und Schulen, und die 
sgeld.s ind niedere Wald-Polizei mit einem. Strafrecht. hinfihts 
ih aller‘ Polizeivergehen (Cinnerhatb' beftimmter Grenzen) auss 
zuuͤhen. Vermdge beſondern ‚Auftrags haben die Magiftrate 
die Vertheilung und‘ Erhebung‘ einzelner Stantsabgaben . zu 
beforgen, wie 5.8. in Preußen den Magiftraten der bedeu⸗ 
tendern Städte .die Vertheilung und. Erhebung der Gewerbe: 
und Claſſenſteuer übertragen if. Die Magiftratsgewalt hins 
ſichtlich der Gemeindeangelegenheiten bezieht ſich anf die Erhals 
"tung der Mechte der "Stadt und Bürgerfchaft und Vertretung 
derfelden in allen Nechteftreitigkeiten, auf die. Anftellung der 
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Magiftrats »Dfficianten, Beſetzung der Gemeindeaͤmter und Ber 
fiellung der Unterbedienten, auf die Annahme der Bürger und 
Schugverwandten, die Führung der Bürgerrolfen und Verzeich⸗ 
nung der Grumdftücserwerber, auf die Verwaltung des Ges 
meinde s Vermögens und der ftädtifchen Stiftungen, auf das 
Rechnungsweſen in den öffentlichen Caſſen, auf die Handlungss 
- Stroms Schiffahrts⸗ Manufactur s und Fabrifenangelegenheiten, 
auf die Regulirung der ftädtifchen Abgaben und Peiftungen und 
auf.die Vertheilung der Gemeindelaften bei ‚Einguartierungen 
und Kriegslieferungen, auf das Patronat über —— und 
Schulen. *) 

Eine wefentlihe Abweichung von den ältern Verfaſſungs⸗ 
formen zeigen die erwähnten neuern Gefeßgebungen in’ der Wahl 
und Zufammenfegung der ftädtifchen Magiſtrate. Nach den 
neuern Berfoflungen find die Rathecollegien zum Eleinften Theile 
aus Nechtsgelehrten, zum größten. Theile aus Bürgern aller 
Claffen zufammengefegt; : Ein Kleiner Theil der Nathsperfonen 
ift beſoldet, der größte Theil aber verrichtet unentgeldlich feine 
Funetionen, Einige wenige Magiftratsglieder. werden, unter 
gewiffen Worbedingungen, auf Lebenszeit, die übrigen nur auf 
beftimmte Zeit gewählt, fo daß in gewiffen Perioden ein pars 
tielfee Austritt Statt findet, und nah Ablanf gewiſſer Zeits 
räume in der dem Wechfel unterworfenen Rathsabtheilung eine 
völlige Erneuerung eintreten muß. An der Wahl zu den Mas 
giftratsftellen haben die Rathscollegien felbft feinem Theil, fons 
dern es ift die Ausuͤbung des Wahlrechtes in Preußen und 
Baiern den Gemeinde »Repräfentanten, in Wuͤrtemberg der 
Sefammtheit der Bu acrfchaft übertragen. Alle Wahlhandluns 





H Vergl. Preußifhe Städte : Orbnung $..165. 166. 178, Baierfches 
Edict Über das Gemeindewefen $. 55. 59. 60 — 67. Würtembergis 
ſches Verwaltungs = Edicr für die Gemeinden, Oberamter und Stif⸗ 
tungen v. 1822. Kap. 1. ' 
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gen“ werden; von landesherrlichen Beamten „oder Commiſſarien 
geleitet, . Die - Gewählten : werden, der Oberbehörde ‚des. Kreifeg 
oper, der Provinz, ‚oder der. Central⸗Oberbehoͤrde präfentirt- und 
von Staats wegen ‚beflätigt. Zum. Poſten ‚eines Oberbürgerimeir 
ſters in Den großen, ‚Städten Preußens werden von der. Wahl 
Eörperfchaft. (den Stadtverordneten) allemal 3, Candidaten präfen 
kiet / unser welchem die RT — uͤber die Er⸗ 
nennung entſcheidet. 

Die Zahl und Qautie der Mitglieder in den — 
—— Groͤße der Stadtgemeinden verſchieden 
beſtimmt. In Preußen zaͤhlt der Magiſtrat a) in den gr o⸗ 
Ben Städten, 2: Buͤrgermeiſter, 1 — 2 gelehrte Stadtraͤthe, 
4 Stadtrath fürs. Baufach, 4 Stadtrat) als ‚Gpndiens, 4 
Stadtrath als Kaͤmmerer, ſaͤmmtlich befoldet, und 12— 16 
unbefoldete Stadräthe; b) in den mittlern Staͤdten, 4 Bürs 
germeiſter, 1 Ratbeheren, der zugleich Kämmerer ift, 1 Katheheren 
als Syndicus, ſaͤmmtlich beſoldet, und 7 —42 unbeſoldete Raths⸗ 
herren; e) in den kleinen Städten 1 Buͤrgermeiſter und 1 
Rathsmann, der, zugleich Kaͤmmerer ;ifk; „beide beſoldet, ferner 
4— 6, unbefolsete Rathemänner. ‚Zn Baiern ſoll :der Mas 
‚giftrat, ;a). fuͤr die Städte er fter Claſſe (2000 Familien und 
darüber) 2 Bürgermeifter, 2 — 4 rechtsfundige Näthe, 1 tech: 
miſchen Baurath, und 40 —12 Bürger, aus. der gemwerbtreiben: 
den Klafie; b) für Die Städte zweiter Klafie (500 — 2000 
‚Samilien) 4 Bürgermeifter, 1— 2 rechtskundige Raͤthe, 1 Stadt: 
ſchreiber und 8 — 10 Bürger; e) fürdie Städte und Märkte 
dritter Claffe (unter 500 Familien) 1 Bürgermeifter, 1 Stadts 
‚oder Marktſchreiber und 6 —, 8: Bürger in. fi fehließen. In 
Würtemberg follen: die Stadträthe nach Verſchiedenheit der 
Städte 7— 21 Mitglieder haben, an deren Spike ſich allemal 
ein «auf Lebenszeit: angeftellter, befoldeter Ortsvorſteher befindet. 

In der Dauer der Amtsverwaltung find mehrfache 
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Unterfcheidungen angenommen. Unter den Preuß iſchen Mas 
giffraten werden die Syndici, die gelehrten Stadträthe und die 
Studträthe für das Baufach auf 12 Jahre, die Buͤrgermeiſter 
und Übrigen Rathsglieder auf 6 Jahre gewählt. Den unbe⸗ 
ſoldeten Mägiftratöperfonen fteht frei, nach Ende der erften -3 
Jahre ihre Amt niederzulegen. Bon den unbefoldeten Raths⸗ 
gliedern Hat alle 2: Yahre ein Theil auszuſcheiden, der' dann 
durch neue Wahlen erfegt wird. Die abtretenden Magiſtratua⸗ 
len koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. In den Baierfhen 
Magiftraten werden die Rathöglieder, bei welchen eine höhere 
Qualification erforderlich- ift (einer von den Bürgermeiftern der 
Städte 1fter Claffe und die rechtstundigen Näthe in den Städten 
Iſter und 2ter Claſſe), vorerft auf:3 Jahre angeftellt, iind wenn 
fie beim Ablaufe diefer Zeit durch neue Wahl in ihren Stellen 
beftätige: werden, auf Lebenszeit angenommen. Die Bürgers 
meifter, bei welchen die höhere Dualification nicht erforderlich 
ift, und die aus der Bürgerfchaft gewählten Nathsglieder- bieis 
ben 6 Jahre in ihren Stellen. Von den Natheperfonen der 
letztern Claſſe teitt alle 3 Jahre die Hälfte aus, welche durch 
eine neue Wahl der Gemeinde Bevollmächtigten ergänzt wird. 
In Württemberg find die gewählten Mitglieder des Ger 
meinde⸗Raths ihre Amt wenigftens für die 2 nächlten Jahre 
‚anzunehmen verpflichtet. Mac Verfluß der 2 Jahre (von der 
Wahl jedes Mitglieds am gerechnet) wird abermals zur Wahl 
gefchritten- und, wenn die Stimmenmehrheit der Gemeinde 
daſſelbe Mitglied zum zweiten Male gewählt hat, die Anftellung 
deſſelben auf Lebensdauer angenommen. 

An Preußen find die mittelbaren (gutsherrlichen) Städte 
hinfichtlich der ſelbſtſtaͤndigen, innern Gemeindeverwaltung und 
der Verhältniffe zwifhen Magiftrat und Bürgerfchaft den uns 
mittelbaren Etädten gleich geſtellt. Durch die Gefege 'über die 
Einrichtung der Provinzials und Kreisftände find auch die mittels 
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baren Städte (nach Verhaͤltniß ihrer Bedeutung mit unmittels 
baren Städten gemifcht und zu Collectivſtiminen vereinigt) zur 
Theilnahme an den Rechten der Fandftandfchäft' berufen. Auf 
ähntiche Weiſe find die mittelbaren Städfe in Balern und 
Wuͤrtem berg gleich den unmittelbaren mit Seibſtſtaͤndigkeit 
fuͤr ihre Gemeindeverwaltung begabt, und mit den unmitteldas 
keh Städten gleicher Größe verhäftnifmäßig — ih Baiern nach 
Bereinigung der nicht unter 500 Familien zählenden Städte 
und Märkte zu Collectivflimmen, in Würtemberg unter den 
Gemeinden der Oberamtsbezirke überhaupt — zur Mitgliedfchaft 
bei der Nepräfentation in der Kammer der Abgeordneten erhoben 
REine Verfchiedenheit der Nechtsverhältniffe, in welchen die 
unter dem zweiten Syſteme begriffenen Mägiftrate ſich Befinden), 
iſt im" Vergleiche mit den Altern Berfaffungen auch darin auf⸗ 
geſtellt, daß die Abordnung der flädtifchen Deputirten zu— den 
Sandtagen nicht ausfchließlich Hei den Stadträthen beruht, -fonk 
dern das Wahlrecht und die Wean warkeit einem erweiterten — 
in der Buͤrherſchaft mitgetheilt” iſt. | 
Bon Ähnlichen Grundanfihten, wie die Preußif 4 
Baierſche und Wuͤrtembergiſche Geſetzgebung, geht der 
Entwurf der Gemeinde-⸗Ordnung aus, welcher in der 
zweiten ‚Kammer der Landſtaͤnde im Großherzogthume Baden 
hei den Sitzungen im Jahre 1822 eroͤrtert und genehmigt wors 
den ift.*) Dabei hat fih das Beftreben, der ftädtifchen Coms 
munalverwaltung eine thunliche Seldftftändigfeit zu verfichern, 
im ganzen Zufammenhange des Gefegentwurfs ausgedrückt. 
Der Gemeinde foll die Verkündigung und der Vollzug der 


*) Erſter Theil der Gemeindeordnung. Nedigirt nad) den von ber 
zweiten Kammer in ben Öffentlichen Sitzungen vom 7. 10. 12. 20. 
21. 22. 24- 26. 27. u. 28. Juny gefaßten Befhlüffen, und nad) 
diefer Rebaction von der zweiten Kammer in ihrer XLI. öffentlis 
hen Gigung am 3, July 1822 genehmigt. Karldruhe 1822. 8. 

\ . 
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Geſetze, Verordnungen und höhern Weifungen uͤberlaſſen ſeyn. 
Durch die Gemeinde ſoll die Sicherheits- Markt; Ges 
werbes Sefundheits: Bau: Straßen: Feucrz' und 
 Gefindes Polizei, ferner die Feld: und.niedeneWalds 
polizei, die Armenpolizei in Gemeinfhaft mit den Orts⸗ 
geiſtlichen, und die Kirchenpolizei mit der Aufſicht 
uüber die Ortsſchulen mit den Ortsgeiſtlichen, Alles nach 
Maaßgabe der allgemeinen Vorſchriften, verwaltet werden. Im 
Gebiete. der Rechtspolizei wird der Gemeinde die: Aufſicht 
auf. Waifen und andere unter Curatel zu. fegende. Perfonen und 
die Aufficht über. das denfelben zufiehende Vermögen, ‚die Fuͤh⸗ 
zung und, Aufbewahrung der Grunds und Hypothekenbuͤcher, 
der „Ranfprotocolle und Contractenbuͤcher, die Vornahme. der 
obrjgkgitlichen Taxationen, Lieitationen, und Dbfignationen, und 
die Ausübung eines (durch ein ‚befonderes Geſetz noch ‚näher, zu 
beſtimmenden) Theiles der willtührlihen Gerichtsbarkeit übers 
laſſen. In Beziehung auf ‚die Civil⸗Rechtspflege wird 
der ftädtifhen Gemeinde die definitive Entſcheidung in allen 
Streitigfeiten, welche den Betrag. von 15 fl. nicht uͤberſteigen, 
ohne Recurs an den Richter, ‚und das Recht und die, Pflicht 
Der Mermittelung in allen, bürgerlichen :Streitfachen auf des 
‚Klägers Anfuchen überwiefen. -Die Stadtgemeinde  foll auch 
ein: Strafrecht auszuüben ‚haben, und es foll diefe Befugniß 
‚auf. die Zuerfennung von Geldſtrafen bis zum- Betrage von 
5: fl,, von bürgerlichem Gefängniß bis zur Dauer von 48 Stuns 
den, und von Öffentlicher, der Ehre nicht ‚nachtheiliger Arbeit 
bis auf die Dauer von 2 Tagen fi ch. erftrecken, Der Gemeinde 
foll endlih auch die felbftftändige Verwaltung des Communals 
vermögeng und. der ftädtifchen Stiftungen und die Rechnungs⸗ 
fuͤhrung daruͤber anvertraut ſeyn. 

Dieſe Rechte ſollen theils durch den Gemeinderath, 
theils durch dieſen in. Verbindung mit einem Buͤrger-Ausſchuſſe, 


\ 
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theils durch. die Gemeindeverfammlung ausgeuͤbt werden. In 
dieſer Ausuͤbung der geſetzlichen Rechtscompetenz find‘ die Ges 
meinden zunaͤchſt den Bezirksaͤmtern unterworfen. An dieſe wird 
auch der Recurs bei Straferkenntniſſen gerichtet. 


Der Gemeinderath beſorgt alle Angelegenheiten der Ger 
meinde, welche nicht an die Mitwirtung des Bürger + Auge 
ſchuſſes oder an die Befchlüffe der Gemeindeverfammlung gebuns 
den find; durch ihn wird die Gemeinde. vor Gericht und vor 
den Verwaltungsftellen. vertreten, und werden die Anwälte 34 
gerichtlihen Verhandlungen für- die Gemeinde gemählt und 
bevollmächtigt; ihm find die ‚den Gemeinden eingeräumten Funs 
stionen, der Polizeiverwaltung, der Rechtspolizei, der birgerlis 
hen Rechtspflege und des Strafrechts übertragen; von. ihm 
werden die Gemeinde-Officianten und niedern Subalternen 
ernannt; er giebt denen, welchen ein angebornes Bürgerrecht 
zufteht, die Autorifation zu deflen Antritt. Unter Mitwirkung 
des Bürgers Ausfchufles wird durch den Gemeinderath das Ges 
meindevermögen verwaltet und über die Ertheilung des Orts⸗ 
Schutz-⸗ nnd. Ehrenbuͤrgerrechts entſchieden. | I 


Der Gemeinderath ſoll aus einem Buͤrgermeiſter, als Vor⸗ 
ſteher, und aus 3—12 andern Mitgliedern befiehen. An den 
größern Städten (Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg 
Und Freiburg) können die. Mitglieder des Gemeinderaths 
nach Befinden bis auf 15 erhöht werden. Alle Mitglieder: des 
Gemeinderaths follen durch eine Wahl der Gemeinde, bei wel⸗ 
her alle Orts: Schußs und Ehrenbürger concurriren, ernannt 
werden. Zum Amte des Bürgermeifters werden 3 Candidaten 
gewählt und der Staatsbehoͤrde präfentirt, die dann einen 
darunter ernennt. Der Bürgermeiftee ſowohl als die übrigen 
Mitglieder des Gemeinderaths ſollen auf 6 Jahre ernannt 
werden; jeder Austretende ſoll aber wieder waͤhlbar ſeyn. Alle 
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2 Jahre folk ein Drittheil der Gemeinderathsglieder ER 
und durch;neue Wahl erfeßt werden. 

+» Die: Stellen. des Bürgermeifters und eine? Gemeinderachs⸗ 
ailedes werden- als Ehrenſtellen betrachtet. ; Der erftere: kann 
da, wo 08 hergebracht ift, oder wo es die Gemeinde mit Ger 
nehmigung der Staatsbehötde befchließt, einen fländigen Gehalt 
(Glos in baarem Gelde) bekommen, der nach dem Umfange der 
Geſchaͤfte und nach dem Ertrage des Gemeindevermogens beſtimmt 
wird. Die Mitglieder des Semeinderathe erhalten keine Be⸗ 
ſoldung. 

Der Gemeinderath wihtt ſich einen Rathsſchreiber, wel 
chem fuͤr den Bezug eines ſtaͤndigen Gehaltes die Schreibereigeſchaͤfte, 
die Fuͤhrung der Protokolle, die Ausfertigungen aus denſelben 
und die Fuͤhrung der Grund⸗ Hypotheken⸗ und Contractenbuͤ⸗ 
cher uͤbertragen ſind. Die Wahl des Natheſchreibers geſchieht 
gleichfalls auf 6 Jahre. 

Drurch einen Gemeinderehner, welchen die Gemeinde 
auf 6 Jahre zu wählen hat, und welcher einen ftändigen St 
Halt bezieht, wird die Gemeindecaffe verwaltet, 

Das dritte Syſtem hat fih von den beiden andern 
‚dadurch abgefchieden, daß daflelbe Feine corporative Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit der S Stgpfsemeinden anerfennt,. fondern: das innere Gefells 
ſchaftsweſen der. Städte der unmittelbaren Staatsleitung durch 
Aufhebung der fonftigen colfegialifhen Communalbehörden und 
‚durch ausfchließlihe Einfegung landesherrlicher Beamten unters 
‚worfen hat: An die, Stelle der ſelbſtſtaͤndigen Communalpers 
waltung durch das Mittel eines felbfiftändigen, mit den Elemen⸗ 
‚ten der Gemeinde feftverwachfenen permanenten Rathscollegü, 
ift die buͤreaukratiſche Bevormundung geſetzt worden. In fols 
chem Verhaͤltniſſe brfinden ſich die Städte des Großherzogthums 
Heſſen, des Herzogthums Naſſau und des Herzogthums 
Anhalt-Coͤthen. 


* 
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In den: Städten des Großherzögtfums Heſſen beſteht 
kein. permanentes Meagiftratscollegium in - Deutfhem Sinne, 
kein felbftftändiges Organ der Gemeindeverwaltung , feine ftädtis 
ſche Zurisdiction. Ein. Bürgermeifter, den die Regierung 
aus. 3. durch “alle wahlberechtigten Ortsbürger vorgefchlagenert 
Candidaten auf ſechs Yahre ernennt, hat als Büreaufrat die 
‚ Kommunalverwaltung zu führen und in den Orten, wo fein 
Polizeibeamter befonders angeftellt iſt, zugleich die Polizei zu 
beförgen. Zur Aushälfe in Berhinderungsfällen find ein ‚oder 
zwei ‚Stellvertreter für den Bürgermeiftee mit ernannt. Die 
niedern Subalternen für den Gemeindedienft werden theils vom 
Bürgermeifter allein, theil® anf Vorſchlag des. Gemeinderaths 
(einer zur Mitberathung in* einigen Communalangelegenheiten 
betufenen Bürger» Corporation) angeſetzt. Der Bürgermeiftee 
hat: feine’ Stelle als ein Ehrenamt zu ‚betrachten, wofür fein 
Schalt angewiefen wird; nur für die Schreibereis und Ganze 
leikoſten wird demſelben eine Entfchädigung gewährt, und in 
den Städten über. 5000 Einwohner und bei größerer Ausdehs 
nung der Gefchäfte: in einzelnen Gemeinden ein ne für 
Mepräfentationskoften vergütet. *) 

Sn den Städten des Herzogthums Naf fau Beftehen 
gleichfalls Feine permanenten Rathecollegien. Die Verwaltung 
der ftädtifhen Kommune iſt einem vereinzelt beſtellten Beams 
ten, dem Schultheißen übertragen, den die Negierung ſetzt 
und der zunaͤchſt dem landesherrlichen Amte untergeben’ ift, in 
weldyes die Stadt ald Gemeinde mit einbezirkt if. Der Schults 
heiß vollzieht die Geſetze und alle Anordnungen der hoͤhern 
Behörden und verfügt in Gemäßheit der ihm ertheilten Amtes 
competenz; er verwaltet die Polizei in der Stadt, wenn nicht 


*) Großherzoglich Heffen » Darmftäbtifche Gemeinbeorönung vom 30. 
Suny 1821. 
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ein eigener Polizeibeamter für den Ort geſetzt iſt; er iſt Diris 
gent des. Feldgerichts (Stadtrathe oder Gemeinderathe), 
zu welhem ihm 2—8 auf Lebenszeit ernannte Feldgerichtss 
fchöffen oder Rathsherren beigeordnet find; er. ann in Noths 
fällen, mit Zuziehung von vier Rathsherren oder andern: Zeus 
gen, Teftamente aufnehmen und ift verpflichtet, der Juſtizſtelle 
alle Fälle anzuzeigen, wo Bormundfchaften und Euratelen anges 
ordnet werden müflen; in Polizeiſachen darf er, in Webereins 
flimmung mit den beftehenden allgemeinen Vorſchriften, und 
nach vorhergegangener Berathung mit den Gemeindevorftchern, 
Befehle und Verbote -erlaflen und die Contraventionen mit 
Geldbuße bis zum DBetrage von 3 fl. ahnden; das Gemeinder 
vermögen wird, unter Oberaufficht-des Amts, von ihm verwals 
tet; nach feinen Anmeifungen muß der von der Regierung 
ernannte Gemeinderechner oder Rathscaſſirer dad Gemeindes 
zechnungswefen beforgen; unter feiner Aufficht befindet fich das 
Gemeinde s Archiv; durch ihn werden, im: Bernehmen mit 
den Gemeindevorftehern, die Gemeindedienfte beſetzt. Einzelne 
Verwaltungszweige duͤrfen, unter Aufſicht des Schultheißen, 
beſondern Commiſſionen uͤbertragen werden. Der Schultheiß 
iſt endlich der vollziehende Lokalbeamte fuͤr das Abgabenweſen; 
er hat die Heberegiſter der Steuern zu fertigen, und die Erbes 
bung und Beitreibung der Staatsabgaben, der Domanialges 
fälle, und der flandesherrlichen, ish und Stiftungss 
-Gebührniffe zu beforgen. 

Die Verfaflung und: Verwaltung der Städte im Herzogs 
thume Anhalt-Coͤthen ift der Franzöfifchen (und vormals 
Weftphälifchen) genau nachgebildet.*) Ein Maire hat. die 
allgemeine Verwaltung der ftädtifchen Angelegenheiten und des 
Gemeindevermögens insbefondere. Bei diefen Gefchäften wird 


*) S. oben Abſchn. II, Kap. 1. 
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derſelbe nach feinem Gutbefinden und nach den von ihm abhäns 
gigen Befondern Aufträgen, oder in Berhinderungsfällen von- 
einem oder zwei Adjuncken unterftügt. Dem Maire ift 
außerdem die Polizei, die Vertheilung der  directen Abgaben, 
und die Hufficht uber deren Erhebung und Ablieferung‘, die 
Sorge für die Erhaltufig des öffentlichen Eigentums, die Bes 
auffihtigung der öffentlichen Arbeiten, die Beforgung der Cons 
feriptiom u. a. m. übertragen. Ein Cectetair iſt dem Maire 
beigegeben, um die Ausfertigungen- zu unterzeichnen, und das 
Archiv in Ordnung zu erhalten. Den Maire, feine Arjuneten 
und den. Secretair des Maire ernennt der: Sandesherr; bei der- 
Befeßung der letztern Stelle ift Io. der Stade die: Präfentas 


tion nachgelaſſen. 2 
A 


Geſellſchaftliche Eintheilungen und Rechte der 
Bürgerfhaft und Formen für die Ausäbung dies 
fer REEEORTAE 


Am Allgemeinen werden die Bewohner der Städte unter 
zwei Hauptclaffen geſtellt. Man unterfcheidet Bürger und 
Schugvermwandte oder Beifaffen. 
| Die Rechte der Bürger beziehen fich theils auf private 
rechtliche, theils auf oͤffentliche Verhaͤltniſſe. In der 
erſtern Hinſicht gewaͤhrt das volle Buͤrgerrecht: * 
4) den ſtaͤdtiſchen Schutz und Gerichtsſtand, die Theil⸗ 
nahme an den Verhaͤltniſſen des ſtaͤdtiſchen Statutenrechts, 
und den Mitgenuß der ſtaͤdtiſchen Privilegien, 


— 





*) Verwaltungsordnung für das Herzogthum Anhalt⸗Cöthen, 
d. ds:22. Februar 1811. Tit. II. & 1-8, und Vit. III. in den 
Eonftitutionen der Europäifhen Staaten feit den. legten 25 Jah— 
ven, Leipzig und Altenburg 1817 flg. IT. Theil pag. 277 fla. 
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b) die Befugniß, bärgerlihe Nahrung zu treiben, naments 

lich die den Städten vorzugsweife zugewieſenen Gewerbe 
des Handels, der zünftigen Handwerke und der ae 
brauerei auszuüben, ' 

c) das Recht, Häufer in der Stat. und Grundftüce im 
ftädtifchen . Weichbilde zu erwerben, Ä 

d) die Theilnahme an den ftädtifchen Stiftungen, 

e) die antheilige Mitbenugung der Gemeindegüter, 


Zu den Öffentlichen oder Pr Nechten wird ges 
van: 
1) Die WRitirfang bei der — 
2) die Theilnahme an der Wahl der ſtaͤdtiſchen Obrigkeit, 
3) die Fähigkeit, zu Gemeindeämtern gewählt zu werden, 
4) die Theilnahme an der Wahl der ftädtifchen Abgeords 
neten zur Landftandfchaft, 
5) die Faͤhigkeit, als ſtaͤdtiſcher Peputirtet zum Landtage 
gewaͤhlt zu werden. | 
Die Ausuͤbung des Bürgerrechts ift durch die Erfüllung 
der Bürgerpflicht bedingt. Diefe Pflicht befteht 
ce) im Gehorfam gegen die ftädtifche Obrigkeit, 
£) in der Verbindlichkeit, die ftädtifchen Grund- und Ges 
werbe s Abgaben zu entrichten, zu den regelmäßigen, für 
die Unterhaltung der öffentlichen Anftalten und zu andern 
Gemeindezwecken eingeführten Anlagen beizutragen, bie 
zum Beften der Gemeinde feftgefegten perfönlichen Dienfts 
leiftungen (3. B. bei Wachten, Feuersgefahr, Unterhals 
tung der öffentlihen Gebäude, Wege u. a. m.) zu erfüls 
len, und alle fonftigen Gemeindelaften verhältnigmäßig 
zu übernehmen, 
y) in der Webernahme öffentlicher Stadtämter und fonftiger 
Aufträge zum Beſten des ftädtifchen Gemeinweſens. 


Eintheilungen und Rechte der Bürgerfchaft: : 257 


©: ‚Die nicht in das wolle Bürgerrecht aufgenommenen Stadtz - 

bewohner, im Allgemeinen die Schußverwandten oder 
Beifaffen genannt, haben feinen Theil an den flädtifchen 
Gefellfchaftsrechten und Vortheilen, welche durch den. Befiß. des 
Ortsbuͤrgerrechts bedingt find. Namentlich find die Schugvers 
wandten von den politifcher Borzägen der. Bürger, von. dem 
Betriebe der. eigentlich: ftädtifchen Gewerbe, und von der Bes 
nutzung der Gemeindegüter ausgefchloffen. Dabei find ſie jedoch 
der ‚ftädtifchen Obrigkeit im; allen Polizeifachen und Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten gleich den Bürgern unterworfen und :wird das 
Stadtrecht in perfönlichen , fachlichen und obligatorifchen Ver⸗ 
hältniffen auf. fie: angewendet, Fuͤr die. verftattete: Zulaffung 
zu den ‚Vortheilen ‚des : ftädtifchen Schutzes und der ſtaͤdtiſchen 
öffentlichen Anftalten: find die Beifaffen: nach Verhaͤltniß : ihres 
Vermögens und nad dem Umfange der ihnen freigegebenen 
Geſchaͤfte oder Gewerbe Beiträge zu leiſten ſchuldig. 


Eine dritte Claſſe von ſtaͤdtiſchen Gemeindegliedern wird 
hie und da mit dem Namen der Forenſen bezeichnet, worun⸗ 
ter diejenigen gezählt werden, welche mit Cinräumung "eines 
befchränften Bürgerrechts Häufer. in der Stadt und in den 
Vorftädten, oder innerhalb des ftädtifchen Weichbildes land⸗ 
wirthſchaftliche Grundſtuͤcke beſitzen, aber ihren weſentlichen 
Wohnſitz auswaͤrts haben. Dieſe Forenſen (welche, wenn ſie 
nur Feldgrundſtuͤcke beſitzen, da und dort den Namen der 
Feld buͤrger führen) find ruͤckſichtlich ihres Grundeigenthums 
dem Stadtrecht, der ſtaͤdtiſchen Gerichtsbarkeit, den Realabga— 
ben und allen auf die Grundftücde zu repartirenden Gemeinde 
Laften auf gleiche Weife, wie die Ortsbärger, unterworfen, 


Durch die Verleihung des Ehrenbuͤrgerrechts ertheis 
len die ftädtifhen Magiftrate die den eigentlichen Ortsbürgern 


zufommenden Rechte und Freiheiten, ohne die Begabten damit 
Reichard D. Städteverfaſſ. 17 
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zui den. vegefmäfigen Sirpiihen — und ie 
r verpflichten. 

Ohne Theilnahme am — und den Verhaltniſſen 
REITER und‘ eremt von der ftädtifchen Gerichtsbarkeit 
(wo: diefe nicht einer Tandesherrlichen. Juſtizbehoͤrde übertragen 
iſt) bleiben die in den ‚Städten mohnenden Staatsdiener, Geiſt⸗ 
lichen, Schuflehrer,, " Deilitärperfonen und andern: Perfonen, 
welchen: vermöge ihres ‚Amtes, ihrer Würde, ihres. Standes, 
oder wegen beſonderer —— ein befreiter Gerichtsſtand 
— if 

Bald in'mehr, bald in weniger, e Bejieheitgen ; mit den pris 
— Verhaͤttniſſen der Städte verbunden, aber ohne 
Zufammenhang mit: der ftädtifchen Comimunalverwaltung, ohne: 
Mitwirkung bei derſelben und ohne Theilnahme an den Ehrens 
vortechten und an den Pflichten der Ortsbärger leben die im: 
Umfange des Stadtweichbildes ‚oder im ſtaͤdtiſchen Landgebiete 
tmohnenden Dinterf affen umd ſchutzyflichtigen Unterthanen 
der Stadtgemeinden. | | 
: Zu den wichtigften organifchen Formationen in der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Geſellſchaft gehdren die vermöge gefeglicher Autorität 
beftehenden Verbindungen, durch welche alle zur Ausübung | 
eines und defielben Gewerbes befugten Derfonen in eine Corpo⸗ 
ration vereinigt und jeden nicht darunter Begriffenen von dem 
Betriebe des naͤmlichen Gewerbes an demſelben Orte auszu⸗ 
ſchließen befugt ſind. Durch das einzelne Corporativweſen im 
Innern der Staͤdte werden wirkliche Beduͤrfniſſe und nuͤtzliche 
"Zwecke ſowohl für die Genoſſen der Gewerbe ſelbſt, als für die 
gefelfchaftlihen Verhältniffe der Stadtgemeinden und für die 
Drdnung des Staats im Ganzen befördert. Der Beftand dies 
fer Verbindungen (Zünfte, Gilden, Innungen) wirkt 
als praktiſches Mittel, den einzelnen Bürger in feinen abgefons 
derten Befchäftigungen an beftimmte, auf dad Allgemeine bins 
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weifende Regeln zu gewöhnen und ihn zur Auffaflung gefells 
ſchaftlicher Zwecke und zur Mitwirkung für diefelden - zu erzies 
hen. Durch die corporativen Vereine gleichartig befchäftigter 
Gewerbtreibenden ift eine praftifhe Einrichtung gegeben, nüßs 
lihe Kenntniffe und Erfahrungen unter den Genoſſen einzelner 
Gewerbe zu verbreiten und fortzupflanzen, die Nachbildung der 
Augend für den gewählten induftriöfen Beruf in natürlichem 
und zwecdmäßigem Stufengange und in wirffamer Zucht zu 
ſichern, den geſetzlich vorgeſchriebenen Wanderungen der Ges 
werbszöglinge alfenthalben feften Anhalt zu bieten, die Prüs 
fung der zum felöftftändigen Auftreten fih anſchickenden Hands 
werker richtig zu ſyſtematiſiren und der obrigkeitlichen Conceſſi⸗ 
onsertheilung eine zuverläffige Grundlage zu verfchaffen. Micht 
fchädlich wirken die Schranfen der Zunftverbände, in fofern 
es eine wichtige Berädfihtigung der Staatsverwaltung und 
Geſetzgebung bleibt, der übermäßigen Anhäufung der Gewerbs 
treibenden zu begegnen, und in fofern jede von Obrigkeitswegen 
ertheilte Reals Gerechtigkeit und Perfonal: Eonceffion nur dann 
in dem, durch den bürgerlichen Verkehr gebildeten und oft 
durch adminiftrative Handlungen der Obrigfeiten (befonders bei 
Reals Gewerben) anerkannten Werthe erhalten, die Gewißheit 
der Ernährung geftärkt, und die muthbelebende Meinung von 
der Sicherheit des Lohnes für Koftenaufwand und Anftrengung 
befeftigt werden mag, als die Regierung die Zahl der Gewerbs 
treibenden an jedem Orte nur im Verhältniffe zum wohlerfuns 
digten DBedarfe fih anfegen läßt. In den Berfchräntungen 
des Gildeweſens find dem bürgerlichen Verkehre öffentliche Ans 
ftalten erwachfen, welche dem Publitum gegen Schaden durch 
PDfufcherarbeit eine Gewähr geben, die nicht leicht: ein anderes 
Mittel in flärferem Maaße, am wenigften eine ungezügelte Ges 
merbefreiheit zu geben vermag, Durch die mittelft der Innun⸗ 


gen zwifchen den Handwerkern geftiftete lebendige Verbindung 
17 * 
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für gemeinfame Intereſſeu, und durch die im Innern der 
Zünfte befeftigte felöftftändige genoffenfchaftliche Aufficht werden 
ehrbare Zucht und Sitte befördert, und viele Hände zu gleichs 
förmigem Zufammengriffe für gefellfchaftlihe Zwecke überhaupt 
und befonders für die: Werke der Wohlthätigkeit vereinigt. In 
diefer durch den Naturgang des ftädtifchen Lebens erwachfenen 
und durch die pofitive Gefeßgebung befeftigten Beflimmung der 
Zünfte fpricht fi von felöft aus, daß ihre Dafeyn für die gefells 
fchaftlihe Ordnung in den Stadtgemeinden in mehrfachen wichs 
tigen Ruͤckſichten eine wohlthätige Bedeutung hat. In der 
engern Umfaflung der Zunft lernt der Bürger fi) als Theil 
eines größern gefellfchaftlihen Wefens fühlen und begreifen, 
durch die Formen eines Innungskoͤrpers wird der Bürger zu 
den höhern Begriffen von einem  ausgedehntern, aus mehrfas 
‚chen gefellfchaftlihen Verbindungen zufammengefegten Gemeins 
weſen fortgeleitet; durch das erregte Intereſſe für die am naͤch— 
ften liegende Gewerbsverbindung wird die Aufmerkfamfeit für 
den Zufammenhang. des Einzelnen mit dem Ganzen gefchärft 
und der Eifer für das Einzelne und Befondere zum Gemeins 
finn ausgebildet. In dee Arithmetit der Zunftgeftaltungen bies 
tet fih den Regierungen und den ftädtifchen Obrigfeiten das 
natürlichfte und einfachfte Mittel, den Umfang des Gewerbes 
weſens auf allen Punkten und in feinen Einzelheiten Klar zu 
überfchauen, den Standpunkt und die Bedentung jedes einzel: 
nen Gewerbes im Vergleiche mit den Übrigen ‚gewerblichen Bes 
fchäftigungen. zu erkennen, - die Kräfte der Gewerbtreibenden 
gegen einander zu fhägen, alle auf das Gewerbe zu legenden 
Abgaben richtig abzumeffen, das Bedürfnig der Ynduftrie rich 
tiger zu erforfchen und die adminiftrativen Maaßregeln dafür 
ficherer zu berechnen, überhaupt der Aufficht über die Gewerbe 
wirffame Realität zu gewähren und der Leitung der bürgerlichen 
Beichäftigungen eine fruchthringende Richtung zu geben. An 
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die Spitzen der Innungscorporationen knuͤpfen ſich leicht die 
Verbindungen zwiſchen der Lokalobrigkeit und der Gemeinde, 
die Faͤden fuͤr die Mitwirkung der Buͤrgerſchaft bei der Com⸗ 
munalverwaltung, die ſpeciellen Anſtalten und Verrichtungen 
fuͤr die Erhaltung der allgemeinen Wohlfahrt und Sicherheit, 
und fuͤr die Ausuͤbung der oͤffentlichen Wohlthaͤtigkeit. 

In den Verwandlungen, ;weldye: das Zunftwefen in den 
neueſten Zeiten erfahren hat, zeigt fich das ‚Beftreben der Res 
gierungen ‚das Schädliche in den überlieferten ältern Formen 
und Befchränfungen zu entfernen, und einer freiern,, einer 
umfaſſendern Gewerbsentwicelung die Wege anzubahnen. Für 
fchädlich waren hanptfächlich : erkannt worden: die «Strenge ‚des 
Zunftzwanges — der Druck der Zünftigen : gegen Unzuͤnftige — 
die Uebertreibungen des Zunftpfaͤndungsweſens — die Vorrechte 

der ſtaͤdtiſchen Handwerker vor den Dorfs Handwerkern — das 
| Gefperrthalten : oder! die Gefchloffenheit‘ der: Zünfte — die Err 
ſchwerung und: Vertheurung des. Meifterwerdens — die Vors 
ſchriften über die Zahl der von) jedem: einzelnen Meifter zu hal⸗ 
tenden Gefellen. und. Lehrlinge. — die Verbindungen unter’ den 
Geſellen — die dem veränderten Sittenzuftande widerftrebenden, 
auf alten Vorurtheilen beruhenden Beflimmungen - über. die 
Zunftfähigfeit —. die engen, mit einer vervollkommten freiern 
‚Gewerbthätigkeit nicht zu vereinigenden Grenzen der Gebiete, 
‚ ‚innerhalb welcher die einzelnen. Innungen nach den gefeßlichen 
Artikeln fih zu bewegen hatten, Mit einer Kevifion und Eins 
fhärfung der Reichsgeſetze über das Zunftwefen, und mit zeits 
gemäßen Normen über das Verhaͤltniß der Lehrlinge, der Ges 
ſellen und der Meifter, über die innere: gefellfchaftliche Ver— 
faflung der Zünfte, und, über die Ausäbung ihrer Gefeltfchafts: 
echte war Sachfen ſchon feit 1780 vorausgegangen.*) In 





*) Mandat, die General⸗Innungs⸗Artikel der Künftter, Profeffioniften 
und Handwerker betr,, vom 5, Sanuar 1780. 
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dernfelben Beifte waren für Preußen die Verhaͤltniſſe der 
Handwerker und Zünfte feit 1794 (durch die Beſtimmungen 
des: Allgemeinen Landrechts) geordnet worden. *) In der 
neueften Zeit haben noch andere Deutfche Gefeggebungen,, 'nas 
mentlich die Hanndvrifhe, die Braunfhmweigfhe, die 
Badifhe, Heffifhe, Weimarifhe und Schwarzs 
burgsRudolftädefche. den organiſchen Öffentlichen Verband 
der Innungen zu erhalten, und von friſchem zu beleben.,. die 
bemerften: Mißbräuche. im innern Verfaſſungsweſen abzuſchaffen, 
die Kreife. der Ihätigkeit für. die einzelnen Zuͤnfte nach dem 
Bedürfniffe zu. erweitern, sirhd die Functionen der obrigkeitlichen 
Aufficht uͤber das Gewerbweſen mit dem Schube der. für das 
ſelbe nothwendigen Freiheit zu vereinigen, ſich zum Zweck geſtellt. 

Eine maͤchtige Autoritaͤt gewann aber auch die Meinung, 
daß von einer allgemeinen Gewerbefreiheit groͤßere Entwickelung 
der Nationalinduſtrie und des Volkswohlſtandes zu erwarten 
ſey, als bei dem Fortbeſtehen des Zunftweſens je vermittelt 
werden könne. Preußen hob durch das Edict vom 2. Mos 
vernber 1810 den Zunftzwang gänzlich auf, und führte unbe 
dingte Gewerbefreiheit ein. Das Recht zur Ausuͤbung eines 
Gewerbes kann nach diefem Spfteme ‚in allen Provinzen des 
Königreihe, mit Ausnahme des. Herzogthums Sachſen, nur 
von der Bewilligung der Polizeibehörden (entweder von dei 
töniglichen Polizeiftellen, oder von. den. mit der Polizeiverwal⸗ 
tung beauftragten Magiftraten) ausgehen. Diefe Behörden ers 
theilen dem Einzelnen für fih, ohne felöftftändige Mitwirkung 
oder coautorifirende Vermittelung einer Gewerkskörperfchaft, die 
Eonceffion zur Ausübung des gewählten Gewerbes. Der Forts 
beftand der Zünfte ift zwar geftatter; dieſe Verbindungen find 
aber mehr in die Elaffe der Privatvereine getreten, und jeder 


) Allgem. Landrecht für die Preußifchen Staaten, Theil II, Tit. VIII. 
Abſchn. III, 
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Conceſſlonirte iſt zur Ausuͤbung aller gs mit dem ihm verliehenen 
Gewerbe verknuͤpften Befugniſſe berechtigt, ohne indie: ſeinem 
Geſchaͤfte verwandte. Zunftverbindung aufgeneommenzu ſeyn. 
Die noch beſtehenden Gewerke und Zuͤnfte in Preußen werden, 
ſoviel die Leitung ihrer innern geſellſchaftlichen Verhaͤltniſſe⸗ he⸗ 
trifft, durch die ſtaͤdtiſchen Magiſttate, in ſofern die allgemeine 
‚Sicherheit und polizeiliche Ordnungẽ in: Frage kommt, durch Wie 
Polizeibehoͤrden beauffichtige: In Bezug auf die ausſchließlichen, 
vererblichen und weräußerlichen Gewerbsberechtigungen ni(ſvge⸗ 
nannten Realgerechtigkeiten Realprivilegien, Realgewerbe ra⸗ 
dieirten mit gewiſſen berechtigten Haͤuſern oder andern Grumid: 
ſtuͤcken eonſolidirten Gewerbeyhat die Preußiſche· Meſetzgebuñg 
den Eintritt einer freiem Kontumenz‘ dadurch vorbereitet, daß 
‘Sie alle dieſe Berechtigkeiten : Fin abloͤsbat erklaͤrt, und das Wor⸗ 
fahren. normirt Hat ‚wach weichem die“ zelariben - Werthe aus⸗ 
\gemüttelt , / und · die eigenthärnlichen: Jaͤhaber Fhk die Vertwand⸗ 
lung ‘des Rechts verhälthigmäßig entſchaͤdigt werden ſollen.) 
Auch Baiern loͤſte den Zunftzwang. Ohne den Zuttitt 
zuͤnftiſcher Autorität: erthellen die Polizeibehdͤrden — in den un⸗ 
mittelbaren koͤniglichen Staͤdten und Märkten die Magiſtrate, 
in den übrigen Gemeinden die koͤniglichen oder ſtandeshetrlichen 
— und, auts herrlichen Diſtriets Polizeibehoͤrden — jedem. fi Ans 
‚ meldenden die Eonceffton ‚aut, fetoftftändigen Ausübung eines 
‚Gewerbes, wenn derfelbe die ordentliche Erlernung des Ger 
werbes und feine reifere Ausbildung, zuverläffig nachgewieſen, 
und die vorſchriftsmaͤßige Faͤhigkeitsprobe genuͤgend beſtanden 
hat. Die Zuͤnfte ſollen unter Aufſicht, Leitung und Schutz 
der Obrigkeit als Vereine der zu einem Nahrungszweige oder 
“zu mehreren verwandten Gewerben gerechneten Genoſſen blos 
9— Edict vom 2. November 1810, Geſetz über die polizeilichen Verhält⸗ 


niſſe der Gewerbe vom 7. Beötember 18i1, und Declaration dieſes 
Gefeges vom 11. July 182%, - 


“ 
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für. den. Zweck fortdauern, „daß nuͤtzliche Gewerbskenntniſſe 
„unter, den. Vereinsgliedern ſich Leichter . verbreiten koͤnnen, die 
‚yAusbildung in“ den. Gewerben erleichtert; die Aufſicht auf 
„Lehrlinge, Geſellen und Gehülfen. in entfprechender Maafe 
„xealiſirt, eine geordnete Verwaltung ‚und nügliche Berwendung _ 
des. gemeinfamen Vereinsvermoͤgens geſichert, und die Unter⸗ 
Aſtuͤtzung duͤrftiger Gewenbsangehdrigen!. beſſer vermittelt werden 
andger Fuͤr dieſe Beftimmung foll:aud) die Errichtung neuer 
Vereine unter den zu einem Gewerbe. Conceffionirten moͤglichſt 
befoͤrdert werden. Allgemeine Vorſchrift iſt, daß jeder Verein 
‚einen obrigkeitlichen Commiſſaͤr (ein Mitglied der betroffenen 
Polizeibehoͤrde) zur ſpeciellen Leitung an der Spitze haben, und 
in ſich zwei Vorſteher,⸗ die: zwei Jahre im Amte bleiben) amd 
wovon in ‚jedem Jahre einer abgeht ,. aus feinen, Gliedern wählen 
fol. Eine Theilnahme san den Pruͤfungen und Faͤhigkeitsproben 
der Eoncefjionfuchenden: iſt den : betroffenen Gewerbsgenoflen. das 
durch wieder zugefichert,; daß die durch das. Gefeß angeordnete 
Prüfungs » Commiffion aus dem obrigkeitlichen. Commiffär, den 
jedesmaligen zwei Vereinsvorſtehern und zwei von den Prüfungss 
Kandidaten felbft vorzufchlagenden Sachverſtaͤndigen ——— 
| gelegt wird, *) 


| Billig abgefchafft find die Zünfte, und unbefchräntte Ges 
werbfreiheit herefcht in allen, durch den legten Parifer Frieden 
abgetretenen transrhenanifchen Provinzen det Deutfchen Staaten 
und im Herzogthume Naſſau. 


H Vergl. das Geſetz, die Grunbbeflimmungen für das Gewerbsweſen 
in den ſieben ältern Kreiſen des Königreichs betr., d. d. 11. Sep⸗ 
tember 1825 und d. Inſtructionen zu dieſen Grundbeſtimmungen 
d. d. 28 December 1825, 


” Herzoglich Naffauifhes Edict d. d. 15. Mai 1819, die Aufhebung 
der Zunftverfaffung betreffend, 
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Die hoͤchſte und bedeutendſte Stelle in den indiiftriellen 
und gewerblichen Claſſificationen der ftädtifchen Gefelffchaft nimmt 
der Stand der Kaufmannſchaft ein. Die umfaffende, 
auf die Neigungen’ und: Bedürfniffe der Maſſen berechnete 
Tätigkeit des Handelsftandes, die höheren Combinationen, die 
ansgebreiteten Verbindungen, die weit ſpaͤhenden Speculationen 
des Kaufmanns ind Fabritanten Bilden die Angeln und Trieb⸗ 
räder, durch welche die Handwerke, die Künfte und der Lands 
Bau ihre Schringufg' empfangen. Wus die Taufende ver 
Handiverker ‚der Kuͤnſtler und’der Oekonomen über den Merz 
brauch ihrer Wohnpläge - produciren, was die Gewerbuͤbung 
und Erfindſamkeit der arbeitenden Claſſen für die erften Lebens⸗ 
Bedärfniffe, ‘für die Bequemlichkeit und für den Luxus fchafft 
und zu Vorräthen aufhaͤuft, findet durch die umblickenden Augen 
und bie vielgewandten Arme des Handels die paſſende Vers 
wendung, die fichern Zielpunkte, den’ naͤhrenden und zu. neuen 
Ausförderungen der Induftrie ermunternden Abfag. Durch die 
Verkettung der commerciellen. Thätigkeiten, durch: die mit der 
‘Ausbildung des Handels erwachſenen Abtheilungen der Groß— 
händler und Banquiers, der Fabrikanten und- Manufacturiften, 
der Commiffiorlärs, Spediteurs und Mätler, der Schiffsrheder 
und der Schiffer, durch die Gefellfchaften für die Waaren⸗ 
Ausfuhre, das Aſſekuranzweſen und die Bankinſtitute ' wird 
der Producten?,; Waarens und Geldverkehr im Innern der 
Staaten und mit den auswaͤrtigen Volkern unterhalten. Durch 
die Vermittelung der Großhaͤndler, und aus den Händen der 
Fabrikanten empfangen die Kleinhaͤndler und Kraͤmer die Land⸗ 
produfte, die Colonialwaaren, die Induſtrie⸗Erzeugniſſe, welche 
die oͤrtliche Conſumtion in Anſpruch nimmt. Aus den fremden 
Handelsverbindungen des Fabrifunternehmers, aus den Faufs 
männifchen Berechnungen der Concurrenzen, und aus den Ers 
forfhungen des Waarenbedarfs in der Gerne fließen die Aufs 
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träge und Beſtellungen, welche den Maſſen der Handwerker in 
den Staͤdten und Maͤrkten weitum Beſchaͤftigung und Nahrung 
geben. Durch den Handelsſtand bilanciren die Staͤdte und 
Staaten die Activen und Paſſiven des gegenſeitigen Verkehrs. 
Eine zweckmaͤßige Ausbildung, . des Handelsſtandes, und 
eine gemeinnuͤtzliche praktiſche Befeſtigung der, Regeln für. den 
Waaren⸗ und den Wechſelverkehr haben die Corporationen 
befoͤrdert, zu welchen faſt in allen groͤßern, durch den Handel 
belebten Städten diemKaufmannfchaft, ſich vereinigt hat: Zur 
Defdrderung des Handels in- allen Berzweigungen ‚haben - diefe 
Corporationen umter der fandesherclichen Autorität ihre geordnete 
Gefellfchaftsverfaffung „ ihre befonderen Rechte. Als leitende 
Drgane der Geſellſchaft find Ausfchäffe (Aelteſte, Vorſteher) 
aufgeftellt, die. frei von der geſammten Kaufmannfchaft ges 
wählt werden; Deputationen beftehen, für beſtimmte, dem 
Waarenverkehr gewidmete Anftalten. und Einrichtungen, . Coms 
miffionen für die] gätlihe Schlichtung der-Streitigfeiten in Hans 
delsfachen; unter die Aufficht der Aelteſten haben Rendanten 
and Adminifteatoren die Erhebung. der. ‚gefellfhaftlihen Geld⸗ 
‚beiträge, die Verwaltung des: vorhandenen. . Corporationguers 
mögens und die Erhaltung. der, kaufmaͤnniſchen Stiftungen, zu 
beforgen. Der Beſtand diefer kaufmaͤnniſchen : Körperfchaften 
(Handelszünfte, Kaufmanns, Janungen, Kramer:Gilden,- Kras 
‚mer »Jnnungen) wirkt als natürliches und praltiſches Mittel, 
die Bedingungen und die Auswartung der. kaufmaͤnniſchen Boys 
bildung zu fichern, und der Zulaflung. in. die „wichtigen Vor⸗ 
rechte des Handelsſtandes (z. B. der Wechfelfähigkeit, ‚der 
taufinännifchen Zinſe und Provifion, der: Glaubwürdigkeit. der 
Bücher u.a.m.) im Intereſſe des reellen Commerzes die nöthige 
Schranke zu ftelfen. *): Zum Betriebe eines kaufmaͤnniſchen 


H Als eine neue einſichtsvolle Anerkennung des weſentlichen Nutzens, 
welcher aus ſolchen engern Aſſociationen der Kaufmanrifchaft- für das 
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Geſchaͤftes, und zur Ausuͤbung der kaufmaͤnniſchen Rechte ge⸗ 
hoͤrt in den Staͤdten, wo ſolche Corporationen beſtehen, die 
Conceſſion der Polizeibehörde, die Aufnahme in das volle Bürz 
gerrecht und die Zulaffung. in die kaufmaͤnniſche Innung. Wo 
keine Handels Gilde befieht, wird. nur die Erlangung des 
Bürgerrechts und die: Erlaubniß der. Obrigkeit zum Etabliffement 
erfordert. Den Fabrifanten ift, neben dem Befiße der kauf⸗ 
männifchen Rechte, die volle Freiheit gewährt, alle zur Vollendung 
ihrer Fabrikate erforderlichen Arbeiten, ohne Ruͤckſicht auf bes 
ftehenden Zunftzwang und auf die fonftigen. Einfchränfungen 
der. Zunftartikel, ‚unter ihrer -. m — eigene — 
fertigen zu laſſen. 

ji Mehrfache Verſchiedenheiten beſtehen zwiſchen den Deaſchen 
Territorien hinſi ichtlich der Rechte, welche die Buͤrgerſchaft neben 
dem Magiſtrate bei der __ aus zuuͤben be⸗ 
rufen iſt. 

As gemeinſamer politiſcher Grundzug zeigt ſich ſchon in 
den aͤltern, noch jetzt in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden 
Stadtverfaſſungen die Vorſchrift, daß der Magiſtrat in den 
wichtigern, das Ganze der Gemeinde angehenden Sachen die 
Meinung der Buͤrgerſchaft vernehmen, und nicht ohne Ueber— 
einftimmung mit derfelben handeln fol. }Gegenftände dieſer 
buͤrgerſchaftlichen Mitwirkung oder Ausuͤbung politiſcher Befug⸗ 
niſſe waren in den meiſten Staͤdten: die Erhaltung der zum 
gemeinen Beſten beſtehenden Anſtalten, die Wahrung der ſtaͤd⸗ 
tiſchen Gerechtſame, die Einfuͤhrung neuer oͤffentlicher Einrich⸗ 





Ganze des Handels erwächſt, müſſen die neuen Statuten angeſehen 
werden, durch welche in der neueſten Zeit die Kaufmannſchaften in 
mehreren ber bedeutendſten Preußiſchen Städte ſich als Corporatio⸗ 
nen conſtituirt haben. Es ſind neue kaufmänniſche Corporationen 
errichtet in Berlin, feit 1820, in Stettin, ſeit 1822, in El⸗ 
bing, feit 1824, in Magdeburg, feit 1825. 


| i 
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tungen, die Feftfegung ‚der Communalleiftungen, die Verwal: 
tung. des Kämmereis Vermögens und der Communglten, die 
Vocation der Geiftlichen an den ftädtifchen Kirchen u. a. m. 

Diefe theild aus dem primitiven Weſen eines freien Ges 
meindewefens  abzuleitenden, theild von den Kaifern und den 
Sandesherren den Städten, ald den am meiften bevorzugten 
Gemeinden, urkundlich beftätigten oder neu verliehenen Gerechts 
fame werden durch: mannigfaltige gefellfchnftliche Veranftaltungen 
geftüst. Die Bärgerfhaften befitzen im Verneh— 
men mit der Gemeindeobrigfeit eine Repräfentar- 
tion ihres gefellfhaftlihen Körpers, wodard 
fie für die Erhaltung ihres Rechtszuſtandes und 
für das Gemeindewohl uͤberhaupt ſelbſt mit zu 
ſorgen befaͤhigt ſein ſollen. 

In den Staͤdten, wo die aͤltern Verfaſſungen ‚noch in 
Anwendung geblieben find, erſcheint die Gemeinde-Repraͤſenta⸗ 
tion unter dem Namen des aͤußern Raths, des großen 
Buͤrgerraths, der Ratheverwandten, der Gemein 
meifter, der Bürgers Deputirten, der Bürgers Vors 
fieher, des BürgersAusfhuffes, der Viertelsmei— 
ſter, der Bezirks- oder Diſtricts⸗-Vorſteher, der 
Gilden-Deputirten u, a. m. Sn den mehrſten Staͤdten 
hat dieſe Repraͤſentation, welche in der Kegel nur aus den 
mit Häufern angefeflenen Bürgern. (Kaufleuten und Handwer⸗ 
kern) zuſammengeſetzt iſt, bald’ mit einer ſchwaͤchern, bald mit 
einer feftern corporativen Ausbildung nach und nach den Chas 
rafter der Ständigfeit, oder der Permanenz in ihren Glies 
dern angenommen. Der Einfluß aber, den die Vertreter der 
Bürgerfchaft auf die Verwaltung des Gemeindewefens auszus 
üben berufen find, hat. in den einzelnen Städten: bedeutende 
Abftufungen. Die Gemeinde hat größere Freiheit, und die 
Berüdfihtigung ihrer Meinung hat bei den Magiftraten eine 
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ftärfere Gewähr, wo die Wahl der Nepräfentanten mehr aus. 
der Bürgergemeinde, oder aus der Corporation der Nepräfens 
“ tanten. felbft hervorgeht und mithin eine Seloftftändigkeit der 
Gemeinde důrch die Formen ihrer Vertretung ſich ausſprechen 
kann; die Gemeinde befindet ſich aber in einer abhängigen, 
Sage und ohne feloftftändige Wirkfamkeit, wo die Vertretung 
nicht durch ihre eigene Wahl allein gefchaffen, fondern nur 
durch Ernennungen - des Magiftrats felbft gebildet wird, 
oder wo die Gemeinde »Mepräfentation nur aus den Bürgern 
x befteht, welche der Magiftrat für fih auswählt, um von dens 
felben, als feinen untergeordneten Organen, verfchiedene Dienfte 
bei der Gemeindeverwaltung verwalten zu laflen, 

Eine ftändige Bürger sRNepräfentation hat, dem pers 
manenten Magiftrate gegenüber, darin praftifchen Nutzen 
gewährt und für das Wohl der ganzen Gemeinde wefentliche 
Dienfte geleiftet, daß in diefer Form fir die Mechte der Ges 
meinde im DVerhältniffe zum Magiftrate ein Organ ‚gegeben ift, 
in welchem die genauere praftifche Kenntniß der bürgerfchafts 
lichen Rechte bei dem Communalwefen, die Lehre der Erfahrung, 
die angemeffene Beratung des Herkommens, die nüchterne 
Würdigung der wechfelnden Meinungen und Wünfche der Ges 
meinde, und ein fachförderlicher fuftematifcher Tact in. der 
Geſchaͤftsbehandlung und in den beftändigen Beruͤhrungen mit 
der Magifiratsgewalt ſich fiher fortpflanzen ann, Cs kann 
aber diefes Princip für fich allein dem Bedärfniffe nicht genüs 
gen. Die unabhängige Gegenkraft, die durch eine Bürgers 
Repraͤſentation vorgeftellt werden foll, würde ihre Beftimmung 
noch ficherer erfüllt, fie würde eine frifchere Bewegung empfans 
gen haben, wenn ihre Compofition die Ständigfeit und 
den Wechfel mit wohlabgemeffener Duotifation in 
ſich vereinigt, wenn eine tändige (d. h. mit Iebenslänglicher 
Amtsführung begabte) Kepräfentantfchaft fih mit dem beleben; 
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den Zuſatze einer periodifch eintretenden und abtretenden Ders 
treterzahl zu einem Ganzen verbunden hätte, 

Hie und da fonımen auch. Stadtverfaffungen vor, in wels 
chen die Gemeinde s Repräfentation durch Wahl und Vorfchlag 
aus dem Mittel der Bürgerfchaft und durch fecundäre Ernens 
nung des Magiftratd aufgeftellt wird und mit dem leßtern 
durch Mittelglieder in Verbindung gebracht ift *). 





* Ein ſolcher zuſammengeſetzter Organismus findet ſich von langer 
Zeit her in der zum Gebiete des fürſtlichen Hauſes Reuß Jüngerer 
Linie gehörigen Stadt Gera- (gegenwärtig mit 760 Häuſern und 
10,000 Einwohnern). Die Repräfentation - der bafigen Bürgers 
Thaft hat eine dreifache Ausbildung, deren einzelne Glaffificationen 
unter dem Namen der Wein- oder Gemeinridhter, der 
Viertelsmeifter und des Bürger: Ausfhuffes ſowohl 
gemeinfchaftlih, als auch in abgefonderter Stellung für die Ges 
meinde zu. handeln berufen find. Die Wein» oder Gemeins 
richter find zugleih Magiftratsglieder, die auf Lebenszeit (gleich 
den Übrigen Rathsgliedern) gewählt find, und Mitglieder der Bür— 
gerrepräfentation. In der erften -Eigenfchaft haben fie an ben 
regelmäßigen Rathefigungen und an allen Verhandlungen und Bes 

ſchlüſſen des Stadtraths heil zu nehmen, und hierunter, im 
Gange ber laufenden Geihäftsvermwaltung, zugleich das nterreffe 
der Bürgerfchaft zu vertreten; in der legtern Eigenfhaft find fie 
befugt, nach ihrem Befinden den Zufammenkünften ber Biertelös 
meifter und bes Bürger: Ausfchuffes beizumohnen, an deren Delis 
berationen und Schlußfaffungen Über die vom Magiftrate der Bür— 
ger: Kepräfentation zur Begutachtung überwiefenen Gegenftände 
Theil zu nehmen, und die diesfallfigen fchriftlihen Erklärungen mit 
den Biertelömeiftern und Ausfihußgliedern zu unterzeichnen. Die 
Viertelömeifter, 3 an der Zahl, find vorzugsweife ermächtigt 
und verpflihtet, die Rechte der gefammten Bürgerfhaft wahrzus 
nehmen, die zur Kenntniß der Bürgerfchaft beftimmten Eröffnungen 
des Magiftrats zu vernehmen, ben Bürgerausfhuß mit Vorwiſſen des 
Raths zu verfammeln, den Vortrag in der Ausfhußverfammlung zu 
maden, die Verhandlung zu leiten und die Schlußfaffung mündlich 
oder fhriftlih dem Magiftrate vorzutragenz; fie find befugt, felbfts 
ftändig für fidy gemeinnügige Anträge dem Meagiftrate zur Sprache 
zu bringen, und an ihre Vermittelung ift jeder Bürger gewiefen, 
der irgend einen Vorfchlag zum Beften der Gemeinde ausgeführt zu 
fehen wünſcht; fie werden als permanente Syndicen der Gemeinde 
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An den neuern Gefeggebungen für die Städte macht fich 
das ruhmwuͤrdige Beftreben fund, den Bürgerfchaften einen 
würdigen Wirfungskreis zur freien Selbftthätigfeit für ihr Ger 
meinmefen , anzumweifen und wirkſame praktifhe Gewährfchaften 
für ihre Rechte zu verleihen. Für diefen edeln Zweck find die 
Gemeinden. ermächtigt, durch freie Wahl in ihrer Mitte Cors 
porationen aufzuftellen, welche den Magiftraten ald Organe der 
bürgerfchaftlihen Gefinnungen, Meinungen und Intereſſen, 


‚betrachtet und haben in dieſer Eigenfchaft die ftädtifhen Communs 
procefje zu beforgen; fie haben für die Beobahtung der Brauord⸗ 
nung mit zu waden und verfaffungsmäßig haben fie bei der Abs 
nahme der Kämmereis Rehnung, bei der Bifitation der Feuer— 
mauern und Löfchgerätbfchaften, bei der Anmweifung des in ben 
Rathswaldungen gefällten Holzes und bei der Schägung bes Flei— 
ſches zu concurriren. Der Bürger-Ausfhuß, welder 2% 
Mitglieder zählt, und ausfchließlich aus den Befigern der mit der 
Braugeredhtigkeit verfehenen Häufer (217 im Innern ber Stadt) 
ohne Unterfchied der Gewerbe gewählt wird, fteht in enger Verbin—⸗ 
dung mit den Biertelömeiftern und ift befugt, im Namen der ges 
fammten Bürgerfhaft in allen Gemeindefahen verkindende Erklä⸗— 
rungen abzugeben. 

. Die Viertelsmeifter fowohl, als aud die Ausfhußmitglieber, find 
in ihren Stellen permanent. Ein Wechfel der Perfonen unter ber 
Bürgerrepräfentation kann nur im Einzelnen Statt finden, wenn 
ein Mitglied mit Tode abgegangen ift, oder feine ©telle freiwillig 
nieberlegt, ober ‚den Befig feines brauberechtigten Hauſes verliert. 
Die Stellen der Viertelsmeifter werden im Erledigungsfalle durch 
Wahl des Stadtraths jedesmal aus dem Mittel des Bürger: 
Ausfchuffes befest. -Bei Eröffnung einer Stelle im Bürger: Auss 
fhuffe haben die Viertelömeifter das Recht, drei Individuen aus 
der brauber echtigten Bürgerfchaft dem Stadtrathe zu präfentiven, 
worauf von dem Lestern eins darunter gewählt und als Ausſchuß⸗ 
glied beftätigt wird, 

Ein neugewählter Viertelömeifter wird vom Stabtrathe in einer 
Plenarverfammlung dem ganzen Bürgerausfihuffe vorgeftellt und in 
beffen Gegenwart nach feiner befonders bazu beflimmten Eibesfors 
mel verpflichtet. Die gewählten Mitglieder des Bürgers Ausfhufs 
fe8 werden von bem Stabtrathe mitzelft Abnahme bes Handſchlags 
unter Verweifung auf den lan Bürgereid zu ihren Functio⸗ 
nen beftätigt. BE 
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als Vertreter der Gemieinderechte und als Huͤlfswerkzeuge für das 
Ganze der Communalverwaltung felöfträftig zur Seite geordnet 
feyn follen. Die felbftftändige Gefchäftsführung des Magiftrats ſoll | 
in der Bürger» Mepräfentation eine, lebendige feldftftändige Controlle 
haben. Die freie Kraft des gefegmäßigen Verwaltungsorgans foll 
in der freien Gegenfraft der Bürger -Repräfentation ihre wachfame 
Huͤterin, ihr Anregungsprincip, wie ihre Mäßigung finden. In 
der Reibung zwiſchen Kraft und Gegenkraft muß ſich eine friſchere 
Bewegung der Ideen, eine freiere Regung der Geiſter entwik— 
keln. Die Regierungen haben das richtige praktiſche Mittel ergrif— 
fen, den oͤffentlichen Geiſt in den Staͤdten zu beleben und zu heben. 
Die Grundidee dieſer Maaßregel iſt feit 1818 unter vers 
fchiedenen Formen ins Leben eingeführt worden. 
Die Preußiſche Städteordnung läßt durch freie Wahl 
der Bürger eine Körperfchaft hervorgehen, welche unter dem 
Namen der Stadverordneten für die innern und dußern 
Angelegenheiten der Stadtgemeine einen beftimmten feldfiftäns 
- digen Einfluß auszuüben hat. Der Magiftrat ift verpflichtet, 
in den Gemeindefachen uͤberhaupt, befonders im Betreff des 
Stadtvermögens, der Rechte und Verbindlichkeiten der Stadt 
und der Bürgerfchaft die Erklärung der Etadtverordneten eins 
zuholen. Es ift ausdrücklich vorgefchrieben, daß die gemeinen 
Leiftungen und alle zu den öffentlichen Bedürfniffen der Stadt 
nöthigen Geldzufchäffe nur unter Vorberathung mit den Stadts 
verordneten und nur mit deren Einwilligung normirt werden 
dürfen, und daß die Bürger; Mepräfentation bei der Verthei— 
lung der Gemeindelaften felbftthätig mit Hand anlegen foll. 
Die Bürgerfchaft führt durch die Corporation der Stadtverord: 
neten eine feldftftändige Controlle Uber die gefammte Magiftrats: 
MWirffamkeit, ſowohl im Ganzen, als auch in den einzelnen Zweis 
gen der, Adminiftration. Auch die. Wahl der Magiftratsperfos 
nen, des Stadtphyfici, der Kämmereicafien» Rendanten und der 
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Bezirksvorſteher ift den Stadtverordneten übertragen. Das völlige 
Gleichgewicht zwiſchen dem Magiſtrate und der Buͤrgergemeinde 
iſt noch dadurch befeſtigt, daß die Initiative zu neuen Ordnungen 
zwiſchen beiden politifchen Körpern getheilt if. Die Stadtverords 
neten find in gleicher Dane, wie die ftädtifche Obrigkeit, auf 
Einführung neuer und Abänderung beftchender Einrichtungen 
im Gemeinwefen anzutragen, befugt. Meinungsconflicte zwifchen 
den Magiftraten und den Gemeinden ‚werden durch die Föniglis 
chen Negierungen oder Kreispolizeis Behörden entfchieden. *) 
Die Corporation der Stadtverordneten foll in den Eleinen 
Städten 24 — 36, in den mittleren Städten 36 — 60, in den 
großen Städten 60 — 100 Mitglieder zählen. Sind in einen 
Städten nur 150 — 200 flimmfähige Bürger vorhanden, fo 
follen die Stadtverordneten nur aus 18 Perfonen beftehen; bei 
100 — 150 ftimmfähigen Bürgern werden nur 12, bei wenis 
ger als 100 nur 9 Perfonen: zugelaffen. Außer der regelmäßis 
gen Zahl der Stadtverordneten follen auch Stellvertreter, big 
zum Drittheil der Nepräfentantenzahl, ernannt werden. Etimms 
berechtigt und wahlfähig find (mit gewiffen Ausnahmen) alle 
Hausbefiger und übrigen ftädtifchen Grundeigenthämer und alle 
- unangefeffenen Bürger, infofern deren reines Einfommen in großen 
Städten die Summe von 200 Thlr, in mittlern und Eleinern Städten 
die Summe von 150 Thlr. wenigſtens erreicht. Vor dem Beginn 
der Wahlhandlung werden die vom Magiſtrate gehaltenen Bürs 
gerrolfen unterfucht, um die Zahl der flimmfähigen Bürger in 
Gewißheit zu fegen. Die Wahl gefhieht unter Auffiht und 
Leitung magiftratifcher Commiflarien, nach den in jeder Stadt 
abgetheilten Bezirken, nicht nach Sonderungen in Zünften, Stäns 
den oder Corporationen. Das Protokoll über die Wahlhandlung 


) ©, bie Preußiſche Stäbteordhung v. 19. November 1808 $. 108, 
. 109. 152. 163. 170. und Reſcr. des Minifterii des Innern v. 4 
Eeptember und vom 18. November 1809. 
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u 
laͤßt der Magiftrat durch die Stadtverordneten prüfen, worauf, 
wenn die Wahl gefegmäßig befunden ift, die gewählten Stadt; 
verordneten und Stellvertreter vom Mägiftrate ihre Beſtaͤtigung 
empfangen und ihre Namen der Stadtverordneten » Berfammlung 
durch Zufertigung des beglaubigten Werzeichniffes eröffnet wer— 
den. Wenigſtens zwei Drittheile der Stadiverordnneten und ihrer 
Stellvertreter müflen aus den Hauseigenthämern gewählt feyn. 
Die Wahl wird durch die Stimmenmehrheit beftimmt. Für 
die Stadtoerordneten fowohl, ald deren Stellvertröter gefchieht 
die Wahl auf einen dreijährigen Zeitraum. Mit jedem Yahre 
fcheidet aber ein Drittheil aus, was im Verfolg des Unter; 
ſchieds, der fi) im Alter der Stadtverordneten durch den für 
das erſte und zweite Jahr der neuen Verfaſſung nach dem Looſe 
beliebten Austritt von ſelbſt gebildet hat, allemal die Aelteſten 
trifft. Die Austretenden werden jedesmal durch neue Wahl 
ergaͤnzt. Das Amt eines Repraͤſentanten aber wird unentgeld⸗ 
lich geführt. Zum Behuf regelmäßiger Gefchäftsführung waͤh— 


len die Stadtverordneten für jedes Jahr einen Vorfteher und 


Protokolführer aus ihrem Mittel. Don den Stadtverordneten 
wird über die ihnen zugemwiefenen Gegenſtaͤnde in den (vors 
fchriftsmäßig jeden Monat abzuhaltenden) Sigungen berathen 
und nad abfoluter Stimmenmehrheit befchloffen. Zur Gültigs 
feit eines Befchluffes wird jedoch die Anmefenheit von wenig: 
fteng zwei Drittheilen der Stadtverordneten erfordert. Nach 
Befinden fünnen die Stadtverordneten zur Prüfung oder Be: 
handlung einzelner Angelegenheiten Deputationen oder engere 
Ausſchuͤſſe aus ihrer Mitte wählen. Jede Nachricht über Ges 
‚genftände des Gemeinwefens wird den Etadtverordneten auf 
Anfuchen von den Behörden zuverläffig und vollftändig mitges 
theilt. . Die Schlußfaffungen der Stadtuerordneten werden dem 
Magiftrate fehriftlidy mit Unterfchrift des Vorſtehers, des ‘Pros 
tokollfuhrers und wenigſtens ſechs anderer Mitglieder uͤberge— 
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ben. *) Die Ausführung der Befchläffe haben die Stadtver⸗ 
ordnneten dem Magiftrate zu uͤberlaſſen. 

Im Königreihe Sahfen ift durch neuere Verordnungen 
(vom Jahre 1817) für die Etädte Dresden und Leipzig 
eine verbeflerte Gemeinde s Vertretung durch die Einfesung von 
Stadt: und CommunsKNepräfentanten begründet wors 
den. Die Corporation diefer Repräfentanten ift aus Bürgern 
zufammengefegt, die aus den verfchiedenen Hauptclaffen der 
Bürgerfchaft gewählt find. Die Wahl der Vertreter wird 
durch eine Wahlbürgerfchaft vollzogen, deren numerifche Größe 
dem Fünffachen der Repräfentantenzahl gleich feht**) und deren 
fammtliche Mitglieder durch einen königlichen Commiflär aus den 
Hauptclaffen der Bürgerfchaft ernannt werden. Alle 3 Jahre hat 
der vierte Theil der Nepräfentanten (der ältefte nach dem eingerichs 
teten Turnus) auszutreten; wogegen eine neue, durch eine von 
Neuem in der vorherigen Weife ernannte Wahlcorporation vollzos 
gene Wahl den Abgang erſetzt. Für jeden Repräfentanten wird 
zugleih ein Subftitut gewählt. Das Collegium der Nepräfens 
tanten wählt in feiner Mitte einen Vorfteher zur Leitung 
der Gefchäfte und einen Subftituten deflelben. Ueber die 
Wahl des Vorſtehers wird die Beftätigung der Landesregierung 
eingeholt. Die Nepräfentanten verſammeln fih allmonatlic) 
und bedienen fich bei ihren Berathungen eines Conſulen—⸗ 
ten, der zugleich ihre Protokolle führt. 

Das Collegium der Stadt und Commun sRepräfentanten 
ift blos eine berathende Behörde, die an der Verwaltung 
der zu den Communangelegenheiten gehörigen Gegenftände kei⸗ 


) ©, d. Pr, Stäbteorbnung $. 70 72. 73. 74. 84. 85. 86. 88. 107. 
114. 116. 119. 121. 122 — 125. 127. und Gab, Orb. v. 10. 
Juni 1809. j | 

**) So hat die Bürgerfhaft zu Leipzig 15 Repräfentanten, die durch 
eine Wahlcorporation von 75 Bürgern gewählt werben. 
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nen unmittelbaren Antheil nimmt. Die Nepräfentanten haben 
fih mit der Begutahtung der Communalangelegenheiten, 
weiche in diefer Abficht von der Landesregierung oder vom Mas 
:giftrate an fie gewiefen werden, zu beſchaͤftigen. Ihr Einfluß 
‘betrifft vorzüglich das Stadtfchuldenwefen, die Vermehrung 
»beftehender. und die Aufbringung neuer Abgaben und Feiftun: 
:gen, die Verwendung des Commmnalvermögene. Die Kämme: 
reis und Commun:Rechnungen werden den Nepräfentanten zum 
Behuf erheblicher und allgemeiner Erinnerungen vorgelegt. 
Die Communicationen zwifchen dem Magiftrate und den Stadts 
und Commun»Repräfentanten gefchehen in der Regel fchriftlich, 
‘in einzelnen Fällen muͤndlich. Da auch die einzelnen, von. 
den Übrigen abweichenden Stimmen genau zu Protofoll genoms 
men werden müflen, fo wird die. Behörde, welcher die Stadt: 
und Commun s Repräfentanten ihre Gutachten abzulegen haben, 
von allen Meinungen zur eigenen freien Prüfung der Gründe 
und zur fachgemäßen Entfcheidung vollftändig in Kenntniß gefeßt. 
In den neu organifirten Stadtverwaltungen des Großher: 
zogthums Sahfen: Weimar hat die beiräthige Wirkfamkeit, 
welche dem im Magiftrate als befondere Section mitbegriffenen, 
‚aus Deputirten der Bürgerfchaft zufammengefegten Berathungss 
Ausſchuſſe angemwiefen ift, zum Gegenftande: die Prüfung von 
Borfchlägen, welche auf die Einführung neuer oder auf die 
Abänderung beftehender Einrichtungen gerichtet find, die Beftins 
mung der Communs Auflagen, die Aufnahme neuer Capitaz 
lien für die Stadtgemeinde, die Veräußerung oder Verpach—⸗ 
tung von Grundftücden und Gerechtigfeiten, die Proceßfühs 
rung über ftädtifche Angelegenheiten, die Abfchließung von 
„Vergleichen uͤber  ftädtifche Forderungen und Gerechtfame, 
die Anftellung oder Abdankung ftädtifcheer Diener, die Auss 
übung des geiftlihen Patronatrechtes, die Aufnahme neuer 
| Bürger und Schugverwandten, die Ertheilung oder Auffündis 
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gung.des Schutzbuͤrgerrechts, die Erhöhung oder Verminderung 
der -Dienfigehalte, die Verwilligung von Geſchenken aus ftädtis 
ſchen Mitteln, der Erlaß von ruͤckſtaͤndigen Gefällen und Abs 
gaben, die Befchließung neuer Baue, der Abnahme der Kaͤm⸗ 
mereis und anderer ftädtifchen Rechnungen, die Eanserfung 
der jährlichen Etats für die. Käınmerei. *) 

Der Berathungs » Ausfchuß beſteht aus 2 Stadtälteften 
und aus Deputirten der einzelnen Stadtbezirfe (A — 6). Die 
Deputirten werden in den einzelnen Stadtbezirfen durch die 
volljährigen Hausbefiger auf 3 Jahre, die Stadrälteften durch. 
die ernannten Bezirksdeputirten auf 6 Jahre ‚gewählt. Wahl; 
“fähig find die mit Käufern angefeffenen Bürger. Der MWechfel 
der GStadtälteften ift fo eingetheilt, daß: alle 3 Jahre einer 
Davon, der ſchon 6 Jahre im Amte war, abzutreten hat. 

Der Berathungs-Ausſchuß hält keine Verſammlungen 
und Deliberationen für ſich, ſondern er iſt mit dem Verwal⸗ 
tungs⸗Ausſchuſſe jeden Monat. wenigſtens einmal zur Plenar⸗ 
Seffion des Magiftrats vereinigt. In diefen gemeinfchaftlichen ı 
Derfammlungen beider Ausfchäffe werden die Gegenſtaͤnde, auf 
welche der Berathungs s Ausfchuß einzumwirfen befugt iſt, vorge⸗ 
tragen und, nad) der Stimmenmehrheit aller Anwefenden ents: 
fihieden. Hat die Mehrheit des. Berathungs ; Ausfchuffes einen‘ 
Borfchlag, eine neue Einrichtung, oder eine Abänderung beftes‘ 
hender Ordnungen verworfen, fo: wird an die Dberbehörde (die 
Sroßherzogliche Landes; Direction zu Weimar) berichtet. 

Zur feldftftändigen Mitwirkung bei der Communalverwals 
tung find die Bürgerfchaften im Königreihe Baiern durch 
die Konftitution von 1818 ermächtigt worden. Die Gemein⸗ 
den der Staͤdte haben durch Bevollmaͤchtigte, die ſie frei fuͤr 
fih wählen, neben den Magiſtraten ein ausgedehntes Nechtöges 


*) Stabtorbnungen von Weimar v. 1811 $. 55, von Neuftabt 
a. d. O. v. 1817.$. 73 und v. Weida v, 1825 {. 67. 
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biet. Die Gemeinde: Bevollmächtigten waͤhlen die Bürgermeis 
fter, die rechtsfundigen Näthe und die uͤbrigen Mitglieder des: 
Magiftrats; ihr Rath muß vom Magiftrate mit vernommen 
und berädfichtigt werden, wenn die Stellen der Stadt: und 
Marktfchreiber und andere zum höheren ‘ftädtifchen Dienfte: 
gehörige Stellen zu befegen find; die Meinung der Gemeindes 
Bevollmächtigten ift vom Magiftrate zu hören und möglichft zu 
beachten, wenn unbeweglihe Gemeindes oder Stiftungsgüter, 
oder nußbare Rechte veräußert oder verpfändet, Realitäten oder 
echte erworben, Neubauten unternommen, Capitalien für- die 
Gemeinde erborgt, Lieferungs » Contracte gefchloffen, unſtaͤndige 
Gemeindedienfte und Gemeindeumlagen regulirt, Schulden 
Tilgungsplane ins Werk gefest und die Gemeindes und GStifs 
.tungs Rechnungen abgenommen - werden follen. Das lebendige, 
Intereſſe an dem Gange der Gemeindeverwaltung wird auch 
dadurch gewährt, daß die Gemeinde s Bevollmächtigten bei dem 
Magiftrate ihre Erinnerungen machen fünnen, wenn fie das 
Gemeindewohl durch irgend Etwas benachtheiligt fehen, und 
| daß fie die Ausführung neuer nüßlicher Vorfchläge in Antrag 
zu bringen berechtigt find. Falls die Befchwerden der Ges 
meinde nicht vom Magiftrate felbft. erledigt werden, oder der 
legtere mit den Gemeinde » Bevollmächtigten über die Fragen 
der laufenden Communalverwaltung, oder über neu ins Mittel 
. gebrachte Vorſchlaͤge fih nicht einigen fann, haben bie den 
Städten vorgefegten Kreisregierungen oder landesherrlichen, 
ftandesherrlichen und gutsherrlichen Gerichtsbehörden auf die 
von dem einen oder dem andern Theile erftatteten Berichte 
oder eingereichten VBorftellungen zu entfcheiden. *) 

Die Corporation der Gemeinde s Bevollmäd;tigten foll ims 
mer dem Dreifachen der Zahl von Magiftratsgliedern gleichkoms 





*) S. das Eöniglihe Edict Über die Verfaffung und — der 
Gemeinden, Tit. IV. Kap, IV. q. 81 - 84. 
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“men, welche aus der Elaffe der gewerbtreibenden Bürger. genom— 
men find; es müflen demnadh in den Städten I. Claſſe 
30— 36, in den Städten II. Claſſe 24— 30, in den Etäds 
ten IH. Claſſe i8—24 Gemeinde: Bevollmächtigte gemählt - 
werden. Waͤhlbar find nur diejenigen Bürger, welche in den 
Städten I. Claffe im höchftbefteuerten Drittheile, in den 
Städten II. Claſſe in der hoͤchſtbeſteuerten Haͤlf te und in den 
Staͤdten und Märkten der II. Claſſe in den hoͤchſtbeſteuerten 
zwei Drittheilen ſich befinden. An der Wahl koͤnnen alle 
Gemeindeglieder, welche das volle Staatsbuͤrgerrecht haben, 
Theil nehmen. Zum Behuf der Repraͤſentanten-Wahlen 
haben. die berechtigten Bürger, unter Auffiht eines Eöniglichen 
Commiſſaͤrs einen Ausſchuß von Wahlmaͤnnern, welcher in den 
Staͤdten J. Claſſe, die uͤber 4000 Gemeindeglieder zählen, dem 
40., und bei denen, die unter 4000 Gemeindeglieder zaͤhlen, 
dem 30., in den Städten II. Claſſe dem 20., und in den Städten 
IH. Claſſe dem 10. Theil der Wahlberechtigten gleichfömmt, zu 
ernennen, und werden die Staͤdte fuͤr dieſen Zweck verhaͤltniß— 
maͤßig in Bezirke abgetheilt. Unter ebenmaͤßiger Aufſicht eines 
koͤniglichen Commiſſaͤts wird dann von den Wahlmaͤnnern die 
Wahl der Gemeinde: Bevollmächtigten nach relativer Stimmens 
mehrheit vollzogen. Die Ernennung ‚gilt für die Dauer von 
9 Zahren. Alle drei Jahre hat ein Drittheil der Repräfens 
tanten auszutreten, welches vermöge der nach der Looſung bei 
der erſten und zweiten Ausſcheidung eingerichteten Reihefolge 
allemal die Aelteſten trifft. Den Abgang erſetzt wiederholte 
Wahl. Die Abtretenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Die 
Stelle eines Gemeinde-Bevollmaͤchtigten iſt ein Ehrenamt, wel⸗ 
ches unentgeldlich verſehen wird. 

Die Gemeinde-Bevollmaͤchtigten halten ihre —— 
gen im Gemeindehauſe. Die Corporation wählt ſich alle 3 
Jahre einen Vorftcher und einen Protofollführer, der zugleich 
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die fchriftlichen Auffäge beforgt. Befchlüffe fönnen güftiger 
MWeife nur bei der Anwefenheit von zwei Drittheilen der Re— 
präfentanten gefaßt werden. Die Meinung, für welche fich die 
Stimmenmehrheit entfchieden hat, wird dem Magiftrate als der 
Befchluß oder die Erklärung der Gemeinde s Bevollmächtigten’ 
mitgetheilt. *) 

In ähnlihem Sinne ift eine feldfträftige Stellung und 
ein ausgedehnter Einfluß den Bürgerfchaften in den Städten 
des Königreihe Würtemberg angemiefen worden. Die 
Bürgerfchaft wählt nah Stimmenmehrheit die Mitglieder des 
Gemeinde» Raths und nimmt neben demfelben durch einen aus 
ihre gewählten Ausſchuß feloftthätigen Antheil an der Commus 
nalverwaltung. Der GemeindesRath ift verpflichtet, die Zus 
ffimmung des Bürgers Ausfchuffes einzuholen: bei Negulis 
rung des Gemeinde:Etats und der darauf gegründeten Umlage, 
bei unvorhergefehenen Ausgaben, bei neuen oder erhöhten Um— 
lagen, bei folchen Verleihungen oder fonftigen Verträgen über 
Gemeinde» Einkünfte, die nicht im Wege der öffentlichen Licitas 
tion gefchehen, bei außerordentlihen Bewilligungen für die 
Mitglieder des Gemeinde-Raths, bei allen Nachläffen an den 
fiquiden und erigibeln Forderungen der Gemeinde, bei- allen 
Befchlüffen, wodurch der Gemeinde » Etat bleibend verändert 
und der Vermögens Fonds der Gemeinde und deſſen Ertrag 
für die Zukunft vermehrt oder vermindert wird. Das Gutachs 
ten des Bürger s Ausfchuffes hat der GemeindesNath” zu vers 
nehmen: über die Beftellung des Stadtpflegers (Rechnungsfühs 
ters der Semeindefaffe) und des Steuer » Einbringers, über das 
Unternehmen oder das Verlaffen wichtiger Nechtsftreite, und über 
den die Deputirten zu den Amtsverfammlungen in beflimmten 





*) ©. d. Gemeindes Ebict, Tit. IV. Kap. IV. $, 74— 176. 79. 85. 
87. 88, 
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Faͤllen zu ertheilenden Inſtructionen, wobel dem Gemeinde⸗ 
Rathe die Freiheit verbleibt, nach eigenem Ermeſſen zu hans 
dein. Der Bürger -Ausfhuß ift ferner befugt, die Jahresrech⸗ 
nungen des Stadipflegers nebſt ihren Beilagen einzufehen, zw. 
prüfen und feine Bemerfungen darliber dem Gemeinde s Mar 
the mitzutheilen. "Die Theilnahme der Gemeinde an der Stadt⸗ 
verwaltung iſt endlich noch durch die Beſtimmung geweckt und 
genaͤhrt, daß der Buͤrger-Ausſchuß über den Zuſtand des Ges 
meindervefens überhaupt und über Gegenftände der Verwaltung 
feine Wünfche, Vorfchläge und Beſchwerden dem Gemeinde-Nas 
the vortragen und einen Schluß darüber im Vernehmen mit dem 
letztern oder durch Recurs an das Oberanit veranlaſſen kann. 


Der Bürger /Ausſchuß ſoll aus ſo viel Perfonen beſtehen, 
ald der Gemeinde : Kath Mitglieder zählt (alſo 7 — 21) 
Waͤhlbar ift jeder Theilhaber am wirklichen Bürgerrecht, und 
an der Wahl, die unter Aufficht des Orts »Vorftchers gefchicht, 
hat die gefammte, Bürgerfchaft Theil. zu nehmen. Die Gewähls 
ten bleiben 2 Jahre lang im Amte. In jedem Jahre teitt 
die Hälfte der Ausfchußglieder ab und wird durch ‚wiederholte 
Wahl erſetzt. Die Ausgetretenen koͤnnen nach Jahresfriſt von 
Meuem gewählt werden. 


Der DObemann, welchen jeder Bürger s Ausfchuß * 
muß, wird aus den Gliedern deſſelben durch die Buͤrgerſchaft 
gewaͤhlt. In allen Faͤllen, wo der Gemeinderath die Mei— 
nung des Buͤrger-Ausſchuſſes zu vernehmen geſetzlich verbunden 
ift, wird der letztere von erfterem zur mündlichen Berathung 
beigezogen. Iſt der Bürger » Ausfchuß mit dem Gemeindes 
Rathe einig, fo wird. feine Erklärung in das, Rathsprotokoll 


+) Verwaltungs = Ebict für die Gemeinden, Oberämter und Stiftungen 
v. 1, März 1822. Kap. I. $. 5, 47. 52. 53, 54. 55. 56. 58. 50. 
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aufgenommen und vom Obemann und von den 2 älteften 
Mitgliedern unterzeichnet. Iſt eine Verfchiedenheit der Anfichz 
ten -vorgetreten, fo Fann der Bürgerausfchuß fih Bedenkzeit 
nehmen, abtreten und für fi in. Berathung gehen. Nach 
_ Beendigung der Deliberation erfcheint „der Bürger » Ausfhuß 
wieder in Sefammtheit vor dem Gemeinde-Rathe und läßt 
demfelben durch den Obemann feine Meinung mit den Grün; 
den mündlich vortragen. Hierauf wird nochmals über die 
Sache deliberirt, bei fortdauernder Abweichung der. Meinungen 
der Ausfhuß entlaffen, und vom Gemeinde-Rathe allein ab: 
geftimmt ‚und befchlofen. Bleibt diefer. Beſchluß verfchicden 
yon der. Erklärung. des Bürgerausfchuffes,. fo hat die. erörterte 
Sache in ihrem vorigen Zuftande zu bleiben, und muß, wos 
fern eine Ausnahme von der gefeglichen Norm. in Frage ift, 
das Geſetz in Anwendung gebracht, oder es muß, wenn bie 
Meinungs» Berfchiedenheit fih auf die Verbindlichkeiten der Ges 
meinde gegen dritte Perfonen, oder. der Gemeinde s VBorfteher 
gegen‘ die Gemeinde bezieht, die Entfcheidung der Oberbehörde 
eingeholt werden. Der Obemann des Bürgerausfchuffes - kann 
denfelben mit Vorwiſſen des Drtsvorfichers zu jeder Zeit zu 
Deliberationen zufammenrnfen. Ein Beſchluß der Verfamms 
lung hat nur dann Gültigkeit, wenn mehr als die Hälfte der 
Ausfchußglieder fid anmefend befunden haben. Findet der 
Ausfhuß für feine Anträge bei dem GemeindesRathe fein 
Gehör, fo kann er ſich an das. betreffende Dberamt wenden. 


Eines ehrenhaften Rechtsverhältniffes und eines den Ger 
meinfinn -Eräftig ermunternden: Wirfungsfreifes hat ferner ‚die 
Megierung des Königreichs Hannover die Stadtgemeinden 
werth geachtet. Vermoͤge der neueften Gefeggebung find die 





9) 6, d. angef. VBerwaltungss Ebict Kap. I. $. 43 — 51. 54 54. — 
55. 60 — 62. 
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Bürgerfchaften durch Vorfteher, die fie feloft in ihrer Mitte 
frei wählen dürfen, an den wichtigften Sacdyen der Kommunales 
Verwaltung felbftehätig Theil zu nehmen befugt. Der Cors 
poration der Buͤrger-Vorſteher (dem BürgersCols 
Iegium) ift der Beruf angewiefen, die Bürgerfhaft in | 
allen Angelegenheiten des ftädtifchen Gemeinweſens zu. vertreten, 
im Namen der Stadt und der Bürgerfchaft wegen des Com— 

munalvermögens und der gemeinfchaftlichen Verbindlichkeiten und 
Rechte verbindende Erklärungen zu geben, und die zu den. oͤffent⸗ 
lichen Bedürfniffen der Stadt erforderlihen Geldzufhäfle und 
andere Leiftungen zu bewilligen, zu. vertheilen und zu reguliren, 
In Beziehung auf die perfönliche Zufammenfegung der Gemeins 
deobrigfeit ift dem Wunfche und dem Vortheil der Bürger eine 
angemeffene Beruͤckſichtigung durch die gefegliche Vorſchrift ges; 
fihert, daß jede Wahl einer Magiftratsperfon gemeinfchaftlich 
von den Rathecollegien und von einer den ftimmfähigen : Mas 
giftratsgliedern gleichfommenden Anzahl der Bürger» Vorftcher 
vollzogen wird. Auch hört der Magiftrat die Burger: Bors 
ftehee mit. ihrem Gutachten, wenn Secretarien oder Actwarien 
des Magiftrats oder Stadtfämmerer angeftellt werden ſollen. 
Es werden ferner die BürgersVorfteher bei allen wichtigern Ges 
meindeangelegenheiten vom Magiftrate zu Rathe gezogen. Die 
Mitberathung tritt, namentlich ein: beim Ankauf und Verkauf, 
oder bei Vertaufhung, Ausweifung und Verleihung ftädtifcher. 
Grundftücde, bei. deren Verpfändung oder Befchwerung mit 
Neallaften, bei Gemeinheitd s Benugungen und Gemeinheitss 
Sheilungen, bei Contrahirung neuer Schulden und bei. Schuls 
den sTilgungsplänen, bei anzuftellenden Giemeindeprozeffen und 
abzufchließenden Vergleichen, bei Verpachtungen ohne Meiftgebot 
und bei Lieferungen ohne Minus ;Picitation, bei Erlaffen an 
den ftädeifchen Gefällen und Communalabgaben (in foweit ein 
gewiſſes nach Verſchiedenheit der Städte beſtimmtes Quantum 
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überftiegen werden fol), bei Neubauten und Reparaturen (gleich 
falls nur im Falle der Leberfchreitung einer gewiſſen, bei größern 
Staͤdten höher, bei Eleinern Städten niedriger arbitrirteni Summe), 
bei der Anlegung und MVertheilung birrgerlicher Abgaben und 
Laſten, bei der Abnahme der Stadtfämmerei:Rechnung und bei 
der Entwerfung des ZYahress Etats, bei der Beftimmung des 
Preiſes für das Brod, Fleifh und Bier, bei der Frage über 
die Abänderung alter und Einführung neuer Einrichtungen, 
welche auf die Verfaffung und das Vermögen der Stadt und. 
auf die Gerechtfamen der Bürgerfchaft Einfluß haben. Vorſchlaͤge 
zur Abftellung bemerkter Mängel und zur Einführung nüglicher 
Verbeſſerungen Eann jeder einzelne Bürger s Vorfteher fo wie 
jeder andere Bürger in-der Verfammlung der Bürgers Vorfteher 
fipriftlich zur Sprache bringen, und es wird der Antrag, 
wenn’ die Stimmen Mehrheit für die weitere Erörterung fich 
erklärt: hat, dem Magiftrate zur Pruͤfung und zum weitern 
Vernehmen mit der — der — mitge⸗ 
theilt. 

Die Staͤrke des Vorget /Ausſhaſſe iſt — der verſchie⸗ 
denen Größe der Städte auf 4 — 16 Perſonen beftimmt. *) 
Die Stimmfähigfeit bei den Wahlen haben die Gutöbefiger, 
und die erfte Claſſe der Ssnquilinen » Bürger (welche den höchften 
Say der en ee — Abgaben — 


2* 





— Sn der königlichen Reſidenzſtadt Hanno ver, wo ber Magiſtrat 
—aus 18 Mitgliedern beſteht, iſt die Zahl der Bürger-Vorſteher 
(übereinſtimmend mit der Zahl der eingetheilten Stadtdiſtricte) 
auf 16 feſtgeſetzt, wovon 12 auf die Altſtadt und 4 auf die Neu— 
ſtadt fallen. Die Stadt Hameln hat im Magiſtrate 6 und im 
Bürger-Collegium 10 Mitglieder; die Stadt Stade zählt 5 
Magiltratsperfonen und‘ 12 Repräfentanten der Bürgerfhaft; in 
Nordh eim find 5 Ratheglieder und 6 Bürger s Vorfteher, in 
Harburg 4 Rathsperfonen und 8 Repräfentanten. In kleinen 
Städten, wie Dransfeld und Harbegfen fliehen einem Mas 
giftrate von 3 Perfonen 4 Bürger: Vorfteher gegenüber. 
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In mehreren Städten ift auch die Wahlberechtigung an den fhuls 
denfreien Befis eines beftimmten Vermögens gefnäpft, welches 
zue Hälfte in liegenden Gründen. beftehen muß.*) Die Wähls 
‚barkeit ift allen Bürgern mitgerheilt, welchen das Stimmrecht 
zufdmme. Die Wahl der Nepräfentanten gefchieht auf die Aufs 
‚forderung des Magiſtrats und unter Aufficht eines von demfels 
‚ben ernannten Commiflärs, nach Abtheilungen in Diftrieten oder 
Bezirken. Die Repräfentanten haben in einigen Städten 4, in 
‚andern Städten 6 Jahre lang im Amte zu bleiben. Ein Wed- 
fel der Bürgers Vorfteher findet in den erftern jährlich zum Aten 
‚Theile, in den letztern alle drei Yahre zur Hälfte ſtatt, wobei 
nah dem. durch die anfänglichen Looſungen beſtimmten Turnus 
‘allemal die Aelteften ausſcheiden. Die Abtretenden find wieder 
wählbar, aber der Wahl nur dann zu folgen fohuldig, wenn 
-feit ihrem Austritte 3, .4 oder 6 Jahre verfloflen find, Die 
Stelle. eines Bürger „Vorftehers gilt als ein Ehrenamt, wel 
ches unentgeldlich verfehen wird, | 

Das Bürgers Collegium wählt fih einen vorfißenden 
Wortführer, der die Verfammlungen beruft und die Bera— 
thungen leitet, einen Stellvertreter für denfelben und’ einen Pros 
tofollführer. Die Verfammlungen der Bürger » Vorfteher, 
für welche in den Nathhäufern Locale angewiefen find, finden 
entweder auf Einladung ‚des Magiftrats ftatt oder fie können 
aus eigenem Antriebe der Mepräfentanten gehalten werden, in. 
welchem Ießteren Falle die Zufammenberufung, ‚die Zeit der 
‚Berfammlung und die Gegenftände der Berathung dem dirigis 
‚renden Bürgermeifter vorher anzuzeigen find und die Geneh⸗ 
migung  deflelben ertheilt feyn muß. Ueber die Gegenftände der 
Berathung entfcheidet die abfolute Stimmenmehrheit, deren Schluß 





*) Diefer Befis ift 3. B. in den Städten „Hameln und Stade auf 
2000 Thlr., in Burtehube auf 1000 Zhir, beftimmt, 
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aber nur dann Gültigkeit hat,; wenn zwei Drittheile des Bürs 
| ger » Collegii anmwefend ſind. Jeder Gegenftand “wird befonders 
berathen und das daruͤber Verhandelte wird in einem befondern 
- Protokolle niedergelegt, was: der Wortfuͤhrer, der Protofollfühs 
rer und einige der aͤlteſten aus den übrigen Bürger : Vorftehern 
zu unterzeichnen haben; Das Driginals Protofoll wird, nad 
zurückbehaltener Abfchrift, dem Magiftrate übergeben. Mac) dem 
Ermeffen des Magiftrats kann das Bürger Collegium zu einer 
gemeinfchaftlihen Berathung mit demfelben eingeladen werden. 
In diefen gemeinfchaftlihen Seflionen. hat, nach "gehaltenen 
Bortrage des Magiftrats » Dirigenten, zuerft der Bürger s Außs 
fhuß unter fih zu votiren und nach dem Ausfalle der Stims 
menmehrheit feine Erklärung zum Protokoll zu geben. Hierauf 
votirt der Magiftrat in Gegenwart der Bürger» BVorfteher, oder 
er laͤßt diefe abtreten und giebt denfelben feine Meinung in einer 
beftimmten Cachttägigen) Frift durch fchriftliche Reſolution zu ers 
fennen, In allen Fällen, wo Magiftrat und BürgersVorfteher 
über die erörterten Angelegenheiten und Anträge picht zum Eins 
verftändniß gelangt find, wird die Verhandlung der betreffenden 
Hegierungsbehörde (der Lands Droftei der Provinz) zur Ents 
fcheidung vorgelegt. *) | 
Auch im Großherzogthum Baden wird der Bürgerfchaft _ 

durch den Entwurf zur Gemeindeordnung ein fehr-ausgedehntes 
Nechtögebiet zugedacht. Die Gemeinde hat die Wahl des Ges 
meinderaths, die Controlle feiner Verwaltung und einen wefents 
lichen Einfluß bei den wichtigften Angelegenheiten der Gemeinde. 
Diefer Einfluß und die Controlle wird durch einen Bürgerauss 
ſchuß ausgeht, den alle Ortsbürger, Schußbürger und Ehrens 
bürger durch Wahl zu ernennen haben. Der Bürgerausfchuß 


*) Bergl. die oben angeführten, in der Hanövriſchen Gefeg- Samm— 
lung befindlihen Stabtverfaffungs = Urkunden, 
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zählt fo viel Mitglieder, als der Gemeinderath. Jedes, Mitglied 
des Buͤrgerausſchuſſes wird auf. 6 Jahre gewählt. Alle 2 Jahre 
hat ein Drittheil der Mitglieder auszutreten und wird der Abs 
gang durch neue Mahlen erfet. 

Der Semeinderath ift für folgende Handlungen an die Zus 
ffimmung des Bürgerausfchuffes gebunden: 1) Befchlüffe zur 
Führung von Rechtöftreiten auf Koften der Gemeinde, und zur 
Eingehung von Vergleichen; 2) Veräußerung von Gemeindeeis 
genthum; 3) Verpfändungen der Gemeindegäter; 4) Befchlüffe 
über die Vorfrage, ob Gemeinderigenthum verpachtet werden ſoll; 
5) wirkliche VBerpachtungen ohne öffentliche Verſteigerung; 6) Erz 
werbungen für die Gemeinde auf läftige Bedingungen, 7) Aufs 
führung neuer Bauten; 8) Vornahme von Haupt: Baureparas 
tionen; 9) Abſchluß von Fieferungss Contractenz; 10) Beforgung 
des Einquartirungss und Frohndewefens; 11) Errichtung neuce 
ftändiger und unftändiger Semeindedienfte, und Beflimmung det 
damit zu verbindenden ‚Gehalte; 12) Capitalaufnahmen und 
Geldverleihungen; 13) alle Umlagen; 14) Aufftellung von Schuls 
dentilgungsplanen ; 15) Einführung von Octroigefaͤllen; 16) Abs 
gangsdecrreturen über Schuldigkeiten zur Gemeindefaffe; 17) Ges 
fohenfe und Remunerationen; 18) Umänderung in der Kultur 
des Gemeindegutes; 19) die auf Waldmeiftereis Sefchäfte Bes 
zug habenden Befchlüffe; 20) Erledigung der Gemeinderechnuns 
gen; 21) Aufftellung des Bedürfniß- Etats. Der Bürgerauds 
ſchuß kann in Betreff diefer Gegenftände die Befchiüffe des Ges 
meinderaths genchmigen oder verwerfen. Mit dem Gemeindes 
tathe verleiht der Ausfchuß das nicht angeborne- Orts; Schuß; 
und Ehrenbürgerrecht. 

Auch die Gefammtheit der Bürgerfchaft an in — 
Fällen mit ihrer Meinung gehört werden, Es muß eine Vers 
fammlung der Gemeinde Statt finden: 1) wenn im, Kraft eines 
Geſetzes oder verndge einer von der Staatsbehörde ertheilten 
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Verordnung eine Öffentliche Werfündigung an die Gemeinde ger 
- fchehen muß; 2) wenn die Vornahme einer öffentlichen Hands 
lung an die Einwilligung der Gemeinde, durch die Geſetze ges 
bunden iſt; 3) wenn die Staatsbehörden die Verfammlung 
und Vernehmung der Gemeinde anordnen; 4) wenn der Ges 
meinderath und der Ausfchuß über die oben (Nr. 1— 21) vers 
zeichneten Gegenftände fich widerfprechende Beſchluͤſſe gefaßt 
haben; 5) wenn gegen gleichlautende Befchlüffe des Gemeindes 
raths und des Ausfchuffes der Betheiligte an die Gemeindes 
verfammlung recurrirt; 6) wenn der Ausfhuß, oder eine Zahl 
von ‚Bürgern, die dem Gemeinderathe und dem VBürgerauss 
fchuffe gleichkoͤmmt, die Verfammlung der Gemeinde verlangt 
(vorzüglich in Bezug auf Vorftellungen, die an den Landes— 
herrn, an die Ständeverfammlung oder an die Staatsbehörden 
gerichtet werden follen). Die Berfammlung der Gemeinde kann 
auch ftatt finden, wenn der Gemeinderath für zweckmaͤßig erachs 
tet, die Meinung der Gemeinde zu vernehmen. Der Bürgers 
meifter oder fein Stellvertreter allein hat die Gewalt, die Ger 
meinde zu verfammeln, wenn eine Staatsbehörde dies befohlen, 
oder der Gemeinderath ſich dafür entfchieden hat. Die Ges 
meindebefchlüffe haben nur dann Gültigkeit, wenn auf die 
übliche Vorladung wenigftens zwei Drittheile der Gemeindeglie— 
der erſchienen ſind, und wenn unter den Erſchienenen die 
Mehrheit der Stimmen ſich fuͤr eine Meinung entſchieden hat. 
In der Verſammlung ſind die Mitglieder des Gemeinderaths 
und des Buͤrgerausſchuſſes mitzuſtimmen befugt. 

Fuͤr die groͤßern Staͤdte iſt, um die Schwierigkeiten der 
Verhandlung mit großen Gemeindeverſammlungen zu umgehen, 
die Aufſtellung eines doppelten Buͤrgerausſchuſſes, 
eines kleinern und eines groͤßern, nachgelaſſen. Dem kleinern 
ſoll die alte Competenz verbleiben, welche dem Ausſchuſſe in 
den uͤbrigen Gemeinden angewieſen iſt; der groͤßere aber ſoll 
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in allen Sachen, die nicht auf die Wahl des Bürgermeifters, 
des Gemeinderathes und des kleinern Ausſchuſſes fich beziehen, 
die Stelle der Gemeindeverſammlung vertreten und gleichen 
Wirkungskreis mit diefer haben. Diefen größern Ausfhuß, 
welcher dreimal fo ftark feyn foll, wie der Kleinere, wählt die 
GSefammtheit der Orts- Schugs und Ehrenbürger. Die ges 
mählten Mitglieder bleiben 6 Jahre in ihren Stellen und 
haben fih alle 2 Jahre zu einem Drittheil zu erneuern. Zu 
den Verſammlungen des großen Ausfchuffes gehören auch die. 
Mitglieder des Gemeinderaths und des Eleinern Ausfchuffes. 
‚Seine Verhandlungen follen Öffentlich feyn. 

Bon dem, was neuerlih in Preußen, Sadfen, 
Baiern, Hannover und Würtemberg für die Stadtges 
meinden gefchehen ift und im Großherzogthume Baden beab- 
fihtige wird, ift das Verhaͤltniß der Bürgerfchaften in den 
Städten des Großherzogthums Heffen, des Herzogthums 
Naffau und des Herzogthums AnhaltsCöthen wefentlich 
unterfchieden. Das Rechtsgebiet der Gemeinden ift nad der 
neueften Gefeggebung diefer Laͤnder ſehr beſchraͤnkt. 

. Sn den Großherzoglih Heffifhen Städten befteht neben 
dem landesherrlich beftellten, mit dem Ganzen der Stadtverwals 
‚ tung beauftragten Bürgermeifter ein Bürgerausfhuß unter 
dem Namen des Gemeinderathe, welhem im Wefentlichen nur 
ein berathender Einfluß auf die Verwaltung des Gemeindevers 
mögen, auf die Führung des Gemeinde» Rechnungswefeng, 
und auf die Befegung der niedrigften Gemeindedienfte einges 
räumt if. Nur einmal im Jahr, auf die Dauer von höchz 
fiens 14 Tagen, darf fi der Gemeinderath zur Verhandlung 
der ihm angemwiefenen Gefchäfte verfammeln; zu Verfammluns 
gen in außerordentlichen Fällen wird die Erlaubniß der treffens 
den Dberbehörde erfordert. Nach Unterfchied der Bevölkerung 


follen im Gemeinderathe 9 — 30. Mitglieder begriffen feyn. 
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unter Leitung der Negierungsbehörbe haben dit Ortshärger die 
Teilnehmer des Gemeinderaths auf 3 Yahre zu wählen, wobei 
der dritte Theil dieſes Ausſchuſſes allemal aus ‘der hoͤchſtbeſteuer⸗ 
tem — aller wahlfahigen Buͤrger genommen werden ſoll. 

Den Gemeinden der Herzoglich Naſſauiſchen Staͤdie 
iſt bei der, dei Schultheißen übertragenen, öffentlichen Vers 
waltung in ſoweit eine Mitwirkung eingeraͤumt, daß ſie ver⸗ 
mittelſt eines von der Buͤrgerſchaft gewählten, nach Maaßgabe 
der ſtaͤdtiſchen Volkszahl aus 2 — 12 Perſonen gebildeten, 
Ausſchuſſes Fine Controlle ausuͤben und Rath ertheilen darf. 
Dieſe Controlle und’ berathende Stimme beſchruͤnkt fich auf dei 
Ueberſchlag der Einnahmen und Ausgaben bei der Gemeindes 
caffe, auf die Amtsfuͤhrung des Gemeinderechners‘, "auf die jährs 
Tihe Rechnungsablegung, auf die Verwaltung des Gemeinder 
Vermogens überhaupt, inshefondere auf die Behandlung des 
Gemeinde s Batıwefend, u. a. m. In Fällen, wo der Schultz 
heiß und die Vertreter (Vorſteher) der Gemeinde verſchiede⸗ 
ner Meinung bleiben, koͤnnen die letztern auf die Entſcheidung 
des Amtes oder der Landesregierung recurriren. Die Gemeinde: 
borfteher find auch ermächtigt, wegen der Mängel, die fie bei‘ 
der Kommunalverwaltung des‘ Schultheißen und bei der Caffens 
führung des Rechners bemerken, bei dem vorgeſetzten Amte 
Beſchwerde zu führen. In den wichtigſten Fällen der - Ger 
meindeverwaltung, z. B. bei der Veräußerung’ fädtifcher Ges 
meindegüter oder ' bei Vorſchlaͤgen zu neuen Grundverbeſſerun⸗ 
gen für die Gemeinde wird die ganze Bürgerfchaft mit ihrer 
Meinung gehört, "wobei der verfainmelten Gemeinde durch den 
Schultheißen Vortrag gefchieht und die Erfchienenen mit Ya! 
oder Nein! ihre Stimmen zu erflären haben. 

Die Rechte der Stadtgemeinden im Herzogthume Anhalts 
Cöthen find genan nach dem Franzdfifchen Spfteme abgemeſ— 
fen. Ein Municipalrath, der nad) Verhaͤltniß der Bevoͤl— 
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kerung 8 — 46 Mitglieder’ zählen foll, beſteht fihr jede Stadt, 
am unter: Vorfig des’ Maire über die Berwaltung des: Gemein⸗ 
devermögeng, Aber die Ortöbedärfniffe und uber die Mittel zu 
ihrer Befriedigung Kath zu pflegen. Hierzu ift dem Municis 
palrathe jährlich. vom 18. November an eine -Verfammlung von 
6 Tagen, Außerdem, zur -Berathung - in unauffchieblichen 
Sachen, nur auf befondere Erlaubniß des Präfectem ein Zu⸗ 
fammentritt. geſtatitet. Der Vorſitz des Maire ift bei den Ver⸗ 
handlungen, welche die von ihm geführte Mechnung über. die 
Einnahme und Ausgabe. bei. der Gemeindecaſſe betreffen, ſus⸗ 
pendirt. Der Municipalrath ernennt für feine Verhandlungen 
einen Secretair aus. feiner Mitte. . Die Mitglieder des Munis 
eipalrathes werden dom Landesheren ernannt. Zu jeder Stelle 
im Municipalrathe iſt aber dem Departements» Collegio die 
Präfentation überlaffen. - 

Ein erweitertes Rechts- umd Ehrengebiet haben mehrere 
Regierungen den ſtaͤdtiſchen Buͤrgerſchaften in den Formen fuͤr 
die Deputationswahlen zur Landſtandſchaft bewilligt. | 

In den Preußifhen Städten werden die Abgeordneten 
zu den Kreisverfammlungen und .zu den Provincials Landtagen' 
allgemein aus den ftädtifchen Hausbefigern (Magiftratsgliedern 
oder Gewerbtreibenden) nah gewiſſen, durch die verfchiedene 
Größe der Städte: und nach dem Stande der Gewerbe und 
des — — in der eis bemehſenen Elaffificationen *) 





% Die Wählbarkeit zur Stel eines ftäbtifhen Abgeordneten für bie 
Provincial=Landftandfchaft ift durch die Ausdehnung des ftädtifchen 
": + Örundbefiges und des Gewerbes, oder bes in dem legtern begriffes 
nen Betriebsfapitats: bedingt, und zwar a) in der Markt Bran— 
benburg, im Markgraftyum Niederlaufis, in Sachſen 
und in Schlefien mit ber Graffhaft Glag mit einem Werthe 
von 10,000 Zhlr, in großen, von 4000 Thlr. in mittlern und 
von 2000 Thlr. im Eleinen Städten; b) in Pommern und 
Rügen mit einem Werthe von 10,000 Thlr. in den großen, von 
6000 Zhlr, in den mittlern und von 8000 Thlr. in den Kleinen 
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gewaͤhlt, und wird. das Wahlrecht ih den mit Birils und mit-alters 
nirenden Stimmen verfehenen Städten durch die Korporation der 
Stadtverordneten, in den zu Collectivftimmen vereinigten Städs 
ten aber durch Verſammlungen von Wahlmaͤnnern, die gleichfallß 
von den Stadtverordneten ernannt ſind, ausgeuͤbt. Dabei iſt hin⸗ 
ſichtlich der Kreistagsverfaſſung eine Vereinfachung oder Einſchraͤn⸗ 
tung der paſſiven Wahlfaͤhigkeit darin feſtgeſetzt, daß die Abgeord⸗ 
neten der Städte für die Kreidtage wur aus den wirklich fungis 
eenden Magiftratsperfonen allein, oder aus’ den Rathsgliedern und 
den Gemeindevertretern gemeinfchaftlich. zu wählen: find. *) 


Städten; c) im Markgrafthum Oberlaufig, mit einem Wer- 
. ‚the' von 83000 Thle; für die Stadt Görlitz von 1500. Thlr. für 
, bie Stadt Lauban und von 800 Zhlr, in den übrigen Städten, 
Dagegen ift in andern Provinzen bie Wählbarkeit für die Stüdte 
nad) dem Betrage der Grund = und Gewerbiteuer abgemeffen, mit 
welcher die einzelnen Bürger angefegt find. , Nach, diefem Principe 
iſt wählbar: a) in den Städten Weftphalens, wer an Grunds 
und Gerwerbfteuer oder an Grundfteuer allein ih den Städten ber 
zweiten Gewerbfteuers Abthellung .auf 24Thlr. Hauptfteuer, und 
in den Städten ber dritten und vierten Gemerbfteuer = Abtheilung 
auf 16 Thlr. Hauptfteuer zu ‚entrichten bat; b) in den Städten 
der Rheinproninzen, wer ah Grund- und Gewerbfteuer in 
deſn zu Virilſtimmen beredtigten Städten mindeftens mit 30 Thlr. 
(uit Einſchluß von wenigftens 18 Thlr. Gewerbfteuer) und in den 
zu einer gemeinfhaftlihen Stimme berechtigten Städten und Orten 
mindeſtens mit 15 Thlr. (mit inch von. — 8 Thlrx. 
Gewerbſteuer) angeſetzt iſt. 


— 


4* 


* In den mit Virilſtimmen verſehenen Städten der — Rn 
Neumarkt Brandenburg, und. in Sachſen, Schtefien, 
Yommern und Rügen fenden bie) Magiftwate die Kreiſtags⸗ 
Abgeorbneten aus. ihrem Mittel; in. den Städten Weftphalens 
und der Rheinifhen Provinzen: vereinigen fi die Magis 
firate und ‚die Gemeinde » Repräfentanten zu einem Wahlcollegium, 
‚um ben. Kreistags - Abgeordneten aus. ihrem Mittel zu ernennen. 
In den zu Geſammtſtimmen veveinigten- Städten der Kurs und 
Neumark Brandenburg hat jeder Magiftrat einen Wahls 
mann aus ſich zu wählen, und wird die. Wahl des ftänbijchen Des 
putirten durch den Zufammentritt dieſer Wähler. bewirkt, 
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An den Baierſchen Städten iſt die paſſive Wahlfähigs 
keit zu den Stellen der Abgeordneten von gewiſſen Groͤßen der 
vom Grundbeſitze und vom Gewerbsbetriebe zu entrichtenden 
Steuern abhängig. gemacht,“) und wird die Wahl der Abgeord 
neten, was die Stadt Minden, Nürnberg und Augs— 
burg anlangt, duch die Magiftrate und Gemeinde- Bevoll⸗ 
maͤchtigten gemeinſchaftlich, und ſoviel die zu Collectivwahlen 
zuſammengezogenen Städte und Maͤrkte betrifft, durch Ausſon— 
derung von Wahlmaͤnnern (je A für 500 Familien) und durch 
eine Wahlhandlung der fämmtlichen ernannten PRATER 
vollführt, J Id 

Fire die Würtembergfhen Städte werben die Ab 
geordneten zur Landſtandſchaft durch Die beſteuerten Buͤrger auß 
den Meiſtbeſteuerten gewaͤhlt. Die mit eigenem Landſtand⸗ 
ſchaftsrecht begabten Städte waͤhlen fuͤr ſich, die uͤbrigen im 
Verbindung mit den Oberamtsbezirken. Von den beſteuerten 
Bürgern werden zuerſt Wahlmaͤnner ausgeſchoſſen, deren Zahl 
zur Maſſe der Buͤrgerſchaft ſich wie 1 zu 7 verhält, und die 
zu zwei Drittheilen aus demjenigen‘ Bürkern, die im naͤchſtvor⸗ 
hergehenden Finanzjahre die hoͤchſte ordentliche direkte teuer 
aus eigenem oder nußnießlihem Vermögen an den Staat zu 
entrichten hatten, und zum legten Dritcheil aus den übrigen 
Steuercontribuenten gewählt werden müflen. Den Wahlmäns 
nern ift die Auswahl der Abgeordneten üäberlaffen. **) 


*) Jeder Abgeorbnete für die Städte und Märkte muß menigftens feit 
3 Jahren mit einem freieignen Grundvermögen oder einem bürgers 
lihen Gewerbe anfäffig feyn, wovon an Häuſer- und Ruftrals 
Steuer ein Simplum von 10 fl, oder an Gewerbfteuer der für die 
dritte Hauptclaffe feftgefegte Betrag von 80 — 40 fl. entrichtet 
wird, Edict über die Ständeverfammlung Zit. I. Abfchn. I. $. 8. 
Beilage X. zu Tit. VI. $. 10. der Verfaſſungs- Urkunde des Reiche, 


Verfaffungsurfunde vom 25. Geptember 1819. Kap. IX. & 
137 — 140. 
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Im Großherzogthume Heſſen iſt die Wahlfaͤhigkeit für 
die mit Virilſtimmen verſehenen Staͤdte, wie fuͤr die im ganzen 
Lande abgetheilten 34 Wahldiſtricte, an den Beſitz eines freien 
Grundeigenthums und ſonſtigen Vermoͤgens geknuͤpft, von. wels 
chen jährlich 100 fl. ‚direkte: Steuer entrichtet wird, Die. Ers 
nennung der fländifchen Abgeordneten wird für die mit befonz ‘ 
dern Stimmen begabten Städte, wie für die MWahldiftricte, 
durch einen. dreifach adgeftuften Wahlprozeß vollzogen, . Durch 
die erſte Wahl werden, von der, Buͤrgerſchaft Bevoflmächtigte 
‚aufgeftellt; die zweite Wahlhandlung -befteht. darin, daß dieſe 
Bevollmächtigten aus den 60 höchftbefteuerten Bürgern: die 
Zahl von: 25 Wahlmännern auswaͤhlen; mit der dritten. Hands 
lung, dem Zufammentritt ‚der Wahlmänner, wird ‚die Wahl 
des Abgeordneten entfchieden. Auf, gleiche, Weife wird, mit 
einer dreifachen abgetheilten Procedur, die Wahl der Abgeord⸗ 
neten für die übrigen ‚zu, den Verbindungen der Wahldiftricte 
‚gezogenen Städte ins Verk oeſabt. * 





tx 1 9 
9 Gelet über die Berfaffung des vrhherpotnm- d. d. 17. De⸗ 
cember 1820. Art, 5.55. u. J. 
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Hauptzuͤge aus bem gegenwärtigen Drganis; 
mus bes 5 Mägiftrats und der Siabtgerwaliuns 


zu —— 


oe Fre ul ED ir er 9 —— 6 
Eompetenz des Raths im Altgeneineh. 


Dar Magiftrat zu Leipiig iſt pollſtaͤndige, durch ine 
liche Vorzüge in hoher Achtung befsfigte;Obrigs 
. Zeit, über. die geſammte Buͤrgerſchaft. - Im Rathscollegio iſt 
‚ die ‚ganze Civil⸗ Jurisdiction, das Vormundſchaftsweſen, die 
Führung der Grund- und Hypothekenbuͤcher, die Wohlfahrts⸗ 
Polizei, die Verwaltung der Rathsguͤter und des Communal⸗ 
und Stiftungs-s Vermögens, das ‚Patronat über die Kirchen | 
und die. Curatel über die Schulen, die Leitung aller Commu⸗ 
nalangelegenheiten im Innern. und die NRepraͤſentation der 
Stadt in allen Verhaͤltniſſen nach außen (in den Beziehungen 
zum Staate, wie im Vernehmen mit einheimiſchen und aus⸗ 
waͤrtigen Behörden) concentrirt. Es ift ferner die Handhas 
bung der Eriminal Rechtspflege und die, gefammte Sicher heits⸗ 
Polizei — welche vor dem Jahre 1813 von dem Stadtrathe, 
der Univerfi tät und dem £öniglichen Kreisamte, abgefondert, 
durch jede Behoͤrde uͤber ihre Gerichtspflichtigen, ausgeuͤbt und 
von jener Zeit an einer Eöniglichen Behörde, die jedoch feit 
dem Jahre 1822 ‚von einem. landesherrlichen Oberbeamien, 
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mehreren Rathsperſonen und einem Univerfitätd s Deputirten 
zufammengefegt ift und unter dem Namen eines „Vereinig— 
ten Criminals und PolizeisAmtes der Stadt Leips 
zig“ functionirt, übertragen wurde — durch den Organismus 
diefer Stelle mit der Magiftratss Wirkfamkeit in genauer Vers 
bindung. erhalten. 


2, 
Zufammenfeßung und Gliederung des Stadtraths. 


Das Collegium des Stadtraths ſoll eigentlich, der beſtimm⸗ 
ten herkoͤmmlichen Verfaſſung nach, aus 36 Perſonen, mit 3 
Buͤrgermeiſtern und einem Syndicus beſtehen, und in drei Se— 
ctionen (drei Raͤthe genannt) abgetheilt ſein. Unter dieſen drei 
Raͤthen haͤtte das Stadtregiment jaͤhrlich zu wechſeln, ſo daß 
jede Section im dritten Jahre an die Reihe kaͤme. In neues 
rer Zeit iſt jedoch die Zahl der Rathsglieder vermindert und die 
dritte Buͤrgermeiſter⸗Stelle und das Amt des Syndicus unbe⸗ 
ſetzt gelaſſen worden. Gegenwaͤrtig find im Rathe begriffen: 
2 Buͤrgermeiſter (mit gleicher Wirkſamkeit), 2 Proconſuln, 6 
Baumeiſter, 2 Stadtrichter und 16 Senatoren (worunter 4 
Stadthauptleute), zuſammen 28 Perſonen. Die Benennung 
der drei Raͤthe iſt geblieben und wenn ſich der ganze Rath 
verſammelt, nennt man es jetzt noch eine Verſammlung der 
drei Raͤthe. 


Die Buͤrgermeiſter, welche lebenslaͤnglich in ihren Stel⸗ 


len bleiben, ſtehen an der Spitze des Magiſtrats. Beide ſind 
in der Amtswirkſamkeit einander gleich und haben in der Ges 


ſchaͤftsleitung jährlich unter ſich abzuwechſeln. Der, welcher 


früher in das Amt getreten iſt, pflegt als „aͤlteſter Buͤrgermei⸗ 
ſter“ Gezeichnet zu werden, ohne daß diefe Benennung auf 
einen Unterfchied in der amtlichen Stellung ſich bezieht. 

Die Proconſuln, vordem Conſulenten genannt, waren 
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anfänglich den Bärgermeiftern, die nicht ans dem Stande der 
Hechtögelehrten waren, ald Nathgeber zur Seite gegeben. 
Seht find diefe Beamten bei Aweſenheit der Buͤrgermeiſter 
deren Stellvertreter. 

Die Baumeiſter hatten urſpruͤnglich die Oekonomie des’ 
Raths und das Bauweſen zu beſorgen. Gegenwaͤrtig bezieht 
ſich ihr Geſchaͤftskreis hauptſaͤchlich auf die Marktpolizei. | 

Bon den 2 Stadtrichtern hat der eine die Ötadtges 
richte, der andere das Handelsgericht bleibend zu dirigiren. 
Als ein dritt® Stadtrichter kann das Magiftratsglied betrachtet 
werden, welches in dem Dereiniäten Criminals Amte als Cri⸗ 
minalrichter angeftellt ift. 

Durch tie 4 Stadthauptleute werden vorzüglich der 
Dienft und die Dekonomie+Gefchäfte des Stadt-Militairs 
beſorgt. 

Aus dem geſammten Rathscollegium wird alhaͤhrlich der 
„amtfuͤhrende“ oder „ſitzende“ Rath gewaͤhlt, der das 
Stadtregiment zu führen hat. In dieſem amtfuͤhrenden Rathe 
befinden ſich in Function: ein Buͤrgermeiſter, der mit dem 
andern jährlich zu wechſeln hat, die zwei Proconfuln, welche 
permanente Mitglieder des fisenden Raths find, zwei Baumeis 
fter (einer aus den Nechtsgelehrten, der andere aus’ dem Hans 
deleftande),, ein Stadtrichter (derfelbe, vorlcher dem Handelsge⸗ 
richte vorfteht), und 46 Senatoren, mornnter fih ein 
Stadthauptmann befinden muß. Vom Magiftrats s Collegio 
werden die zum fißenden Nathe für ein Amtsjahr gewählten 
Mitglieder allemal der Eöniglichen Landesregierung angezeigt, 
von welcher dann der neue Rath die landesherriiche, zur Re⸗ 
folution im geheimen Kabinet gehörige Beftätigung zu erwar⸗ 
ten hat. In der Hegel wechfelt der Rath zu Bartholomäi. 

Der Magiftrat hat völlig freie Wahl für die Wiederbes 
feßung der erledigten Stellen. Es ift Obfervanz, nur hochgras 
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duirte Rechtsgelehrte, oder angefehene Kaufleute zu wählen. 
Unter den. 6 Baumeiſtern muͤſſen 4 aus der, Kaufmannfchaft 
genommen feynz aus demfelben Stande werden die. Stellen. der. 
4 Stadthauptleute beſetzt. Außerdem en ſich meiftens. 
noch einige Kaufleute im Rathe. | 
Fuͤr die Wahl neuer Nathöglieder wird die landesherrliche 
Beſtaͤtigung nicht beſonders nachgeſucht, es waͤre denn, daß die 
Wahl auf einen nahen Anverwandten eines Rathsgliedes gerich⸗ 
tet wäre. und Dispenſation deshalb ausgebracht werden müßte. 
Ein nen. gewähltes Mitglied findet in fofern die, Beftätigung 
für fein Amt, als. er zugleich in den amtführenden Kath aufs 
genommen wird, und in diefem mit den übrigen Rathsgliedern 
verbunden die. landesherrliche Confirmation empfängt, | 
. Die älteften Mitglieder des Magiftrats, nämlich die Bürs 
germeifter, die Proconfuln, die Baumeifter und der Syndicus 
(wenn ein ſolcher vorhanden iſt) bilden ein Ausſchuß⸗Collegium, 
das Seniorat oder der Enge Rath genannt. | 


3. 
Verbindung zwiſchen dem Stadtrathe und dem toni⸗ 
| glichen Schoͤppenſtuhle. 

Die drei uͤrgermeiſter und ein viertes Cechtsgelehrtes) 
Mien⸗ des Magiſtrats ſi ſind zugleich Mitglieder des kdniglichen 
Schoͤppenſtuhls, welcher außer den Rathsperſonen 4 landesherr⸗ 
lich ernannte Beiſitzer zaͤhlt. Seitdem die dritte Buͤrgermeiſter⸗ 
Stelle unbeſetzt gelaſſen iſt, wird fuͤr den dadurch vacanten 
Platz aus dem Rathscollegium ein Subſtitut geſtellt. Der 
Buͤrgermeiſter, welcher im Amte ſteht, hat verfaflungsmäßig 
zugleich die Inſpection uͤber den Schoͤppenſtuhl zu. fuͤhren. 
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Eompetenz, Befimmung für die Beuptasipeitnge 
des Rathscolleg iir 


— 1J 


Bor das — Hatpecollegium, ober die foges 
nannten. drei Räthe gehören alle die innere, Verfaſſung des 
Magiftrats betreffenden Geſchaͤfte, als: die jährliche Wahl des 
amtführgnden Raths, die Wahl neuer Mitgüeder, die Beſebung 
der Amisſtellen im, Collegium, die Senennung. des Rathe⸗ Er⸗ 
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die Ausübung des Patronatrechts u. a. w. 


Das Senioraf ‚oder, der Enge Kath * die e Aufs 
n cht uͤber die Verwaltung des Stadtvermoͤgens, beſchließt alle 
betraͤchtlichern Ausgaben, namentlich fuͤr Baue, und bereitet 
die Gegenſtaͤnde vor, welche an den geſammten Rath zu brin⸗ 
gen find, u 

Der amtführende Kath kurz: die Rathſtube genannt) 
hat die Ausübung des eigentlichen Stadtregiments. Diefer hat 
alle Gegenftände der Stadtverwaltung au beforgen, welche wicht 
vor den gefammten Rath oder das Seniprat, “oder vor die 
befondern Departements Nr. 5. a. b. c d. er L 8. h.) gewie⸗ 
ſen find; er vollzieht die Befchläffe des geſammten Raths und 
des Seniorats. Zu ſeinem Reſſort gehören: eine allgemeine 
Auff icht über die Verwaltung der einzelnen Departements, fo | 
wie über die Kirchen, Schulen und milden Stiftungen; alle 
Realklagen im firengen Sinne, die Käufe, die Beleihungen, 
das Hypothekenweſen ‚die Milltaͤr⸗ und Curatel ⸗ Angelegenhel 
ten, die Rekrutirung, das Einquartlrungsweſen, die Verhand⸗ 
fung mit den Stadts und‘ Commun ⸗Repraͤſentanten, die Wohl⸗ 
fahrts ⸗Polizel uͤber alle Einwohner der Stadt, unter beſtaͤndi⸗ 
gem landesherrlichen Auftrage wegen der Kreisamts- und Uni⸗ 
verſitaͤts⸗Untergebenen. 
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Zum Wirkungskreife der Wohlfahrtss Polizei, welche das 
Collegium des amtführenden Raths ausfchlieglich verwaltet, ‚hat 
das wegen Verwaltung der Polizei⸗ und Criminal s Rechtspflege 
in Leipzig unterm 12. März 1822 landesherrlich erlaffene Res 
gulativ gerechnet: die Marktpolizei, die Meßs und Hans 
delss Polizei, die Gewerbes Straßen: Baus und 
Seuerpolizei, die Gefundheitss und Medizinalpor 
lizei, die Religiongs und Sittenpoligei, das Ar⸗ 
menmwefen, das zudts und Verforgungshaus, die 
Stadtbeleuhtung, die Wafferkfünfte, das Roͤhren⸗ 
weſen und die Schleußen. 


Das Rathscollegium verwaltet auf den Grund mehrerer, 
ſchon vor Alters erlangten Privilegien mit voͤlliger Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit das Stadtvermoͤgen. Nach eigenem Ermeſſen, ohne die 
Nothwendigkeit berichtlicher Anfragen und abzuwartender hoͤhern 
Autoriſationen, beſtimmt der Magiſtrat uͤber die Verwendung 
der ſtaͤdtiſchen Einkuͤnfte zu den öffentlichen Bedürfniffen im 
ganzen Gemeindeweſen. ine Einfchränfung diefer Kompetenz 
ift feit dem Jahre 1817 in foweit eingetreten, als bei neuen 
Einrichtungen, Unternehmungen und Bauen, wofür nach den 
gemachten Anfchlägen mehr als 10,000 Rthlr. zu verwenden 
find, mit den Stadt und Commun s Repräfentanten communi⸗ 
cirt werden muß und deren erklaͤrte Zuſtimmung zur ng 
zung nothwendig iſt. 


Die Rathacanzlei, welche der Oberſtadtſchreibet dic 
girt, theilt fi in zwei Erpeditionen, in die Oberz und dig 
Unterfiadtfhreiberei. Dom Oberſtadtſchteiber wird das 
Protokoll im Engen Rathe gefuͤhrt. Naͤchſt dem genannten 
Beamten erpediren. ein Stadtfchreiber, mehrere Actuarien und 
Copiſten. 
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Departements der Rathswirkſamkeit und Stadt 
| verwaltung, 

Alle Rathsmitglieder, welche nicht im amtführenden Nathe 
GB, find. in «den einzelnen Departements befchäftigt. 
Einige Magiftratsperfonen befinden ſich zugleich im figenden 
Rathe und in einem der Departements, Nur der nicht im 
Amte ſtehende Bürgermeifter nimmt an feinem der Departes 
ments Theil, wofuͤr der: Een feine volle Thaͤtigkeit in 
Anſpruch nimmt. 

Die Departements, ſowohl —— als Verwal⸗ 
tungs⸗Oeputationen, welche unmittelbar zum Rathe gehören, 
oder durch deſſen Mitglieder: beforgt und infpicirt werden, find 
folgende: a, das Stadtgericht, b. das Landſtubenge— 
richt, ©. das Handelsgericht, d. das Vormundſchafts— 
gericht, & die Einnahme-Stube und die Comunkaffg, 
£. die Wage-Erpedition, g. die Wolls und Flache: 
wage, h. die öfonomifche Verwaltung der Lands und 
Hittergüter, i die Forftverwaltung, k. die Verwals 
tung der milden Stiftungen und der Armenanfalt. 

a. Bor das Stadtgericht gehören alle ftreitigen. Ju— 
ftigfachen der Rathsunterthanen in der Stadt und in den Vor— 
ftädten, ingleichen alle zum juftizmäßigen Verfahren geeigneten 
Molizeis und Rügen: Sachen. Diefe Stelle ift fchriftfäflig; fie 
erftattet in Berufungsfällen unmittelbar ihre Berichte an die 
Höhern Juſtizbehoͤrden und eben fo. ergehen an dieſelbe unmittels 
bar die. landesherrlichen Reſcripte. Die Direction führt ein 
Stadteichter, dem in der Pegel 4 Beiſitzer (ebenfalld aus dem 
Kathe) zugeordnet find. Unter diefen Beifigern befindet us 1 
Senator aus der Kaufmannfcaft. 

Die Expedition. befteht aus 1 Oberſchdppenſchreiber, 1 Ge⸗ 
richtsſchreiber und Notar, 2 Actuarien und 4 Copiſten. 
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b. Das Landſtubengericht oder Landgericht if. 
die Civil⸗ und 'Eriminal + Yuftizs auch SPolizeibehötde für die 
dem Mathe gehörigen Mittergüter und Dorffchaften, welche 
fänimtlich ihren Gerichtsſtuhl auf: den - Rathhaufe”zu Leipzig 
- haben. Hiervon iſt nur das neuerlich erft erworbene Rittergut 
Gohlis ausgenommen, fuͤr weldhes ein eigner Gerichtshalter 
angeſtellt iſt und in welchem auch die Gerichtstäge gehalten 
werden. In diefem Gericht dirigirt ein- älteres — 
dem 3 andere Rathsdeputirte zur Seite ſſtehen. 

In der Expedition ſind 1 Landſchreiber, 2 Actuarien, ein 
Steuer-Einnehmer und mehrere Copiſten beſchaͤftigt. 

Einige von den dem Rathe zugehoͤrigen Doͤrfern, die dem 
Landſtubengericht nicht untergeben waren, ſind durch die Terriz 
torial» Veränderung im Jahre 1815 dem Herzogthume Sachſen 
mit einverleibt worden, und haben ſeitdem de⸗ Eu: Se | 
richts directoren erhalten. | 

c. Das’ Handelsgericht befchäftige "fih mit den au 
dem Handelsverkehr entftehenden Juſtizſachen, nah einem abges 
kuͤrzten proceffualifchen Verfahren, welches durch die Handelöges 
richts » Ordnung vom 7. 1682 regulirt iſt. Verfaſſungsmaͤßig 
wird dieſes Gericht durch einen Stadtrichter, als Dirigenten, 
einen zweiten gelehrten Beiſitzer und 2- Beifiger aus der Kaufs 
mannſchaft (fammtlich aus dem Rathe) gebildet. 

Bei der Srpedition find- 1 -Actuar, 1. VicesActuar und 
mehrere Copiften angeftellt. Zur Ueberfegung der bei den Pros 
ceffen vor dem Handelsgericht vorkommenden, in fremden Spras 
chen abgefaßten Schriften, namentlih aus dem WEngliſchen, 
Sranzöfifhen, Spanifhen, Portugiefifchen, Italieniſchen, Hol⸗ 
ländifchen, Dänifhen, Schwediſchen, Ruſſiſchen,  Polnifchen, 
Meugriehifchen und Hebräifchen, und als Dollmetfcher zum 
Behuf der mündlichen Verhandlungen vor Gericht find 7 
Sprachfundige vereidet. i 
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d. Das Bormundfhaftsgericht führt die Oberauf⸗ 
ſicht uͤber die Perſon und die Vermoͤgensverwaltung der unter 
dem Mathe ſtehenden Unmuͤndigen und Euratel » Bedürftigen. 
In diefer Behörde dirigiert eins von dem Ältern Rathsmitgliedern 
dem 3 Senatoren (worunter 2 Kaufleute) zur Seite ſtehen. 2 


Die Expedition beſteht aus 1 Actuar Wormundſchafisſchrei⸗ 
ber), und einigen Regiftratoren, Calculatoren und Copiften. J 


e. Die Einkünfte der Stadt Leipzig: werden theils ‚in der 
Einnahme: Stube,.theils in der, Communkaſſe verrechz 
net. Aus_ der. letzterñ werden . befonders die Koften. der öffonts 
lihen Stadtbaue, der Feuerloͤſchungs-Anſtalten und der Stadts 
bewachung, aus der erftern- alle übrigen Ausgaben für das ftäds 
tifche Gemeindewefen beſtritten. Die Einnahme» Stube. (oder 
die Kämmerei) bezieht ihre Einkünfte aus der Wage, dem 
Schlägelfhage, dem Stättegelde, der Ertheilung des Bürgers 
rechts, den Nittergütern, Mühlen, Bergwerken, Miethzinfen 
und Kapitals Zuterefien. Zur Direction der Kämmerei find 2 
der Altern faufmännifchen Senatoren deputirt, welche für fich 
über die Capitalfonds und deren Benußung nicht verfügen dürs 
fen, fondern Alles dem amtführenden Mathe zur Schlußfaſſung 
vorzutragen haben. Für das Rechnungsweſen und die Caffenz 
verwaltung find 1 Buchhalter, mehrere Einnehmer und 1 Cal 
eulatoe in der Einnahmes Stube angeftellt. Die Rechnungen 
der Kaͤmmerei⸗ und, der. Communkaffe werden alljährlic), ger 
ſchloſſen und. den Stadts und CommunsRepräfentanten vorgelegt. 

Die Erpedition der Communkaſſe iſt zugleich mit der Me 
ceptur der. königlichen Steuern verbunden, und führt den Nas 
men! „Stadt; SteuersCinnahme.” Auch diefer Erpes 
dition ift ein Rathsglied vorgefegt. I 

f. Bei der WagesErpedition dirigiren 2 Senatoren, 
und find 1 Wage s Director, 3 Ober: Wage Einnehmer, 1. 


/ 
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Wage⸗Reviſor, 1. Weinfchlägelfchag » Einnehmer, 1 Güter Bes 
fiäter, 4. Wagemeifter und 1 Wogemeifter : Affiftent befchäftigt, 
8 . Zur Benuffihtigung der Wolls und Flachswage 
ift ein Ernator abgeordnet; 1 Wagefchreiber und 1 Heumäger 
haben dabei zu erpediren. 

5 Die dkonomiſche Verwaltung der Lands und 
Hittergüter, und die Bewirthſchaftung oder Verpachtung der 
Muͤhlen und Ziegelſcheunen wird von einer Deputation, unter 
welcher ein Oekonomie-VInſpector ſteht, geleitet. | 

i. Das Forftmefen beforgen die amtführenden Baumeis 
ſter mit einem befondern Nathödeputirten. Diefer Deputation | 
find der Oberförfter und die Förfter untergeben. 

k. Die milden Stiftungen, namentlich dad %os 
hbannis-Hospital, das Jacobs-Hospital, dad Geors 
genhaus und das Almofenamt werden vom Nathe admis 
nifteirt. Jede von den erfigenannten 3 Stiftungen hat ihren 
Morfteher aus dem Rathe. Beim Almofenamte find 3 Magis 
firats ; Deputirte ald Vorſteher und mehrere Beifiger aus dem 
faufmännifchen Bürgerftande befchäftigt. 

1. Bon dem Almofenamte verfchieden {ft die Armenans 
anftalt, ein feit dem Jahre 1803 errichtetes, für ſich beftehens 
des Inſtitut, welches durch eine Gefellfchaft von 21 Mitgliedern 
unter der obrigkeitlichen Aufficht des Magiftrats verwaltet wird, 
Diefe Gefellfehaft bildet ein feldftftändiges Armen + Directorium. 
Verfaſſungsmaͤßig ift allemal eines der Afteften gelehrten Mit 
glieder des Magiftrats zum Director diefer Corporation beftellt 
und ‚befinden fih noch außerdem 4 Senatoren unter derfelben. 
Die übrigen Theilnehmer find aus dem Handelsſtande und aus 
der uͤbrigen Buͤrgerſchaft gewaͤhlt. Der Director und jedes 
von den uͤbrigen 4 Mitgliedern aus dem Rathe werden bei 
Erledigungsfaͤllen durch Abſtimmung ſaͤmmtlicher Glieder des 
Armendirectorii gewaͤhlt. | 
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Außer dieſen ‚Behörden beſtehen in der eigentlichen Stadt⸗ 
verwaltung noch abgefonderte, vom Rathe durch einen oder mehr 
rere aus feinem Mittel beforgte und beauflichtigte. Deputatios 
nen und Erpeditionen für den StadtfhuldensTilgungss 
fonds, den Burgfeller, das Leihhaus und die Spars 
eaffe, das Baumefen, die Meßbuden-Einrichtung, 
die öffentlihen Anlagen und die Rathsbibliothek. 
Auch zur Buͤcher-Commiſſion find Rathsdeputirte beftellt, 
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Die Leipziger Bürgerfchaft wird in Beziehung auf die wichs 
tigften Gegenftände der -Communuls Verwaltung durch die Eors 
poration der Stadt: und Commun ; Kepräfentanten 
vertreten. Nach den Beftimmungen, welche das über die Eins 
fegung - diefer Gemeinde-Xepräfentation im Jahre 1817 erlaflene 
Megulativ aufftellt, wird der Commun⸗-Ausſchuß nach der Wers 
fhiedenheit der Fälle theild von der koͤniglichen Landesregierung, 
theils vom Magiftrate, theild von der königlichen Polizeibehörde 
mit feinem Gutachten zu Rathe gezogen. Diefes gefihieht vors 
zugsweife: bei der Regulirung des Stadtfcehuldenmwefens, bei 
den Maaßregeln zur Aufbringung, Verzinfung und Tilgung der 
gemachten Anleihen, bei den Rechnungen. über die Einnahmen 
und Verwendungen, bei der Aufbringung neuer: Stadtanlagen 
oder bei Vermehrung ftädtifcher Abgaben, bei Einrichtungen, 
Unternehmungen und Bauten, deren Koften einen beflimmten 
Ertrag (für Leipzig die Summe von 10,000 Thlr.) überfteigen, 
bei der Abnahme der Kaͤmmerei- und Communrechnungen, bei 
allgemeinen pofizeilihen Einrichtungen. In Beziehung auf das 
Öffentliche Rechnungsweſen der Stadt ift der Einfluß der Stadts 
und Commun »Repräfentanten der Adminifirativgewalt des Mar 
giftrats gegenuber in praftifhem Sinne dergeftalt regulirt, daß 
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die erſteren nur erhebliche und allgemeine Erinnerungen gegen 
die Rechnungen aufzuſtellen, keineswegs aber dieſelben im Detail 
nach dem Rechnungsſtyle zu moniren befugt ſind. Die Stadt⸗ 
und Commun-Repraͤſentanten haben auch die. Freiheit, zum 
Beften der gefammten Bürgerfchaft, oder einzelner Claſſen ders 
felben. unaufgefordert Worfchläge zur Sprache zu bringen, : Ans 
träge auf Abänderungen und Verbefferungen der dem  Commune 
Ausfchuffe gegebenen Verfaſſung koͤnnen ſowohl vom Magiftrate 
als auch von den Stadt: und Commun »Kepräfentanten bei der 
koͤniglichen Sandesregierung erhoben werden. 

Die Corporation des Commun:Ausfhuffes zu Leipzig 
befteht aus. 15 Hepräfentanten, die aus allen, Elaffen der 
Einwiohner.genommen. find. Unter ‚den, Nepräfentanten find 
begriffen: a) ein: föniglicher Diener, b) 7 Univerfitätsverwands 
ten, ce) "5: angefeffene (ohne: Unterfchied des: Werths der Grund⸗ 
ſtuͤcke und des Gewerbes), d) 2 unangefeflene Bürger. Für 
die. Claſſe der Unangeſeſſenen werden allemal 4. Kaufleute, wor⸗ 
unter 4 Buchhaͤndler, ferner. 2 Profeflioniften und; +: umzünftis 
ger. Gewerbtreibender zu Repräfentanten gewählt. © Die: Wahl 
der Repraͤſentanten ift einer Corporation von 75 Bürgern anver⸗ 
traut, die von. einem £öniglichen Commiſſarius aus’ den erwähnten 
Elafien der Einwohner ernannt werden. Der Commiſſarius nimmt 

5: Wahlmänner, aus: den. koͤniglichen Dienern, 


Adi Akademikern m 2 An: 
BIN ri 9 angefeflenen Bürgern, | 

Roi. 9% unangefeflenen Kaufleuten, wor⸗ 

in. ante 5 Buchhändler, 

, 10 2 #8 Mrofeſſioniſten, ; 

au. ⸗e anzünftigen Gewerbtveibenden: 
468. 


— Ciaſſe dieſen Wahiwaͤnner hat abgeſondert von den 
uͤbrigen die fuͤr ihre Claſſe beſtimmten Repraͤſentanten zu waͤh— 
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len. Fuͤr jeden der 46 Repraͤſentanten wird, auch ein Subſti⸗ 
tut auserſehen. Die. getroffene. Wahl machen die Repraͤſentan⸗ 
ten. „dem Eöniglihen Commiſſarius bekannt, durch welchen mits 
telſt gutachtlichen Berichts die Genehmigung der Landesregierung 
eingeholt wird. Die: Wahl des Eöniglichen: Dieners gefchieht 
auf 3 Jahre, die der -Nepräfentanten für die Afademie auf 6 
Jahre und die der Commun-Repraͤſentanten auf 12 „Jahre. 
Ale 3. Zahre tritt, der koͤnigliche Diener, einer von den zwei 
Depräfentanten ‚der „Akademie, und der vierte Theil von den Res 
präfentanten der Bürgerfchaft und Commune zurück, ‚welches bei 
den letztern Claſſen, nachdem die während der erften Zeit durch 
das Loos beftimmten Ausfcheidungen aufgehört haben, allemal 
die Älteften trifft. An die Stelle der Abtretenden werden durch 
eine auf die vorher" beftimmte Weife nen gebildete Wahlcorpos 
ration neue Kepräfentanten für die durch den Austritt betrofs 
fenen Elaffen gewählt. Die abtretenden Nepräfentanten werden 
dom föniglichen Commiffarius allemal mit unter die neuen Wahls 
männer aufgenommen, | = | 

+’ Der CommunsAusfhuß wählt aus feiner Mitte einen Bor 
fteher und einen Subftituten für denfelben. Regelmäßig alle 
Monate (den 15ten jedes Monats, oder, bei eintretenden Sonns 
and Feiertagen, den näcften Wochentag darauf) verfammeln 
! fich die Repraͤſentanten. Die Verhandlung in dieſen ordentlichen 
Verſammlungen, wie in den vorkommenden außerordentlichen 
Zuſammenkuͤnften, hat der Vorſteher zu leiten, dem auch die 
Bewahrung des Archivs uͤbertragen iſt. Ein Conſulent, den 
fih der Ausfhuß wählen darf, führt das Protokoll und fertigt 
die vorkommenden Arbeiten, An. den Verſammlungen nehmen 
die aus den föniglichen Dienern und aus den Akademifern ges 
wählten Repräfentanten nur in folhen Fällen Theil, wo das 
Intereffe diefer Elaffen (z. B. in Hinficht auf Veränderung der 
Abgaben oder Ipnnige: Mitleidenheit bei den Kommunal; Präftas 
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tionen) unmittelbar. beruͤhrt wird. Die gutachtlichen Erklärungen! 
des Commun-Ausſchuſſes werden‘ nicht durch den’ Zufallsgriff 
einer kleinern oder größern Stimmenmehrheit entfchieden, ſon⸗ 
dein die Minorität: wird ebenfalls beachtet und jede einzelne von 
den übrigen abweichende Stimme mit ihren Gründen genau und 
vollſtaͤndig zum Protokoll angemerkt. '- Der Magiftrat und die 
Landesregierung bekommen die Ueberficht aller für die verfchies 
denen Claſſen ansgefprochenen Meinungen’ und gewinnen das 
durch mehr Sitherheit für die Entſcheidung der wichtigern Erde 
nach eigener Prüfung. 
7. 
Kirchen— und Schulweſen. 


Der Magiſtrat hat das Patronatrecht uͤber alle (7) Stadt⸗ 
5 und uͤber alle Stadtſchulen. Jeder Kirche und jeder von 
den groͤßern oͤffentlichen Schulanſtalten (der Thomasſchule, der 
Nikolaiſchule, der Buͤrgerſchule und der Rathsfreiſchule) iſt ein. 
Magiſtratsglied zur ſpeciellen Curatel als Vorſteher zugeordnet. 
Das Kirchenvermoͤgen wird vom Rathe, * Mitwirkung der 
Ephoral⸗Inſpection, verwaltet. hr 

Zur Beauffihtigung. des gefammten Schulwefens it eine 
Schulcommiſſion niedergeſetzt, welche außer dem Superin⸗ 
tendenten, als Ephorus, aus drei use des Rathes 
beſteht. 
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Bereinigten Eriminels und Polizeiamt der Sta 
Leipzig. 


Das vereinigte Criminal-und Polizeiamt, wel—⸗ 
ches nur der Landesregierung untergeordnet und verantwortlich 
gemacht iſt, hat, nach Inhalt eines unterm 12ten Maͤrz 1822 
daruͤber erlaſſenen hoͤchſten landesherrlichen Regulativs, Compe⸗ 
tenz über die Stadt, die Vorſtaͤdte, den Umfang des Stadt⸗ 


I) 
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weichhilded und über alle Einwohner ohne; Unterſchied des Ges 
richtsſtandes, alſo auch über alle Schriftfäfligen und. ſonſt Eris 
mirten, Hiervon find die Perfonen, welche: den: u... 
unieroagien. And, — Anegenoinman. . ' 

Deal denten, einem area und einem _ Wise s Criminal 
richter. Der. erſte wird vom Landesherrn ernannt und verficht 
zugleich die Präfidentenftelle jm Polizeiamte; “die; beiden - legtern 
werden, auf den Vorfchlag..des, Stadtraths, vom Landesherrn 
aus der; Zahl, d⸗r Senatoren beſtellt. Beinden Unterſuchungen 
gegen Perſonen, welche unter der academiſchen Gerichtsbarkeit 
begriffen find, wird ein Deputirter der, Univperſitaͤt als Mitglied; 
des Gerichts zugezogen. Für den Dienft der Gerichtsbeifiges 
in den. gefeßlich beftimmten Fällen ftehen, dem Erimminalamte 
6 vereidete Gerichtöfchöppen zur Verfügungs: In der Expedition 
find 2 Actuarien und 2 Copiſten angeſtellt. 

Das vereinigte Polizeiamt hat fuͤr die perſonliche 
Sicherheit in Beziehung auf alle Einheimiſchen und Fremden, 
und, für die Aufrechthaltung der ‚öffentlichen Ruhe und Drdnung 
zu wachen, und cs ift dafielbe befugt und verpflichtet, alle für 
diefe Zwecke nöthigen Maaßregeln und Einrichtungen zu treffen, 
und alle Verlegungen der allgemeinen und befondern Sicher⸗ 
heitsgeſetze zu erörtern und zu beſtrafen. Dieſe Behoͤrde beſtehet 
qußer dem Praͤſidenten, aus zwei beſtaͤndigen Beiſitzern, welche 
qus dem Magiſtratsperſonal auf dieſelbe Weiſe, wie die zwei, 
Criminalrichter, ernannt werden. Die erſte Beifigerftelle wird, 
in der Regel, durch den. Griminalrichter . verfehen. - Zum ‚Erper 
diren find 2 Actuarien, 2 Vice/Actuarien, 1: Regiſtrator, 8; 
Biere s Negiftratoren ‚und mehrere Copiften angeftellt, Kor 
Fuͤr Die Gefchäfte, des Polizeiamtes find 5 Hauptabr 
theifungen eingerichtet: Diefe find: 1). die Haupterpedition, 
in ‚welcher; die 2 Actugrien die verſchiedenen Regiſtranden ffuͤh⸗ 
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ten, die vorkommenden Vernehmungen Halten und die ſehrift⸗ 
lichen Ausfertigungen beſorgen; 2) die Paßexrpeditionz om 
welcher „die Legitimationen der im Paͤſſe anſuchenden Petſonen 
geprüft und die Päffe, nach erſolgter Nefolution des erſten 
Aſſeſſors, ausgefertigt "werden; 3) die Fremdenerpedition, 
wo das Viſiren der Fremdenpäffe und der Wanderbuͤcher, in⸗ 
gleichen die Ausſtellung der Aufenthaltsfarten erfolgen und das 
Regiſter uͤber die-Fremden geführt wird; 4) die Cinwohhers 
oder ſtaͤdtiſche Expedition, wo die Bücher Aber alle Eins 
wohner und die Verzeichniſſe dee Hausbewohner nach. den’ vier 
Stadtvierteln geführt, die Reviſionen der Haͤuſer angeorduet und 
die Aufenthaltskarten auf“ beſtimmte Zeit, ingleichen die Wars 
derbächer ausgeſtellt werden; 5) die Gefindeerpedition, 
welche die Conceſſionen zum‘ Vermiethen‘ des Geſindes ertheilt 
und die Geſinderegiſter führt. ) 

Dem Polizeiamte ſtehen für. den Dienft bei der Vollzie⸗ 
hung der polizeilichen Anordnungen und zur Anfrechthaltung der 
Öffentlichen Ruhe und Ordnung gu Gebote: 1- Polizeitwachtmeis 
ſter, 10 Polizeigendarmen, 1 rg 3 — 
3 Tambours und 38 men - Ä 


/ Dame: Mr . 39% fi er nme! 

F a: und Stadtmilitär. — 

Zur Handhabung der Wohlfahrkspolizel md der öffentlichen 
Sicherheit ift ein buͤrgerliches Corps organiſirt und wird zugleich 
eine Compagnie Stadtmilitaͤr aus den Rathseinkuͤnften unterz 
halten. Vier Stadthäuptleute aus dem Mittel der Kaufmanns 
ſchaft, welche zugleich Mitglieder des Meagiftrats find, haben 
in den 4 Stadtvierteln wegen der ‚öffentlichen Ruhe, wegen der 
Fenersgefahr ze. Aufſicht zu führen: und in Kriegsjeiten die Eins 
quartierung zu tegufiven. Bei diefen Functionen wird den 
Stadthauptleuten von 4 Lientenante und 4 Fähndrichen, als 
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unbefoldeten Buͤrgerofficieren/ "Beiftand geleiftet und find den; 
ſelben eine Anzahl Bürger Ilnterofficiere und deputirter Bürger 
Pr Dispoſition für: diefe Dienfte. untergeordnet. 

' Das Stadtmilitär, welches zunächft den Stapthauptfenten, 
— des Magiſtrats, untergeben iſt, und woruͤber jedes⸗ 
mal der aͤlteſte Stadthauptmann die Oberinſpection führt, beſteht 
aus: 1 Capitainestieutenant, 4 Vice⸗Capitaine-Lieutenant, 1 
Sieutenant, ‚4. Feldwebel,: 9 Unterofficieren, 4 Tambours und 
100 Gemeinen. Durch die Mannfchaft diefes Corps, welches 
meiſtens aus gedienten Feldfoldaten ergänzt wird, läßt der Mas 
giftrat die Wachen an den innern Ihoren der Stadt und .die 
Sicherheitswachen an den Öffentlichen Gebäuden und bei den 
Caſſenlokalen befegen. 


10, 
Einnahme der Staatsabgaben durch den Rath und 
Gemeinfhaft der Handelsabgaben zwifhen dem 
Landesherrn und der Stadtmeinde, 


Im Auftrag der Staatsregierung beforgt der Magiftrat, 
durch Deputirte aus feinem Mittel, die ftädtifchen Steuer Ne; 
cepturen für die Steuer; Ereditcaffe, die Erhebung der Conſum— 
tions sAccife, die Einnahme der Perfonenfteuer. | 

Höchft zweckmäßig und mufterhaft find die Staats; und die 

Communalverwaltung zur Erleichterung des Handels und Vers 
| kehrs für die Erhebung der Iandesherrlichen und ftädtifchen Abs 
gaben in eine enge Gemeinfchaft getreten. Durch ein über die 
Erhebung der Handelsabgaben unterm 18ten März 1820 erlafs 
fenes Regulativ find die verfchiedenen Abgaben, welche unter 
dem Namen der Landaccife und Impoſten, der Wagepflicht, der 
Generals Confumtionss Accife von ausländifchen Getränken, der 
Trankfteuer, des Nathsfchlägelfchages, der Kriegscontribution, 
‚der Abgabe zur Leihhauskaſſe, endlich des alten und neuen Wa; 
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gegelded für die landesherrlichen und Aätifepen Eaffen von den 
in Leipzig eins auss oder durchgehenden Waaren entrichtet wers 
den mußten, in eine einzige Abgabe verwandelt, die_nach 
dem Gewicht der Waare, mit Einfchluß des Verpackungsgewichts 
bemeffen ift und in fehr gemäßigten Sägen lediglich von den 

in Leipzig eingehenden Waaren erhoben wird. Der Ertrag 
diefee Abgabe, deren Erhebung durch ein erläuterndes Publicanz - 
dum vom 3iten Januar 1820 noch mehr vereinfacht, und die 
vermöge dieſer Verordnung zugleich in mehreren Anfägen ges 
mindert worden ift, wird zwifchen der königlichen und der . 
tifchen Eaffe zur a te getheilt. | 
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aus dem gegenwärtigen Organismus des Magi: 
ſtrats und der Stadtverwaltung zu Hannover. ' 
RR Dar 

Die gegenwärtige Verfaſſung der -Eöniglichen Reſſdenzſtadt Hans 
nover gründet. ſich auf eine :Werfaffungs Urkunde, die. von Sr.’ 
Majefät; dem Könige von: Großbritannien und Hannover un⸗ 
tern: 12. März 1824 erheilt worden iſt. Die königliche Regie⸗ 
rung Hat, nachdem (wie im Eingange der Verordnung Anger 
führer si) vorher alle Verhältniffe des; Orts: forgfältig unterſucht 
worden waren, die vorherige Trennung zwifchen der Alt⸗ und: 
Meuftadt Hannover ‘aufgehoben, und beide Städte einer gemein⸗ 
fchaftlihen Adminiftration und Eivil s Gerichtsbarkeit unterworfen. 
Hierdurch hat die Hanndvrifche Stadtverfaffimg-die Geftalt erhals 
ten, deren Hauptlinien im Folgenden verzeichnet werden ſollen. 


* — * 


——— | = 
Eompetenz des Magiftrats und Rechte der Stadt 
im Allgemeinen, | 


of 


a 


Die Altsund Neuſtadt Hannover hat einen vereinigten 
Magiftrat, welchem unter Oberaufficht des Landesheren und der 
höheren Landesbehörden die Beforgung aller beide Städte 
angehenden Verwaltungsfachen, fowohl in eigentlihen Com⸗ 
munalangelegenheiten, ald auch in allen Hoheitss 
Regiminals Militairs Steners und. Confiftoriats 
fahen ohne Ausnahme und Unterfchied zufteht und übertragen 
iſt. Mit dem Magiſtrate ift zugleich die Civil⸗Juſtizpflege, 


- 


, 


— 
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der ſtreitigen, wie der freiwilligen Gerichtsbarkeit in beiden 
Staͤdten und die Criminal-Gerichtsbarkeit uͤber die 
Altſtadt vereinigt. Der Magiſtrat hat auch die geſammte 
Forft-Polizei in der Stadtforft und die Forftgerichtsbarkeit 
hinſichtlich aller in derſelben vren Holz s Entwendungen und 
fonftigen Holz: Wrugin.?) a 

Durch „Abgeordnete. dee oe wird ‚die Stadt-Hans, 
nover ‚bei. der allgemeinen Ständeverfammlung des; Königreichs 
zepräfentirt. 

11. Die, Verwaltung der: Pro Hiz ei: ih: der Stadt wird athelis 
durch eine beſonders eingeſetzte Polizei⸗Direktion, theils durch 
den: Magiſtrat nach den Vorſchriften einer daruͤber erlaſſenen 
Inſtruction beſorgt. Die Aufſicht uͤber die Handwerks⸗ 
und Gilde⸗Sachen wird vom Magiſtrate ausgeuͤbt. ) uruı 
Die. Criminal-Gexichtsbarkeit im Umfange der 

Meuſtadt Hannover, die Civil- und Criminal⸗Gerichtsbarkeit 
in dem Bezirke der Garten⸗Gemeinde und sim: Kleefelde vor 
Hannover, die Criminal⸗Juxisdietion im Bezirke des unge⸗ 
ſchloſſenen Gerichts Linden: und die Gerichtsbarkeit: uͤber die in. 
demſelben swohnenden juͤdiſchen Glaubensgenoſſen wird non dem 
koͤniglichen Amte Hannover, mit welchem das Amt Coldingen 
vereinigt iſt, verwaltet. =) 

OS at Hannover hat die Adtiniffratich und das freie 
Benugungsrecht ihres’ Vermögens und Eigenthums. Das Ges 
ſammtvermoͤgen der Stadt, bei welchem der fonftige- Unterſchied 
zwifchen fogenanntem Kämmereis. und Buͤrgergute aufgehoben 


iſt, und die Aerarien der frommen Stiftungen find der Vers 


waltung : des — unter der Aufſi er des nn anver⸗ 
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traiıt, Bei dieſer Verwaltung iſt jedoch der Magiſtrat in den 
wichtigſten, durch die Stadverfaſſting näher bezeichneten: Anger 
tegenheiten an die" Mitwirkung eines won der Buͤrgerſchaft in 
bewen Städten | gewählten: Ausfchuffes ee 
legii) gebunden.*) - 1:8 

Fuͤt die Stade ift die Mages und Niederlage » Gerechtigkeit 
iind‘ die Befugniß, eine Städt Acciſe fuͤr die Stadtcaffe ' zu 
erheben, unverändert beibehalten worden. "Die laufenden Com⸗ 
munal / Abgaben in beiden Städten werden von den’ Hausbe⸗ 
ſitzern und von den Inquilinen mag ee gleichfdrmilzen Sy⸗ 
ge erhoben, ne nz inuılnortde wi Hd BAD 
De Gerechtſame der Brauer, das prisative Eigenthum 
von 317 age ber aan Dr en erhalten 


N * ran 

| un * 5 

Bufammenfegung, Stienerun ı und Bat des Mas 
I a “g iſtrat ar ri DD 


Das Magiftrats — die unmittelßase Dsrig? 
feit für beide Städte, beſteht aus 15 Perfonen. Ünter diefen 
werden gezählt: ein Stadt; Director ‚ein Stadgerichte Ditectö, 
1 Stadtſyndicus, 3 Stadtrichter und 1 Stadtgerichtäafeffor, 
8 Senatoren. Der Dienft des Stadtgerichts s A effors bezieht 
ſich lediglich auf die Nechtöpflege, und es hat derſelbe in den 
Sachen, welche vor das allgemeine Magiſtrats⸗Collegium gehds 
ten, fein Votum, _ Dem Raths-Collegio find beigeordnet: 
3 Seeretarien, 1 Bauverſtaͤndiger, 1 Regiſtrator und die erforz 
derliche Anzahl von Stadtz und Gerichtöfchreibern und Gehüls 
fen, und fonftigen Subalternen und Dienern.***) 


2) Berf, Url, $. 8. 6, 116. 177. 
*) Verf. urk. $, 25. 832, 83. 87. 40. 
**) Verf, Ur, 5. 44 
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Der Magiſtrat erfcheint im dreifacher corporativer Wirk, 
famteit. Er handelt in Gefammtheit ald aklgemeines Mar 
giftratssCollegium, und fondert fich wieder. in die Colle⸗ 
gien des Stadtgerichts und des verwoltanben Dans 
giftrats. s4ayt- 
Das Stadtgericht beſteht aus einem - Stadtgerichtsr 
Director, drei Stadtrichtern und einem, Stadtgeridyts s Alfeflou 
cum voto. Mit den Eypeditionsarbeiten  ift. ein Secretair mit 
zwei Gerichtefchreibern befchäftigt: Zum niedern „Dienfte,, im nd 
die erforderlichen Subalternen ‚angeftellt.*) je 

Das Kollegium des verwaltenden Magiftrats be⸗ | 
fieht aus dem Stadt» Director, dem Syndicus und 8 Sena⸗ 
toren. Dieſem Perſonal ſind 2 Secretarien, 4 Regiſtrator, 
1 Bauverſtaͤndiger, mehrere Rediſoren und Stadtſchreiber, und 
die erforderlichen Diener fuͤr die niedern Ben beis 
PEN 0 Er —— 

Die — über da⸗ —— FEN 
gen wird unter fpccieller Leitung des Stadt s Directors und 
eines comtnitticten Magiſtratsgliedes durch einen Kaͤmmerer und 
mehrere demſelben beigegebene Gehuͤlfen in einem Locale des 
Rathhauſes beſorgt. ) 

Das Rathscollegium iſt permanent, ohne Wehhſel ſeiner 
Glieder in den verſchiedenen Faͤchern der Amtsfuͤhrung. Eben 
ſo werden die Stellen im Rathe mit Permanenz, nicht auf 
Zeit, verliehen. 

Iſt die Stelle des Stadt: Directors, des Stadtgerichtär 
Directors und des Syndici erledigt, fo hat das gefammte Ma⸗— 
gifttatd s Collegium mit einer den Gliedern deflelben gleichtoms 
menden (durch das Loos gewählten) Deputation der Bürgers 
) V. u. |. 65. und 66, = ——— 


*) V. u z. 72. 
**) V. U. $. 186. 
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Morfteher 3° tuͤchtige Candidaten zu mählen, und dem Töniglis 
chen Eabinets+Weinifterio zu praͤſentiren, welches dann einen 
unter dieſen auszuwählen und Sr. Majeftät dem Könige zue 
Beftätigung vorzüfchlagen hat. 

Von der Stellen der 3 Stadtrichter und des Stadtgerichtes 
Aſſeſſors werden 2 durch Wahl des Eöniglichen Cabinets» Minis 
ſterii, ohne vorgängige Präfentation der Stadt, befegt. Zu 
den 2 andern Stellen wählen der Magiftrat und die Bürgers 
Vorſteher und wird vom Cabinets-Miniſterio die Beftätigung 
eötheilt. Unter den‘ 3 Stadtrichtern und dem Stadtgerichts⸗ 
Affeffor findet Afcenfion ftatt, fo daß bei eingetretener Vacanz 
immer nur das Affefforat neu. befegt wird. | 

Bei jeder Vacanz in. den Senatorftellen. hat der Magiftrat 
mit den Bürger » Vorftehern 3 Candidaten zu wählen, die dem 
£öniglichen Cabinets : Minifterio präfentirt werden und unter wels 
hen daſſelbe die Ernennung entſcheidet. Von den 8 Senatoren 
muͤſſen immer 6 aus der auf der Altftade und 2 aus der auf 
der Neuftadt anfäfligen Bürgerfchaft gewählt werden. Die Wahl 
ift nicht auf eine gewiſſe Elaffe der Bürgerfchaft beſchraͤnkt. Die 
Senatoren find unbehindert, ihr buͤrgerliches Gewerbe fortzus 
feßen und. der mit diefem Amte verbundene Gehalt wird nur 
als Remuneration angefehen. ine beliebige Niederlegung des 
Senatoramtes ift nicht geftattet; doch wird nach einer vierjähs 
rigen Dienftzeit die nachgefuchte Entlaffung nicht verfagt. 

Ale Wahlen werden in der vereinigten Verfammlung des 
Rathscollegii und der deputirten Bürgers Vorficher nach der 
Stimmen /Mehrheit entſchieden. | 

Vater und Söhne, Schwiegerväter und Schwiegerfühne, ins 
gleichen Brüder dürfen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder einer 
und derfelben Abtheilung des Magiftrats s Collegüi feyn. 

Bei den Vacanzen der Secretarien und des Stadt: Kine 
merers hat das Magiftrats» Collegium den Worfchlag an das 


“ 
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Minifterinm, Dieſer Vorfchlag gefchieht allemal: mit Vorwiſſen 


der. Buͤrger⸗Vorſteher, welche ihre Bedenken dagegen dem Dias 
giſtrate zu aͤußern, und wenn dieſe nicht beruͤckſichtigt werden 
ſollten, dem Miniſterio unmittelbar vorzutragen befugt ſind. Alle 


ſonſtigen Officianten im ſtaͤdtiſchen Diente werden, vom Magi⸗ 


ſtrate allein angefeßt. 
Der Stadt; Director und Gihterihit Disgelie ftehen in 


erfter Inſtanz unter der Eöniglihen Juſtiz-Canzlei zu Hannos 
ver, Alle übrigen Mitglieder und Officianten des. gefammten: 


MagiftratsCollegii ftehen fowohl in Civil als in. verglnalinden 
unter dem Stadtgerichte, *) - 


3. 


Wirkfamkeit des allgemeinen MagiftratösCollegii, 


Vor das Allgemeine Magiftrats s Collegium find gewiefen ; 
1) die Wahlen der Mitglieder des Magiftrats; 


2) die Wahlen der Deputirten zur allgemeinen Ständevers 


fammlung ; 
3) die Wahlen der Prediger z 
4 folgende Ernennungen: 

a) der Seeretarien, des Negiftratorg, des Bauverftändis 
gen Fund aller unmittelbaren Subalternen beim Raths⸗ 
collegio; 

b) des geſammten Perſonals der Kaͤmmerei; = 

c) des Leihhaus / Perſonals; 

d) der Lehrer am Lyceo; 

6) des Stadkfoͤrſters; 

5) die definitiven Berathungen Aber 6feißende Cineidptungen, 

uͤber die Abänderung alter und die Annahme heuer allge⸗ 

meinen Grundſaͤtze, in fofern ſolche die Verfaſſung der 
Stadt und deren Gerechtſame betreffen. m, 


n rn * ’ 
r an 





*) V. U. F. 46. er. 50; 53 55, 56. 58,60. 
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u Vom Stadtgerichte, werden dem Magiftrate vierteljährs 
ihn Verzeichniſſe dee Criminal Unterfuchungen ‚über: die in Haft 
befindlichen Verbrecher, der erfannten Geld» und fonftigen Stras 
fen, und nach Ablauf jeden Yahres,..bei einer -im Laufe des 
Monats Januar zu’ haltenden Plenar⸗Verſammlung, Verzeich⸗ 
niſſe dee: Bormundfchaften: und Curatelen, der anhängigen Eonzs 
eurfe,; ingleichen die Depofiten, u und. Sportel : Büx 
cher vorgelegt. 

In derſelben Plenar⸗ Sitzung hat der raten Mar 
giftrat vom Activs und Paſſiv-Beſtande der Stadtcafle Ueber⸗ 
ſicht zu geben und von den wichtigſten, im abgefchloffenen Jahre 
gefcoffenen Einrichtungen, fo mie von dem. Zuftande der öffents 
lichen Anſtalten der: Stadt Bericht: zu erflatten. 

In den Verfammlungen des allgemeinen MagiftratssCols 
legii hat der Stadts Director, ‚bei, deffen Abwefenheit der Oma 
BE Director den — 


4. 
Wirkſamkeit des Stadtgerichts. 

Das Stadtgericht hat in der Alt- und Neuſtadt Han⸗ 
Rover. die Civil⸗Gerichtsbarkeit in allen ftreitigen und nicht ftreis 
tigen Sacheit - auszuhben, und fuͤr beide "Städte auch die Hy⸗ 
potheken⸗Vormundſchafts⸗Curatel⸗und Depoſiten⸗ Sachen zu 
beſorgen. Die Gerichtsbarkeit des Stadtgerichts erſtreckt ihr 
5) über alle im. Bereiche feines Gerichtsſprengels belegenen 

‚Gebäude, Straßen, Pläße 8. fi wi, in ſoweit nicht: in 

Anſehung des einen oder des andern eine re m. 

beſtaͤndiger Weife befteht; ae PO Vene ur — 

b) uͤber alle im Stadtbezirke wohnenden Alec; — 
keinen privilegirten Gerichtsſtand haben, namentlich *. 





*) V. U, §. 63, 64. NIE 
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1) über alle Fremde und deren Domeftifen „ ohne eins 
gen Unterfchied des Ranges und Standes derſelben; 
2) uͤber alle Schauſpieler, und 
3) über die Juden. 
Das Stadtgericht iſt ferner competent in allen Bruce 
ſachen, in fofern felbige nicht zur Unterfuhung und Entfcheis 
dung des verwaltenden Magiftrats, wie 5. B. in allen Bildes 
Handwerffachen, oder der PolizeisBehörde gehören, fo wie auch 
in allen kleinern wrugenmaͤßigen Delicten, dergeſtalt, daß daſſelbe 
ſolche zu unterſuchen und zu cognoſciren, darin auch die verord⸗ 
nungsmaͤßigen Strafen ohne Unterſchied des Umfanges derſelben 
zu erkennen hat. Nur darf in denjenigen Faͤllen, wo keine 
Strafe in den Verordnungen feſtgeſetzt iſt, in Anſehung der Eins 
wohner der Neuſtadt auf keine härtere als achttaͤgige Gefängnißs 
ſtrafe oder 20 Thlr. Geldſtrafe geſprochen werden. 

Das Stadtgericht hat auch die Criminal:Gerichtsbarkeit auf 
der Altftadt auszuüben, und ift in Anfehung aller nicht canzleifäflis 
gen Perfonen ſowohl die unterfuchende als die erfennende Behörde, 

Die gerichtlichen Depofiten werden aufkder Stadt⸗Kaͤmmerei 
verwahrlich niedergelegt, welche auch dafür zu haften hat. 

Im Umfange der Neuſtadt⸗Hannover wird die Criminal Yuriss 
Biction durch das königlihe Gericht (vordem]ein Gerichtsfchulzens 
Amt, nunmehr das Amt Hannover mit erweitertem Gerichtsfprengel), 
welches nach Belieben feinen Siß in der Alt: oder Neuftadt nehmen 
kann, ausgeuͤbt. Diefes ift befugt, ohne Requifition des Stadtgerichts 
Arretirungen vorzunehmen, zu citiren, Inquiſiten durchzuführen. 

‚Der. Gefchäftsgang ‚und „die Vertheilung der Geſchaͤfte ift 
durch ein vom allgemeinen Magiftrats Collegium approbirtes 
und vom: königlichen ' — — — Geſchaͤfts⸗ 
Regulativ BANN, ” ID mE 
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er 
Wirkfamfeit des verwaltenden Magiftrats. 


Diefer Behörde find fämmtliche nicht gerichtlichen Gefchäfte 
der Stadtverwaltung übertragen. Hierunter gehören: 

a) Erhaltung der Privilegien und Rechte der Stadt und Buͤr⸗ 
gerſchaft und das Wachen uͤber die EN der Stadts 
verfaflung ; 

b) die Adminiftration des —— der Stadt; 

c) die Verwaltung des Vermögens der Stiftungen zu beſtimm⸗ 

ten, fo wie zu frommen und nüßlichen Zwecken; 
qh das Patronat über Kirchen und Schulen, die Beforgung 
der Kirchens und Schulangelegenheiten und die Verwaltung 

des Vermoͤgens zu geiftlihen und Schuls Zwecken ; 

e) die Regulirung und PVertheilung der bürgerlichen Landess 
Abgaben und Laften; 

f) die Beforgung der Einquartierungs s Service s Berpflegungss 
Lieferungs s und Militair s Einftellungs + Sachen ; 

g) die Polizei, in fofern ſolche nicht zum Geſchaͤftskreiſe 

m der koͤniglichen Polizei s Direction gehört; 

h) das Armenwefen, in fofern es nicht dem AcmensCollegium 
übertragen ift. 

Der Magiftrat Hat über die Nechte und Privilegien der 
Stadt zu wachen, deren .. zu befördern und unmittels 
bar wahrzunehmen. 

Dur. ein;.befonderes, vom Magiſtrate entworfenes und 
vom Cabinets/Miniſterio genehmigtes Regulativ iſt die Verthei⸗ 
lung und Betreibung der Geſchaͤfte beſtimmt. 

Der Stadt⸗Deirectox hat die allgemeine Leitung der 
Sefchäfte und die Ausführung der entfchiedenen Befchlüffe; er 
iſt befonders verpflichtet, für die genaue Beobachtung der Vers 

faffung zu forgen. In Fällen, wo der Stadt» Director durch 
Reihard D. Städteverfaſſ. | 21 
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Krankheit oder Abmefenheit verhindert ift, hat der Syndicus 
deſſen Stelle. zu, vertreten. , 


Der Syndicus, welcher in allen vor — Magiftrat 
gehdligen Sachen eine "Stimme zu führen hat, ift der Rechts⸗ 
Conſulent des Magiſtrats bei allen Gegenſtaͤnden, welche die” 
Stadt, die Vürgerfchäft, die Kammerei und die Stiftungen 
angehen. Er hat in allen Sachen, in welthen cd “auf einen 
Nechtspunft ankommt, fein — abzugeben, und de 
Proceſſe zu führen, : 

2 Die Beſchluͤſſe des Magiſtrats werden nach — 
heit gefaßt; bei Stimmen + Gleichheit entfcpeidet die Stimme 
des Stadt; Direktors. . 


Alle Berichte an die ‚höheren Landes »Collegien, ingleichen 
“alle Ausfertigungen, durch welche neue allgemeine Einrichtuns 
gen getroffen werden, fi nd von allen Mitgliedern des Magiiſtrats 
zu ſi igniren. Eben fo. fi nd, die Driginalien der Berichte an das 
Cabinets ; -Minifterium und an die ‚Land + Droſtei in der Kegel 
von ſaͤmmtlichen Meagiſtratzgledern zu unterfchreiben, 

Das Stadt s Archiv fteht unter dem Berti des. Stadts 
Directors und des Regiſtrators. J 


In Beziehung auf die Verwaltung des Sant Bemdgens 
hat der ge der Land⸗ Draft eins 
zuholen: zum mnza.ise N — 


DZ 


1) beim —— und em von fädtifchen: Grundſtacem 
2) bei never: Verleihung derſelben· in Erbenzins⸗ oder: Meier 
yo der — Zins 10° HNthir. oder daruͤber 
betraͤgt; ut 2» 93 Bd. Can girl 
3) bei Gemeinheits⸗Theilungen und bedeutehßen‘ Veränderuns 

+’ gen in den Benugungen der Gemeinheiteir; © 2 
4) bei Contrahirung neuer Schulden, — — der a 
| m vergrößert wird... lo Zu 


8.. Competenz beö verwaltenden Magiftrats, 323 


5) bei Werpachtungen ohne Meiftgebot, 'wenn die Objecte 
von Erheblichkeit find; 
6) bei Neubauten und Reparaturen an ftädtifchen Gebäuden, 
fofern diefelben bei denfelben DObjecten und. in demfelben 
| Jahre die Summe von 100 Rthlr. uͤberſteigen; 
7) bei Ertheilung von Remiffionen, — die Summe von 

80 Rthlr. uͤberſteigen. 

Nach aͤhnlichen Grundſaͤtzen iſt der Magiſtrat in — 
auf. die Verwaltung des Stiftungs-Vermoͤgens zur. Berichtser⸗ 
ftattung an die Sand; Droftei verpflichtet und an deren Autoris 
fationen gebunden *) | 

Der Magiftrat hat die Oberauffiht und das Patronats 
Recht Über die Kirchen und Schulen. Die drei oberften Lehrer 
am Lyceo werden dem Kabinets s Minifterio zur Beftätigung 
 präfentirt. Bei der Befegung der übrigen Lehrerftellen am Ly⸗ 
ceo und bei der Ernennung der Lehrer und Lehrerinnen an der 
Stadt s Töchterfchule ift dem geiftlihen Stadt » Minifterio ein 
votum consultativum eingeräumt, Wefentlihe Veränderungen 
in der innern Einrichtung des Lycei können nur mit Genehmis 
gung des Kabinets » Minifterii vorgenommen werden. **) 

Die Befchreibung aller öffentlichen‘ Fandesfteuern und Abs 
gaben, in fofern folhe nach den Verordnungen den Obrigfeiten 
obliegt, ingleichen die Beltreibung diefer Steuern, in fofern 
gefeglih die Obrigfeiten mitzuwirken haben, wird vom Magis 
firate unter Zuziehung der Bürger s Vorfteher beſorgt. Die 
Sunctionen des Steuer s Richters werden in beiden Städten 
von einem Mitgliede des Stadtgerichts verfehen. Die Rollen, 
welhe über die Befchreibung und Vertheilung der Landes⸗ 
Steuern, und der Communals Abgaben, Laften und Leiftuns 
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gen aufgenommen find, werden der Lands Droftei zur Beſtaͤti⸗ 

gung vorgelegt, und wenn diefe erfolgt ift, in Hebung gefegt 

und der Stadt: Kämmerei’ zugefertigt. Alle vier Jahre werden 
die Rollen mit Zuziehung der Bürger s Vorfteher revidirt und 
berichtigt. 

In gleichem Wege werden die Einquartierungs- und Ser⸗ 
vice-Rollen entworfen, zur Genehmigung gebracht, revidirt und 
berichtigt.. Das Einquartierungs + Negifter muß jährlich aufges 
ftellt und den Bürger: Vorftchern zur Nevifion vorgelegt werden. *) 

| 6. | 

Stadteintheilung und Rechtsgebiet der Bürs 

gerf haft. | 

Die Stadt Hannover ift, zum Zwed der Bürger » Nepräs 
fentation, in 16 möglichft gleiche Diftricte eingetheilt, wo— 
von 12 auf die Altfladt und 4 auf die Neuftadt fallen. 
Jeder Diftrict theilt fi wieder in 3 möglichft gleiche Bezirke, 
die mit den Nummern 1. 2. 3. bezeichnet find. 

Jeder Diftrict wählt durch alle ftimmfähigen Bürger defr 
felben einen Bürgers Vorfteher und jeder Bezirk einen- 
Bezirks-Vorſteher. Stimmberechtigt und wahlfähig ift: 

‚ 4) jeder Bürger, welcher in der: Stadt. mit. einem Haufe ans 
geſeſſen ift; 

2) von den Snquilinens Bürgern ein — welcher zur erſten 
Claſſe derſelben gehoͤrt und mithin, nach dem beſtehenden 
Abgaben/Syſteme, 5 Rthlr. Caſſenmuͤnze an buͤrgerlichen 
Abgaben zu entrichten bat. 

Die Wahlen werden dur ein Mitglied des Magiftrats 
dirigirt. 9 

Von den 16 — Vorſtehern muͤſſen 12 auf der Alt⸗ 
ſtadt, und 4 auf der Neuſtadt wohnen; dagegen iſt es nicht 


) B. u. $. 104. 105. 197. 200. 202. 20o5s5. 
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erforderlich, daß der Bürgervorfteher gerade in dem Diftricte 
wohne, von welchem er gewählt wird. Zum Bezirks + Vorfteher 
fann nur ein in’ demſelben — — Buͤrger gewaͤhlt 
werden. 

Die Buͤrger-Vorſteher werden auf 4 Jahre, die 
Bezirks-Vorſteher auf 3 Jahre gewaͤhlt. Von den erſtern 
hat alle Jahre 4, von den letztern auszutreten, was jedesmal 
durch ueue Wahl ergaͤnzt wird. *) 

Die Gefammtheit . der Bürger :MVorfteher bildet ein Colles 
gium, welchen die Nepräjentarion der Bürgerfchaft im Mers 
hältniffe zum ‚Magiftrate und bei der Stadtverwaltung uͤber⸗ 
tragen if. Die Rechte und Pflichten der Birger z Vorfteher 
beftehen in der Vertretung der Bürgerfchaft bei allen Angeles 
genheiten des- Gemeinweſens der Stadt, in dem Rechte, Nas 
mens der Stadt und der Bürgerfchaft in Betreff des gemeins 
ſchaftlichen Vermögens, der gemeinfchaftlihen Berbindlichkeiten 
und Rechte verbindende Erklärungen abzugeben, in der Bewil⸗ 
ligung und Vertheilung der zu den :öffentlihen Bedürfniffen 
der Stadt erforderlichen Geld s Zufchäffe, der: Leiftungen in La: 
fien, fo wie in der Regulirung der letztern. Insbeſondere 
muß der Magiftrat die Bürger » Vorfteher mit zu: Rathe ziehen, 
wenn folgende Gegenftände in Frage find: 

1) der Ankauf, Verkauf, oder die Vertaufchung und — 
weiſung von ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken; 

2) die neue Verleihung ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke in Erbenzins, 
Meierrecht, ferner deren Verpfaͤndung oder Beſchwerung 
mit Reallaſten; 

3) Gemeinheits-Theilungen und Gemeinheits-Benutzungen; 

4) außerordentliche Holzſchlaͤge und Culturen, die den allgemeinen 
Betriebsplan und das gewoͤhnliche Beduͤrfniß uͤberſchreiten; 
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5) die Eontrahirung neuer Schulden und die ———— 
gungsplaͤne; 

6) ·anzuſtellende Proceſſe und abzuſchließende Vergleiche bei 
Objecten von Erheblichkeit; 

7) die Sicherheit: der. Kechnungsführer bei den Rängen 
Eaffen ; 

8) Verpachtungen ohne Meiftgebot und Lieferungen ohne Mis 
nus »Licitation bei Gegenftänden von Erheblichkeit; 

9). Remiffions » Ertheilungen über 50. Rthlr. 

10) Neubaue und Reparaturen, in fofern folhe bei denfelben 
Dbjecten in demfelben Jahre die Summe von 100 VE: 
überfteigen; 

41) die Anlegung bürgerlicher ——— und Laſten und deren 
Vertheilung; 

12) die Rechnungs-Ablage wegen des ———— und 
der Entwurf des Jahres⸗-Etats; 

13) die Abänderung alter und die Einführung neuer Einrich— 
tungen, welche auf die Verfaflung und das Vermögen der 
Stadt und die Gerechtfame der Buͤrgerſchaft Einfluß 
haben; 

14) generelle Projecte zur Verſchoͤnerung der Stadt; 

15) Preisbeftimmungen von Brot, Fleifch und Bier; - 

16) die Präfentationen und Wahlen der Magiftratsglieder 
und der Deputirten zur allgemeinen Ständeverfammlung. 
Zwifchen dem Magiftrate und dem Collegium der Bürgers 

Vorfteher wird über diefe Gegenftände theils ſchriftlich, durch 
Mittheitungen des Erftern nnd durch Antworten des Letzteren, 
theils mündlich, in gemeinfchaftlichen Deliberationen beider 
Eollegien — bald mit Verfammlungen in corpore, bald durch - 
gegenfeitig ernannte Deputationen — verhandelt, Die Bürgers 
Vorſteher find befugt, mit Vorwiſſen des Stadt » Directors für 
fih Verfammlungen zu halten, um über die vom Magiftrate 
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vorgelegten Anträge, oder ‚über Gegenftände, die fie: ſelbſt anre⸗ 
gen wollen, zu berathen und zu beſchließen. Die Geſchaͤftslei⸗ 
u im Collegio- Dar Dispnäfentatienen * ein ee 
a u an, dem — — das Protokoll 
geführt, Ueber ven Inhalt den Erklärungen und ‚Anträge. beim 


Magiftrate. entfeheidet die Stimmen + Mehrheit, Die Erklärung , 


der Bürger +, Borfteher auf die Mittheilungen des, Magiftrats 
muß immer. beftimmt für. oder wider „den, Antrag ‚oder die 
Frage feyn. 

Alle Angelegenheiten, worüber Magiftrat und Bürgers 
Vorfteher + Collegium ſich nicht- einigen können, werden der 
Land » Droftei zur Entſcheidung durch PRasiitzutäperiigt vor⸗ 
getragen. 

Sowohl dem —— als den. — ſteht 
die. Befugniß zu, auf. Einführung neuer und Abänderung beſte⸗ 
hender Einrichtungen, auf Ergänzung und. Erklärung der Vera 
faffung anzutragen. Die: Anträge der. Bürger Vorfteher. Eins 
nen jedoch nur durch. den Magiftrat‘ an die Land « Droftei 
gelangen, und der Magiftrat muß: fich vorher mit den Buͤr⸗ 
ger sVorftehern darüber berathen haben. 

Die Bezirks-Vorſteher bilden eine zur Erleichterung 
und Beförderung der Verwaltung eingerichtete ‚Unter ». Behörde 
des Magiftrats und der Polizei Behörde, und ihr Wirfungss 
kreis erftreckt fih auf den Bezirk, dem fie vorftehen; fie haben 
fih mit den Lokal und Perfonal: VBerhältniffen ihres Bezirks 
in genauer Befanntfchaft zu erhalten und führen. über denfel: 
ben 1) eine Lifte der flimmfähigen Bürger, 2) eine Lifte aller 
Bürger und Bürgerhäufer, 3) eine Lifte der Inquilinen und 
Dienftboten. _ Den: Bezirks s Vorftehern ift die. Controlle der 
Polizei s Anordnungen, die allgemeine Auffiht auf Gebäude, 
Straßen, Brüden, Brunnen, Candle, Waſſerleitungen, Ex; 
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feuchtung, Nacht » Wachen, Rettungs s Anftalten u. ſ. w. übers 
tragen; fie wachen für die Erhaltung der Öffentlichen Sicher⸗ 
heit, Ruhe und Ordnung und machen der betreffenden Behörde 
Anzeige über entdeckte Mängel oder zu beforgende Gefahr. 

In Abmwefenheitss oder Krankheitsfällen eines Buͤrger⸗Vor⸗ 
‚flehers wird der dem Dienfte nach Altefte Bezirks + Vorſteher 
des Diſtricts, von welchem der verhinderte Bürger s Vorfteher 
gewählt worden ift, als deflen Stellvertreter betrachtet und zu 
den Verfammlungen des Bürgers Ausfchufles ‚berufen, *) 


® Te 
Armenpflege 


Nach Anleitung einer unterm 29. October 1824 erlaſſenen 
£öniglichen Verordnung wird die Verwaltung des gefammten 
Armenwefens im Umfange der Stadt Hannover unter der obern 
Leitung der Land s Droftei durch ein Armen; Collegium 
beforgt, welches aus 22 Mitgliedern zufammengefegt if. In 
diefem Collegium find angeftellt: 

1) der jedesmalige Stadt s Director, ald Präfident ; 

2) ein vom Labinets s Minifterio ernannter Deputirter, als 
Vice⸗Praͤſident; 

3) Der Superintendent von der Meuftadtz 

4 u. 5) die beiden jüngften Prediger von der Altftadt; 

6) ein Mitglied des Magiftrats, welches von demfelben zu 

wählen ift; 

7 u. 8) zwei Mitglieder des Collegii der Bürger » Vorfteher, 
welche von demfelben auf die Dauer ihres Amtes zu wähs 
len find; | 

9) der Altefte Armen s Arzt; 

10) der jedesmalige Hospital⸗Herr des Hospitals St. Spiritus; 
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11 — 14) vier Diaconen, je einer von den vier Stadtkirchen 
der Alts und Neuſtadt; 

15—22) acht Armen : Vorfieher, welche das Aemen⸗ Colle⸗ 
gium zu waͤhlen hat. 

Dieſe Mitglieder des Armen-Collegii verwalten ihr Amt 
unentgeldlich, als ein buͤrgerliches Ehrenamt. 

Die Geſchaͤfte werden theils in allgemeinen Verfamms 
fungen, theild von einem engen Ausfchuffe behandelt, theils 
durch die für einzelne Gefchäftszweige ernannten, Commiffionen 
verrichtet. ° 1 

Zur bequemern und ficherern Beforgung der Armenpflege 
iſt die Alts und Neuſtadt Hannover in 8 Difleicte und jeder 

Diſtrict in 6 Quartiere eingetheilt. In jedem der 8° Diftricte 
leitet einer von den zum Armen sCollegio gehörigen 8 Armens 
Vorftehern die fpecielle Armenpflege, für deren Zwecke denfels 
ben in jedem Quartiere 2 Armenpfleger, alfo 12 für das Ganze 
eines Diftricts, Beiſtand zu leiften haben. Die eine Stelle 
von dieſen Armenpflegern wird allemal ducch den Bezirks; Bors 
ſteher für fein Quartier mit verfehen; die andere Stelle wird 
durch Wahl des ArmensCollegii aus.den Bürgern befeßt. Die 
Armen sVorftehee und die Armenfleger haben ihre Amt auf die 
Dauer von vier Jahren zu verwalten. | 
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Viertes Kapitel. 


Politifhe Winte aus ben Lebenserfahrungen 
der Deutfbhen Städte. 





Die Staatsentwickelung im Deutfchen: Reiche. erhielt und gab 
den einzelnen Deutfchen Volksſtaͤmmen ſelbſtſtaͤndiges Leben, ſelbſt⸗ 
kraͤftige Bewegung, wirkſame Mittel zum Vorwaͤrtsſchreiten auf 
der Bahn der Civiliſation. Die Kultur der Deutſchen Nation 
wuchs in dem Maaße, in welchem die eigenthuͤmlichen Richtuns 
gen des Volksgeiſtes allenthalben freien Spielraum behaupteten 
öder gewannen. Die Gefeßgebung,..die Nechtäpflege und die 
Verwaltung mußten ficy durch den ganzen Umfang des Reiches 
“ immer beſſer und mit einer natürlichen Mannigfaltigkeit ausbils 
den, je feldftftändiger in allen Regionen ‚der Organismus: der 
Megierungsthätigkeit ſich geftaltete, je beſtimmier und feſter die 
Zerritorials nnd die Lokalverfaffungen fich nach dem eigenthuͤm⸗ 
lichen: Bedärfniffe der Stämme. und der Gemeinden ausprägen 
fonnten, je weniger eine falfch verftandene Centraliſation von 
den "höchften Punkten herab das Kinzelleben in Banden fchlas 
gen und die gefunden freien Regungen der Geiftesträfte hems 
men durfte, | 
Ein fefter, alle Einzelheiten und lokalen Eigenthuͤmlichkeiten 
ſchuͤtzender Rechtszuftand war begründet, eine geregelte politifche 
Freiheit nach und nach von oben nach unten eingeführt, eine 
natürliche Lebendigkeit, mannigfaltige Gliederung und feldftftäns 
dige Beweglichkeit der ganzen Staatsgefellfchaft im Großen 
wie im Kleinen erhalten worden, da die Grundlage der ‚gefells 
ſchaftlichen Ordnung mehrfache Elemente in fi ſchloß, und da 
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die Verbindung mehrerer politiſcher Principe die Buͤrgſchaften 
fuͤr die Geſundheit des Ganzen aufgeſteilt hatte. Der Dualis⸗ 
mus zwifchen dem Kaifer und den Neichsftänden, zwifchen den 
Landesherren und den Landftände nund zwifchen den Magiftraten 
und Gemeinde: Nepräfentationen der Städte, ferner die manz 
nigfaltige Zufammenfegung der reichsftändifchen Verfammlung, 
der landſtaͤndiſchen Korporationen und der bürgerfchaftlichen 
Bertretungsorgane hatten bewirkt, daß nicht ein Princip die 
Alleinherrfchaft im gefellfchaftlichen Syſteme der Deutfchen errins 
gen konnte, fondern daß mehrere Principe ſich ins Gleichgewicht 
flellen mußten. Durch fucceffises Vertragen zwifchen ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Geftaltungen wurde die gefellfchaftlihe Ordnung praktiſch 
ausgebildet. Syn dem freien Mebeneinanderbeftehen mehrfacher 
politifcher, Kräfte, im Zufammenwirfen der monardifchen, der 
ariftofratifchen und ‚demokratifchen Formen ruhte das Naturger 
ſetz, welches. in der Deutfchen Nation die frifhe Bewegung der 
Geifter, die praktifhen Richtungen der Geſetzgebung und Vers 
mwaltung und die Gefundheit der gefellfhaftlichen Verhältniffe 
unterhielt und beftärkte, 

Wie die Wirkung diefes Maturgefeßes im Großen fich vor 
Augen ftellt, fo wird fie durch den Blick in das Einzelleben 
der Deutfchen Städte beftätigt. Die Gefellfchaft der Stadtges 
meinden gewann in dee Regel frifchere Beweglichkeit, erhöhte 
Faͤhigkeit zu Eräftigem Entfchluffe und thätigern fruchtbringens 
den Zufammengriff, wenn mehrfache bewegende Kräfte fich ges- 
bildet hatten, wenn, wie im Mittelalter, ein unabhängiger Ges 
meinderath, ein felbftftändiges Patriciat und eine felbfiftändige 
Bürgerfchaft im Gleichgewicht ftanden, oder wenn — wie nad 
dem Erlöfchen der Patriciate gefhah, oder in mehreren Städs 
ten von Alters ber, ohne einen Dazwifchentritt patricifchen 
Gefchlechterwefens, von ſelbſt fich eingerichtet hatte — ein uns 
abhängiger Magiſtrat und: eine freie. felbfiftändige Gemeinde 


- 
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Kepräfentation ſich gegen einander in beftimmte Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe festen. Müsli und nothwendig war den Magiftraten 
eine feſte und felbftftändige Stellung inmitten der Stadtge— 
meinde. Die ftädtifche Obrigkeit durfte nicht einer unorganiz 
fhen Gemeindegewalt als abhängige Geftalt untergeordnet wer⸗ 
den, fondern fie mußte als freie unabhängige Trägerin und 
Beſchuͤtzerin der gemäßigten ftädtifchen Ordnung über der Ge 
meinde aufgeftellt fern. Der Magiftrat durfte nicht als das 
Product einer Willensäußerung der Gemeinde erfcheinen, er. 
durfte die Autorität zu feinen obrigkeitlichen Handlungen nicht 
aus Vollmachten der ihm untergeordneten Bürger entlehnen, fons 
dern er mußte den Urfprung feiner Gewalt aus einem höhern, 
über ihn feldft geftellten mädhtigern Stügpunfte 
ableiten und alle feine Competenzen durch ſich ſelbſt, unab⸗ 
Hängig von der Anertennung der Gemeinde, forts 
pflanzen. Anderer Seits fonnte aber auch die Iandesherrliche 
Dberauffiht, welche in den Deutſchen Territorien über die 
Stadtverwaltungen geführt wurde, ihrer Matur und ihrer praf: 
tifhen Ausführbarkeit nach in vielen Fallen nicht ausreichen, 
um den Magiftrat auf der gefeginäßigen Bahn zu erhalten. 
Eine gewiffenhafte Verwaltung des Gemeindevermögend, eine 
pünftlihe Beforgung der öffentlichen Gefchäfte und eine ununs 
terbrochene Wachfamfeit für das Gemeindewohl war noch mehr 


verbürgt, wenn an Ort und Stelle felbft eine lebens 


dige Kontrolle eingerichtet und eine hinreichend geftärkte 
Schranke aufgeftellt war. Es trug gute Früchte, wenn bie 
Buͤrgerſchaften fih ermächtigt fanden, bei der Verwaltung des 


Gemeindeweſens ſelbſt mit zu fehe und zu prüfen und felöfts 


thätig mit zu befchließen und zu handeln. Zwar fehlt es nicht 
‘an Beifpielen fehr bedeutender Städte, welche hauptfächlich 


durch die Verwalturg ihrer: felöftfländigen,, von den Landeshers 
ren mit großen Privilegien begnadigten und durch diefe Vors 


Y 
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rechte von aller lähmenden Vormundſchaft der Kentralbehörden 
befreiten : Magiftrate, ohne unmittelbaren thätigen Einfluß der 
Gemeinden, ohne alle Mitwirfung gewählter Repraͤſentativkoͤr⸗ 
per aus denfelben, ununterbrochen vorwärts gefchritten und zu 
großem Wohlſtande emporgeftiegen find, wo die Rathscollegien 
für ſich allein durch den unter ihren Gliedern von Generation 
zu Generation fortgepflanzten Geift der Gerechtigkeit, der Hus 
manität und der umfichtigen Eräftigen Werkthätigkeit eine Reihe 
der trefflichften öffentlichen Anftalten und der nuͤtzlichſten Vers 
beflerungen im Gemeindewefen gefhaffen haben. Es traten 
diefe erfreulichen Erfiheinungen vorzüglich in folhen Städten 
ins Leben, wo es für-die mit dem ‚echte, fich felöft durch, 
freie Wahl zu ergänzen, begabten Magiftrate fehon von lange 
her firenge Gewiffensfache und- unverleßbarer Ehrenpunft gewors 
den und geblieben war, nur die erfahrenften, die einfichtevolls 
ften, die geäbteften und gemwandteften, und vermöge ihres moras 
liſchen Characters der öffentlichen Achtung längft verficherten Ges 
fchäftemänner aus dem Stande der Mechtögelehrten, aus der 
Kaufmannfhaft und aus andern gleichfalls durch höhern Bil— 
dungsgrad, bedeutendern Vermoͤgensbeſitz und umfaflendern Ges 
weubsbetrieb hervorgehobenen Claſſen in ihre Mitte zu ziehen, 
und wo daher alle Zweige der Communalverwaltung den tüchs 
tiäften Organen zur Leitung übergeben werden konnten. Allein 
— zahlreicher find die Beifpiele, wo ein nicht unmittelbar in 
der Naͤhe controlirter, ein unbewachter Magiftrat in einen Zus 
ftand verfallen ift, wo er feine Beftimmung für die Gemeinde, 
wo nicht ganz, doch gewiß größtentheils verfehlen mußte, Eng⸗ 
herziger, febftfüchtiger, flarrer ariftofratifher Sinn, ein amtvers 
derbender, das Verdienſt hintanfegender und unterdruͤckender 
Nepotismus konnte ſich wohl da fefter einniften, Partheilichkeit 
in der Nechtöpflege, Mißbrauch, Berfchleuderung des Gemeindes 
vermögens, ungerechte Vertheilung der Öffentlichen Laften, ſchlep⸗ 


— 
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pender Schlendrian, ſchwachſinniges Procraftiniren oder zweck⸗ 
loſes Teemporifiren, Sorglofigfeit und Indifferentismus bei 
öffentlichen Mängeln, felöftgefälliges Sichgenugfeyn, Schlaffs 
heit in der ganzen Gemeindeverwaltung da leichter einwurzeln, 
und entnervendes Sichthum, mattes Hinwelken und völlige 
Kraftlofigkeit die Städte gewiller ergreifen, wenn .die Bürgers 
| ſchaften ganz und gar ald unmändige leidende Maffen behandelt 
werden durften, wenn die Ungebähr und der Mißbrauch nicht 
durch freien Widerfpruch einer felöftftändigen Gemeinde ges 
daͤmmt, wenn die Unthätigkeit und das alltägliche Weſen nicht 
aufgerättelt werden, wenn die Gegenkraft einer freien Oppofis 
tion nicht jedes Gebrechen ergreifen konnte. Es bemeifen die 
Lebensperioden verfchiedener berühmter Städte, daß die Blüthe 
und Kraft im denfelben fih erft dann recht entwidelt hat, 
wenn den feldftftändigen permanenten Rathskoͤrpern ein felbfts 
‚ftändiges und entfchlußfähiges Bürgerthum gegenüber trat, wenn 
der Magiftrat feine Handlungen in den wichtigften öffentlichen 
Sachen mit der unabhängigen Meinung einer felbftthätigen Buͤr— 
gerfchaft in Uebereinftimmung zu bringen, durch die Verfaflung 
angewiefen war. Die Städte wurden immer ftärfer und mächs 
tiger, weil, was die reife Erfahrung, die geprüfte Einficht und 
der geübte Ueberblict der wohl zufammengefegten nnd permas 
nenten Nathsbehörden den Gemeinden empfahl, durch die unter 
den Bürgern felbft verbreiteten practifchen Einfichten frei unters 
fucht, geläutert und vervolllommnet werden fonnte, weil Alles, 
was durch die freie Zufammenftimmung der Nathecorporationen 
und der Gemeinden befchloffen wurde, in den freien Willens 
thätigfeiten der in ihrer flaatsbürgerlihen Würde und reis 
heit geachteten Gemeindegenoffen die U Ausführung fins 
den mußte. 
Was die Erfahrung über die Leiftungen des Beftehenden 
fpriht, muß die Directivpuntte für die Richtungen bdarbieten, 
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auf! welchen die Gefeggebung die Vervolllommmung des ftädtis 
fchen Verfaffungswefens zu erreichen hoffen dürfen. - 

Die Magiftrate muͤſſen ſelbſtſtaͤndig und unabhängig im 
der Mitte der Gemeinde beftehen, um: ihre Beftimmung im 
Sinne der Staatsregierung und im höhern Intereſſe der Ges 
meinde erfüllen zu tönnen. Jeder Magiftrat foll im Namen 
des Staats die! Obergewalt. oder dem Befehlshaber inder 
Stadtgemeinde vorſtellen; er-foll- die allgemeinen und die locas 
fen Geſetze mit Freiheit handhaben, die Gemeindeangelegenheiz 
ten leiten und alle. zur Verwaltung der öffentlichen Ordnung 
gehörigen Gefchäfte verwalten. In den. Staaten, wo.die fruͤ⸗ 
hern Stadtverfaffungen noch im Ganzen oder in: ihren wefents 
tihen Grundſaͤtzen erhalten find, erkennen die Magiftrate durch 
das Recht der Sebſtwahl ihrer Glieder und in der 
Lebenslänglidhfeit der Rathsſtellen eine praftifche 
Bürgfchaft für das Merhältnig, welches ihnen Beduͤrfniß ift. 
Bei der ftädtifhen Obrigkeit ift zuerft das fichere Urtheil daruͤ—⸗ 
ber zu präfumiren, wer die willenfchaftliche, gefchäftfiche und 
moralifche Befähigung dazu befige, um an ihren mannigfaltis 
gen Verrkhtungen mit Nußen für das Deffentlihe Theil neh⸗ 
men zu koͤnnen. Ferner giebt die Lebenslänglichkeit der amtlis 
hen Stellung den Rathsgliedern das nothwendige Sicherheits: 
gefühl und die unentbehrliche Freiheit, um ganz unpartheiifch 
nad) innerer: Ueberzeugung, ohne Ruͤckſicht auf unbegrändete 
Meinungen oder finiftte Einfläffe, ‘ohne Furcht vor nachtheilis 
gen Ruͤckwirkungen auf ihr perſoͤnliches Intereſſe zu verfahren, 
um, wo es gilt; im Sinne der Ordnung und Geſetzmaͤßigkeit 
durchzugreifen, wenn auch zahlreiche Claſſen der Buͤrgerſchaft 
einer entgegengeſetzten Richtung zu folgen, durch untergeordnete 
Privatintereſſen angetrieben werden ſollten. In Magiſtrats⸗ 
Corporationen, die ſo conſtruirt ſind, koͤnnen ſich die richtigen 
Begriffe von dem Verhaͤltniſſe des Raths zur Staatsregierung 
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und zur Gemeinde am lebendigften erhalten; ein confequenter 
Takt wird da.eingeübt, eine Sicherheit und Feftigfeit des Ber - 
nehmens gegen die Bürgerfchaft und. eine gewandte Behands 
lung der Gefchäfte da vorzüglich wahrgenommen, wo ſowohl 
der Magiftrat im Ganzen, .ald auch jedes feiner Glieder für 
feine Stellung vollkommen gefichert ‚if. Won den nüßlichen, 
dem Principe der Stetigkeit entfprehenden Wir 
Zungen diefes Syſtems zeugt die Achtung und die kräftige Hals 
tung, in welcher die darunter begriffenen Stadträthe vor. ihren 
Gemeinden ftehen, 

Eine Befriedigung natürlicher und billiger Wünfche, ein 
practifches Mittel, die Sorgfalt der Magiftrate bei der Wahl 
ihrer Mitglieder zu verftärfen, wird durch die Geſetze dargebo- 
ten, welche der Gemeinde eine abgemeflene (nicht uͤberwie— 
gende) Mitwirfung bei der Wahl der‘ Magiftratsglieder mit 
Beibehalung der Iebenslänglichen Anftellung für diefelden ans 
weifen. Eine Wahl, welche der Deffentlichkeit ſich nähert, - 
welche durch ein felbfiftändiges Gegengewicht controlirt, welche 
durch eine freie Verftändigung zwifchen Magiftrat und Gemeins 
devertretern bedingt wird, erfcheint geeignet, die Achtfamkeit 
auf die möglichfte Befriedigung aller Forderungen für den 
Stadtrath wie für die. Bürgerfchaft zu verftärfen und einen 
erfprießlichen Ausgang der Wahlhandlung zu verfichern. *) 

In dem, Spfteme, in welhem die Wahl des Magiftrats 
einer GemeindesXepräfentation ausfchließlich anvertraut ift, 
wird zwar bis zu einem gewiflen Punkte die Bürgerfchaft, aber. 

“nicht eben fo die andre nicht minder zu beachtende Hauptgeftalt 
in der gefellfchaftlichen Drdnung der Städte, der. als ein 


N 





) Mufter zu biefer Einrichtung, welche ſich auf giner praktifchen Mits 
telftraße hält, werben in der Verfaffung der freien Stadt Frank 
furt und in den neuen Verfaffungsurkunden der Städte im Königs 
‚veihe Hannover geboten. 
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Ganzes in Permanenz und in’ Selbſtſtaͤndigkeit zu denkende 
Rathskoͤrper befriedigt. Problematiſch erſcheint es nach den 
Erfahrungen, welche bis jetzt daruͤber bekannt geworden ſind, 
ob eine Buͤrgercorporation, die alljaͤhrlich oder alle zwei Jahre 
einen Theil ihrer Mitglieder wechſelt und in Perioden zu 4 
oder 6 Jahren ſich ganz neu zu geftalten hat, ftets die haupt— 
fählichften Bedingungen in fi vereinigt, um die Auswahl der 
tüchtigften Perfonen für die Hauptleitung der Gemeindeangeles 
genheiten mit der im Intereſſe der Regierung und 
des ganzen fädtifhen Gemeinweſens nothwendis 
gen Sicherheit zu bewirken. Mag auch die Möglichkeit, 
daB dies wirklich gefchehe, wie man gehofft hat, durch öftere 


Beiſpiele Cvorzüglih in den größern Städten) bewieſen feyn, 


mögen aud) die Gemeinde: Repräfentanten in einer Anzahl von 
Städten das ihnen anvertraute Wahlrecht anf würdige Weife 
ausgeübt haben, fo find doch eben fo viel, wo nicht weit mehr 
Fälle vorgetreten, wo die blos durch Gemeinde: NRepräfentativ: 
förper vollzjogenen Wahlen gar nicht günftig und befriedigend 
für Magifttat und Gemeinde ausgefallen find, wo Mangel 
an Kenntniß des Bedärfniffes, Mangel an richtiger Würdis 
gung der Perfonen im Verhältniß zu der diefelben erwartenden 
Aufgabe, oder auch temporäre Parteiung und Mangel an 
gutem Willen den Zweck des ernſten Wahlgefchäfts eludirt 


- haben. *) Man hat Städte gefehen, wo die „Gemeindes 





) Sehr beadhtenswerth find die Erfahrungen, welche im Preußifchen 
Staate in diefeg Hinſicht gemacht und Eundbar geworden find, 

Die Städteordnung fereibt im $. 148. vor, daß zu den Magis 
giftratöftellen nur geachtete, rechtliche, einfichtsvolle und gefchäfts- 
fundige Männer, die wenigftens ein Alter von 26 Jahren erreicht 
haben, gelangen follen. Die Beobadhtungen Über die Art und 
Weife, wie die Vorfchrift diefes $. in Ausführung gekommen war, 
gaben der £öniglichen Regierung zu Potsdam Veranlaffung, die in 
den Berichten der Magiftrate über die Wahlen neuer Magiftrats- 
glieder bemerkte Nichtbeobachtung der geſetzlichen Borſchriften zu 
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Kepräfentation in det Einſchraͤnkung der Magiftratd s Befoldun- 
u. — fuͤr den Gemeindehaushalt geſucht und die 


man. 


und bie Hauptgeſi chtspunkte hierüber zu erläutern und eins 
zufchärfen. Die Regierung drüdte fi in ihrer unterm 21. Zuni 
1814 deshalb erlaffenen Verfügung in Beziehung auf die Stadtvers 
orbnneten aljo aus: 

„Die den Stabtverorbneten eingeräumte Befugniß, fi bie 
„Mitglieder ihrer Magiftrate 'felbft wählen zu dürfen, bat, wie 
„Die Erfahrung beweift, fehr vft den verhofften Erfolg nicht ge— 
„habt. Es find vielmehr leider! mehrere Fälle eingetreten, in 
„welchen die von den Stadtverorbneten gewählten Subjecte dem 
„in fie gejegten Vertrauen gar nicht entiprochen haben, daher denn 
„auf den eigenen Antrag der Stabtverorbneten und Bürgerfhaften, 
„mehrere unangenehme Unterfühungen veranlaßt worden find und 
„mehrere Subjecte theils als unmoralifch, theils-ald ganz geſchäfts⸗ 
„unkundig ihrer Aemter haben entfegt werden müſſen. Wollen die 
„Stadtverorbneten fid) des vom Staate in fie gefegten Vertrauens 
„würdig machen, fo müffen fie auch bei ihren Wahlen mit weniger 
„Leihtfinn und Zrägheit, mit. mehr Behutfamkeit verfahren und 
„su den erledigten Magiftratsftellen nicht den erften Beiten, fons 
„dern nur folhe Männer wählen, welche die im $. 148. der Städ— 
„teordnung vorausgefegten Eigenſchaften befigen. Vorzüglich aber 
„muß dies in Anfehung der Bürgermeifter und Stadtkämmerer 
„geſchehen, weil von beren getreuer, einfidhtspoller und guter 
„Adminiſtration das Wohl und Wehe ber Stadt abhängt, und 
„außerdem da, wo folde Mitglieder nit vorhanden find, der 
„PBreovincialbehörde die Auffibt auf die Verwals 
„tung der Drtspolizei und des Communalweſens, 
„To wie ihr Dienft überhaupt, infofern-fie fi 
„dazu der Magiftrate bedienen muß, ganz unglaub= 
„lich erihwert wird. 

©. Ergänzungen bed Allgemeinen Landrechts für die Preufis 
[hen Staaten, Herausgeg. von E. H. von Strombed. Leipzig 
1825. II. Bd. ©. 92. 93. 

Ein merfwürdiged Beiipiel von ben nachtheiligen Folgen, 
welche die ungenügende Ausübung des der Gemeinde-Repräſenta— 
tion übertragenen Wahlrechts über eine Preußiſche Stadt gebracht 
hat, iſt in einer unter dem Titel: Kritik des Jeſus Sirach über 
die Städte-Ordnung im Jahre 1829 zu Leipzig erſchienenen 
Abhandlung angeführt. Der Verfaſſer dieſer Schrift erklärt ſich 
zugleich Über die Mängel, welche in der Compoſition der Stadt— 
verordneten gefühlt worden find, und giebt Andeutungen zur 
Abhülfe. 
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erledigten Stellen den Mindeftfordernden angeboten haben. *) 
Diefe Erfahrungen bewiefen wenigftens fo viel, daß die durch 
das Gefeß gegebene Conftruction der Gemeinde Repräfentativs 
förper noch feine ausreichende Bürgfchaft dafür gewährt, daß, 
fo oft die Frage Über eine Magiftratswahl zu entfcheiden ift, 
in der ganzen Wahlcorporation auch die nothiwendige Summe 
von wiſſenſchaftlicher und fittlicher Bildung, die Reife der Ges 
fchäftsfenntniß, die volle Beurtheilungsfraft, und die Höhe der 
unparteiifhen, leidenfchaftslofen, uneigennügigen und patriotis 
chen Gefinnung vorhanden fey, wie fie bei denjenigen als uns 
entbehrlich vorausgefegt werden muß, welche über die Qualificas 
tion eines Beamten und über das Maaß feiner Pflichterfuͤllung 
mit Eicherheit ein Urtheil fällen. wollen. Die Erfahrung lehrt 
von jeher, daß die Abfchägung der Beamtenfähigkeiten ficherer 
von oben, als von unten auf dirigiert wird. Die confes 
quente Durhführung diefes praftifhen Prins 
cips ift als ein wefentliher Vorzug der monardhis 
fhen Ordnung zu betrachten. 

Es ift ferner an fich fehe zweifelhaft, ob die der Bürgers 
Repraͤſentation ausfchließlich uͤbertragene Wahl der Mas 
giftratsglieder ald ein ganz geeignetes Mittel betrachtet werden 
koͤnne, die Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit zu verbürgen 





*) Dies beftätigt eine andere Nachricht aus Preußen: 

„Die bisherige Erfahrung hat die Stabtverorbneten vielfältig 
„belehrt, daß das ftäbtifche Gemeinwefen oft Übel berathen worden, 
„wenn eine übel angebradhte Sparfamteit die befoldeten Magiftratss 
„Aemter nur denen zuwenden will, die fi mit dem geringften Ge⸗ 
„halt begnügen. Tüchtige Männer werden hierdurch abgehalten 
„vergleichen Poften zu fuhen, und untüdhtigen Subjecten wird der 
„Zugang erleichtert.” 

Belanntmadyung der Königlichen Regierung zu Potsdam dv. 5. 
März 1821, angeführt in der von einem Eöniglich Preußifchen Res 
gierungd = Beamten (Wehnert) herausgegebenen Abhandlung 
„Meber bie Reform der Preußifhen Städteorbnung.” Potsdam 
1828. ©, 40. und 41. 

— 


= 
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oder aufrecht zu. erhalten, "welche dem Magiftrate. in der. Mitte 
der Gemeinde. unentbehrlich ift, wenn er den Beruf auszufüllen 
fähig. bleiben foll, für. welchen derfelbe in einer praktifch uusges 
bildeten Staatsordnung beftimmt werden kann. Der Natur 
der Sache, dem natürlihen Gange der menfchlichen Empfindun: 
gen nach fann in folhem Verhältnifle fchwer vermieden werden, 
daß der Magiftrat nicht das innere Gefühl und die Außere thäs 
tige Darftellung der Unabhängigkeit und Selbftftändigkeit vers 
liere, daß er nicht in eine Lage fich verfegt finde, in welcher 
er die Gemeinde mehr über. fh, als neben fih und unter 
fich erblickt. Die Begriffe von. der Obrigfeit gerathen, im 
Widerfpruch mit den leitenden Grundfägen einer 
Monarchie, ins Echwanten. Was die Gemeinde allein 
zu wählen hat, lernt die Gemeinde nur zu bald als ihr —— 
giges Inſtrument betrachten. 

Die richtige Wuͤrdigung dieſes abhaͤngigen und ſchwanken⸗ 
den Verhaͤltniſſes gab ſich in Preußen durch die Antraͤge der 
Staͤnde in der Provinz Sachſen zu erkennen, als denſelben 
bei dem erſten Provincial-Landtage im Jahre 1825 in der 4. 
Eöniglihen Allerhoͤchſten Propofition. ein Gutachten über die bei 
der Einführung der Städte-Ordnung in der Provinz nöthig feheis 
nenden Modificationen abgefordert: wurde. Bon den Ständen 
ward empfohlen, daß den Magiftraten eine würdigere Stellung 
angewiefen, eine. Einfchränkung in der Zahl und in den Bes 
fugniffen der Stadtverordnneten belicht werden und- vorfichtige 
Feftfegung in Hinfiht auf die Wähler und auf Stimmen; 
und Wahlfähigkeit, auch Wählbarkeit eintreten möchte. *) 

Noch unficherer wird ‘der Erfolg der Wahlen, noch weit 
ſchwankender die. Stellung des Gemeinderathe, wenn das Wahl: 
gefchäft der Mafle der activen Bürgerfchaft überlaflen ift. 


*) Verhandlung des erften Provinzials Landtags der Provinz Sachſen, 
gehalten zu Merfebürg im Jahre 1825. Merfeburg 1827. 4 ©. 9. 


t 
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Eine längere Erfahrnng kann erft die Frage: beantworten, 
in wie weit. die DVorfehrift, welche die zur Direction der Stadt⸗ 
verwaltung beſtimmten Magiftratsglieder auf. mehr vder wer: 
niger beſchraͤnkte Zeiträume (gleichſain auf Probe) zu wählen 
gebietet, ‚in der Anwendung den, mwohlthätigen Zweck zu. erfüls‘ 


len geeignet fen, den die Gefeßgeber.. hierin vor Augen hatten. 
Die Wahl auf Zert hatte den’ Städten die Freiheit bewah— 
ren follen, bei mißlungenen. Wahlen‘ die Unfaͤhigen bald zu 
entfernen: und Tuͤchtige an .ihre Stelle zu bringen. Es mird 
für diefe Vorfchrift unter andern angeführt, daß eine flädtifche 
Commune nicht ‘die. Gelegenheit und. die. Mittel befige, uͤbel 


ausgefchlagene Anftellüngen durch Verſetzungen der Beamten 


auf andere Poften oder durch Penſionirung unſchaͤdlich zu ‚mas 
chen „ und daß in-der Ausficht auf der möglichen Rücktritt aus 


der Anftellung für. den Gemeindebeamten‘ der‘ wirffamfte Sporn 


liege, durch firenge Pflichterfüllung die Beibehaltung bei der 
wiederholten Wahl zu. verdienen. *) So gewichtig diefe Ges 


fihtspunfte ſich darjtellen und: fo eifrig die Regierung. umd Vers 


waltung dahin zu firebem hat, daß der Zweck der Zeitwahlsfreis 
heit erteicht werde, fo ſtehen doc). diefem Punkte der Wahlfors 
men ‚die erheblichiten Bedenflichfeiten entgegen. Abhängigkeit 
von der Volksgunſt iſt der Wirkfamkeit der öffentlihen Beam; 


ten nicht fürderlih. Der Beamte fol fogleihh ‚mit dem Antritte _ 


feier Function ohne Anſehn der‘ Perfon im Sinne des Nechts, 
als Vertretet der gefelichen Ordnung, als felftftändiges Organ der 
Staatsgewalt, im wahren Intereſſe des ftädtifchen Ganzen handeln. 


*) Für die Wahl auf Zeit haben fih, mit Gründen, die fehr. beherzi- 


gungswerthe Geſichtspunkte berühren, entfhieden: v. Raumer 


„Ueber die Preußifhe Städteordnung‘ (Leipzig 1828) ©. 83, fer— 


ner Stredfuß im der Beleuchtung dieſer Schrift (Berlin 1828) - 


©. 55— 57, und Perſchke im „Verſuch einer Metrakritit der von 
KRaumer,,. Stredfuß unternommenen. Kritit über bie Preußiſche 
Stäbteordnung” (Leipzig 1829) ©, 79 — 8%: 


* 


* 
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In diefer Verpflichtung koͤmmt er öfter in die Page, dem Pris 
vatwillen, den perfönlihen Neigungen der Gemeinde Glieder 
entgegen zu treten. Sicher, Eräftig, feft fühlt fi das unwis 
derruflich oder auf Pebenslänge ernannte Magiftratsglied; ihm 
droht‘ kein perfönlicher Nachtheil, Feine Rüdwirkung auf feine 
Eriftenz, wenn es ſich in feinen pflichtmäßigen Amtshandlungen 
mit den Meinungen und. Abfichten der einen oder der andern 
Bürgerclaffe, oder mit der. ganzen Gemeinde in Widerfpruch 
verfegen muß. Unficher, fchüchtern, ſchwankend unter den Eins 
flüffen ängfllicher Ruͤckſichten, übertrieben nachgiebig tritt gewiß 
in den meiften Fällen der Rathmann auf, welcher beim Abs 
lauf feines Amtes nach Willtühr der Wähler entlaffen werden 
fann. Sn folchem unfihern Verhältniffe fann die Amtsfühs 
rung feinen Muth, keine Luft machen. Nur mit der Sicher; 
heit der Eriftenz ift die ganze Würde und die volle Selbftftäns 
digkeit verbunden, welche den Vollftredfern der Gefege unentbehrs 
ih if. Die tüchtigften, die gemeinnuͤtzigſten Männer laffen 
fih felten auf Verhältniffe ein, wo fie ſich felbft, ihren Begrifs 
fen von freier amtlicher Wirkfamfeit nicht zu genügen vermöds 
gen. Es ift natürliche Folge, wenn die Aemter für das ftäds 
tifche. Gemeinweſen dann gerade von denen gemieden werden, 
welche mit ihrer Qualification die Eee Dienfte leiſten 
fönnten. *) 

Wenn in Preußen bie ——— der 
Marks Brandenburg und des Markgrafthums Nie⸗ 
derlauſitz auf dem erſten im Jahr 1824 abgehaltenen Pros 
vinzials -Landtage in Beziehung auf die Staͤdteordnung unter 
andern darauf antrugen: „es möchte die Dienftzeit der befoldes 


) Bekanntmachung ber Eöniglihen Regierung zu Potsdam v. 5. März 
1821, angeführt in einer von Wehnert (Eönigl. Pr. Regierungss 
rathe) herausgegebenen Abhandlung „Weber die Reform der Preus 
ßiſchen Städteorbnung.” Potsdam 1828, ©. 40. dl. 
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„ten, vorher in der Prüfung als qualificirt gefundenen Magi⸗ 
„ſtrats⸗Perſonen auf Lebenszeit beftimmt umd dabei mit fefiger, 
„Seht werden, daß “die ſchon gewählten Meagiftrats' ; Perfonen, 
„die den Beweis: ihrer Tuͤchtigkeit und Würbigfeit ‚nach. dem 
„Zeugniſſe der vorgeſetzten Behörden abgelegt: hätten, ihre Stelle 
„Tebenslänglich. zu: behalten oder nach den Borfchriften der. 
„Städteordnung zu 'penfioniren wären,‘ for müffen im Bereiche‘ 
der Provinz ausreichende: Erfahrungen‘ gemacht worden: ſeyn, 
welche den Srädten ‚die Werzichtleiftung ‚anf die proßlematifche: 
Wohlthat der -Zeitmahlsfreiheit angerathen haben. *) 1 
Ganz zweifelhaft hat es ferner die Erfahrung noch gelafi 
fen, ob mit der obrigkeitlichen, feſten, unabhaͤngigen Stellung‘ 
welche. der Magiftrat in der Mitte der Stadtgemeinde behaupz: 
ten foll, ein. in kurzen Perioden . ſich wiederholendes Abs‘ und 
Zutreten von unbeföldeten, bürgerfchaftlichen Mitgliedern  vereins 
. bar fey. Die richtige Auffaffung der magiftratifchen ‚Stellung 
in der Gemeinde, die paflende Behandlung der Verhältniffe zwi— 
fehen dem Mathe und der Gemeinde: Mepräfentation, die Er— 
werbung der Gefgjäftstenntniß und die Aneignung aller fonftis 
gen Erforderniſſe zu oͤffentlicher Wirkſamkeit bleibt Sache der 
laͤnger fortgeſetzten Uebung und Erfahrung. Es iſt augenfaͤllig, 
daß es Magiſtratsgliedern, die einem beſtaͤndigen Wechſel unter⸗ | 
mworfen fü ind, ſchwer werden muß, zum völligen richtigen. Ges 
fuͤhl ihrer Stellung zu gelangen, und daß die beſtaͤndige Aus⸗ 
ſicht auf den beſtehenden Wechſel auf das amtliche Benehmen 
gegen die Gemeinde Einfluß hat. Der wechſelnde Rathmann 
befindet ſich in einer Lage, wo er ganz ungewiß iſt, ob er ſich 
entſchieden als ungetheiltes Werkzeug der ſtaͤdtiſchen Obrigkeit, 
oder als abhaͤngiges Inſtrument der‘ Gehorchenden zu betrach— 
ten und zu benehmen habe. Oefter möchte ex wohl in die Ges 


9 S. Geſetze wegen Anordnung der Provinzial-Stände in ber Preußifchen 
Monard). Erſte Folge. Herausg. v. J. O. C. Rumpf. Bert, 1326.:p. 36, 
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fahr ‘gefegt feyn, die Pflichten einer Magiftratsperfon mit denen 
eines Gemeinde s Mepräfentanten zu verwechfeln. Das natürliche 
und hiftorifch bewährte Unterfiügungsimittel des Magiſtrats, die 
PDermanenz in corpotativer ſowohl als in individueller Hins 
ſicht, tritt zu fehe in den Hintergrund; die ftädtifche Obrigkeit 
ift dem Principe der: Gemeinde s Nepräfentation, zu welchem 
der Perſonen-Wechſel mit gehört, mehr affimilirt, als es 
mit der Stetigkeit und der Unabhaͤngigkeit einer zum Befeh⸗ 
len beſtimmten Behörde ſich wohl vertragen mag. Fuͤr 
den Magiſtrat bleibt Beſtaͤndigkeit für die Gemeinde— 
Mepräfentation die Abwechfelung der thätigen Perföns 
lihfeitem das wefentliche und belebende Element.  Permas 
nente Nathsglieder aus den Rechts- und Gefekkundigen, wie: 
aus den vorzüglichften Gewerbstlaffen werden fich ihrer Beftims 
mung ficher fühlen und entfchieden darnach zu handeln ſich 
gewöhnen. 


Eine anderweite wichtige Grundlage der den Magiftraten 
nothwendigen Autorität beruht in dem Umfange des Wirfungss 
freifes, welchen die Staatsgewalt denfelben anvertraut. Se 
mehr die Negierung den Magiftrat zu ihrem Werkzeuge für 
alle Zweige der Staatsverwaltung ausbildet, je mehr auf dies 
fem Wege die Staats- und Communalverwaltung im Innern 
der Städte zur Einheit verbunden wird, defto ftärfer, fefter 
und ficherer erfcheint der Magiftrat in der Bewegung der ftäd- 
tifhen Gefellfchaft, defto confequenter ift der Takt in der Ge: 
meindeverwaltung, defto leichter ift der Ueberblict im Organis— 
mus der Stadtverwaltung, defto einfacher zeigt fi) das Ver: 
hältniß der Stadtgemeinden zur Ofdnung des ganzen Staats. 


Am fchwächften erfcheint die Autorität der Magiftrate in 
der Städten, wo denfelben nur die Conmunalverwaltung über: 
tragen ift und alles Andere, welches in das Intereſſe dee 
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Staats eiuſchlaͤgt, durch nn aufgeftellte Organe der Kies 
gierung beforgt wird. | 

Ungleich  ftärfer und ficherer in ihrer Haltung zeigen fich: 
die Stadträthe, welchen die Regierung neben der Gemeindevers 
waltung auch. die Handhabung der Polizei übergeben ‚hat, und: 
die zugleich‘ als unmittelbare Werkzeuge für die Wahrung meh: 
rerer Hoheitsrechte und für die Beforgung mehrerer Zweige: in 
der Staatsverwaltung, namentlich ‚für die. Vertheilung und Er⸗ 
hebung der Landesabgaben, betrachtet: werden. Die Regieruns 
gen, welche diefes Syſtem befolgen, haben den Gang der Vers 
waltung hierdurch ſehr erfeichtert. Ess ift. duch das, was hierin 
bis jetzt geſchehen ift, zugleich der Weg gezeigt, auf welchem 
die Stantäverwaltung noch mehr vereinfacht und der Aufwand 
für diefelbe. immer. mehr eingefchränft: werden fann. Je mehr: 
den Gemeindeobrigkeiten Übertragen wird; deſto leichter und ein⸗ 
facher wird ſich die Arbeit der Regieruugsbehoͤrden geſtalten. 

In der ſtaͤrkſten, feſteſten und hochgeachtetſten Stellung 
behaupten ſich die Stadtraͤthe in den Laͤndern, wo die Juris⸗ 
diction als weſentlicher Beſtandtheil der Magi— 
ſtratswirkſamkeit betrachtet wird, und wo ſich daher us 
ſtiz- Polizei- und Gemeindeverwaltung in den 
Rathscollegien ceoncentriren. Die lange: Erfahrung im Leben 
der Deutſchen Städte giebt die Lehre, daß das wohlerworbenẽ 
Hecht und der Ehrenvorzug der Yurisdiction dem Magiftente 
mehr Würde vor der Gemeinde verleiht, und daß das Richters 
amt fih zur wirkſamſten Stüge für alle übrige, Gerechtfame 
bildet, die der ‚Magiftrat. ald Werkzeug der Regierung, wie als 
Dbrigkeit der "Gemeinde auszuüben hat. » Die Organe: .der 
Rechtspflege helfen die Intelligenz in der Mitte der Magiftrate 
für das wohlverftandene Intereſſe der ‚Regierung wie. für das 
Wohl. ders Gemeindelebens verftärken. 

Ein großer Schritt vorwärts: ift in den Staaten * 


\ 
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führt, welche die Bürgerfchaften der Städte einer ſelbſtſtaͤndi⸗ 
gen Stellung für würdig erklärt und zur felöftthätigen Mits 
wirkung bei der Gemeindeverwaltung berufen haben. Die Ers 
fahrung berichtet, daß die Belebung der Gemeinden die Kraft 
der Städte in unberechenbarem Verhaͤltniſſe verftärkt hat, daß 
das Vertrauen der freifinnigen. Regenten belohnt worden ift. 
Die ſelbſtſtaͤndige Controlle der GemeindesPepräfentation hält 
die Magiftrate in Wachſamkeit undı Ihätigkeit; die Läffigfeit, 
die Gleichgültigkeit wird aufgerätteltzi die öffentliche Behandlung 
der Gemeindeangelegenheiten. weckt die allgemeine Theilnahme; 
den Einfihten, welche in den Bürgerfchaften: verbreitet! find, iſt 
ein Feld eröffnet, fih den gebührenden Einfluß zu verfchaffen ; 
die freie. Erörterung zwifchen den. Magiftraten und. den Buͤr— 
ger s Ausſchuͤſſen führt auf die Wahrheit, auf die Ausfindung 
des. Nichtigen, des Ausführbaren, des. Fruchtöringenden; vie 
Einfeitigkeit der. Getmeindeverwaltung wird . verhindert; . die Ges 
' meindes Befchlüffe, welche im ‚freien Vertrage zwifchen den Pers 
fönlichkeiten der Magiftrate und der) Bürger: Ausfhäffe gegründet 
werden, finden die freiwillige und tüchtige Ausführung ;: Die 
Gemeindefachen verwandeln. ſich in. die . eigenen Sachen der 
Bürger; Rath und Bürgerfchaft find im lebendiger Verfettung; 
die Träger der. Ordnung, die: Stügen des Gemeindewohls find 
Hundertfah, find tauſendfach vermehrt; ‚die Stadtgemeinde 
Haben frifche Beweglichkeit, - fichere EIER: and nach⸗ 
haltige Spanntraft gewonnen. 

Aus den: mit Gemeinde s ——— neu —— 
Staͤdten geht durch Deutſchland die erfreuende Kunde, daß der 
innere Zuſtand der Gemeinden weſentlich verbeſſert und die Zuz 
friedenheit der Bärgerfchaften befeftigt worden. iſt. Städte, die 
durch alteingewurzelte innere Mißverhaͤltniſſe und durdy die 
Kriegsdrangfale tief in Schulden geftürzt waren, haben ſich 
teäftig wieder gehoben, ihrer Laften fich entledigt und ihren 
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Gredit vollkommen befeftigt; verjährte Mißbraͤuche find angegrifs 
fen und abgefchafft, lang getragene Mängel und Gebrechen 
befeitigt worden; die gewedte und durch Uebung verſtaͤrkte 
Thatkraft der Gemeinden hat die Mittel gefchaffen, die vorhans 
denen Öffentlichen Anftalten zu befeftigen und zu erweitern, und 
neue gemeinnägliche Einrichtungen, wo das Bedürfniß fie heifchte, 
in würdigen Geftalten zu gründen; der lebendige Zufammens 
griff magiftratifcher und bürgerfchaftlicher Einficht und Selbſt⸗ 
thätigfeit hat den Geift der Städte bereichert und fruchtbrins 
gende Werke ins Dafenn gerufen. Die Selbſtſtaͤndigkeit der 
Bürgerfchaften fteht als nachhaltiges Triebwerk, als kraͤftiger 
Hebel, die Verwaltung in Schwung zu fegen. Mehr und 
mehr erhellen und veredien fich die Begriffe vom Gemeinmwefen, 
Der Gemeinfinn hat die Bürgerfchaften mit verjüngter Schnell 
fraft ergriffen. 

Bon Bürgerfchaften, welche eine freifinnig und großartig 
gedachte Städteordnung zur felbftthätigen Mitverwaltung' ihres 
Gemeinwefens aufgerufen hatte, ward das Wort verftanden, 
welches der König von Preußen im ‚Februar 1813 an fein 
Volk richtete. Ein freies, eim rechtbegabtes und fraftbewußtes 
Buͤrgerthum war befähigt und ermuthigt, die Größe der In—⸗ 
tereffen zu erfaffen, für welche die Stimme des Monarchen’ zw 
den Waffen rief. Die aufgeflärte Anficht vom Werthe des Mens 
fhen und von der Beftimmung des Staats hatte die Laufbahn 
zu herrlichen Entfaltungen eröffnet. Was Iandesväterliche Gefins 
nung vertrauensvoll gegeben hatte, wurde großartig vergolten, 
Der freie Wille, den der Geift der Gefengebung entzündet 
hatte, feste nie geahnte Kräfte in wundervolle Wirkſamkeit. 
Die Städte der Preußifchen Monarchie wandelten fih in glüs 
hende Waffen s Werkftätten; die Preußiſchen Bürgerfchaften 
röfteten Schaaren auf Schaaren, die den Ruhm des Kampfes 
um Ehre und Vaterland zu theilen brannten; der Patriotisinus 
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der Städte erzeugte taufend Hälfsmittel, die Wagniffe für die 
Wiederherftelung der Monarchie bis zur Entfchridung zu bes 
ſtehen. Gefinnung, Wille und That der Bürgerfchaften: war 
eins mit den Plänen. des Könige. Die Monarchie hatte fich 
mit: gewaltigen Kräften verftärkt, da der Regent die Stadtge: 
meinden für mündig- erklärt hatte. 

Die Bürgerfchaften koͤnnen ihre Nechte nicht in Maffe 
ausuͤben. Jede Gemeinde muß für das Nechtögebiet, welches 
die Gefeßgebung ihr anzumeifen für gut findet, durch eine aus 
ihren Gliedern ‘getroffene Auswahl vertreten werden. Diefer 
Ausſchuß ift das Organ der Gemeinde, das Verbindungsglied 
zwifchen Magiftrat und Bürgerfchaft in allen Gemeindefachen. 
Nach dem Wefen der im vorhergehenden Kapitel berührten 
Geſetzgebungen foll den Bürgerfchaften bei der ganzen Com— 
munals Verwaltung überhaupt, vorzüglich in Hinſicht auf das 
Vermoͤgen des Magiſtrats und der Gemeinde (Mathe s oder 
Kämmereigut und Communalvermögen ohne Unterfchied), auf 
die Verwaltung milder Stiftungen, auf die Feſtſetzung der 
Communal⸗Leiſtungen und auf die zum Beſten der Gemeinde 
beftehenden und aus ftädtifchen Mitteln zu unterhaltenden oͤffent⸗ 
lichen Anftalten eine felbftthätige, die Rathswirkſamkeit con⸗ 
trolirende, theild berathende, theils entfeheidende Mitwirkung 
angewiefen ſeyn. Conſultativ ſoll diefer Einfluß in fofern 
fih geltend machen, ald die Gemeinde sKepräfentation in den 
wichtigften Öffentlichen Angelegenheiten, wo es auf Veränderung 
und DBerbeflerung des Beftehenden, auf die Einführung einer 
nenen Einrichtung ankoͤmmt, fowohl hinfichtlich des Weſentli⸗ 
chen, als der Modalitäten mit ihrer. Meinung gehört und, alles 
Gute und Brauchbare, was ſich darin ausfpricht, anerkannt 
und wirklich benugt werden fol. Deciſiv foll,diefe buͤrger⸗ 
ſchaftliche Mitwirkung in allen Punkten ſich aͤußern dürfen, 
welche die Verwendung des Communal⸗ Vermoͤgens fuͤr die 
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öffentlichen Bedürfniffe der Gemeinde, und die Belaftung der 
Perſonen und des Eigenthums der einzelnen Bürger für Ges 
meindezwecke betreffen. Es wird jedoch dieſer deciſive Ein— 
fluß der Buͤrger-Repraͤſentation wieder in doppeltem Sinne 
verftanden. Die bisherigen Gefeßgebungen haben (mit wenigen ' 
Abweichungen) diefe entfcheidende Mitwirkung vder Bürger ſo 
zu ftellen gefucht, daß-ohne Kath und erklärte Zuftimmung der 
Repräfentanten vom Magiftrate Nichts befchloffen und ausges 
führt werden fünne, daß aber au, wenn Magiftrat und Ges 
meindevertreter in Zwiefpalt bleiben, die legtern nicht für fich 
allein Etwas befchließen und als. Gemeindegefeg aufftellen dürfen. 
Es iſt — bald deutlih aufgeftellte, bald ftillfehweigend unters 
legte — Reglementar s Marime geblieben, daß zu Allem, was für 
die ganze Gemeinde berathen und befchloffen wird, die felbfts 
ftändige Entfchließung des Magiftrats nothwendig ift, und die 
Bürger » Repräfentation für ſich befonders eine Beſtimmungs⸗ 
gewalt befist. Der Meagiftrat- verliert an Autorität und wird 
in ein abhängiges Yuftrument verwandelt, wenn er in die Page 
fömmt, die bloße Exekution von. Befchläffen übernehmen zu 
muͤſſen, die von dem Gemeinde-Ausſchuſſe für ſich genommen 
worden find, und die Gemeinde verliert dagegen an ihrer Freis 
heit und Selöftftändigkeit, wenn der Magiftrat etwas Meues 
einzuführen oder das DBeftehende abzuändern befugt ift, ohne 
daß die Bürgerfchaft vorher mit ihrem Urtheil, ihren Wüns 
fhen und ihren Meinungen darüber gehört werden muß. Zu 
den natürlichen und vernünftigen Grundnormen der. Gemeindes _ 
. Berfaflung gehört es mithin, daß Magiftrat und Gemeinde fich 
gegenfeitig Michts wider Willen aufdringen dürfen, fondern daß 
bei eingetretenee Spaltung die Sachen entweder im bisherigen 
Stande bleiben, oder an die DOberbehörden zur Entfcheidung 
gebracht werden muͤſſen. Der Magiſtrat behält die ausführende 
Gewalt und verfügt mit voller Freiheit in allen Dingen, deren 
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Hegel und Maaß durch die allgemeinen Gefege und durch die 
beftehende Lofalverfaffung ſchon beftimmt ift. 

Das Verhaͤltniß, in welches der Magiftrat und die Ges 
meinde + Nepräfentation gegen einander gefegt find, hat mehrfache 
Schwierigkeiten und es ift durch die Erfahrung bereite bewiefen, 
daß die pofitiven Beftimmungen, welche in einigen Geſetzen 
daruͤber aufgeftellt worden find, nod) bedeutenden Kaum zu Unges 
wißheiten, zu ſchwankenden Erklärungen und zu abweichenden 
Anwendungen gelaffen haben, Die allgemeinen Züge, mit wels 
dien das Rechtsgebiet des Magiftrats auf der einen und der Ges 
meinde-Repräfentation auf der andern Seite vorgezeichnet wors 
»den ift, haben nicht hingereicht, die Bahnen zu fichern und zu 
befeftigen, in welchen beide politifche Geftalten fich neben und 
gegen einander bewegen. Die Magiftrate waren meift der anges 
griffene, feinen Befiß gegen den Andrang mit wenig Zuverficht 
vertheidigende Theil. Die Nathscollegien hatten an der Kraft, 
deren fie zur Behauptung ihres Nechtsgebietes bedurften, gerade 
dadurch am meiften verloren, weil ihre Zufammenfesgung 
wandelbar gemacht worden war, weil die confequente 
Unterhaltung des Streites um die Befchügung der Rathsrechte 
für diejenigen wohl kaum ein reelles Intereſſe haben mochte, 
welche nach kurzer Zeit wieder vom Schauplage abzutreten bes 
flimmt waren, *) und wohl bald von Meuem in der Reihe der 
Stadtverordneten gegen den Magiftrat zu operiren veranlaßt 
feyn Eonnten. Die Wirkungen des. Zwiefpalts, in welchen die 
Magiftrate und die Gemeinde; Kepräfentanten durch die verfchies 





*) Kür die Wahl auf Zeit haben fidy mit Gründen, bie beherzigungss 
werthe Gefichtspunfte berühren, entfchieden erklärt: v. Raumer 
a. a. D. pag. 58., ferner Stredfuß a. a. D. pag. 55 — 57. 
und Perſchke (Bürgermeifter in Landshut) im Verſuche einer 
Metakritit der von Raumer, Stredfuß 2. unternommenen 
Kritit der Preußifchen Städteorbnung. Leipzig 1829. 8. Pag. 
79 — 82, | 
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dene Auslegung der durch das Geſetz jedem Iheile zugewieſenen 
Competenz gerathen find, müflen in mehrern Provinzen Preus 
Gens Öffentlich hervorgetreten feyn. Der Wunfh nah Abhälfe 
der bemerften Inconvenienzen zeigte,fid.in den Anträgen, welche 
die landfländifchen Berfammlungen der Markt Brandenburg 
(im Jahre 1824.) der Provinz Weftphalen (1826) und des 
Herzogthums Pommern und Färftenthums Rügen (im Jahre 
1827.) an die Staatsregierung gelangen liefen. Bon den Stäns 
den der Mark Brandenburg wurde vorgefchlagen, 

| „cd möchte das gegenfeitige Verhältniß beider Collegien (des 

Magiftrats und der Stadtverordneten) und in welchen Faͤl⸗ 

len der Beſchluß des einen oder des andern den Vorzug 

haben, und wie eine abweichend bleibende Meinung zu bes 
feitigen feyn follte, genau beftimmt werden ;‘ 
die Stände von Weftphalen wünfchten 

„(6) eine genaue Feftfegung des Werhältniffes zwiſchen 

Magiftrat und Stadtverordneten, das zugleih Einrichtuns 

gen enthielte, wodurch die zwifchen ihnen entftehenden Difs 

ferenzen durch die Einwirkung der Zeit und der öffentlichen 

Meinung ausgeglichen werden koͤnnten;“ 
und durch die Stände von Pommern und Rügen wurde 
unter andern Mitteln zur Verbeſſerung und mehrern Sicherung 
der fiädtifchen Communalverwaltung 

„die beftimmtere Stellung der Stadtverordneten und Mas 

giſtrate“ 
empfohlen. *) 

Die Leiftungen einer GemeindesRepräfentation find durch 
die Zufammenfegung bedingt, welche das Geſetz ihr giebt. Die 
Bürger » Vertretung muß, ihrer natürlichen Beftimmung nach, 
*) ©. Rumpf Sammlung .der Gefege wegen Anorbnung ber Prov. 


Stände in der Pr. Monardie, I. Folge p. 36. II. Folge p. 19. 
IV. Folge pP» 66. 
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zu jeder Zeit fo befehaffen feyn, daß fie die mefentlichften 
Intereſſen der ftädtifchen Gefellfchaft repräfentirt und daß jedes 
Sintereffe in den für das Ganze der Gemeinde zu nehmenden 
Maafregeln allemal die gebührende Beruͤckſichtigung findet. Die 
wiflenfchaftlihe Einfiht und Thätigkeit, das größere und das 
Kleinere Grundeigenthum, das umfaflende Gefhäft der Kaufs 
. mannfchaft und des Fabrikweſens, das befchränftere Intereſſe 
des Künftlers und: des Handwerfers fordert die angemeffene 
Stelle im Gebäude der GemeindesRepräfentation. Jedes Ins 
tereffe muß aber nur im Werhältniffe zu der Stellung fich gels 
tend machen können, in welcher e8 unter der Summe des ftädtis 
fhen Treibens und Thuns erkennbar wird. Es hat reellen 
Nutzen, es hat praftifchen Vortheil für. die Communalverwals 
tung, wenn dem Magiftrate in der GemeindesKepräfentation 
ein gedrängter Ausfhuß aus den bärgerfchaftlihen Hauptklaſſen 
gegenüber geftellt wird. Soll der Magiftrat jederzeit im Stande 
feyn, von dem Zuftande der Gemeinde, von deren Kräften, 
von deren Bedärfniffen, und von deren Wünfchen und Meis 
nungen einen möglihft vollftändigen Ueberblik zu gewinnen, 
und foll diejenige Corporation, welche im Namen der Gemeinde 
fo wichtige Rechte auszuüben und allen Genoſſen der Bürgers 
ſchaft Verbindlichkeiten aufzulegen befugt ift, praftifch befähigt 
ſeyn, ihre Entſchluͤſſe mit Sicherheit, den Verhältniffen der eins 
zelnen Bürgerclaffen angemeffen zu fallen, ſo muß die Ges 
meinde-Repräfentation die Quinteſſenz der TIhätigkeiten darftellen, 
welche fih im Bereiche der Stadtgemeinde neben einander bes 
wegen und welche in der Summe dad Gefammtleben der eins 
zelnen Stadt ausmachen. Es muß aber, der natürlichen Ords 
nung gemäß, aus der Mafle der ftädtifchen Claſſificationen das 
Bedeutendemit Uebergewicht vorangeftellt, und das 
minder Bedeutende in der richtigen Unterordnung 
erhalten werden. Das Recht auf Nepräfentation kann nicht 
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allen Ständen in der Stadtgemeinde gleichmäßig zugetheilt, fons 
dern es müffen, nach. dem praftifh gemwürdigten Ges 
wicht jeden Standes gewiffe Stufen eingerichtet werden. 
Einem Bürgeransfchuffe ift alfo für den ihm zugedachten Beruf 
eine ununterbrodhene Mannigfaltigfeit der Zus 
fammenfesung nothwendig; er bedarf Mitglieder aus dem 
gelehrten Stande, aus der Kaufmannfhaft, aus den. Hausbes 
figern, aus den Übrigen Grundeigenthämern, aus den Künfts 
lern und Handwerkern. In der Gemeinde» Bertretung muß 
aber die Vollſtaͤndigkeit der Sntereffen-Elaffificas 
tion mit einer praftifhen Stufenfolge um fo mehr 
Stabilität ‚haben, je wichtiger und audgedehnter die Rechte 
find, die von den Mepräfentanten ausgeübt werden follen. 
Dem Zufall in der Wahloperation darf nicht anheimgeftellt 
bleiben, ob jederzeit die hauptfächlichften Intereſſen fich vernehs 
men laffen fönnen oder nicht. Daß die Gemeinde: Nepräfens 
tation jederzeit die Hauptelemente des. ftädtifchen Zuſammenle⸗ 
bens in fich trage, daß fein Intereſſe auf eine längere oder 
£ürzere Zeit von der verhältnißmäßigen DVertretung auss 
gefchloffen bleibe, dafür muß durch die Wahlordnung umfichtig 
geforgt feyn. 

Wenn eine Wahlordnung im Allgemeinen vorfchreißt, daß 
entweder nur Hausbefiger ohne Unterfchied des Käuferwerthes 
ausschließlich, oder daß neben den Hausbefisern und übrigen 
Grundeigenthümern alle unangefeflenen Bürger überhaupt, deren 
reines Einkommen von ihrem Capitals Befige oder Gewerbebes 
triebe ein gewifles Minimum erreicht, ein Stimmrecht bei der 
Wahl der Gemeindevertreter. auszuhben haben, und zugleich die 
Wählbarkeit zu diefen Stellen befigen follen, fo ift noch nicht 
die nothwendige Sicherheit gegeben, daß die ganze Corporation 
des zu wählenden Ausfchuffes jedesmal die dem Bedärfniffe der 
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Keichard D, Städteverfaſſ. 23 
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tige Geftaltung ift auch dann noch nicht genug verbärgt,; wenn 
die Wahlordnung feftfeßt, daß der größere Theil der Repraͤſen⸗ 
tanten aus den Hausbefigern zu ernennen fey (wie 3. DB. zwei 
Drittheile nach der Preußifchen Städteordnung), oder daß die 
Wahlen nur auf folche Bürger, die mit gewiffen, nach der 
Größe der Städte beftimmten Quotifationen zu den Höchftbes 
fteuerten in der Gemeinde'gehören, gerichtet werden follen (mie 
in Baiern die Wählbarkeit auf das höchftbefteuerte Drittheil 
in den Städten erſter Ciaſſe, auf die höchfibefteuerte Hälfte 
in den Städten zweiter Claffe und die höchfibefteuerten zwei 
Drittheile in den Städten dritter Claſſe befchränft iſt). 
Bei diefen allgemeinen Normen kann es leicht gefchehen, daß 
die Reſultate der Wahlen fehr einfeitig und unbefriedigend auss 
fallen, und daß das namentlich bei den minder bedeutenden 
Claſſen beruhende Uebergewicht der Kopfzahl die bei der Bera— 
thung und Entfcheidung der Gemeindeſachen ganz unentbehrliche 
leitende Mitwirkung. der bedeutendften, in der Kopfzahl ftets 
fhwächern Bürgerclaflen in. den Hintergrund zu ftellen, oder 
gar zu unterdrüden befähigt wird. Das Wahlgefeg muß fo 
gefaßt ſeyn, daß nie das Mißverhaͤltniß eintrete, in der Ges 
meinde »Xepräfentation auf einmal Befiger von lauter großen 
oder von lauter kleinen Häufern, lauter Kaufleute oder lauter 
Profeffioniften, nichts als Bürger von einerlei Gewerbe, oder: 
- aus der. Elaffe der unangefeffenen Bürger lauter Individuen des 
größten. oder des . geringften zum Stimmrecht und zur Waͤhl⸗ 
barkeit befähigenden Einfommens, oder die eine auch andere 
Claſſe unverhaͤltnißmaͤßig ſtark und die andere unverhältnißs 
mäßig ſchwach repräfentirt zu fehen. Vor allem. ift aber Vor⸗ 
forge nöthig, daß die Bürger des Eleinern Eigenthums oder des 
Minimums, es fey dies in der Kategorie des Hausbeſitzes, oder 
des Gewerbes, oder des Einfommens allgemein, fi nicht zu 
einem vorherrſchenden Einfluffe in der Gemeinde: Vertretung 
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erheben Lönnen,*) fondern daß die natürliche Unterordnung 
jener Claffen, wie fie das gewöhnliche bürgerliche Leben vor die 
Augen ftellt, in der Ausäbung der für alle Intereſſen in der 
Gemeinde beftimmten Rechte beibehalten werde. Es muß bes 
deutende nconvenienzen mit fich bringen, wenn der Mafle der 
Kleinen Figenthümer, der großen Zahl der minder bedeutenden 
und vermögenden Gewerbleute, die von den großen Eigenthüs 
mern, von den Kaufleuten und Fabrifanten erft ihre Befchäftis 
gung erwarten und in offenbarer Abhängigkeit von diefen leben, 
mit einer ihrer Lage entfprechenden geringern Bildung die Mögs 
Tichkeit gelaffen ift, den Bügern von bedeutenderm Vermögen 
und von höherer Bildung (oft ihren Brodgebern) gegenüber, 
fih einen gleichen, wo nicht gar überwiegenden Einfluß in der 
Gemeinde, Kepräfentation zu verfchaffen. Es ift Gefahr, daß 
auf diefem Wege, der die natürlichen Klaffificationen, den 
praftifchen Organismus des Buͤrgerlebens und der Werthabwäs 
gung hintanfegt und das Vordrängen der Kopfzahl begunftigt, 
die natürlichen Verhältniffe umgekehrt werden. Sind der Wahls 
ordnung nicht genaue Beſtimmungen in diefer Kinficht einges 
webt, und ift den verfchiedenen Claffen der Städte, fo wie den 
einzelnen Städten in jeder Claffe nicht volle Freiheit vergoͤnnt, 
nach der Beſchaffenheit ihrer Lokalitaͤten ihre innern Eintheilun⸗ 
gen und ihre Vertretungen zu modificiren, ſo kann es leicht 


*) Beſonders lehrreich find in dieſer Beziehung die Nachrichten, welche 
über die Wirkungen der Preußiſchen Städteordnung ſeit den letzten 
Jahren öffentlich kund geworden ſind. Man vergleiche hierüber die 
oben angeführten Schriften von Raumer, Streckfuß, Weh— 
nert, Pertſchke, den Nachtrag zur Pertſchkiſchen Metakritik 
der Pr. Städteordnung, ferner von D. K. E. Horn (Kön. Pr. 
Geh. Regierungsrathe) „Bemerkungen zu der Schrift des Herrn 
Profeſſors Friedrich v. Raumer über die Preußiſche Städteordnung, 
Königsberg 1828, und vom Freiheren v. Ulmenftein in ber 
oben erwähnten Abhandlung: „Die Preußiſche Städteordnun 
und die Franzöfifhe Communalordnung.“ Berlin 1329. 8. 
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kommen, daß das Inſtitut der Gemeinde s Repräfentation in 
vielen Städten fih nicht auf die Höhe des Standpunktes 
erhebt, auf welchen der. menfchenfreundlihe Sinn des Geſetzge⸗ 
bers daffelbe gebracht haben mollte. 

Nicht zu‘ verkennen ift ed, daß die jedesmalige vollftändige 
Repräfentation aller Intereſſen in der Gemeinde nicht gefichert 
wird, wenn für die Ernennung fämmtlicher Vertreter allein die 
Wahl nach dem zufälligen Wohnungsplage, nach Häuferbezirs 
fen oder nach Stadtvierteln, vorgefchrieben if.» Soll dieſe 
Methode allein walten, fo ift dem Zufalle nicht vorgebeugt, 
daß die von allen Stadtvierteln für fih gewählten Repraͤſen⸗ 
tanten, fobald fie zufammentreten, eine fehr lückenhafte Vertres 
tung der Gemeinde sYntereffen darbieten. Nimmt man das 
bürgerliche Leben nach den Erfcheinungen in der Wirklichkeit, 
fo ift es ſchwer, die Heberzeugung zu gewinnen, daß die Wahl 
nah Stadtvierteln vor allen übrigen Wahlmerhoden den Vors 
zug verdienen und jede Forderung zu erfüllen geeignet fen, die 
fich Hinfichtlich der Nepräfentationswahlen aufftellen laffe. Der 
Bürger fühlt fih zwerft als Mitglied eines einfachern, kleinern 
oder größern Kreifes, eines befchränttern Corporativweſens. 
Man darf daher annehmen, daß jeder Diepräfentant, er mag 
gewählt feyn, von :wern und wie er wolle, ſich zunächft und 
am lebendigften als Glied feines befondern Standes und Ges 
werbes fühlt, und daß er in feinem öffentlichen Berufe (bei allem 
Gemeins&inne, der ihn im übrigen befeelen mag) vorzuges 
weiſe, mit und ohne Bemwußtfeyn, nach den Begriffen, Eins 
fihten, Meinungen und Intereſſen ‚handeln wird, die er in 
feinem Stande, Gewerbe oder Wirfungskreife überhaupt fich zu 
eigen gemacht hat. Dagegen ift es fchwer, die Suppofition für 
gegründet anzunehmen, daß das bloße Factum des durch Stadts 
viertel » Verfammlungen vollzogenen Wahlprocefies das Innere 
der gewählten Nepräfentanten urplögli und durchaus verwans 
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dein könne, und daß ein aus der buntgemifchten, und vielges 
ftaltigen Abftimmung in den Stadtvierteln hervorgehender Res 
präfentant fich vorzugsmweife zu der Höhe einer Abftraction erhes 
ben £önne, in welcher er fich nicht mehr als Glied eines bes 
fondern Standes und Gewerbes, fondern als ein abfolutes Atom 
einer aus gleichartigen Factoren producirten Gefellfchaftsfumme. 
fühlen und ganz deutlih erfennen, und feine Wirkfamfeit als 
Mitglied des Bürgers Ausfchuffes nach - diefer fublimen Selbſt- 
verläugnung und Hingebüng abmeffen werde. Es liegt viel in 
der täglichen Erfahrung, was diefem Glauben widerfpricht. Die 
Staatskunſt kann fich aber nicht nah unbewiefenen Philofopher 
men, nach trüglichen Theorien und Speculationen richten, fons 
dern fie muß hier in praftifcher Auffaffung der wirklichen Ver— 
hältniffe für eine permanente rihtige Mifhung der Re— 
präfentanten durch zuverläffige Mittel ſorgen. Die vers 
fihiedenen Intereſſen mögen fi) immerhin gegen einander vers 
nehmen laſſen. Hierin Tiegt das wahre und untrügliche Mit— 
tel, daß in den gefellfchaftlihen Maafnehmungen feines unter; 
drückt werde. Diefes ift einem fichern Nechtszuftande angemeffen. 
- Die Kepräfentanten muͤſſen mit Umſicht, mit Achtfamfeit auf alle 
Verhältniffe im Ganzen der ftädtifchen Gefellfchaft Handeln lernen. 
Erft hierdurch wird der Erziehung der Gemeindeglieder für höhere 
Standpunkte, der Vereinigung der Bürgerfchaft für gemeinnuͤtz⸗ 
liches Denten und Handeln der Weg angebahnt. 

Bei den Wahlen Eönnen füglih verfchiedene Proceduren 
Statt finden. Das ftädtifche Heer kann das Wahlvermögen 
in verfchiedenen durch die natürlichen Verhältniffe ſchon gegeber 
nen Divifionen vollführen. In der Abtheilung nad) Stadtviers 
tein mögen am füglichften die Nepräfentanten für die Hausbes 
figer und übrigen Grundeigenthuͤmer gewählt werden. In den 
größern Städten mag die für den Handelsſtand nothwendige 
befondere Repräfentation aus der Wahl der gefammten in. der 
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Stadt begriffenen — angefeffenen wie unanfäffigen Kaufmanns 
fhaft, ald einer Hauptcorporation im Ganzen der 
Bürgerfchaft, hervorgehen. Die Künftler und Handwerker 
mögen die ihnen in richtigem Verhaͤltiſſe (in Curiats-Affer 
‚  eiationen) zuzumeflenden Vertreter unter fich, nach der Abs 

theilung in Zünften oder Gewerbövereinen, aber nur durch 
Zufammentritt der wahlberechtigten (angefeflenen 
wie unanfäfligen) Gemwerbsgenoffen ernennen und cs möge, 
da nicht alle Innungs⸗- oder Gewerbscorporationen auf einmal 
im Bürger» Ausfchuffe vertreten feyn koͤnnen, für den periodifch 
wiederkehrenden Nepräfentanten s Wechfel eine beftimmte Reihen⸗ 
folge zwifchen den in jede Euriatverbindung gewiefenen Vereis 
nen für die Ernennung der ihnen antheilig zugemwiefenen Vers 
treter feftgefeßt werden. Und verfchwinden die undngefeflenen 
Bürger nicht ſchon ganz oder größten Theils unter den Reihen 
der Künftlers und Handwerfövereine, fo mag, wie die Lofalis 
tät es verftattet, auch aus diefer Claſſe eine beſondere Wahlcors 
poration gebildet und derfelben eine verhältnißgmäßige- Kepräfens 
tation eingeräumt werden. Es würden folhe Corporationen 
fih auch am füglihften dazu eignen, den Mitgliedern des ges 
Iehrten Standes (der Claſſe der Staatsbeamten, der Geiftlichen, 
der Lehrer an Univerfitäten, Gymnaſien und Bürgerfchulen, 
der Advocaten, Aerzte zc.), fo weit fie nicht fehon unter den 
Hausbefigern und andern Grundeigenthümern ſich mittelbar 
eine Stimme erworben haben, einen befondern Platz in der 
Gemeinde: Kepräfentation anzumweifen und das Gewicht der. Ins 
telligenz im Mittel derfelben zu verftärken. *) Am ficherften 





*) Sehr beherzigenswerth und beifallswürdig find bie Bemerkungen, 
welhe in der oben angegebenen v. Raumerfhen Schrift pag. 
35 — 54 gegen die Alleinherrfhaft der Bezirkswahlen und für die 
Mitwirkung der Wahlen nad) Bünften oder gewerblichen van 
ſchaften vorgetragen find. 
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urtheilt der Buͤrger uͤber die Faͤhigkeiten des Gemeindegenoſſen, 
der mit ihm gleiche oder aͤhnliche Beſchaͤftigung hat. Auf den 
Umftand, daß bei einer mannigfaltiger, normirten Wahlanziehung 
einzelne Bürger unter verfchiedenen Kategorien ihr Stimmrecht 
wiederholt ausüben können, ift fein Gewicht zu legen. Ein 
folcher, in verfchiedenen Gefellfhaften wiederholter Wahleinfluß 
laͤßt fih als ein natürliches Recht des ausgedehntern Wermds 
gens betrachten und kann in Beziehung auf dad Ganze nicht 
gefährlich werden. Das Eintreffen der beabfichtigten Wahlres 
fultate wird dadurch im Ganzen ſchwerlich verhindert. Daß 
ein folches Wahlſyſtem aud den Weg zeigt, die Wahlkörper in 
Heinere Maffen zu zerfpalten, die Leitung der Wahloperation zu 
erleichtern und auf zwecmäßigen Erfolg der Wahlhandlung 
Regierungswegen ficherer hinzumwirfen, möchte ſich den Geſetz— 
gebern vor mancher andern mehr untergeordneten Ruͤckſicht cm: 
pfehlen. 

Die corporativen Geftaltungen der Gewerbe find ein weſent⸗- 
licher Theil der ftädtifchen Civiliſation. Ym. gefellfchaftlichen 
Zufammentritte nach den gewerblichen Berwandtfchaften hat der 
Bürgerftand in den Städten feine Eräftigere Organifation gefuns 
den,*) und ces ift diefe Form den Gewerben fo natürlich und 
durch die Gewohnheit der Yahrhunderte in das Leben und. 
Treiben der ftädtifchen Thätigfeit fo genau verwebt, daß mehrere 
Länder, in welchen völlige Gewerbefreiheit eingeführt und alles 





*) Die Abtheilungen der Bürger haben mehr Stärke, wenn bie Art 
der Beihäftigung den Grund der Abfonderung giebt, „Denn jeder 
„Verband wird defto inniger und mächtiger, je mehr aller Glieder 
„Nugen und Schaden zufammenhängt. Deshalb Eonnten die Zünfte 
„in den Städten eine fefte Macht bilden, bie nicht blos den Edel- 
„leuten, fondern aud der niebrigern Claſſe des Volkes nachdrück— 
„hen Widerftand Leiftete und am der Regierung großen Antheil 
„hatte.“ 8. H. Rau, Über das Zunftwefen und die Kolgen ſei— 
ner Aufhebung, Leipzig 1816, p. 26. 
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Corporativweſen der Gewerbe aufgehoben worden ift, einem ges 
feltfchaftlihen: Zufammenfchluffe der Gemwerbsverwandten . wieder 
zuftreben *). Kein Zweifel fann darüber obwalten, daß aus 
dem Zunftwefen, was noch befteht, Alles entfernt werden 
‚müffe, was noch darin als veraltet, als Verunſtaltung, als 
fhädliher Mißbrauch, ald Hemmung der freien Ihätigkeit 
erfcheint; auf der andern Seite möge aber auch der Nugen 
nirgend verfannt werden, welcher für die einzelnen Gewerbes 
treibenden und für eine tüchtige ftädtifche Ordnung daraus 
erwächft, daß die gleichartig Befchäftigten für gemeinfame nüßs 
liche Zwecke fih nähern, daß die Vereinzelten in einer ihnen 
verwandten Gefammtheit einen Stüßpunft gewinnen, daß die 
Anleitungen zu den Gewerben fuftematifirt, die Prüfungen der 
zum fel6ftftändigen Betriebe eines Gewerbes fih Anfchiekenden 
mit vermehrter Sicherheit bewirkt, die Werhältniffe und Unter: 
ordnungen zwifchen Meiftern, Gehülfen, Gefellen und Lehrs 
lingen Eräftig gehandhabt und daß, zur beſſern Ausbildung der 
zu jedem Gewerbe gehörigen Fertigkeiten und zur nothwendigen 
Sicherung des Eaufenden und confumirenden Publicums gewiffe 





*) Zu! den fprechendften Zeichen dieſes Strebens gehört in Baiern, 
die durch neue Gefege empfohlne und beförderte Stiftung von Ges 
werbövereinen, und find, in Preußen, die von den Provinzials 
Ständen in ber Mark Brandenburg und im Markgraf— 
thum Niederlaufig (im Jahre 1824), in Pommern umd 
Rügen (1824), Preußen (1824), Schlefien (1825), Sach— 
fen (1825), Weſtphalen (1826), und in ben Rheinprovin— 
zen (1826) an die Staatsregierung gebrachten förmlihen Anträge 
zu rechnen, woburd um Maafregeln gegen die aug der zu weit auss 
gebehnten Gewerbefreiheit entftandenen Öffentlichen Nachtheile, um 
Reinigung, Vervolllommnung und Befeftigung der noch vorhandenen 
Bunftverfaffungen und um zwedmäßige Erridtung neuer Corpos 
rationen nad ber Gleichartigkeit der Gewerbe nachgefuht wird. 
&. Rumpf, Gefege w. Anorbn. d. Prov. Stände in Preußen 

1. Folge p. 838. 91. 175. II. Folge p. 32. 134. III. Folge 
p- 16. flg. und p. 219. | 
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Gebiete für die einzelnen Gewerbe abgeſteckt und in ihrer Uns 
verlegbarfeit erhalten werden. *) Ein mannigfaltiges partielles 





*) Kür eim folhes Syftem des Gemwerbwefens Haben ſich mit ben eins 
leuchtendften Gründen die Chburmärfifhen, Pommerfden, 
Preußiſchen und Weftphälifhen Provinzialftände erklärt. 

Die Stände der Mark Brandenburg und des Markgrafs 
thums Niederlaufig haben (auf dem Landtage im Jahre 
1824) vorgeftellt:. 

„Die Frage, ob bie Beibehaltung der allgemeinen Gewerbefreis 
„beit in ihrem ganzen Umfange, oder ob und welche Beſchränkung 
„wünſchenswerth fey, mußte. ihrer Wichtigkeit wegen die Auf— 
„merkfamteit der Stände auf ſich ziehen, Das Refultat der anges 
„ftellten reiflihen Erwägung ift gewefen, daß nach der Anſicht der 
„Stände den Nadıtheilen fowohl, die man zum Theil mit Net 
„den alten Zünften, als bie man ber allgemeinen Gewerbefreiheit 
„zur Laft legt, und bie aus zu ausgebehnter Vermehrung "eines | 
„dadurch ſchädlich werdenden Klein- Handels entfpringen, begegnen, 
„und babei die Vortheile der jegigen Einrihtung erhalten könne, 
„wenn folgende Grundfäge ald Richtſchnur angenommen würben. 

„1) Es dürfte Eünftig Niemanden geftattet werben, ein Ges 
„werbe felbftftändig anzufangen, ehe er zuvor nachweiſet, daß er 
„die zu deſſen Betrieb erforberlihe Kenntniß und Fertigkeit befige. 

„2) Es würden Gorporationen nah der Gleichartigkeit der 
„Gewerbe gebildet, welche Unterabtheilungen nad) der Eigenthüm— 
lichkeit der Handwerke, aus denen fie zufammengefegt find, erhiels 
„ten, und jeder, ber ein Gewerbe treiben will, müßte verpflichtet 
„seyn, ihnen beizutreten. 

„3) Die von der neuen Gefeggebung begünftigte Anfegung fols 
„Her Handwerker, welde die Landwirtbfchaft erfordert, auf dem 
„Sande, würde ferner nur nad dem örtlichen Bedürfniß mit mög- 
„her Beihränktung zu geftatten, eine Yabriten= Anlage davon 
„auszunehmen feyn. 

4) Nöthig würde Einſchränkung in Rüdfiht des Kleinhans 
„dels, vorzüglich des Verkaufhandels, und diefer nur auf befonbere 
„Sonceffionen nad Lokal Berhältniffen erlaubt werden. 

„Hierdurch wird die Befugniß zur Zreibung eines Gewerbes 
„auch für ben, der nicht zunftmäßig es erlernt bat, nicht bes 
„ſchränkt, fobald er nur nachweifet, daß er es verfieht, eben fo 
„wenig der Uebergang von einem zum andern Gewerbe; der Elein- 
„liche Unterfchied zwifhen nahen verwandten Gewerben fällt weg; 
„kein Gewerk wirb auf eine beftimmte Zahl geſchloſſen, oder an 
„Den Befig einer RealsÖerechtigkeit gebunden; der Gewerbebetrieb 
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Eorporativwefen der Gewerbe giebt dem Gefammtcorporativmes 
fen einer Stadtgemeinde eine tüchtige praktifche Unterlage. Uns 





„bleibt denen, die biöher ihn ausübten, und auch den Hanbiwer- 
„tern, die auf dem Lande ſich gefegt haben, fo lange fie ihren 
„Wohnfig behalten; die vorgefchlagene Beſchränkung tritt nur für 
„Die Folge ein. Es würden durch Einführung einer foldhen Ges 
„werbeorbnung feine erworbenen Rechte verlegt, die Grundfäge 
„gemachter Gewerbefreiheit aufrecht erhalten, und mit Verbannung 
„der Mißbräuche nur das wahrhaft Nüsliche der alten Zünfte wies 
„dee eingeführt werden,” 

Die Stände von Pommern und Rügen (tete auf dem 
Landtage im Jahre 1824) die Erfahrungen über das Beftehende 
und ihre Meinungen und Wünſche hinfichtlic der künftigen Einrich— 
tung ded Gewerbeweſens in folgender Weife dargelegt: 

„Die Gefege vom 2. November 1810 und 7. September 1811 
„gewähren eine allgemeine Gewerbefreiheit und gejtatten gleichzeis 
„tig die Auflöfung der bis dahin beftandenen Zünfte. — Größere 
„Regſamkeit in den Gewerben, Zunahme der Goncurrenz, Bes 
„freiung ber Gewerbe von manchen läftigen Feffeln, find als wohls 
„berechnete Zwecke unverkennbar in Erfüllung gegangen. Aber aud) 
„Die beforglihen Kolgen find nicht ausgeblieben, welche im Gefolge 
„unbefchräntter Freiheit fich zu finden pflegen, und die Erfahrung 
„der legten Zahrzehende lehrt, insbefondere in den Städten, daß 
„durch unberechnete Goncurrenz der ehemalige Wohlftand der zunfts 
„berechtigten Gewerbe ſinkt, und daß mit der Verwandelung alles 
„geregelten Gewerbebetriebes in eine Art von Zagelöhnerei der Bes 
griff der Städte felbft aufgelöfet wird. 

„Snsbefondere hat bei den Über diefen Gegenftand gepflogenen 
„DBerathungen fich ergeben, daß 

„1) in einigen Städten der Provinz die Gewerbegenofjen eines 
„Gewerbes noch in engerer Berbindung geblieben find, während 
„andere diefes Band ganz aufgelöfet haben; daß Gene nod die 
„grundfäglichen Beftimmungen der ältern Zunft Verfaffung beim 
„Auslernen der Lehrlinge, bei ber Unterftügung erkrankter Gefels 
„en 2c. befolgen, diefe nur allgemein polizeilihe Verſchriften unzus 
„reichend beobachten, und dadurch oft gegenſeitige Verlegenheit her— 
„beiführen; 

„2 daß Gleiches in noch höherem Grabe in ben Städten 
„ſelbſt eintritt, wo einige Gewerbe ihre Verbindungen aufgelöfet 
„haben, während fie noch für andere Gewerbe, felbit einzelne Ge— 
„werbe = Genoffen, fortbefteht, wodurch nachtheilige Reibungen und 
„getheiltes Intereſſe erzeugt werben; 
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organiſch erſcheint, und ſchwach, ſchwankend, unſicher in der 
Bewegung bleibt das Gemeindeweſen, welches in atomiſtiſcher 





„8) daß die Lehrlinge der unzünftigen Gewerbe beim Wandern 
„im Auslande weniger geachtet, weniger befchäftiget werben; 


„4) daß die Unterordnung der Arbeitsgchülfen unter ihre Mei— 
„fter abgenommen und dieß die polizeiliche Auffiht auf die Ge— 
„‚werbe = Genoffen erfhwert hatz 


„5) daß bei der erleichterten Niederlaffung in den Städten zum 
„Nachtheil des PYublitums eine Menge unausgebildeter Handwerker 
„ſich befchäftigt, das Gewerbe der orbentlihen und gefchidten 
„Meifter gefährdet und das Publitum durch fchlechte Arbeit täuſcht; 


„6) daß der Wohlftand der Bürger mehr und mehr finkt und 
„das Beftehen eines wahren und Eräftigen Mittelftandes nach und _ 
„nad verfchwindet, die Laft der Armenpflege unbemittelter — 
„werker aber bis zur Unerſchwinglichkeit wächſt. 


„Die Landtags-Verſammlung hat allgemein die Begründung 
„dieſer Darſtellungen anerkennen müſſen, und darin Veranlaſſung 
„gefunden, in der Vorſtellung vom 14. Dezember 1824 bei des 
„Könige Majeſtät dahin anzutragen, 


„durch eine geſetzliche Beſtimmung im Weſentlichen den Betrieb 
„eines Gewerbes von dem Nachweiſe der Erlernung deſſelben 
„und einer gewiſſen, darin erworbenen Geſchicklichkeit, ſo wie 
„von deren Zutritt zu einer beſtimmten Corporation oder Innung 
„abhängig zu machen, und gleichzeitig die Umarbeitung der größ— 
„ten Theils veralteten Zunftbeſtimmung anzuordnen.“ 


Sn den Verhandlungen des im Jahre 1824 mit den Provinzial⸗ 
Ständen des Königreihs Preußen gehaltenen Landtags find im 
Mefentlihen diefelben Anfihten ausgebrüdt. Die Stände ſagen: 


„unverkennbar find die wohlthätigen Folgen einer, den Beitvers 
„bältniffen angemeffenen, Gewerbefreiheit; aber eben fo wenig kön—⸗ 
„men bie einzelnen Nachtheile und Mißverhältniffe verfannt werden, 
„die durch bie Gewerbefreiheit, wie fie durch das Gefeg vom 2. 
„November 1810 in das Leben gerufen worden, entjtanden find, 
„und täglid im größeren Maaße fich ausbilden. Der anfcheinend 
„leichtere Erwerb durch ein, bie Eörperlichen Kräfte weniger in 
„Anſpruch nehmendes, Handwerk entzieht dem Lande Arbeiter, 
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widernatürlicher Auflöfung blos nad) Einzelköpfen berechnet wer⸗ 
den kann. Die Repräfentation der Gemeinde hat einen fichern 





deren ed bei ber geringeren Bevölkerung Preußens nothwendig 
„bedarf; andererfeitd bewirkt das Zubrängen zu den Handwerken 
„darin eine Meberfüllung, und der träge, leichtfinnige Handwerks— 
„burſch und Gefell verfäumt häufig die Gelegenheit, das gewählte 
„Handwerk tühtig zu erlernen. Ohne gehörige Kunftfertigkeit' und 
nBetriebfonds eilt er, die Werkftätt des Meifters zu verlaffen, 
„löſet einen Gewerböfchein, heirathet fobald als möglich, und vers 
„läßt fi auf fein gutes Glüd, Die große Zahl folder Handwer— 
„ker verfertigt ſchlechte Waare, und verfchleudert fie für einen gerin= 
„gern Preis. Bei dem untauglihen Handwerker tritt gänzliche 
„Verarmung ein, und unter folden Umftänden fällt der verarmte, 
„zu Eörperlichen Anftrengungen nicht mehr taugliche Handwerker und 
„seine gewöhnlich zahlreihe Kamilie dev Commune zur Laft, indem 
„ec von biefer eine Unterftügung zur Lebenefriſtung aus ee⸗ 
„Fonds zu begehren genöthigt iſt. 


„um dieſem Uebelſtande einigermaßen vorzubeugen, wurde an— 
„getragen, nach dem Beiſpiel der bei Kaufleuten, Tuchfabrikanten 
„und Bauhandwerkern an mehrern Orten getroffenen Einrichtungen 
„in jedem landräthlichen Kreiſe oder andern, zu dieſem Zwecke zu 
„beſtimmenden Bezirken Handwerkergeſellſchaften zu errichten, in die 
„ein jeder, der ſeine Tüchtigkeit zu einem Handwerk — abgeſehen 
„davon, wie und wo er dieſelbe erlangt habe — und der ſeinen 
„moraliſchen Lebenswandel nachzuweiſen im Stande iſt, aufgenom— 
„men werben müßte, wogegen Niemand ein Handwerk zu treiben 
„Die Befugniß haben dürfte, der nicht in dieſe Handwerksgeſellſchaf⸗ 
„ten aufgenommen wäre.“ 


Mit den hier ausgehobenen Meinungen ſtimmen auch bie Erflä- 
rungen der Provinzial= Stände von Weftphalen Cauf dem Landtage 
von 1826) überein. Diefe haben fich folgendermaßen geäußert: 


„Bei dem Entwurfe zur Stäbte- Drdnung haben die Landflände 
‚ihr Haupt = Augenmerk vorzüglich gerichtet; 


„I) auf Bildung und Erhaltung eines tüchtigen, religiös = fitt 
„chen, arbeitfamen und arbeitsfähigen Bürgerftandes ; 


2) ⁊c. ⸗ — 
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Anhalt, wenn fie an die Hauptbeziehungen des ftädfifchen Zus 
fammenlebens gefnäpft wird. Es wird eine natürliche Fordes 
rung der ſchon geſtalteten, dem Gemeindeweſen untergeordneten 
Gewerbsverbindungen erfuͤllt und das Intereſſe fuͤr dieſe Cor⸗ 
porationen geſteigert, wenn denſelben eine angemeſſene beſondere 
Theilnahme an der Gemeinde-Repraͤſentation angewieſen wird. *) 


„Das Haupt» Moment in ber Gemeinde Verfaffung ſchien den 
„LTandftänden eine tüchtige, religiös = fittliche, arbeitfame und arbeits⸗ 
„fähige Bürgerfchaft zu ſeynz — — 


„Die Landftände fegen im $, 12. des Entwurfes der Städtes 
„Ordnung die Erlaffung einer geeigneten Gewerbeorbnung voraus, _ 
„in Erwägung der in den Chur- Märfifhen, YPommerfhen und 
„Preußifhen Landtags = Abfchieden enthaltenen Allerhödhften Zus 
„fage, und unterlaffen es, die von den Landſtänden der anges 
„führten Provinzen dargeftellten Nachtheile der gegenwärtig befte= 
„senden Gewerbefreiheit zu wiederholen. Sie find aber von biefen 
„Rachtheilen fo Überzeugt, daß eine Mehrzahl der Verſammlung 
„von 81 Stimmen diefen Gegenftand für fo dringend, und das in 
„furchtbarem Kortfchreiten begriffene Uebel velllommener Gewerbes 

„Anarchie für fo groß hielt, daß ihr eine Re nicht ſchleunig 
„genug eintreten zu können ſchien. 


„Die Landſtände ſind weit entfernt, die Herſtellung der alten 
„Zunftmißbräuche zu wünſchen; fie bitten aber dringend, eine Eins 
„richtung zu treffen, wodurch jeder, der ein Gewerbe jelbitftändig 
„treiben will, feine Fähigkeit ausweife, und wodurd ein Verhält— 
„niß der Zuht und des Gehorfams zwifhen Meifter und Gefellen 
„und Lehrlingen wieder hergeftellt werde,“ 


Auch die Befiser großer Fabriken fühlen das Bebürfniß einer’ 
Fabrifanordnung und einer zu ihrer Handhabung geeigneten Bes 
hörde, und find von ihnen deßhalb befondere Anträge gefchehen. 


Man vergleiche hierüber die oben erwähnte Sammlung von 

- Rumpf; „ie Gefege wegen Anordnung ber Provinzial= Stände 

in der Preufifhen Monarchie.’ I. Folge p. 38. ffflg. p. 91. flg. 
p» 175 flg. und III. Folge p. 16. flg. 


*) Es ift zu erwarten, daß die Nachtheiie der den Gemwerbs - Corporas 
tionen anzumeijenden unmittelbaren Vertretung „ wogegen die ober⸗ 
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Eine der fehwerften Aufgaben bleibt e8 für die Gefeßgebung, 
die Linie mit Genauigkeit und Beftimmtheit zu zeichnen, in wel⸗ 
her die Staatsgewalt die Oberaufficht Über die Städte auszuüben 
ſowohl berechtigt als verpflichtet ift. Die Aufgabe ift, die allges 
meine Ordnung des Staats im innern Gemeindeleben der Städte 
zu bewahren und die Selbftftändigkeit der Stadtgemeinde für ihre 
Sofalangelegenheiten zu erhalten Die Erfahrung giebt die 
Lehre, daß das Leben der Städte in dem Maaße gewonnen 
hat, in welchem ihre Selbftftändigfeit erweitert worden iſt. 
Die Fähigkeiten zum wohlthätigen Gebrauche der Selbſtſtaͤndig⸗ 
feit find aber nicht überall in gleichem Verhältniffe verbreitet. 
Die Geſetzgebung hat daher im Ganzen des Städtewefens die 
verfchiedenen Stufen der allgemeinen Bildung und der induftriz 
ellen und commerciellen Entwidelung wahrzunehmen, und in 
der Mückficht auf diefe Stufen werden fich die Grenzen der Bes 
rechtigungen für jede Claſſe der Städte, mit vermehrter Sichers 
heit und Angemefienheit zeichnen laffen. Unzureichend erfcheint 
unter diefen DVorausfegungen eine nur auf 3 Claſſen befchränfte 
Eintheilung der Städte, nah dem alleinigen Prinzipe der Volkes 
zahl. *) Die Rechte der Städte können zugleich mit den Zah 
len für ihre Magiftrats »Collegien und Bürger » Ausfchäffe unter 
den. mehrfachen Nückfichten auf den Umfang des Gemeinde: 
Vermögens, auf die vorzüglichften Befchäftigungen der Bürger 
(mit Aderbau, Viehzucht, Handwerken, Künften, Fabriken, 


wähnte Abhandlung von Stredfuß pag. 68. flg. im Rückblicke 
auf die vormaligen Zunftmißbräude mit vollem Rechte warnt, nit 
eintreten, wenn diefe Repräfentation auf ein engered, in jeber 
Stadt nady den Lofalumftänden vorfichtig zu arbitrirendes Verhält- 
niß beſchränket wird, 


) Sehr triftige Erinnerungen gegen bie in ber Preußifchen Städte: 
ordnung ($ 9. und 10.) beliebte Eintheilung der Städte find 
von Stredfuß.a. a. O. ©. 58 — 60, aufgeftellt. 
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und dem Handel in feinen mehrfachen Verzweigungen und in 
feinen engern ‚oder erweiterten Verbindungen), auf die gefellige 
Bildung und auf die hierdurch begründeten Bedürfniffe der 
Mehrheit in den Gemeinden, und auf die Größe der Bevdlfes 
rung bemeffen werden. Ye größer die Stadt, je umfaflender 
ihe induftrielles und commercielles Leben, je bedeutender ihr 
Communals Bermögen, je reichhaltiger die Anftalten für Willens 
fchaft und Kultur in ihren Mauern, je allgemeiner die Bildung 
unter ihren Bürgern — defto ftärfer das Beduͤrfniß der Münz 
digkeit für ihre innere Verwaltung, defto lauter, defto gerech— 
ter der Anfpruch auf genägende Selbftftändigkeit. Jede größere 
Stadtgemeinde will, waͤhrend fie im Geleife der allgemeinen 
Geſetzgebung ſich bewegt, für die Angelegenheiten ihres innern 
Haushaltes freien Selbftentfchluß. 


Aus dem natürlichen und wohlbegründeten Verlangen nach) 
dem vollen Gebrauche diefer von einer freifinnigen Gefeßgebung 
zugeficherten Selbfiftändigfeit find die Anträge entfprungen, 
welche über diefen Punkt von den Ständen in mehrern Pros 
vinzen Preußens der Staatsregierung vorgelegt worden find, 
als diefe das Gutachten der fammtlichen Provinzialftände über 
die beabfichtigte DVerbefferung der Städteordnung erfordert hatte, 
Die Stände der Mark; Brandenburg ftellten für die Städte 
vor: 


„daß die zum Theil eingeführte Controlle der Pandräthe 
„nicht nur über Kleine und mittlere, fondern felbft über 
„große Städte nicht nur. den Gefchäftsgang erfchmwere, 
„sondern auch die Bürger in der Selbftthätigfeit und zur 
„eigenen Beförderung des ftädtifchen Gemeinwohls laͤſſig 
„mache, daß diefe Maafregel, wenn die übrigen fländis 
„Shen Anträge (über die Städteordnung) alferhöchfte 
„Benchmigung erhielten, im Allgemeinen ſicher nicht 
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„möthig, etwaigen Mißbräuchen auch. leicht auf andere Art 
„abzuhelfen ſey,“ 


und trugen darauf an, 


| „daß die Vorſchrift des $. 2, der Städteordnung allergnäs 
„digft aufrecht erhalten und jede andere Einmiſchung der 
Negierungsbehörden unterfagt werden möchte.‘ *) 


Die Stände der Provinz Sachſen ſprachen ſich dahin 
aus; 


„daß eine möglichft unabhängige Stellung von den Staates 
„behörden in allen Verwaltungss und Vermögens » Anger 
„legenheiten der Kommune, in fo fern die Magiftrate - 
„und Stadtverordneten nicht verfchiedener Meinung und 
„die Befchlüffe nicht den beſtehenden Gefegen entgegen 
„find, nothwendig fcheine.‘ **) 


Ferner erklärten die Stände der Provinz Weftphalen: 
„fie hielten für wefentlih nothwendig, daß die Polizeis 
„Berwaltung dem Magiftrate übertragen würde, damit 
„sie nicht als fremdartig oder flörend in das 
„Leben der Städte eingreife.“ — und fie finden 

- nur bei Eleinen Städten eine Oberaufficht der Lands 
„räthe angemeſſen.“*) 


. Die Erfahrung hat: gezeigt, daß das Beftehende in den 
Deutfchen Stadtverfaflungen Gutes, Fruchtbringendes und Stars 
kes in fich fchließt, daß aber auch einzelne Mängel und Unvoll 


) Rumpf a, a. O. I. Folge pag. 36. 
*) Rumpf a. a, O. IL. Folge page 124. 
”) Rumpf a, a, D, III. Folge pag. 18. 
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kommenheiten in dem einen Syſteme die kraͤftigere Entfaltung 
hemmen, in dem andern Syſteme den natürlichen, vom Gange 
der Zeiten gefchaffenen Organismus des ftädtifchen Lebens zerſe⸗ 
ken und die Stetigkeit der Bewegung und der Entwicelung 
Aufheben oder erſchweren. Eine wohlmwollende Politif wird nie 
müde in dem DBeftreben, das Gute im Vorhandenen zu bewahs 
ren und zu befeftigen, und das Mangelhafte und 
mit Schonung und Vorficht zu entfernen. 


Ruhm und Preiß fey den Negenten, . deren Humanität 
und Weisheit den Werth der Städte für ihre Länder ermißt, 
die durch ihre Negierungsthätigkeit und durch ihre legislativen 
Handlungen Eund thun, daß es ihnen innerfte Herzensangeles 
genheit und heilige Pflicht ift, die Gemeinden ihrer Städte 
mit fel6ftfräftiger Bewegung, mit dem geifterhebenden Anrecht 
der Mündigfeit, mit den EHrenvorzägen wohlgeregelter Selbfts 
ftändigkeit, mit den Wohlthaten einer geordneten Freiheit aus⸗ 
zuftatten. | 


Wenn die Gefeßgeber die Verfaflungen der Städte vervolls 
fommnen, wenn fie die innere feldftftändige Bewegung der 
ftädtifchen Gemeinden aufmuntern und befeftigen, werden die 
ftärkften Fundamente zu neuen und zu größeren Städtebauen 
gelegt. Die Blüthe der Städte verftärft die Springfedern des 
Staatslebens. Die Hebel des ftädtifchen Lebens verbreiten ihre 
Wirkſamkeit über das ganze Land und beflügeln die gefammte 
Nationalinduftrie. Muß die Politit es für einen ihrer höchften 
Zwecke erkennen, dem Staate wahre innere Stärke und. die 
nachhaltigfte Schwungfraft in allen Verhältniffen nad außen 
zu fihern, fo muß die Vorfiht, Klugheit und Weisheit die 
natürlichften, die unträglichften Mittel in Bewegung feßen. 
- Frifche Beweglichkeit, lebendiger Umfchwung der Ideen, frucht— 
Reichard D. Städteverfail. 24 
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barer Unternehmungsgeiſt, energifche Entſchlußfaͤhigkeit, aushar⸗ 
rende Kraft und unuͤberwindlicher Muth werden am ſicherſten in 
den Staaten ihren Sitz nehmen, in welchen die Regierungen 
ſich am thaͤtigſten beſtrebt haben, einen Reichthum an ſelbſt⸗ 
kraͤftigen, gewerberfuͤllten, kunſtbegabten und verkehrluſtigen 
Staͤdten zu gruͤnden. en 
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Drittter Abſchnitt. 


Gutachtliche Eroͤrterungen für Die kuͤnf⸗ 
tige Geſetzgebung. 


Erſtes Kapitel. 


Beduͤrfniß und Nutzen der Selbſtſtaͤndigkeit für die gefells 
fchaftlichen Kreife im Innern der Staaten. 





Unter den geiftigen Anlagen und Grundfräften, welche dem 
Menſchen als bewegende Triebrader feiner ganzen geiftigen und ° 
phnfifhen Wirkfamfeit, als leitende und befhügende Gefährten 
für die irdifchen Bahnen, als Bürgen für den Urfprung aus 
einer höhern Geifterwelt und ald Hebel zum Auffhwingen nach) 
dem Vollfommneren von der göttlihen Allmacht und Weisheit 
zugefellt find, waltet als eines der edelften und mächtigften: 
das Gefühl und Bewußtfeyn der Selbftftändigfeit, 
die Fähigkeit zur Selbftbeffimmung, die Freiheit 
des Willens, In der Willensfreiheit, welcher der 
Verſtand und die Vernunft zu Fuührern gegeben find, 
erfcheint die höchfte Blüthe der menfchlihen Befähigungen, die 
wahre Würde und Hoheit der Menfchennatur, der fichere 
Pfandbrief auf die unendlichen, den niedern Erdenftaub hoch 
überfliegenden Beflimmungen des Menfchengeiftes. 


Ausgeräftet mit unfchägbaren Vorzigen, im Bewußtſeyn 


der freien, für eigene felbfterfehene Zwecke felbftftändig wirken, 
den Kraft, findet fih der Menſch in der Gefellfchaft mit andern 
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Menſchen. Die Subjecte der "Selbftftändigkeit und Willens: 
freiheit begegnen fih in der engen Verbindung der Familie, in 
der größern Gefellfchaft einer Lofalgemeinde, in den ermeiterten 
Kreifen: eines Volksſtammes, in den großen Aſſociationen einer 
auf beſtimmten Flaͤchenraͤumen zum Staate vereinigten Nation. 
Durch die Arbeit der Jahrhunderte reift die Idee des Staats. 
Das Leben eines auf beſtimmtem Landbezirke fixirten Volkes iſt 
zur Idee des Staats erhoben, wenn die Geſellſchaft unter dem 
ordnenden und erhaltenden Schutze einer gemeinſchaftlichen feſten 
Obergewalt einen Zuſtand ſich geſichert hat, bei welchem der 
einzelne Menſch, wie das Volk im Ganzen, den verſtaͤndigen 
und vernuͤnftigen Gebrauch der Selbſtſtaͤndigkeit behaͤlt, und 
wodurch alle einzelnen fuͤr ſich wechſelſeitig ſowohl als fuͤr die 
Totalitaͤt der Geſellſchaft die volle aͤußere Sicherheit gewinnen, 
in der natuͤrlichen innern Faͤhigkeit zu freiem Wirken der hoͤch⸗ 
ſten phyſiſchen, geiſtigen und ſittlichen Ausbildung zuſtreben zu 
koͤnnen. Der Staat ſoll — ſo lehrt die Civiliſation — das fried— 
liche Nebeneinanderbeſtehen aller Subjecte der Selbſtſtaͤndigkeit 
vermitteln; er ſoll für die aͤußern Kraftrichtungen des Einzelnen 
neben dem Einzelnen wie für die Bewegung in der Totalität der 
Geſellſchaft richtiges Maaß und fefte Ordnung ftellen, und hiers 
darch dem freien Wirken aller Perfonen für felbftgewählte Zwecke 
in allen Verhältniffen der Einzelnen gegen einander und in 
den umfaflenden Berährungen des gefellfchaftlichen Lebens die 
fihern Stüßpunfte leihen. Mit den Schranken für die indis 
viduelfen Willensrichtungen begründet der Staat die mechfelfeis 
tige Freiheit der Staatsglieder, die Sicherheit der einzelnen 
wie der gefellfchaftlihen Beftrebungen, das Dafenn eines 
Rechtszuftandes im Innern des ganzen Menfchenvereins. 
Um die Erreichung der gefelfchaftlihen Zwecke zu fihern, hat 
der Staat auh Gewalt zum Zwange, ald nothwendiges Mits 
tel zur Erhaltung feiner Exiſtenz. In der gleichmäßigen Eins 
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fhränfung der individuellen Willkuͤhr und im durchgreifenden. 
Schutze für die vernunfts und rechtmäßige Ihätigfeit jedes 
Einzeinen unter Allen wird die frifchefte Bewegung der menfchs 
lichen Fähigkeiten in Harmonie mit dem Staatszwecke unters 
halten. Nur im bildenden- Einfluffe des Staats kann der 
urfprüngliche innere Freiheitstried der Menfchen ficher geregelt. 
und veredelt werden. Mur in der mohlthätigen Berfettung des 
Staats wird das Bedürfniß der Menfchheit befriedigt. Der 
Staat erfüllt den erhabenen Zweck, die Menfchheit zu der Bes, 
fimmung zu leiten, welche die ſtets fortfchreitende Vernunfts 
erkenntniß ihr anweiſt. Im Leben des Etaats foll die ganze 
Vernunft der Menfchheit die objestive Offenbarung finden, 

Der Inbegriff der durch die Erfahrung anfgefundenen 
Bernunftregeln, durch welche das friedliche und gedeihliche 
Zufammenteben in der Gefellfhaft bedingt und die moralis 
ſche und phufifhe Möglichkeit einer freien Selbfteriftenz, einer 
freien Benugung der äußern Natur und eines freien Genuffes 
erworbener Befisthümer für den einzelnen Menfchen verbärgt 
wird, heißt das natürlide Recht im Staate, Die 
allgemeinen Borfchriften, welche durch die Obergewalt im 
Staate oder durch die Zufammenftimmung der Staatsgeſell⸗ 
fchaft mit Zwangsverbindlichkeit für alle im Staate begriffenen 
Individuen aufgeftellt werden, und das durch die Vernunft 
erkannte natürliche und nothwendige Necht in der Gefellfchaft 
ſowohl in Beziehung auf die Einzelnen, als in Gefammthätigs 
feit des Ganzen zu verwirklichen, um zu vermitteln, daß die. 
aus dem Gebrauche der natürlichen Willensfreiheit entfpringens 
den äußern Handlungen der Staatsgenoffen bei den Indivi— 
duen wie bei den Maflen. in einer folchen Richtung erhalten 
werden, welche mit den Zweden des Staats beftehen Fann, 
nennt man Geſetze. Soweit die natürlichen Rechtsbegriffe 
und die poſitiven Geſetze das aͤußere praktiſche Verhaͤltniß der 

| 
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einzelnen Geſellſchaftsglieder gegen einander beſtimmen und 
ſichern, werden fie unter der Collectiv Benennung „Privat— 
recht” zufammengefaßt, foweit fie aber das DVerhäftniß der 
Einzelnen gegen den Staatsverein und gegen die das Necht 
des Staats vertretende Obergewalt normiren follen, dem Cols 
lectiv » Begriffe „des Öffentlihen Rechts (Staatss 
rechts)” untergeftellt. Die Wirkfamfeit des Vernunftrechts 
zu vermöglichen, die ununterbrochene Ausübung der für den 
Staatszweck aufgefegten pofitiven Gefege zu fichern, das Forts 
bilden der Gefege unter dem Fortfchreiten der Geifter zu leiten, - 
für den Staat in der phofifchen Eriftenz und in der Idee des 
Rechts alfenthalben zu machen, und die hierzu nothwendigen 
Mittel zu wählen und in Anwendung zu bringen, muß in der 
Mitte der Gefellfchaft eine ſelbſtſtaͤndige permanente 
Gewalt beftehen, welcher alle Staatsgenoflen zu gleichem 
Gehorfam verpflichtet find. Die Summe der Ermächtigungen 
und Verpflichtungen, welche bei diefer Gentralgewalt der Ge: 
feltffchaft in vereinigter Wirkfamkeit zu denken find, wird als 
die Hoheit des Staats (Souverainität, Staatsgewalt), 
das Subject diefer oberften Gewaltübung ald die Negierung 
bezeichnet. Den ganzen Zufammenhang der natürlichen und poſi— 
tiven Rechtsregeln, die Summe der gefeßlichen Anftalten, oͤffentli— 
chen Einrichtungen und Werkzeuge, wodurch die Negierung die 
fhon ausgefprochenen und anerfannten Zwede des Staats zu 
handhaben, die mit der Erweiterung der menfchlichen Einficht 
neu aufgefundenen Bedürfniffe des Staatslebens zu befriedigen 
und demnach auf alle Staatsgenoflen einzumwirken fowohl berech— 
tiget als verpflichtet ift, fol der Name „Berfaffung‘ ans 
deuten. In Gemäßheit der, durch den Kulturgang zur Pofis 
tivität gebrachten, zur Ausfchließung ſchwankender Willführ 
beftimmten Formen der Verfaffung hat die oberfte Gewalt -— 
der gefegliche Repräfentant des vernünftigen Princips im Staate, 
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und der zur ſelbſtthaͤtigen Perſoͤnlichkeit erhobene und aus⸗ 
gebildete Centralwille der ganzen Geſellſchaft — allen Staatds- 
genoffen fi zu offenbaren und wird das Recht im Staate 
geftaltet, befeſtigt und zur Austbung gebracht. Die Verfaflung 
entfpricht der Natur, der Vernunft, den Uxbegeiffen der Men?’- 
fhen vom Recht im Staate, wenn fie: von: dem Grundſatze 
ausgeht, dag die menfchlihe Geſellſchaft nur im Gebrauche 
einer vernünftigen Freiheit -ihrer Beftimmung zugeführt werden | 
£önne, und wenn fie in ihrer ganzen Thaͤtigkeit auf das Ziel 
hinwirkt, die Menſchheit zu ihrer wahren Wuͤrde zu erheben. 
Der Staat gewinnt die ganze belebende Macht, zu: der die 
Natur ihm befähigt hat, ex erfcheint in feiner: wahren Wohl⸗ 
\thätigfeit, Würde und Erhabenheit, wenn die Idee der-' 
menichlihen Selbftftändigkeit als ordnendes“ Pr ims! 
zip alle Kreife des gefellfchaftlihen Lebens durchdringt, "Die: 
Natürlichkeit, die Bernunftmäßigkeit der Verfaſſung bedingt die 
Kraft und die ‚Beweglichkeit des Staats im Innern und Eng 
Freiheit und Selbftftändigkeit nach: Außen. - “ 

Im Großen empfängt der Geiſt der Völker feine ae ' 
gung und feine Richtungen aus: dem Geifte der Verfaſſungen, 
unter welchen die Gefellfchaften zu leben, dutch. die Art ihrer 
urfprünglichen Geftaltungen und durch den Gang ihrer Ent: ' 
wickelungen angewiefen ſind. Die gefellfchaftlichen Bildungen 
haben, wie es nach den Anlagen im. großen. Haushalte der 
Menfchheit natürlich ift, unendliche Mannigfaltigkeit. "Auf dem ’ 
Raume eines Welttheils koͤnnen nach der Zahl der ‚Völker, 
nach den geiftigen Anlagen der unter den einzelnen Voͤlkern 
begriffenen Stämme, nach Befchaffenheit des geographifchen 
Standpunftes und nach den Elimatifchen Einflüflen die größten 
Verfchiedenheiten in den Staatsinftitutionen Statt finden. 
Jede Form hat in den Lebenszügen der Völker ihre Wurzeln. 
Für jede Verfaffung laͤßt ſich, in fofern fie als freies: Produkt 
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der dem Stante. eigenthämlichen natürlihen Entwickelung und 
als Inbegriff der. zur Feftigkeit und Beftimmtheit gelangten 
Rechtsbildungen fich darftellt, den übrigen gegenuͤber der Anfpruch 
aufftellen, daß fie als etwas Natürliches, Lokales, Nationales, 
Selbftftändiges und Nechtmäßiges geachtet werden müffe. 

Die Voͤlker haben. in den Landgebieten, in welchen jedes 
fich feftgefegt ‚hat, ihre befondern Mechtszuftände, unter denem 
fie erzogen. find, die zugleich mit ihren Sitten und Gewohnheis 
ten eng verwachfen, die ihnen durch lange Uebung lieb gewors 
den find, Auf den ganzen Zufammenhang diefer Nechtszuftände 
im Staate verſteht fich jedes Volk feloft am beſten. Ein, jedes 
Volk weiß in feinem Kreife, was ihm zufagt, was zu den Fler 
menten -feines eigenthämlichen Dafeyus gehört, was die Arhems 
züge in den Regungen feines Geſellſchaftslebens anfacht und 
unterhält. — 

Im Laufe der Zeiten ſchreitet die Geiſtesbildung fort. 
Die Sitten werden verwandelt, die Meinungen wechſeln die 
Richtungen, die Zuſtaͤnde der geſellſchaftlichen Elemente nehmen 
andere Geſtalten an. Mit dem geiſtigen Fortfchreiten werden 
die Begriffe vom Wefen umd von den Zweden des Staats, 
von den natürlichen und nothwendigen Bedingungen des gefells _ 
fhaftlihen Zuſammenlehens geläytert und berichtigt. Die Bes 
griffe von Recht im Staate werden immer höher gefteigert, je 
mehr die öffentlichen Einfichten wachſen und je zahlreichere 
Elaffen des Volkes daran Theil nehmen. Das Lodere, das 

Unbeſtimmte, das Einfeitige, das -Drüdende, wird in feinen 
Nachtfeilen, in feinem Widerfpruche mit den veränderten Ans 
fihten, Weberzeugungen und Bedürfniften erkannt. Für die 
Regierung und Geſetzgebung, durch. welche fich die lebendige 
Staatsidee der Sefellfchaft offenbaren fell, bleibt es Recht und 
Pflicht, die Vernänftigkeit in den gefellfchaftlihen Beftrebungen 
zu erhalten und den veränderten Sitten, Erkenntniſſen und 
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Fakten zu folgen, wo Stillftand oder Rückkehr dem Staats 
zwecke widerſtrebt. Die Bedürfniffe, welche das Fortfchreiten 
der Geifter mit ‚der unabläflig verwandelnden Zeit hervorruft, 
muͤſſen innerhalb jeden Staates in möglichfter Schonung der 
aus der Vergangenheit. überlieferten gefellfchaftlichen Ausbildum⸗ 
gen befriedigt, es muͤſſen die neu herangewachfenen Zuftände 
mit den früheren DVerhältniffen vorfichtig verbunden, die: Ältere 
rohern Formen befler ausgebildet, die wechfelfeitigen Beziehunz 
gen der erweiterten Claffen in der gefelfchaftlichen Welt beſtimm⸗ 
ter geregelt, die Grundfäge des gefelligen Zufammenfebens 
alfenthalben mehr verdeutlicht und veredelt werden. Jedes 
Volt muß für fein Inneres die Möglichkeit behalten, in gleis 
chem Schritte mit den Verwandlungen, welche unter dem Forts 
fehreiten der Kultur die dee des Staats bei ihm hat erfahren 
müffen, mit voller Freiheit feinen Haushalt zu regeln, unter 
der Leitung der geſetzmaͤßigen öffentlichen Macht den gefellfchafts 
lichen Zuftand zu verbeffern, da, wo das Beduͤrfniß fich aufs 
dringt, nach dem Rathe der Weifen und Erfahrnen neue Pfeis 
ler zur Unterflügung der gefeglihen Ordnung in die alten 
Grundlagen einzufügen, zwifchen den Hauptgruppen des Staats⸗ 
bürgerthbums zur Begründung einer für das Ganze fruchtbaren 
Gemeinfchaft Iebendige Bänder anzufnüpfen, und überhaupt 
allenthalben, wo in der Gefellfichaft Lebensfoff unbenugt begra— 
ben liegt, zweckmaͤßige Selbftthätigkeit anzuregen und zu uns 
terhalten. | 

Der Staat fann nicht ſtill ſtehen; denn ex bildet 
fih immer fort aus fich ſelbſt, aus feinem innerfien Wer 
fen. heraus; er wird mit jeder wachfenden Generation etwas 
anderes in der Eriftenz, als er dem mächft verfchwundenen Zeit« 
alter dargefiellt hat. Die Regierung und die Gefep: 
gebung find berufen, in ihrem freien Wirfen für 
die Sntereffen des Staats die Höhe der Einſicht 
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zu repraͤſentiren, zu welcher das geſellſchaftliche 
Lehen durch die fortſchreitende freie — 
der Geiſter vorgedrungen iſt. 

Was im großen Maaßſtabe vom Leben des Staats im All⸗ 
gemeinen gilt, muß, bald in weniger bald in mehr befchränktem 
Berhältnife, auf die - untergeordneten gefellfchaftlichen. Kreife 
im Innern des Staats feine analoge Anwendung finden. 

Alle größeren Staaten find in ihrem gegenwärtigen Beftande 
meift dadurch zufammengewachfen, daß einzelne kriegeriſche zu 
einer Maffe vereinigte Volksſtaͤmme ihre Macht ausbreiteten, 
Daß durch Succeffionsverhältniffe zwifchen den regierenden Dys 
maftien getrennte Länder zu einem Ganzen vereinigt wurden, 
oder daß die mächtiger gewordenen Staatsverbindungen unter 
günftigen Umftänden von den benachbarten Völkern Provinzen 
eroberten, und daß die Eleinern Staaten nach und' nach den 
größeren Neichen einverleibt wurden, Es iſt alfo in jedem grös 
.seren Reihe ein Aggregat von mächtigern und ſchwaͤchern 
Volksſtaͤmmen, von größern und Eleinern Gebietsvereinigungen 
zu erkennen, welches allmählig durch E brecht, durch Erobe⸗ 
rung, durch Staatsverträge, durch die mit freiwilligen Unters 
werfungen verbundenen Receſſe und Gapitulationen, oder durch 
fonftige einfeitige «oder zmeifeitige urkundliche Sanctionen fich 
gebildet hat. Jeder von diefen in ganzen Provinzialverbäns 
den oder in Eleinern -Landfchaften befchloffenen - Volksſtaͤmmen 
hat in die größere Neichsverbindung feine eigenthümlichen Geis 
fies: und Sittenrichtungen, feine befondeten Nechtsbildungen, 
feine lokalen Verwaltungseinrichtungen, feine Standesbeziehuns 
gen, überhaupt feine Verfaffungsverhältniffe gebracht, welche 
. durch lange Uebung mit feinen gefelligen' Negungen genau vers 
fnüpft find, die befondern Werth für ihn. haben und zu feis » 
nem Wohlbefinden gehören. Die Schonung, der fortgefegte 
Schutz für diefe Stammiesfennzeichen, wie fuͤr die, provinziellen 
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and lokalen Eigenthuͤmlichkeiten iſt ſehr wohl vereinbar mit der 
allgemeinen Ordnung unter dem größeren Staatsverbande. In 
jedem Reiche kann neben den höchften gleichförmigen Befeſti— 
gungen: aller Beftandtheile zur Einheit im Großen eine Mans 
nigfaltigfeit für die gefellfchaftlihe Bewegung im Einzelnen 
beſtehen. Es ift nicht nothwendig, daß in den mächtigerm 
Staatsverbindungen alle gefellfchaftlichen Kreiſe durchaus nach 
einem Schnitte modellirt und abgemeffen werden. : Denn einem 
folhen Streben widerficht die Natur. Die Erfahrung ſpricht 
ed laut aus, daß die Völker, welche in’ den politifchen Stärs 
men die Gebieter mwechfelten, fih mit der neuen KHerrfchaft um 
fo leichter befreundeten, je fehonender diefe Alles zu behandeln 
würdigte, was die neu erworbenen Länder zu ihrem Rechtszu— 
ftande oder zum Unentbehrlichften ihres gefellfchaftlichen Lebens 
rechneten. Aufrichtige Liebe und Anhänglichkeit für die Regie— 
rung, freiwillige fruchtbare Ihätigkeit für die Zwecke des allges 
meinen Staatsverbandes war die natürliche Frucht, wenn die 
lokalen Eigenthümlichkeiten und die felöftftändigen Geftaltungen 
in den einzelnen Volksſtaͤmmen geachtet wurden, wenn für die 
zur organifchen Verbindung des Einzelnen mit dem Ganzen ' 
nothwendigen Einrichtungen die innere Ueberzeugung, die frei— 
willige Anerkennung der Unterworfenen vorher gewonnen, wenn 
jeder größern oder Eleinern Stammpvereinigung ein angemeffener 
freier Spielraum gelaffen wurde, in welchem fie unbefchadet 
der Unterordnung unter das Ganze fich feloftftändig fühlen 
fonnte, in welchem fie fich felbft Zweck bleiben durfte, Miß— 
ffimmung, Unzufriedenheit, Gleichgültigkeit gegen die Zwecke 
der Regierung, Trägheit in der Befolgung allgemeiner Anords 
nungen, Erſtickung jeder Selbftthätigkeit für das Wohl des 
Staats waren die Früchte, wenn: das Streben der öffentlis 
hen Macht dahin ging, die felöftftändigen Bewegungen der 
verfchiedenen Stammverbindungen zu hemmen und das Einzel⸗ 
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leben der Lofalitäten zu befchränten. Das Wohl des Staats _ 
wird nicht gefördert, wenn die. demfelben untergeordneten gefells 
fchaftlihen Körper allen Regungen der Selbftheit entfagen, 
wenn fie die felbftftändige Verfolgung der ihnen am nächften 
liegenden Zwecke und die freie Beforgung ihrer: befondern, von 
ihnen am beften gefannten Angelegenheiten ‚aufgeben, und fos 
mit ihre Perfönlichkeit einer fchleppenden Wormundfchaft unters 
werfen follen. Die umfaflendfte, die gewiffenhaftefte Ihätige 
keit der Central: Staatsbehörden - ift nicht vermögend, in der 
Derwaltung wie in der-Gefeggebung dem Bedärfniffe der Pros 
ginzen und der engern Lofalitäten zu folgen und die unerläßs 
lihe Aufmerkfamteit und Wachfamfeit auf das Einzelne zu 
behalten. Die Uebertreibung der Centralifation 
kähmt das Volksleben im Einzelnen wieim Gans 
zen und ſchwaͤcht den Staat im Innern wie nad 
Außen. 

Alle Iheilganzen, alle Provinzen, alle Landfchaftss (Kreis 
Canton s Bezirks Diftrict) Genoflenfchaften, alle Stadtgemeins 
den in einem Staate müflen in Harmonie mitder Staats— 
vyerfaffung durch einen vollfiändigen Verwaltungs ; Organiss 
mus, der für jedes Gemeindewefen nad Verhältniß feines Um⸗ 
fanges abgeftuft ift, befähigt werden, fich in ihrem Innern 
felöftftändig zu bewegen. Alle weitern und engern Lofalitäten, 
alle größern und kleinern Gemeindeförper müflen durch thätige 
Selbfiverwaltungen belebt feyn. Das Staatsgebäude im 
Großen muß auf lebendigen Provinzial; und Los 
Ealverfaffungen, auffelbfifändigen Gemeindever- 
waltungen ruhen. Wo diefer Grundfag durch die Ihat 
anerkannt if, da hat die Krankheit des Zuvielregierens, des 
lähmenden Gängelns, des: aͤngſtlichen Bevormundens aufgehört, 
Kann bei einer Staatsregierung irgend etwas die höhere Yırz 
telligen;, den Ueberblick, die Umficht im Großen, das Durch: 
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dringen der gefellfchaftlichen Bedärfniffe in den groͤßern Maſ⸗ 
fen und in den kleinern Kreifen, die Erfindung und die zweck⸗ 
mäßige Anwendung der: leitenden Grundfäße bei der Staats⸗ 
verwaltung bethätigen, fo ift es die Kunft, mit welcher die Wirk⸗ 
ſamkeit der Centralftellen und der Provinzials und Lokalbehoͤr⸗ 
den unterfchieden wird, die Kunft, mit welcher die Antriebs 
£räfte vertheilt werden, nach welchen die Gefellfchaft ſich "heroes 
gen fol. Der Staat fann nur dabei gewinnen, wenn durch 
den Organismus der Verfaſſung die Möglichfeit gegeben ift, 
daß in den Provinzen die allgemeine Sntelligenz, die Erfahs 
rung, die Auffaffung der höhern Befichtspunfte für das Ganze 
des Staats, die Thätigfeit für die Geſetzgebung, für die Rechtes 
pflege und für die Adminiftration ſich vollftändig entwickeln könne, 
Je fchmerer es für die Eentraltegierung eines großen Staates’ 
ift, alle Nechtsverhältniffe in fämmtlichen Theilen des. Staats 
und alle fortwährend ſich erzeugenden Bedärfniffe aufzufaffen, 
je ſchwerer für die Regierung die Aufgabe bleibt, den Hands’ 
lungen der Gefeßgebung eine allgemeine richtige Angemeſſenheit 
zu verfchaffen, und beim natürlichen Fortfchreiten der Sefells 
fchaft die im Intereſſe derfelben nothiwendige Ihätigkeit der Ges 
feßgebung und Verwaltung allenthalben fo zu unterhalten, daß 
die Bedürfniffe aller Provinzen in ihren wefentlichen Beziehuns 
gen auf das Ganze wie in den Bedingungen ihres organifchen 
Selbſtlebens befriedigt werden, defto mehr flimmt es mit der 
Natur überein, und defto befler wird der Nechtszüftand im 
Staate und das Wohlbefinden feiner Theile gefördert, wenn 
der Organismus der ganzen Staatsverwaltung jeder Provinz 
die felbftftändige Entwickelung der zu ihrem befondern gefellfchafts 
lichen Leben gehörigen Gefeßgebung und eine ungehemmte Ents 
ſcheidung der im ihrer Mitte zu berathenden befondern Angeles 
genheiten verbürgt. Mothwendig ift e8 daher, daß die Öffentlis 
hen Einfichten, welche in der innern Bewegung der Provinzen 
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fih hervorthun, ‚in eine freie lebendige Wirkſamkeit gefegt, daß 
die Provinzialbehörden autorifirt werden, im periodifchen delibes 
rativen Zufanmentritte und im Cinverfländniffe mit den ſelbſt— 
fländigen corporativen Geftaltungen des Staatsbärgerthums über 
das Provinzielle felbftftändig zu entfcheiden.*) Für. die höhes 
ren Autorifationen mögen nur diejenigen ‚ Punkte vorbehalten 
bleibe, bei welchen das Intereſſe ded Staats im Großen zur 
Frage koͤmmt, wo die Sleihförmigfeit der für den gefammten 
Staateverband beftehenden allgemeinen Anftalten, die übereins 
flimmende Anwendung der beftehenden allgemeinen Gefeße, die 
gleichförmige Handhabung der öffentlichen Sicherheit und der 
übereinftimmende Takt der für die einzelnen Verwaltungsjmweige 
angeftellten Beamtenclaffen zu wahren if. Langſam, fehleppend 
wird die Staatsverwaltung, wo die Bänder zwifchen der Cen— 
trals und der Provinzialverwaltung zu fireng angezogen find, 
wo die Provinzialbehörden zu vielen Dingen, die von ihnen 
aus der -Nähe an Ort und Stelle genugfam durchforfcht find, 
und. die fie mit ihrer zu prafumirenden Einfiht, Umfiht und 


) Bon biefen Betrachtungen waren die Provinzialftände des Könige 
reichs Preußen geleitet, als fie bei dem im Jahre 1824 gehaltenen 
Landtage die Meinung ausſprachen, 
„Daß eine mwefentlihe und wohlthätige Erfparung ber Staats 
„Ausgaben dadurch bewirkt werden könnte, wenn die Arbeiten der 
„Provinzial:Berwaltungsbehörben möglichft vereinfaht und ihnen 
„eine größere Selbſtſtändigkeit beigelegt würde,’ 

und als fie an die Staatsregierung den Antrag richteten, 
„Daß ben Provinzial: Werwaltungsbehörden möglichſte Selbſtſtän-⸗ 
„Digkeit verliehen und die Ermächtigung gegeben werden möchte, 
„nach den beftehenden Gefegen, Reglements und nad den höch— 
„sten Orts feftgefegten Etats und Verwaltungs-Normen alle Des 
„tails mit Ausnahme der widhtigften Angelegenheiten, ohne Rü ds 
„frage an die oberfien Verwaltungsbehörden, 
„abzumachen.“ 

Rumpf, Gefese wegen Anordnung der Provinzial-Stände in der 

Preußifhen Monarchie, I. Folge. Berlin 1826. pag. 177. 
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Gerechtigfeitsliebe in Gemäßheit der allgemeinen Gefeßgebung, 
für fih ſelbſt am beften entſcheiden fünnen, eine zeitraubende; 
und oft ganz entbehrliche Zufimmung einholen müffen. Die 
Staatsfunft wird fich auf einem höhern Standpunkte befinden, 
wenn. die. Regierungen fi von der politifchen Meinung los— 
fagen, daß die Perfonen, welche in den höchften Kreifen der 
Staatsverwaltung befchäftigt find, überall die Hand im Spiele 
behalten müßten. Die Staatsintelligenz hat zu verhüten, daß 
bei den, Eentralbehörden durch das Kenntnißnehmen von unters 
geordneten Einzelheiten die Negierungsarbeit nicht unnuͤtz gehäuft, 
daß. die dem höheren Allgemeinen zu bewahrende Aufmerkſam⸗ 
keit und Sammlung nicht verfplittert, ‘daß die rechte Zeit für 
die Forthälfe der Sachen zum Schaden der. Jntereffenten nicht: 
verfäumt und daß nicht die gefellfchaftliche Bewegung, die auf 
den Grenzen ded Staats fo wenig, wie im Mittelpunfte, 
beim KHauptfige der Regierung, je ftocfen foll, naturwidrig in 
Stillftand verfegt werde. Was fchneller und beffer im Mittel 
der Provinz, im Mittel des größeren und Eleinern Landbezirks, 
im Mittel der Stadtgemeinde befchloffen und beforgt werden. 
fann, muß nicht von. der vielfach zertheilten Aufmerkfamfeit der, 
oberftien Etaatsbehörden abhängig bleiben. Gegenftände der 
Lokalintereſſen müffen fo wenig wie möglich vor die höchften 
Inſtanzen der Staatsleitung gebracht werden, 

In ähnlichem Verhaͤltniß, wie die Provinzialbehörden gegen 
die entralbehörden zu ftellen find, muß den Behörden der 
untergeordneten Landbezirfe und den Obrigkeiten der Städte. 
felöftftändige Bewegung den Provinzialbehoͤrden gegenüber; 
gegönnt feyn. Es gehört zur nährenden Lebensluft der Ges 
meinden, daß ihre Behörden. einer wehlberechueten Selbſtſtaͤn⸗ 
digkeit ſich erfreuen. 

Eine freiſinnig zugemeſſene Selbſiſt ͤndigkeit der von der 


Staatsregierung fuͤr ganze Provinzialverbaͤnde, fuͤr die groͤßern 
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oder kleinern darunter begriffenen Bezirksabtheilungen und fuͤr 
die Stadtgemeinden aufzuſtellenden Verwaltung, eine mit der 
Bildung und Ordnung des ganzen Staats vorſichtig in Hars 
monie gefeßte Autonomie der Lofalitäten gehört zum 
Weſen einer lebendigen natärlihen Staatsverfaffung, zu den 
Vorzuͤg en einer praftifchen Eintheilung der Staatsarbeit,. Nur 
auf diefem Wege kann die Bewegung der Gefellfehaft beflügelt, 
der Gang der Staatsverwaltung erleichtert und vereinfacht, das 
Uebel der PVielfchreiberei entfernt, der Aufwand für zu zahle 
reiche Beamten-Anftellungen eingefchränft werden. ' Ä 
Es ift die Aufgabe der Staatskunft, die Negierungsthäzs 
tigkeit in allen Kreifen der Gefellfchaft fo zu vertheilen, und 
die Seloftthätigkeit der Staatsgenoſſen für alle Verzweigungen 
der Verwaltung fo zu organifiren, daß in einem natürlichen 
Stufengange auf allen Punkten des Staatsgebiets feldftftändige 
Bewegung unterhalten, daß den Organen der Verwaltung überall 
die lebendige, die wachfame, die felbftftändige Controlle gegens 
über geftellt, daß die Intelligenz allenthalben mit dem Natios 
nalgefühl entwickelt, daß jede Provinz, jede Landfchaft, jede: 
Stadt für ihre eigenthämlichen Beduͤrfniſſe volltommen befties 
digt wird und ihres mohlerworbenen Rechts, ihres geſetzmaͤßi⸗ 
gen Beſitzes ficher bleibt, daß eine Lokalität einem eingebils 
deten höhern Zwede des Staats oder den Experimenten unges 
prüfter Berwaltungstheorieen und  unfruchtbarer Centraliſations⸗ 
Speculationen aufgeopfert wird. Auf diefem Wege wird allents 
halben der Geift der Staatsbürger geweckt, die Verftandesbils 
dung genährt und gehoben, das Selbftgefühl des Volkes gekräfs 
tigt. Mit diefen Mitteln werden die Kräfte des Staats ins 
Unendliche verftärkt. Die Aufgabe-ift nicht leicht, aber die Los 
fung wird großen Lohn in fih tragen. In der natürlichen 
richtigen Sonderung der Wirkungsfreife, in weldhen die Cen— 
tralbehoͤrden, die. Provinzialbehörden,, die Diftrictbehörden und 
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die Lokalbehoͤrden fich zu bewegen haben, in der freifinnigen 
Unterfcheidung und billigen Ausgleihung zwifchen dem Recht 
und den Intereſſen des Staats und dem Necht und dem Inter—⸗ 
effen der Provinzen, Landdiftricte, Lofalitäten und Individuen 
ruht die Zufriedenheit der Voͤlker, die Ordnung und Lebenss 
fräftigkeit der Staaten. Die Zufriedenheit der Völker 
bleibt die natürlichfte und die zuverläffigfte Bürgs 
fhaft für die Stabilität der Regierungen, 

Es ift alfo der Natur und der Vernunft gemäß, es hars 
monirt mit den höheren Zwecken des Staats und es iſt wefents 
liher Gewinn für jede Monarchie, wenn die Gemeinden der - 
Städte zur. freien Bewegung befähigt, wenn fie mit wohlbes 
rechneten Grenzen der Staatsvormundfchaft enthoben, wenn fie. 
für ihr Inneres als felbftftändig anerfannt werden. Der 
Werth der Städte kann in jedem Lande mächtig gefteigert, das 
ftädtifhe Leben unendlich bereichert, der Geift der Bürger 
zu den herrlichften Richtungen für das Wohl des Ganzen geleis 
tet. werden, wenn das Selbftgefühl und die Selbftthätigkeit der 
. Gemeinden geachtet und geftärkt, wenn das Intereſſe für das 
Deffentliche bei allen Bürgerfchaften durch praktifche Mittel geweckt 
wird. Werden mehr Selbftftändigkeiten für die gefellfchaftlichen 
Zwecke aufgerufen, werden die Stadtgemeinden in abgemeffes 
ner Stufenfolge zur Selbſtbeſtimmung befähigt, und die Bürs 
gerfchaften als mündige Verwalter ihrer Angelegenheiten aners 
fannt, „so muß das Muthgefühl der Gemeinden ſich heben und 
die Ermannung des Bürgers die Staatskraft verftärfen, 

Auf diefen Weg verweift eine erleuchtete Politik, 
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Zweites Kapitel. 


Directivpunkte fuͤr die weitere Ausbildung der 
ſtaͤdtiſchen Verfaſſungen in Deutſchland. 





Die Regierungen haben das Recht und die Pflicht, das Rich— 
tige, das Vernuͤnftige, das Zweckmaͤßige, das Practiſche, das 
Haltbare im Beſtehenden zu bewahren und zu befeſtigen, das 
Unangemeſſene, das Veraltete und das Unhaltbare aber zeitig 
zu entfernen, das Unfoͤrmliche deutlicher auszubilden, das Unbe— 
ſtimmte beſſer zu ordnen, das Schwankende feſtzuſtellen, dem 
neu Geſtalteten ſeinen ſchicklichen Platz neben den Poſitionen 
des Altherkoͤmmlichen und Ueberlieferten anzuweiſen. Die Staats: 
gewalt ift berufen, die Kultur der lebenden Generation im Verz 
gleich mit den Bildungsftufen der verſchwundenen Geſchlechter 
zu würdigen, das Bedürfniß der Gegenwart zu ermeffen, und 
durch wohlberechnete Modificationen des Beftchenden den Vers 
trag zwifchen den aͤltern gefellfchaftlichen Zuftänden und den 
fortfchreitenden . Schöpfungen der Zeit zu vermitteln. Wenn 
die Regierungen die Höhe und die Tiefe richtig ermeffen, zwis 
ſchen welchen der Geift der Zeit fich bewegt, dann werden fie 
feloft ficherer handeln und entfcheidender auf den Zeitgeift wirs 
fen. Die Gefeßgebung jedes Landes hat in pflichtmäßiger ununz 
terbrochener Aufmerkſamkeit auf den Wechſel der Zuſtaͤnde, auf 
die neu vortretenden Beduͤrfniſſe und auf die Hinderniſſe ihrer 
Befriedigung, nach dem Ziele zu ſtreben, daß das Recht im 
Staate nah dem Kulturftande umſichtig ausgebildet, daß das 
Alte und das Neue in richtigen Einklang gebracht werde, Die 
Empfänglichkeit für die Lehren der Erfahrung, die von feinem 
Vorurtheil getrübte Würdigung des Vorhandenen im Vergleiche 
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mit dem, was die lebendige Förderung der Staatszwecke im 
‚Sinne der wahren Aufklärung erheifcht, wird jede Regierung: 
auf die Directivpunfte ihrer Iegislativen Tätigkeit leiten. An 
den Peiftungen des Beftehenden, an den Früchten des ſchon 
Begründeten ift zu bemeffen, was für das Einzelne und für 
das Ganze gefchehen fönne, was dem Organismus ded Staats 
natürliche Beweglichkeit, fefte Ordnung und Eräftige Einheit 
verleihen möge. 


Die Staaten werden verjüngt, wo die Megierungen fich 
mit der Idee der Selbftftändigkeit eines freien- Staatsblirgers 
thums befreunden, wo fie allenthalben zum felbftftändigen Leben 
rufen und zur felbftthätigen Kraft geftalten, was in werklofer 
Paffivität mißtrauifch niedergehalten, feine natürliche Beftims 
mung für das Ganze der Gefellfehaft zu erfüllen verhindert 
war, Größeres muß das Ganze leiften, wenn in allen Theis 
Ion freie Lebensthätigkeit fich regen kann. 


Der Staatsbürger lebt zunächft für den Eleinen Kreis, wo 
er wohnt, für die abgetheilte Gemeinde, unter welcher feine 
Einfiht, feine Kraft und fein Wille walten kann. Durch eine 
zweckmaͤßige Einrichtung der Gemeindeverwaltung muß der Ortds 
Bürger dazu erzogen werden, daß er das Beduͤrfniß fühlt, von 
den Gemeinde s Angelegenheiten, die ihn zunächft berühren, 
genauere Kenntniß zu nehmen; der Ortöbürger muß Anleitung 
befommen, daß er fih auf einen Standpunkt erhebt, auf wels 
chem er für das Gemeinfame lebendiges Intereſſe faßt und fein 
Nachdenken und feine Kräfte einer felöftftändigen Mitwirkung 
für das ‚gemeinfame Befte zu widmen bereit iſt. Diefe dffents 
liche Ihätigkeit in der Gemeinde und für die Gemeinde ift die 
practifche Vorbereitung, die wirkfame Uebungsfchule für die Aufs 
faffung größerer Angelegenheiten, für das Begreifen der Inter⸗ 
effen, welche das Ganze eines Bezirks, einer Landfchaft oder 
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einer Provinz umfaſſen, fuͤr das richtigere Verſtaͤndniß der 
allgemeinen Staatszwecke und des Staatswohls. Die Mitberus 
fung zur felöftftändigen Ihätigkeit für die Lokalintereſſen lehrt 
den Bürger die Empfänglichkeit und freiwillige Thätigkeit für 
das Staatsintereffe im Großen. 

Im Leben der Stadtgemeinden find viele Ihätigkeiten des 
Staatslebens am engften concentrirt. Die gefellfchaftlihe Ords 
nung der Städte hat daher große Wichtigkeit für die Ordnung 
des ganzen Staats, ine natürliche praftifche Einrichtung der 
ftädtifchen Berwaltung muß der Staatsverwaltung im Großen 

‚eine wefentliche Unterftägung, Erleichterung und Vereinfachung 
gewähren. Auf diefen wichtigen Zweck wird aber am ficherften 
durch eine folche Anordnung des ftädtifchen Verfaſſungsweſens 
hingearbeitet, bei. welcher die Beziehungen der Lofals Verhälts 
niffe und der Lofalbewegung auf den wefentlihen Organismus 

“ und auf die Bewegung des Staats confequent gewahrt bleiben, 
Die innern politifchen Geftaltungen der Städte müffen mit den 
wichtigften gefellfehaftlihen Werhältniffen und Unterordnungen 
in der Totalität des Staats in Harmonie erhalten werden. 

Die Einwirkung der Städte auf das Ganze des Staatds 
lebens ift nach der Größe und Bedeutung derfelben modificirt. 
Eben ſo kann das Beduͤrfniß der Staͤdte nach ihrer Groͤße und 

Bedeutung ermeſſen werden. Der natuͤrliche Stufengang, der 
ſich in dieſen Beziehungen darſtellt, leiht das Prinzip zur Eins 
theilung der Staͤdteclaſſen. Die Staͤdte aller Claſſen muͤſſen 
in den Hauptformationen ihres Gemeinweſens und in der Bes 
mwegung und gegenfeitigen Berührung ihrer gefellfchaftlichen 
Elemente einen Takt behalten, der mit der allgemeinen Ordnung 
des Staats Übereinftimmt. Die ftädtifchen Gefellfchaften muͤſſen 
aber auch in ihrem Innern feften Halt, natürliche Ordnung 
und völlige Fähigkeit zum freien Selbſtentſchluß für das Beduͤrf⸗ 
niß ihrer beſondern Exiſtenz beſitzen. 
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Es wäre ſonach zu fragen: 
Wie hat das Recht und das Intereſſe der ſtaͤdtiſchen Ger 
meinde, die-zuerft für fich leben, arbeiten und des Guten mit 
eigenen Augen und mit eigener Erfenntniß mächtig bleiben 
will, fih mit dem Recht und dem Intereſſe des Staats 
zu vertragen? Was kann eine ſtaͤdtiſche Gemeinde zum 
wirklichen Genuſſe der Muͤndigkeit, zum weſentlichen Be— 
griffe ihrer Selbſtſtaͤndigkeit unter dem Staatsverbande 
rechnen? Was kann im Allgemeinen unter die reinen 
innern Angelegenheiten der Staͤdte, unter die Bedingungen 
und Kennzeichen ſelbſtſtaͤndiger Lebensentwickelung bei den 
Stadtgemeinden gerechnet werden, was gehört zum natürs 
lichen und eigentlihen Rechtsgebiete der Städte? 
Welche Unterfchiede der Ermaͤchtigungen find für die Stadt⸗ 
gemeinden nah den Verhältniffen ihrer Größe und nach 
ihrer Bedeutſamkeit für. den Staatsverband aufzuftellen ? 
Wie find die ftädtifchen Obrigkeiten zu conſtruiren, wie 
die Verbindungen: zwifhen den Obrigkeiten” und Gemein—⸗ 
den zu geftalten, welche Rechtsverhaͤltniſſe zwifhen Magis 
firaten und Bürgerfchaften. zu gründen, welche Berwahr 
rungsmittel find für beiderfeitige Nechtsgebiete und- für die 
Erhaltung der Einheit im ganzen Gemeinwefen in Wirk 
famfeit zu fegen? Welche Bindemittel find nöthig und am 
fiherften geeignet, um die innere ftädtifche Freiheit, 
Rechtsuͤbung und felbfiftändige Entfchlußfähigkeit in der 
Uebereinſtimmung mit dem gefeglichen Verfaffungszuftande 
des ganzen Staats zu erhalten? Wo muß die leitende, 
. mäßigende, vermittelnde Hand der Staatsregierung eins 
greifen? 
In Hinfiht auf diefe Fragen wäre zuerft mit möglichfter 
Beftimmtheit zu unterfcheiden, mad den Grundbedingungen des 
befondern Dafeyns, dem natürlichen und nothwehdigen Beduͤrf— 
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niffe der Lofalitäten, dem felöftftändigen Leben einer Stadts 
gemeinde angehört, und wäre demnächft die befondere Stellung 
der Städte in der Totalität der ſtaatlichen Verhältniffe aufzus 
faffen. Aus der genaueren Unterfuchung der vorzüglichften Eins _ 
zelheiten wird fih mit mehr Klarheit ergeben, welcher freie 
Spielraum der Communalbewegung anzumeifen fey, wo und 
wie die Wirkſamkeit der Staatsgewalt mit den Gemeinde; Ins 
tereffen zu verbinden, und wo die Dberaufficht des Staats die 
Lofalgewalt zu bewachen, wo die Regierung felbfibeftimmend 
die ftädtifchen Verhältniffe zu regeln habe, um die Gleichförs 
migkeit der Kommunal » Verwaltung mit den gefellfchaftlichen 
Marimen und Einrichtungen des ganzen Staats zu erhalten. 
Nach diefen Directivpunften kann das Srforderniß für die 
innere Ordnung der Städte zuerft im Allgemeinen unterfucht 
und hieraus das natürliche Rechtsgebiet für die Stadtgemeinden 
entwickelt werden. Dur diefe Erörterung wird der Boden 
gewonnen, um eine Klaflification der Städte in den wichtigften 
ſtaatsrechtlichen Beziehungen aufzuftelfen , und nach den bhiers 
durch ermittelten Unterfcheidungen die Marimen für die innere 
Conſtruction der Stadtgemeinden in den durch die Begriffe des 
Magiftratd und der DBürgerfchaft gegebenen Hauptelementen 
hervorzuheben. - ft auf diefem Wege über den gefellfchaftlichen 
Drganismns der Städte ein Ueberblick verfchafft, fo werden die 
Punkte leichter ausgefunden und die Formen angedeutet werden 
fönnen, wo und mit welchen die Oberaufficht des Staats ihren 
Einfluß auf die Städte zu wahren und zu befeftigen hat. | 
Das perſoͤnliche Ganze eines geordneten ftädtifchen Ge 
meindewefens ftellt fi) in zwei Kauptelementen dar, nämlich 
in einem Rathe und in einer Bürgerfchaft oder Ge 
meinde. Beide gefellfchaftliche Geftaltungen find für die. Zwecke 
des Gemeinweſens (oder der Stadt als ein Ganzes gedacht) 
zur Einheit verbunden und haben wieder ihr natürliches gefon: 
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dertes Nechtögebiet, durch ‚welches ihnen die Möglichkeit gewährt 
ft, in der gemeinfamen Verbindung zur. Einheit de8 Gemein: 
wefens ihre eigenthämliche. Selbftftändigkeit zu erhalten. 
‚ „Die Betrachtung. der ſtaͤdtiſchen Verhaͤltniſſe wird von oben 
nad) unten zu dirigiren ſeyn. 

1. 
t | Der ſtaͤdtiſche Magiftrat. 

Das erfte und wichtigfte Bedärfnig in einem ftädtis 
fhen Gemeinmwefen, das wirkfamfte Mittel zu einer richtigen, 
confequenten, haltbaren Ordnung in den Städten ift der Ber 
ftand einer feften Fofalobrigfeit, einer über die gefammte, , 
Gemeinde eingefegten, und von derfelben unabhängis 
gen leitenden Behörde. Diefe permanente Behörde, (Mag is 
firat, Stadtrath oder Gemeinderath) hat für den: 
befchränkten Kreis der Stadtgemeinde , nach dem Umfange ders 
felben bald in größerem bald in Eleinerem Manfftabe, an Statt- 
und im Namen der über ihr ftehenden Staatsregierung zu hans 
deln; fie foll das im Kleinern und Lokalen erfüllen und vors- 
ftellen, was die Staatsregierung im ‚Großen für das Ganze 
auszuführen beftimmt iftz fie ift die Muncipalregierung, die 
Lofalgewalt im Auftrage der Staatögewalt. 

Nach dieſer natürlichen Bedeutung der Stadtbehörden iſt 
deren ganze Stellung und Kompetenz unter dem allgemeinen 
- Organismus der Staatsverwaltung und an der Spige der Stadts 
gemeinden aufzufaflen.: | 

Eine Staatsregierung erfcheint in fofern felbftftändig, unab⸗ 
hängig und kräftig, als fie den erfien Grund oder das Anrecht zu 
ihrer ganzen Wirkfamfeit Über den Staat in fich ſelbſt trägt, 
als ihre. Kriftenz und die ganze Ausübung ihres Berufes nicht. 
durch primitive Ermächtigungen von einer andern, außer oder 
neben ihr beftehenden gefellfchaftlichen Gewalt bedingt ift, ale 
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fie alle Zweige jener umfaflenden Ihätigfeit, welche die ganze 
Summe des Deffentlihen, die obere Leitung aller gefellfchafts 
lichen Elemente im Innern und die Bewegung des Staats 
nach außen zum Gegenftande hat, auf einem erhabenen 
Punkte vereinigt darftellt. Alles, was zu den Acußeruns - 
gen der Staatsgewalt gehört, -muß den Staatsgenoffen von 
einem Centralpunfte, von einem Urfprunge aus 
gehend und abgeleitet erfcheinen. 

Was im Großen von der Staatsregierung gift, iſt im 
verjüngten Maafftabe auf die Obrigkeiten der Städte Überzutras 
gen. Die Erfahrungen der Stadtverwaltungen zeigen entfchies 
denen Vortheil für das Leben der Städte, wenn Alles, was 
dem Begriffe der Verwaltung im Allgemeinen zu unterftelfen 
ift, im Innern einer Stadtgemeinde bei der Perfönlichkeit des 
Magiftratd zufammengefaßt "wird, wenn die ganze obrigs 
keitliche Wirkſamkeit in den Städten vor den Augen 
der Bürger fih in einem Punkte concentrirt, wenn die 
Staatsgewalt in ihrem Einfluffe auf die Städte möglihft nur 
durch das Drgan des Magiftrats handelt, wenn die 
leitenden Thätigkeiten für die Erhaltung des ftädtifhen Wohle - 
nicht in mehrere fich beengende und ftörende (landesherrliche und 
ftädtifhe) Behörden zerfplittert werden, fondern alle für das 
Gemeinwefen einer Stadt nothwendigen Verwaltungsorgane in 
dem Rathskoͤrper möglichft vereinigt bleiben. Einheit muf in 
der Negierung einer Stadt niht minder walten, 

als in der Regierung des Staats. 
| Das eigenthiämliche Syſtem des Deutſchen Stadtverfafs 
ſungsweſens, wie es Hiftorifch fih nah und nah entwil: 
£elt hat, rechnet zu diefee Einheit der Lokalgewalt in 
den Städten die Nechtspflege, die gefammte Polizei, 
die Subrepartition und Erhebung der Abgaben 
für den Staat, die Theilnahme an der Curatel 
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über die Kirden und Schulen, die Verwaltung 
aller innern und äußern GemeindesAngelegenheis 
ten, insbefondere die Wertheilung und Erhebung der 
für die Semende-Bedärfniffe erforderlichen Leis 
ſtungen und Abgaben. In den erfien vier Punkten 
erfcheint die ftädtifche Behörde als Delegirte der Staatsregies 
tung, bei den Iegtern Punkten als abgefchloffenes feldftftänz 
diges Werkzeug der Gemeinde. Durch das Mittel des 
Magiftrats muß die Staatsverwaltung mit der 
ftädtifhen Gemeindeverwaltung fid verbinden. 
Se mehr Functionen die Regierung den Magiftras 
ten der Städte delegirt, defto fiherer fann der 
Droanismus der Staatsverwaltung vereinfadht, 
defto mehr der Staatsaufwand eingefhränft wers 
den. Der Magiftrat ift als der Hebel zu betrachten, mit wel⸗ 
chem die Staatsregierung die Kraft der Städte zu leiten und 
in Bewegung zu ſetzen hat. 

Es bleibt die natuͤrliche Beſtimmung eines Stadtraths, 
die ungetheilte Obrigkeit der Buͤrgerſchaft darzuſtellen und die 
Stadt in ihrer Ganzheit den uͤbrigen geſellſchaftlichen u 
hungen im Staate gegenuber zu repräfentiren. 

Iſt die gefellfchaftliche Gewalt in der ftädtifchen Gemeinde 
beim Magiftrate vereinigt, hat die Bürgerfchaft in demſelben 
den ordentlichen Gerichtsſtuhl, die Polizeidirection, die Lokal— 
Steuer⸗Direction, die naͤchſte Curatel über Kirchen und Schus 
Ion, und das leitende und entfcheidende Organ für alle befons 
dern Gemeindeangelegenheiten, den felöftftändigen Wächter für 
alle Gemeindebedürfniffe zu erkennen, fo ift die flädtifche Bes 
hörde erft mit allen Attributen ausgeräftet, um ihren Beruf 
als Regierungswerfzeug und als Gemeindepfle 
gerin vollftändig erfüllen zu tönnen. In jeder Stadt, die 
fih nicht unter die unvermögenden Eleinen ndflädte zu zählen 
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hat, ift diefer Umfang der Magiftrats:Wirkfamfeit, diefe ehrende 
höhere Stellung ein nothwendiges. Bedürfniß, da der gemeinen 
Erfahrung nach die obrigkeitliche Autorität eines Stadtraths in 
den: Augen der Bürger nur- dann vervollftändigt erfcheint, 
wenn fie mit. der Juſtizgewalt unterftügt iſt, 
wenn fie durch die Macht des Nihterarmes mit 
schandhabt werden kann. Die Zuftiz » Polizeis 
Steuer s und Mermögens s Verwaltung und die Curatel der 
Kirchen und Schulen in einer Stadtgemeinde ftehen in’ fo 
wefentlihen Verbindungen und gehören -in ihrer Gefammtheit 
fo wefentlih zum Begriffe der Einheit und, Selbftftändigkeit bei 
der -ftädtifchen Obrigkeit, daß jede Trennung jener- Verrichtuns 
gen der öffentlichen Autorität den Gang des ganzen Gemeins 
wefens. nur verwicfeln, vermeitläuftigen und hemmen kann. 
Has man bei den Staatsorganifationen, welche die neuere Zeit, 
aufzumeifen hat, in mehreren Beziehungen da und dort Nutzen 
davon. empfunden, daß in den höheren Kreifen der Regierungs⸗ 
thaͤtigkeit (welche die Nechtöpflege als Theil in ſich ſchliehßt) die 
Handhabung der Juſtiz aus den frühern fubjectiven Combinas 
tionen mit den andern für die Verrichtungen der. öffentlichen 
Macht beftimmten Hauptorganen getrennt und abgefonderten 
Collegien übertragen wurde, fo folgt daraus noch nicht, dag ' 
ein folher Schematismus, eine folche Neflort : Abfonderungstens 
denz auch bis in die untern Kreife der öffentlichen Verwaltung 
fih verbreiten muͤſſe. Im Gegentheil wird eine practifche Auf⸗ 
faſſung der Unterſchiede in den Verhaͤltniſſen der Ober- und Uns 
terbehoͤrden die entſcheidenden Gründe für die Meinung gewin—⸗ 
nen, welche die Einheit der Juſtiz- und Polizeiver— 
waltung in den Unterinfianzen vertheidigt. Die bie; 
herigen Erfahrungen ftellen eg uagh fehr problematifh dar, ob 
ducch die Theilung jener Functiouen für den Gefchäftsgang und 
für. den Zwed jedes Juſtituts überwiegender. Nutzen geſtiftet 
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werde, Man will im Gegentheil bemerkt haben, daß mit der 
BehördensAbfonderung. Unfiherheit des Geſchaͤftsganges, Ver⸗ 
weitlaͤuftigung, Vielſchreiberei, Aufenthalt und Verzoͤgerung 
entſtanden ſey, mo man Vereinfachung und Beſchleunigung zu 
ſichern geſucht hatte. Die Erfahrung ſpricht daher noch laut 
dafuͤr, daß die Unterthanen ſich ſehr wohl dabei befinden, wenn 
Juſtiz und Polizei in den Haͤnden der Gerichtsbehoͤrden zuſam⸗ 
mengehen, wenn die in fo mancher Hinſicht noch unbeftimmten 
Tendenzen der Polizeigewalt durch die fehonenden und. fchügens 
den Grundfäge der Nechtöpflege bewacht und gemäßigt werden, 
Die Verwaltung der Juſtiz braucht öfter und unmittelbar der 
polizeilichen Verrichtungen; beide Functionen der Staatögewalt 
muͤſſen ſich ununterbrochen die Hände bieten; in der Handhaz 
bung der Polizeigewalt muß aber Juſtizmaͤßigkeit herrſchen, 
wenn fie nicht zur Willtühr und zum Drude fich verirren 
will. Kollifionen zwifchen der Juſtiz- und der Polizeis Tendenz 
werden am ficherften durch Beamten verhütet, die in beiden 
Gefchäftezweigen beftändig gehbt werden und. mithin die Grenz 
zen. beider Ihätigfeiten durch die Praris erfennen. Die Zers 
fegung der Behörden führt zur Einfeitigkeit der 
BeamtensBildung. Außerdem kann die Beamtenhäufung, 
welche das uͤbertriebene Zerfplittern des Behördenmwefens mit 
fih führt, feinem Staate erwünfcht feyn, und überdieß muß es 
ein Hauptgeſichtspunkt fuͤr die Regierung bleiben, den gemeinen 
Mann — dem die bis jetzt weder in der Theorie noch in der 
Praxis aufs Reine gebrachten Abſonderungen zwiſchen einer Ju⸗ 
ſtiz- und einer Polizeigewalt dunkel bleiben muͤſſen — nicht in 
Zweifel zu ſtellen, welche Behoͤrde er eigentlich fuͤr ſeine wahre 
Obrigkeit anzuſehen, welchen Perſonen er dieſe oder jene 
Angelegenheiten vorzutragen, wo er für dieſes oder jenes Ver— 
hältniß den gefeglihen Schug zu erwarten habe. Es ift offens 
bar, daß die Trennung. der Rechtspflege von dem Geſchaͤfts⸗ 
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kreiſe der Stadtraͤthe die ganze Wirkſamkeit dieſer Behoͤrden 
ſehr einſchraͤnkt, und daß eben dadurch die innere 
Selbſtſtaäͤndigkeit des Gemeindeweſens gelaͤhmt 
wird. In demſelben Verhaͤltniſſe, in welchem der Einfluß 
eines Magiſtrats auf die Gemeinde geſchmaͤlert wird, muß die 
Achtung vor ſeiner oͤffentlichen Stellung ſich mindern. Dem 
aufmerkſamen Beobachter der ſtaͤdtiſchen Ordnungen kann es 
nicht entgehen, daß Jeder Magiſtrat, dem keine Juris— 
diction verliehen iſt, eine ſchwaͤchere Autorität 
hat; er beſitzt keine den gewoͤhnlichen Begriffen des gemeinen 
Mannes entſprechenden und durch alle Verzweigungen des ſtaͤdti⸗ 
ſchen gedraͤngten Zuſammenlebens recht erkennbaren Mittel, ſei⸗ 
nen Anordnungen Nachdruck zu geben; er hat nicht die rechte 
Kraft zur Handhabung der Polizei und zur ſicheren Leitung aller 
aͤbrigen Gemeindeangelegenheiten. Es darf nicht uͤberſehen 
werden, daß eine tuͤchtige Gemeindeverwaltung erſt daraus her⸗ 
vorgehen kann, wenn die Intelligenz der durch wiſſenſchaftliche 
Studien gründlich vorbereiteten, mit Rechts- und Geſetzkunde 
ausgeftatteten und durch mannigfaltige Gefchäftserfahrung prak⸗ 
tiſch ausgebildeten Männer fih mit den Einfichten und mit 
dem guten Willen der Beften au& den verfchiedenen Bürgers 
claſſen zur lebendigen Zufammenwitkfung vereinigt, oder wenn 
Hinreichend dafür geforgt ift, daß in den Magiftraten die geuͤb⸗ 
ten rechtsgelehrten Gefchäftemänner mit dem Ausgezeichnetften 
aus. den wichtigften Gewerbelaffen fi zufammenfinden und Hand 
in Hand das Geſchick der Gemeinde leiten. Die verfhie 
denen Stände in einer Stadtgemeinde fönnen der 
juriſtiſchen Fuͤhrung nicht entbehrenz; die beftändige 
Handhabung der Juſtizpflege, welhe den tiefften Blid 
in das Innere der bürgerliben Verhältmiffe 
gewährt, giebt die Nahrung für den Geift der Gefegmäßigs 

feit und für den praftifchen Takt, welcher in der Stadtbchörde 
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fhägend, leitend und. fchaffend wirken fol; wiſſenſchaftlich gebil⸗ 
dete und rechtskundige Geſchaͤftsmaͤnner, welche in der Juſtiz⸗ 
pflege beſtaͤndige Uebung behalten, ſind an der Spitze der 
Stadtbehoͤrden am erſten dazu geeignet, die Beziehungen eines 
ſtaͤdtiſchen Gemeindeweſens zur Stadtordnung gehörig zu wuͤr⸗ 
digen, die Rechtsverhaͤltniſſe einer Stadt im Ganzen und unter 
den einzelnen Buͤrgerclaſſen richtig zu faſſen, die Rechte einer 
Stadt im Verhaͤltniſſe zu Ober- und Unterbehoͤrden mit Eins 
ficht zu wahren und die Regeln und Hälfsmittel zur fernern 
Ausbildung der Gemeindeeinrichtungen aufzufuchen, und. praßs 
tifch, in Uebereinfiimmung mit den ſchon beftchenden Rechts: 
zuftänden und mit. den Lofalverhältniffen, zu geftalten. Dages 
‘gen würden die Juriſten in der Auffaflung der ftädtifchen Anges 
legenheiten fehr oft irre gehen, und für die Befriedigung der 
Gemeindebedärfniffe fehr unvolllommen wirken koͤnnen, wenn fie 
nicht die Kenntniffe, Erfahrungen und Einfichten der übrigen 
Bürgerclaffen achten und in ihrer Nothwendigkeit für die Aufs 
findung richtiger Öffentliher Maaßregeln anerkennen wollten, 
Die Verbindung der Jurisdiction mit den Stadträthen iſt das 
natürliche, "einfache und hoͤchſt praktifche Mittel, das Uebers 
gewicht der wiflenfchaftlichen Ginfichten an die Wirkfamfeit der 
Gemeindebeamten zu feſſeln. Der Befiß der Yurisdictiom ift 
für jeden Magiftrat ein hoͤchſt mwefentliche® Gut, um feiner 
Stellung vor,der Gemeinde die. gehörige Stärfe und Würde zu 
‚bewahren, um ihm im Verhältniffe zur Bürgerfchaft die noths 
wendige Selbftftändigfeit und Unabhängigkeit zu fihern. Die 
Gerichtsbarkeit ift das wahre. belebende Princip 
und der rechte Arm für die ftädtifche Obrigkeit, 
der Haupthebel für die ganze höhere Wirkffamkeit 
der Stadträthe.*) 


») Denjenigen Preußijchen Städten, welche fih vom Werthe ‚der 
Surisdiction unter den Competenzen ihrer Magiftvate überzeugen, 


398 Abſchn. III. 8.2. Geſichtspunkte z. Organiſation der Städte. 


Ueberdies iſt ſchwer zu verkennen, daß die Staͤdte ſich 
beſſer dabei befinden, wenn die Juſtiz in ihrem Mittel durch 
ihre gehörig organiſirten Magiſtrate verwaltet wird. Ye be— 
fchräntter der Yurisdictionsbezirt und je näher der Gerichts: 
ſtuhl, defto füglicher der Beiftand des Nichterarms, defto leich— 
ter‘, pünftlicher und ficherer die Handhabung der Juſtiz in 
allen Richtungen. Die vergrößerten Zurisdictiongs 
bezirfe find kein Gewinn für die Rechtspflege. 
Denn nah dem, was Öffentlich mitgetheilte Erfahrungen ans 
deuten, haben die in der neuern Zeit eingeführten großen 
Fandgerichte, Lands und Stadtgerichte und Oberämter den 
beabfichtigten Zweck nicht erfüllt, Die Beamten find über 


hat die den Ständen ber Provinz Sachſen auf die Anträge beim 
Landtage von 1825 von Sr. Majeftät dem Könige ertheilte Reſo— 
lution die günftige Ausficht gezeigt, daß fie das Gut, was fie jegt 
niht im Beige haben, wieder erlangen können. Auf den ftändis 
fhen Antrag, 

„daß denjenigen Städten, welche früher die Gerichtsbarkeit 
„Utulo oneroso vom ©taate erlangt hätten, und denen diefelbe bei 
„der Gerichts» Organifation und QZuftizverfaffung im Bezirke ‚des 
„Dberlandesgerichts zu Naumburg entzogen worden fey, die Reftis 
„tution der vormals dafür bezahlten Summe aus Staats = Eaffen 
„allergnädigſt gewährt werden möchte,’ 

ift im Bufammenhange des unterm 17. Mai1$S27 erlaffenen Lands 
tags = Abjchieds folgende allerhöchſte Refolution ertheilt worden: 

„Was die Entfhädigung der Städte für die titulo oneroso 
„erworbene Gerichtsbarkeit anlangt, fo haben Wir angeordnet, daß 
„denjenigen Städten, welche foldhe verlangen, die Verwaltung der 
„Gerichtsbarkeit felbft wieder angeboten werben foll, unter der Be⸗ 
„Dingung jedoch, alle diejenigen Einrihtungen zu treffen, welche in 
„Beziehung auf Civil- und Criminal: Gerihtsverwaltung bei Un— 
„fern Gerichten zum Beften der Gerichtö = Eingefeffenen für nöthig 
„erachtet worden find. Wir Üüberlaffen denjenigen Städten, welde 
„diejer Bedingung Genüge leijten wollen, fih wegen Zurückgabe 
„Der Gerichtsverwaltung bei Unferm Zuftizminijter zu melden.” 

©, Verhandlungen des erften Provinzial» Landtags der Provinz 
Sachſen, gehalten zu Merfeburg im Jahr 1825. Merjeburg 1827. 
+ Pr 24 U. 59 


1. Nugen ber Zurisdiction für bie Stadträthe. - 399 | 


mäßig mit Geſchaͤften uͤberladen, und verlieren dadurch die 
Aufmerkſamkeit für viele Einzelheiten, deren Hintanfegung "doch 
die Sintereffenten in Schaden bringt. Ye mehr die Behörde 
niit Geſchaͤften uͤberhaͤuft ift, defto flüchtiger und ungenuͤgender 
wird in der Negel die Bearbeitung der Sachen. Iſt es wahr — 
was gegen den Organismus und gegen die Juſtizverwaltung 
der uͤber mehrere Staͤdte und bedeutende Landſtrecken geſetzten 
Gerichtsbehoͤrden erinnert wird — daß ſeit jener Zeit die Rechts— 
ſachen weniger als ſonſt gefoͤrdert werden, und daß die Buͤrger 
und Landleute ſich laut für die Herſtellung Eleinerer Unterges 
richte erklären — fo müffen die Städte bei der Trennung der 
Juſtiz von ihren Magiftraten weniger gewonnen und mehr ver 
loren haben. | 

Aus der Stellung der Magiftrate, wie fie hier vorgezeich- 
net ift, folgt von ſelbſt, daß deren Glieder in die Kategorie 
der wirklichen Staatsdiener zu zahlen find. Für die befchries 
.bene Beftimmung des Magiftrats ift es nothwendig, daß deffen 
Mitglieder, in fofern fie nicht aus den gewerbtreibenden Claſſen 
gewaͤhlt ſind und die Amtsthaͤtigkeit mit ihren anderweitigen 


Berufsgeſchaͤften verbinden koͤnnen, alle Forderungen erfuͤllen 


muͤſſen, welche bei der Anſtellung im Staatsdienſte zur Regel 
gemacht ſind. Wer aber ſeine Kenntniſſe und ſeine ganze Zeit 
und Thaͤtigkeit dem ſtaͤdtiſchen Amte widmen ſoll, muß durch 
permanente Anſtellung in ſeiner Exiſtenz geſichert ſeyn. Eine 
wohlthaͤtige Aufmunterung der rechtskundigen Magiſtratsglieder 
wuͤrde darin geboten und ſehr nuͤtzliche Wirkungen wuͤrden fuͤr 
die Leitung der ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten allgemein daraus 
hervorgehen, wenn den brauchbaren, den tuͤchtigen Stadtbeams 
ten die Afcenfion im Staatsdienfte offen gehalten, wenn durch 
die Beförderung. der ausgezeichneten Magiftratsbeamten zu den 
ihren Leiftungen entfprechenden Staatsämtern das Princip aherz 
fannt würde, daß das um die Stadt erworbene wahre Verdienft 


27; 
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als dem Staate unmittelbar geleiſteter Dienſt betrachtet und belohnt 
werde. Keine Regierung wird verkennen, daß, wer die ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gemeinde-Angelegenheiten mit Einſicht und mit Eifer 
foͤrdert, das Intereſſe des Staats weſentlich unterſtuͤtzt und in 
hoͤheren Geſchaͤftskreiſen zu nuͤtzen ſich befaͤhigt. | 
Naͤchſt dem Geſchaͤftsumfange hat auf die aͤußere Stellung 
der Stadtraͤthe das Verfahren bei der Wahl ihrer Glieder den 
weſentlichſten Einfluß. Da das Verhaͤltniß der Magiſtrate im 
Organismus der Staatsverwaltung ein gemiſchtes iſt, da ein 
Stadtrath zugleich Inſtrument der Regierung und ſelbſtſtaͤndi⸗ 
ges Werkzeug der Stadtgemeinde feyn fol, fo iſt es natürlich, 
daß diefe Doppeldszicehung auch auf die Wahlproceduren Eins 
fluß gewinnt. Diefe Natur der Verhältniffe giebt die Geſichts— 
punkte für die Einrichtung der Magiftratswahlen. Zum Weſen 
der Seldftftändigkeit bei einem Nathskörper gehört, daß ihm 
ſelbſt eine Stimme bei der Wahl feiner Glieder 
zufomme. Diefem Stimmenrecht mag aber immerhin eine 
felöftftändige Eontrolle von Seiten der Birgergemeinde gegenüber 
ſtehen. Diefe Mitwirkung bei der Wahl ift eine Bürgfchaft 
mehr dafür, daß nur im Sinne des gemeinen Stadtwohls 
verfahren werde. Wenn für die Bürgerfchaft eine Concurrenz 
bei den Wahlen der Magiftratsglieder auf folhe Weife herges 
ftellt wird, daß die Stimmen des Magiftrats und der Ges 
meinde ſich das Gleichgewicht halten, fo wird, die Auswahl 
. von beiden Seiten fih in den meiften Fällen von ſelbſt auf 
diejenigen Individuen leiten, gegen weldye von jeder Seite am 
wenigften einzuwenden ift, oder für welche der Magiftrat und 
| die, Gemeinde s Repräfentation die beften Gründe aufzuftellen 
haben. Der freie Gegenfag zwifchen beiden wählenden Corpos 
‚rationen führt zur Vereinigung über das Angemeffenfte. Das 
mit aber weder Neigung zum Nepotismus noch Leidenfchaft in 
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der Bürgerparteiung auf die Wahlen obrigfeitlicher Derfonen 
fchädlichen Einfluß gewinne, damit jederzeit nur dem Würdigften 
der Vorzug bewahrt bleibe, muß die Gefegmäßigkeit der getrofs 
fenen ftädtifchen Wahl einer Prüfung von Seiten der Staatds 
regierung unterworfen feyn, und muß die von derfelben ausges 
fprochene Billigung als die völlige Befähigung zur Ausübung 
Öffentlicher Autorität, als der Schlußring zur Amtsermächtis 
gung betrachtet werden. Dem Magiftrate fihert die ſelbſtſtaͤn⸗ 
dige Mitwirkung bei der Wahl feiner Glieder und die von der 
Regierung zu erholende Beftätigung derfelben einer Seit die 
nothwendige Unabhängigkeit vor der Gemeinde. Denn eben 
diefe unentbehrliche Unabhängigkeit ift fehr in Zweifel geſetzt, 
wenn er ald das bloße Product der Bürgerwahlen erfcheint. 
Anderer Seite aber gewinnt die Bürgerfchaft in einer prak— 
tifch abgemeffenen freien Mitwirkung bei den Magiftratss 
wahlen eine Selbftbefriedigung, welche das Vertrauen gegen 
die Stadtverwaltung verftärkt, und die Bänder zwiſchen Dias 
giftrat und Gemeinde befeftigt. | 


2, 


Kennzeichen des Buͤrgerrechts und Zuſammenſe— 
tzung der ſtaͤdtiſchen Buͤrgergemeinde. 


Unter die ſtaͤdtiſche Buͤrgergemeinde werden alle Einwoh⸗ 
ner einer Stadt gerechnet, welche das Bürgerrecht darin erwors 
ben haben. Das Bürgerrecht gewährt die Befugniß, fiädse 
tifche Gewerbe zu treiben, Grundſtuͤcke im ftädtifchen Gemeins 
debezirke zu. erwerben und an den ftädtifchen Gefellfchaftsrechs 
ten Theil zu nehmen. Diefe Gefellfhaftsrechte beziehen fich 
auf die Theilnahme am ftädtifchen Statutenrechte, auf den Mits 
genug der Nusungen aus Gemeindegütern, auf die Mitwirs 


tung bei der Communalverwaltung, auf das Stimmenrecht bei 
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den Wahlen der Gemeinde-Repraͤſentation und der Magiſtrats⸗ 
glieder, auf die Wählbarkeit für die ftädtifhen Aemter. *) 


Alle übrigen Einwohner einer Stadt, die entweder auf 
beftändig oder nur auf Zeit ihren wefentlihen Wohnfig dafeldit 
gewaͤhlt haben, laſſen ſich unter den allgemeinen Kategorien 
der Schutzverwandten oder Schutzbuͤrger und der 
Exemten zuſammenfaſſen. 

Die Claſſe der Schutzverwandten hat nach der Regel 
keinen Theil an den Befugniſſen und Ehrenvorzuͤgen, welche 
zum Weſen des Buͤrgerrechts gehoͤren. Alle zu dieſer Claſſe 
gezaͤhlten Einwohner ſind aber, gleich den Buͤrgern, der ſtaͤd— 
tiſchen Obrigkeit zu Treue und Gehorſam verpflichtet, und wer— 
den in Ruͤckſicht auf die Wirkungen perſoͤnlicher Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe und auf das im Bereiche der Stadt ihnen zuſtehende 
Mobiliar⸗ Eigenthum nach dem in den ſtaͤdtiſchen Statuten 
beſtimmten Rechte behandelt. Ausgeſchloſſen vom Betriebe der 
ftädtifchen Gewerbe dürfen die Schugverwandten nur Gefchäfte 
treiben, die nicht unter jene gerechnet werden ; fie haben jedoch 
Theil an den für die Stadtgemeinde beſtehenden öffentlichen 
Kinrichtungen und find verpflichtet, für den ihnen gewährten 
Schuß beftunntte Abgabeu, ferner zu den ftädtifchen. Laften und 
zur Unterhaltung der von ihnen mit benußten Gemeinde » Ans 





ii“ f 


.*) Zu ber oben angeführten Schrift von Stredfuß (pag. 34 — 36) 
wird der Begriff des Bürgerrehts im Preußifchen nach ber gegen- 
wärtig beftehenden Geſetzgebung fo dargeftellt, daß daffelbe nicht 
mehr in der Befugniß zum Grundbefise und Gewerbebetriebe , fons 
dern Lediglich in der Befugniß zur Theilnahme an- den ftädtifchen 
Ehrenrehten beftehe; das Verhältniß, heißt es dort, habe fich durch 
neuere Verordnungen (vom 25. Auguft 1822 und vom 6. April 1823) 
fo geftellt „daß. Srundbefig und Gewerbebetrieb bie Verpflichtung 
„auflege, das Bürgerrecht nachzuſuchen, um daffelbe bei der erfor= 
„derlichen moralifhen Qualification zu gewinnen.” Es laſſen fid) 
jedoch gegen dieſe beſchränkende Erklärung mehrere Zweifel erheben, 


- 
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ſtalten verhaͤltnißmaͤßige Beitraͤge zu entrichten, ſo wie auch 
ſonſtige fuͤr das Beſte der Gemeinde beſtimmte perſoͤnliche 
Dienſtleiſtungen gleich den Buͤrgern zu uͤbernehmen. 

Im Verhaͤltniſſe der Exemten bleiben vorzuͤglich die 
Perſonen, welchen vermoͤge ihres Standes, oder wegen der 
von ihnen. verwalteten Staatsaͤmter ein privilegirter Gerichts⸗ 
ftand angemwiefen ift, und die wegen ihres befondern Berufs, 
der feine fire Miederlaffung an einem Orte, und Feine nähere 
Verbindung mit Gemeinden geftattet, im Mittel derfelben durchs 
aus ifolirt bleiben mäfen und ihren eigenen Gerichteftand 
haben. Es find daher unter diefe zu rechnen: die fchriftfäfligen 
Grundbeſitzer, die im unmittelbaren Staatsdienſte (unter den 
Landes⸗Collegien, in den landesherrlichen Untergerichten, in den 
Adminiftrativ » Behörden 20.) begriffenen Beamten, die Geiftlis 
chen, die Lehrer an den Schulen und Univerfitäten, das Milis 
tair. Eine Theilnahme an den Rechten und Verbindlichkeiten 
der Gemeindeglieder findet für diefe Elaffe nur in dem Vers 
hältniffe ftatt, in welchem der Mitgebrauch der öffentlichen Eins 
richtungen bei ihnen zur Regel wird und der Nugen aus den 
zur allgemeinen Sicherheit und zur Wohlfahrt fämmtlicher Eins 
wohner gegründeten Anftalten auf fie mit zurädkfließt. 

Bei diefen Abtheilungen der flädtifchen Einwohner kann 
erinnert werden, daß zwifchen den Bürgern und den Schutz⸗ 
verwandten in mehrfachen Beziehungen eine Trennung unterhal⸗ 
ten wird, die auf keinem weſentlichen Fundamente beruht. 
Die ſtaͤdtiſche Gemeinde entbehrt viele Kraͤfte, die ihr nuͤtzen 
koͤnnten, ſo lange viele Perſonen, die unter ihr Wohnung, 
Sicherheit und Beſchaͤftigung, Wohlſtand und Wohlbehagen 
finden, keine Verpflichtung haben, ſich durch den Eintritt in 
das wirkliche Bürgerrecht dem Gemeindeweſen feſter anzufchlies 
Ben. Der Betrieb eines "Gewerbes, welches vordem nur zu 
den ftädtifchen gerechnet wurde, kann kein wefentliches Crite⸗ 
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Prim des Buͤrgets, Fein nothwendiger Vorzug dis Blhitgerrechts 
bleiben, da "die Unterſchiede zwiſchen ftäBtifchen: Gewerben und 
andern nährenden Beſchaͤftigungen immer mehr verſchwinden, 
und da der Betrieb aller Gewerbe’ von hemmenden Feſſeln 
befreit wird und ſich "immer haͤufiger dem plaͤtten Lande mit? 
theilt. Die Kraft ver Staͤdte muß gewinnen, wenn die gefell⸗ 
ſchaftliche Maſſe in ihren Mauern nochr mehr zur Eiüheit 
geführt ; wert das Buͤrgerthum erweitert‘ wird. Es wird 
nicht ſchwer ſehn, "die Unterſchiede zwiſchen Bürgern und Schutz⸗ 
verwandten zu’ mindern und das gegenwaͤrtige Verhaͤltniß der 
letztern blos auf die Zahl derjenigen Judividuen zu. beſchraͤnken, 
welche. wegen! Mangel an Vermoͤgen/ Einkommen und Ge⸗ 
werbsfaͤhigkeit der Theilnahme an“ den ſtaͤdtiſchen Ehrenrechten 
nicht fähig oder der Zulaſſung zu denfelben wegen ſchlechten 
Rufs oder Infamie "durch epaitnehe Verbrechen‘ unwuͤrdig find, 
Es mag jeder‘, der feinen ordentlichen Wohnfis in einer Stadt 
waͤhlt, zur Annahme des Buͤrgerrechts verpflichtet umd berechtigt, 
und es moͤge die Aufnahme in daffelbe nie verfagt werden, im 
fofern Vermdgensbeſitz, Einkommen und’ Gewerbfaͤhigkeit, Thaͤ⸗ 
tigkeit, Kenntniſſe und ſittlicher Ruf des Anſiedlers der Ges 
meinde eine Gewähr dafuͤr darbieten, daß die Stadt ein nuͤtz 
fiches Mitglied der Bürgerfchaft gewinne und nicht «eine beſchwer⸗ 
liche Laſt fich Auflegen werde. Es moͤge auch forthin der Staais⸗ 
diener, der Geifkfiche, der’ Schullehrer, der Advocat, der priva⸗ 
tiſirende Gelehrle ſich oͤfter bereit finden laſſen, durch: das Eins 
zehen engerer Verbindung mit den Verhältniffen des Bürgers, 
wit" ihrem Perföhfichen‘ Einfluffe und mit’ dem Gewicht ihrer 
Einfichten und Kenntniſfe zur fruchtbringenden Leitung der Ge⸗ 
meinideangelegenheiten- beizuttragen. 9 


— — — Er 

) Für folde engere Bereinigung ‚ber — Einwohner, für bie 
mö glichſte Verſtärkung der Bürgerrechtsgenoſſen und für die Auf⸗ 
hebung des — zwiſchen Bürgern und Schutzverwandten 
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"aß Haupimitiel zur Belebung ber "Stätte und‘ zur Befer 
fligung ihrer Sessftännigteit iſt die Srmchtigung der Bürgers 
ſchafien zur, feofilhätige en Mitwirkung bei der allgemeinen Ver⸗ 
waltung aller —— du. "Betrachten. Es it 
nicht. genug, „wenn der Magiftrat eine, feſte und ſelbſtſtaͤndige 
Stellung immitten der Stadtgemeinde beſi bt. "Ein zu wenig. 
befchräntter, ein unbewachter Magiftrat ; fann teicht in den Jir⸗ 
thum verfallen, fi, ſelbſt, ſeinen Privatvortpeil, feine alt her⸗ 
gebrachten Gewohnheiten, wohl auch gar, feine Vequemlichteit 
für das Wichtigfte, für die Hauptſache, den Vortheil und das 
Wohl der ganzen Gemeinde aber fuͤr die untergeordnete Her 
benſache anzuſehen. Eine Gemeinde, über welche ein nicht, 
cohtrolirter Mag iſtrat gebietet kann daher leicht in die Gefahr 
verſetzt werden, fich nicht, als Zweck, ſondern als blohes dienfts, 
bares Mittel behandelt zu fehen. Die fetofitändige, Theunahme 
der Buͤrgergemeinde bei den Beſtimmungen uͤber die gemein⸗ 
heitlichen Verhaͤltniſſe iſt daher die durhgreifende prakti 
ſche Veranſtaltung, welche die Tpätigkeit des Magiftrats 
ununterbrochen anregen muß, um ihn. zur beſſern Ueberlegung 
aller ſeiner Handlungen zu noͤthigen, um die etwaigen Regun⸗ 
gen der Selbſtſucht in ſeiner Mitte niederzuſchlagen und um. 
die Einfeitigkeit in den Berwaltunge-Maafrege n zu verbannen; 
es iſt dieſes Verhaͤltniß vor jedem andern dahin zu wirken geeig⸗ 
net, daß die Empfaͤnglichkeit der Bürger für das gemeine Wohl 
belebt, die Forderung des Gehorſams gegen die ‚Gemeinde beffet 


ſprechen fi ſich entfchieden aus: v: Raumer a I 9, Pag: 2 20-30) 
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“ Gegründet, die Einficht in den mohlthätigen Zufammenhang der 
Öffentlichen Ordnung unter den einzelnen Gemeindegliedern mehr. 
verbreitet, und zu ihrer freiwilligen felbfiftändigen Thaͤtigkeit 
für die Intereſſen des Gemeinmwefens Träftiger Antrieb gegeben 
werde. Gerade das DVerhältniß, in welches Rath und Bürger: 
fchaft als zwei felöftftändige Geſtalten einander gegenüber geſetzt 
find, zeigt fih durch die Erfahrung als die Duelle der frucht: 
barften Verbindungen zwifchen dem Magiftrate und der Ges 
meinde. Zu 

Die Winfe der Natur, die einfahften Abftras 
etionen über die Triebfedern des Menfchengeiftes 
und die Lehren der Erfahrung zeugen mit gleider 
Stärke von dem Nugen und’ der Nothwendigkeit 
einer doppelten bewegenden Kraft in den Stadts 
gemeinden.- | 

Die Staatskunſt hat fih mit der Frage zu befchäftigen, 
wie die Selbftftändigkeit der einen Kraft neben der andern zu 
geftalten, welhe Stellung für jede, Kraft anzumeifen fen, 
damit jede ihrer eigenthämlichen natürlichen Bewegung und 
Richtung mächtig bleibe und doch zwifchen beiden Kräften eine 
fruchtbare Verbindung unterhalten werde. Es iſt die Frage, 
welche Formen fih am ficherften dazu eignen, zwifchen beiden 
Kräften eine folhe Verkettung zu bilden, daß in der innern 
gefellfhaftlihen Bewegung Freiwilligkeit mit Regelmaͤßigkeit 
und Confequenz, Selöftentfchluß mit Gefegmäßigfeit, mannigs 
faltige Thätigkeit mit Ordnung und Uebereinftimmung für einen 
Zweck verbunden bleibe. 

Die Bürgergefammtheit ift, in Maſſe gedacht, ein unors 
ganifches Weſen, eine Kraft ohne Bewußtſeyn, ein Wille ohne 
Nichtung und Negel. Ordnung, Negelmäßigkeit, Entfchlußfär 
higkeit mit hellem Bewußtſeyn, mit klarer Erkenntniß der 
Zwecke ift bei den gefellfchaftlichen  Maffen: nur dann möglich, 
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wenn fie in fich verfchieden zergliedert, wenn fie für eine Ges. 
ſammthaͤtigkeit zweckmaͤßig organifirt find. In den Städten 
find die Bürgerfchaften nach den Eigenthümlichkeiten ihrer Bes 
fhäftigungen und ihrer Nahrungszweige und nach ihren vor; 
züglichften Intereſſen fhon natürlich abgetheilt. Diefe natürli: 
chen Klaffificationen haben eine praftifche Grundlage der Feſtig— 
keit und Stärke; fie gehören zu den natürlichen Grundlagen 
des Staͤdteverfaſſungsweſens. Hede Bürgerfihaft it in ihrem 
ganzen innern Weſen beffer zu überfchauen und in ihren Rich: . 
tungen deutlicher zu ‚begreifen, wenn ‚fie nach den Unterfchieden 
des Vermoͤgensbeſitzes und der Berufsthätigfeiten in corporas 
tive Geftaltungen aufgefaßt oder aufgeftellt wird, Die Abthei; 
lungen und Ausbildungen der Gewerbe, welche fih im Laufe 
der Zeiten erzeugt haben, geben die natuͤrliche Nepräfentation 
des ftädtifchen Gefellfehaftswefens, die Morphologie der bürger; 
fchaftlihen Richtungen, Ihätigkeiten und Intereſſen. Dieſe 
nähern Verwandtfchaften zwifchen den ftädtifchen Befchäftiguns 
gen, diefe natürlihen Glaffificationen ftellen die natürlichen Ein: 
heiten vor, mit welchen die ftädtifche Gemeindes Thätigfeit zu 
dirigiren iſt. Jede Corporation Fann in fi, nach: ihrem eigen: 
thuͤmlichen Bedürfniffe, mit freier Beweglichkeit und mit felbft; 
ftändiger Entfchlußfähigkeit begabt und dergeftalt organifirt feyn, 
daß das Bedeutende ald Leitendes und Herrfchendes an der 
Spiße erfcheint, das minder Bedeutende als Geleitetes und 
Beherrſchtes im Hintergrunde feinen richtigen Plag einnimmt. 
Draktifcher, einfacher und fefter zeigen fih ‚die Verbindungen 
der Gemeinde im Innern, wenn die Kopfjahl der Bürger 
unter die Rahmen von Gefammtperfönlichkeiten geordnet ift; 
praftifcher, fruchtbarer und ficherer werden die Bewegungen 
und Handlungen der Gemeinde ſich ermweifen, wenn in der Ge; 
ſammtreihe der bürgerlichen Corporationen eine folhe Ordnung 
eingeführt ift, daß diejenigen Buͤrgerclaſſen, bei welchen die 
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ausgezeichnetfte Bildung, die wichtigften, einflußreichften und 
ausgedehnteften Befchäftigungen und der ſtaͤrkſte Vermoͤgens⸗ 
befig vereinigt ift, ‚mit uͤberwiegendem Gewicht vorangeftellt, 
und erſt nach dieſen die übrigen Elaffen nach Maaßgabe ihrer 
mehreren oder minderen Wichtigkeit in den gefelffchaftlichen 
Verhältniffen der Gemeinde aufgeführt werden. Es muß eis 
tender Grundfaß bleiben, daß das Bedeutende, Dauernde, 
Seldftftändige, in höheren Richtungen fih Bewegende den nas 
türlihen gebührenden Vorzug behaupte, und daß das minder 
Wichtige, das Geftaltlofe, das LUnbeftändige, das Abhängige, 
‚das nur mit Mechanifchem ’Befchäftigte in der — Un⸗ 
terordnung und Abhaͤngigkeit erbauren werde. 


Eine ſolche Organiſation der Gewerbe unter ſich und fuͤr 
die Einwirkung der Buͤrgerſchaften auf den Gang der Commu— 
nalverwaltung wird ſich mit der vorhandenen Zunftverfaflung 
und mit jedem neu zu formirenden Gewerbscorporativwefen 
leicht verfnüpfen laſſen. 


Mit Grund Iäßt fich vorausfeßen, daß durch folhe ons 
ftenetionen des gefammten Bürgerwefens die Beziehungen zwis 
fhen Magiftrat und Gemeinde leichter geordnet, und die Zwecke 
einer Gemeindethätigkeit vollftändiger erreicht werden können. 
Die Bürgerfchaft kann mit dem Magiftrate nicht in Mafle in 
Berührung treten, fondern fie muß durch eine eng begränzte 
Zahl ihrer Glieder handeln, die aus ihrer Mitte gewählt iſt. 
Das Ganze der freien Gemeinde muß, um organifche Bewer 
gung und Entſchlußfaͤhigkeit zu gewinnen, durch einen engen 
Ausſchuß dem Magiftrate gegenüber repraͤſentirt werden. Wenn 
die Wahl diefer Nepräfentanten an die organifirten Corporatios 
nen (Bürger »Collegien, Gemwerbs + Senoffenfchaften) geknüpft, 
wenn in jeder Stadt die Theilnahme an der Wahl durch einen 
verhältnißmäßigen (mach der. Bedeutfamfeit-der Städte abzuftus 
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fenden) Eenfüs nach der Größe der directen Abgadem 
auf die Beghterten in jeder-Eorporation beſchraͤnkt 
wird, fo ift die Wahlprocedur vereinfacht und: aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach das Reſultat derſelben mehr, als es bei jeder ame: 
dern Wahlmethode nad) der Natur der Sache gefchehen kann, 
gefichert. Die Wahl nach den Corporationen befchränft.die vers 
ſchiedenen Wahlverſammlungen auf eine mäßige Größe und lie⸗ 
fert zugleich — was fuͤr die wahren und wefentlichen Zwecke 
einer Bürgerrepräfentation das wichtigfte ift, und.bei den Wahr 
fen in den beziehungs⸗ und geftaltlofen , bunt zufammengefegten 
Berfammlungen nach Stadtbezirken oder Haͤuſerdiſtrikten nie mit 
Sicherheit erreicht werden kann — eine vollſtaͤndige Verkettung 
aller Haupibeſtandtheile der Bürgerfchafty. wie dieſelbe in dew 
wichtigften Zweigen der ftädtifchen Induſtrie und Gemerbfamz 
keit, im Grundbefige und in andern Eigenthumsarten ſich dare 
ftellt. Eine Repräfentation, welche nad diefem Prinzip aus 
den verfchiedenen Elementen der Gemeinde ficher hervorgerufen 
wird, giebt einen für die natürliche Beftimmung der Vertretung 
ſelbſt nüglichen und nothwendigen Ueberblick des ftädtifchen Les 
bens, eine Amalgamation, eine praftifche Darftellung der im 
einer Stadt begriffenen verzüglichften Snitereffen, Stände, prod 
ducirenden Ihätigkeiten und Gewerbclaſſen; eine ſolche Repraͤ⸗ 
fentation kann erft den richtigen Maafftab, die zuverläffigem 
Grundlagen für. alle das ‚Ganze der Gemeinde betreffenden Bes 
fehläffe gewähren." Eine fo conftituirte Repräfentation iſt befaͤ⸗ 
higt, fich ſelbſt über die Verhältniffe, über die Bedeutung. dei 
verfchiedenen Bürgerclaffen gegen. einander ins Klare zw fegen 
und über den Gefammtzuftand in der Gemeinde ſich den zuvers 
läffigern Ueberblick zu verfchaffen, Die Gemeinde wird befäz 
higt, fih über alle Richtungen verftehen ‚zu. lernen, die in 
ihrem Lofalleben vereinigt find. 

Welcher. Wirkungskreis foll nun ‚einer nach, dem -vorbes 
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merkten Prinzipe (oder nach irgend - einem andern Syſteme) 
gebildeten Ghemeinde » Repräfentation neben dem Magiftrate, wels 
cher als felöftftändiger Richter, Befehlshaber, Geſetzvollſtrecker 
und Verwalter über die Gemeinde eingefegt -ift, angewieſen 
werden ? . ? 

Der Bürgers Ausfhuß foll an der Seite des Magiffrats 
die thätige und zweckmaͤßige Verwaltung des ganzen Gemeindes 
wefens begründen und befeftigen helfen. Diefe Beftimmung 
werden die Gemeinde s Nepräfentanten erfüllen, wenn fie befugt, 
find, dem Magiftrate über den Zuftand, die Bedürfmiffe und 
die Wünfche der Bürgerfchaft Vorftellung zu thun, zur Abſtel— 
lung der öffentlihen Mängel;und Gebrechen, zur Verbeflerung 
‚und Befeftigung vorhandener. Einrichtungen und zur Einfuͤh— 
zung neuer nuͤtzlicher Anftalten Anträge zu machen, die zu den 
gemeinen Bedürfniffen der Stadt erforderlichen Abgaben. oder 
andere Leiftungen zu bewilligen,: und zur Vertheilung derfelben 
unter die. Gemeindeglieder, fo wie zur Regulirung und zur vers 
hältnigmäßigen Ausgleihung aller fonftigen die Stadt betreffen: 
den Laften Rath zu geben und thätigen Beiſtand zu leiſten. 
Eine folche Theilnahme und thätige Mitwirfnng der Bürgers 
fchaft ift das praftifhe Mittel, einer Seit die Bürger durch 
ihre Obrigkeit mit den Gefegen, Marimen, leitenden Gefichtsz 
punkten und Bedürfniffen der Verwaltung genauer befannt zu 
machen, und anderer Seits zu jeder Zeit den Zuftand der ſtaͤd⸗ 
tifhen Induſtrie und Gewerbfamfeit und die Verhältniffe des 
ftädtifchen Eigenthums, nicht weniger die Wünfche, die Anfich- 
ten, die berathende Meinung der vorzüglichften Bürgerclaffen 
in Bezug auf die wichtigfieen Communalangelegenheiten auf zus 
verläffige Weife zur Wiffenfchaft des Magiftrats zu bringen, 
damit derfelbe gehörige Anwendung davon machen und durch 
geeignete Befchlüffe und Verfügungen Alles, was mit den beftes 
henden allgemeinen Gefegen und mit dein befondern Kechtszus 
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ftande in der Stadt, mit einer unpartheiifhen Gerechtigkeit, 
mit dem gemeinen Wohl und mit der Unterordnung unter die 
höchfte Autorität im Staate vereinbar ift, auf dem gehörigen 
verfaffungsmäßigen Wege zur Ausführung bringen koͤnne. 

Die Gemeinde Repräfentanten haben, wenn fie auch aus 
den einzelnen Hauptclaffen der Bürgerfchaft gewählt find, und 
in ihrer Gefammtheit den Snbegsiff der innerhalb der Stadt 
vereinigten KHauptarten des werbenden Eigenthums und die 
wichtigften Richtungen der bürgerlichen Ihätigkeit darftellen fol 
len, doch ihren Beruf nicht fo aufzufaflen, ald wenn jeder 
Einzelne nur allein das Recht und das Intereſſe der Corpora⸗ 
tion, aus welcher feine Wahl hervorging, zu wahren Hätte: 
Die Mannigfaltigkeit in der Zufammenfegung des Bürgers 
Ausfchuffes hat Tediglih den Zweck, in den Berathungen, 
Scluffaffungen und Erklärungen der Nepräfentanten die mögs 
lichfte Wollftändigkeit der in einer. folchen deliberirenden Körpers 
ſchaft vorzuftellenden Gefichtepunfte, die umfichtige und befons 
nene DBeachtung-der wichtigften im Leben der Stadtgemeinde 
befeftigten DVerhältniffe, die fchonende Vermittelung zwifchen dem 
verfchiedenen Nechtszuftänden, die vernünftige Anerkennung der 
gegenfeitigen UnentbehrlichEeit für ein gedeihliches Zufammenles 
ben, und die Erhaltung jeder in: der ftädtifchen Gefellfchaft thäs 
tigen Kraft bei der dem Ganzen zuträglichften Nichtung zu 
fihern. Die Vertreter der Gemeinde müffen daher fammt und 
fonderd auf den Standpunkt ſich zu erheben fuchen, daß fie 
nicht einfeitig im alleinigen Syntereffe des Standes und Gewers 
bes, zu welchem fie als Einzelne gehören, ihre Meinungen fich 
bilden, fondern im Gegentheil die bei jeder Claſſe hervortretens 
den eigenthämlichen Tendenzen in den Beziehungen auf das 
Allgemeine betrachten, zur gegenfeitigen Machgiebigfeit und Vers 
träglichkeit anleiten und dem gemeinfchaftlichen Zielpunfte, dem 
Wohl der Stadt und Bürgerfchaft, ſoweit es mit der rechtmär 
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ßigen und felbftftändigen Exiſtenz det Einzelnen — 
bar erſcheint, unterordnen ſollen. —— b u 

Aus der Natur, der Sache: folgt, daßı der: Gemeiodes Kr 
präfentation. ein gemifchter "Einfluß: angewiefen. werde, daß 
die Stimme des Buͤrger⸗Ausſchuſſes theils bera— 
thend, theis entſcheidend feyn fann, daß die mie 
tiafive. für die Lofalgefeggebung und für die alla 
gemeinen Verwaltungs: Maafregeln im Innern 
Der Gemeinde zwiſchen dem Magiſtrate und dern 
Bürgers Nepräöfentation zu theiten Üfl:. Ein:emts 
fheidendes Ja oder Mein in Beziehung auf das Maaß 
der "Abgaben und Leiftungen. für. die Gemeindezwecke, auf, die 
Berwetidung‘ des; Gemeindevermögens, und auf'allgemeine Ein? 
richtungen in der: Gemeinde moͤge der Buͤrger-Repraͤſentation 
als eins natürliches Recht, als ein zuverlaͤſſiges Schugmittel 
gegen. 'nachläffige oder verſchwenderiſche Haushaltung, gegen eims 
feitige, ungeprüfte oder druͤckende Maaßregeln und gegen ums 
pflegliche Handlungen eines: Magiſtrats überhaupt "eingeräumt 
werden. Aber in Allen‘, was. der. Ausführang. der Geſetze, 
was der Verwaltung nach. den. gefesmäßig beftehenden Einrichz 
tungen, nach den fihon feft regulirten Verhaͤltniſſen angehört, 
kann dem Bürger Ausfhufle.nur. eine. beratbende Mit wir⸗ 
fung angewiefern werden. Miemals koͤnnte, ohne die natürliche 
Drdnung, ohme die nothwendige Einheit und die Feftigkeit des 
Nechtszuftandes in der Gemeinde zu gefährden ‚einem, Bürger 
Ausfchuffe die Macht zugeftanden werden, die. von ihm in Gemeins 
defachen ergriffenen Meinungen und gefaßten Befchkäffe dem Ma— 
giftrate wider feinen Willen als allgemein gültige Mon, ald Ger 
feß für die ganze Gemeinde’ aufzudringen. Tin Magifttat; welcher 
in irgend einem Punkte der Communverwaltung. genötigt ſeyn 
foll, das zu vollziehen, was die Gemeinde -Nepräfentation ohne 
feine Mitwirkung und: Billigung befchloffen: hat, beſitzt . Feine 


I) 
3. Grenzen für den Einfluß. ber Gemeinde-Repräfentation.. 413 


befriedigende Selbſtſtaͤndigkeit; er iſt gegen die Bürgerfihafti in‘ 
eitte Stellung verſetzt, in. welcher er nicht mehr befiehlt, ſon⸗ 
vern zum Dienen nach fremdem Willen angemiefen ift; 
In dieſer Hinſicht hat > auch die erheblichfien Bedenken gegen. 
ſich, wenn der Gemeinde + Repräfentation zugelaffen wird, für‘ 
ſich, ohne Reitung,, freie Mitwirkung und: Zuftimmung des Mas 
giſtrats, Über: die Verwaltung und Verwendung des Kaͤmmerei⸗ 
und Commimal: Vermögens entfcheidende Befhläffe zu ıfaffen, 
und. wenn formit die Bärgerfchaft allein zum Herren des Gels 
des gemacht iſt. Eine ſolche Verfaſſung widerſpricht dem maluͤrli⸗ 
lichen Organismus, nach welchem der Magiſtrat der Regierung 
als Werkzeug dienen ſoll, um im Intereſſe des Staats daruͤber 
zu wachen, dab dad Gemeindevermögen in. Uebereinſtimmung 
mit den Staatsjwecfen verwaltet und. benußt werde, Bei fo: 
ausgedehnter Vollinacht einer wandelbaren. Gemeinde »Repräfens 
tation würde. es an einem tuͤchtigen und praktiſchen Verwah⸗ 
rungsmittel gegen die Gefahr fehlen, daß nicht eine kleine 
Buͤrgerzahl nach Willkuͤhr Verwirrung im Gemeindehaushalte 
anrichte und Verminderung oder gar Verſchwendung des Com⸗ 
munalvermoͤgens ſich erlaube, daß fie nicht ihrer Macht ſich bes 
diene, gegen die Marimen einer-pfleglidyen, erhaltenden, ſcho⸗ 
nenden (äleichfam fideicommißmäßigen) und vorſorgenden Vers 
waltung die Subflanz des Commungutes anzugreifen, oder 
Schulden zu machen, um nur ſich ſelbſt und: die Repraͤſentir⸗ 
ten für die Gegenwart den Leiftungen zu entziehen, welche 
das Beduͤrfniß der Gemeindeverwaltung und"die Erfüllung der 
Commimalverbindlichkeiten - erheifcht. Es ift daher: im wohlver⸗ 
ftandenen Intereffe des Staats und der Gemeinde nothwendig, 
daß. die Herrfchaft über das Geldweſen zwifchen dem Magiftrate 
und der Gomeindes Nepräfentation in richtigem Verhäliniffe ges 
theilt werde. Der Buͤrger-Ausſchuß darf nien dazu berufen 
werden, als felbftverwaltender politifcher Körpen zu handeln; ex 
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darf. nie dazu berufen werden, für fich, getrennt vom Magis 
firate,. eine gefeßgebende Gewalt, eine Entfcheidung über Ders, 
waltungsfachen auszuüben; er darf über das Communvermögen: 
nie zu gebieten haben. Es muß herrfchender Grundfag bleiben, 
daß die Bürger» Repräfentation ihren Einfluß auf. feine andere 
Weife, als duch freie Mitwirkung des Magiftratd ausüben 
fünne. Magiftrat und Bürgerausfhuß müffen fich 
als freie Perfönlichfeiten gegenüber ſtehen. Der 
Gang de ftädtifchen. Gemeinwefens muß von der freien Vers 
ftändigung zwifchen beiden freien Perfönlichkeiten abhängig blei⸗ 
ben. Stabiliät und Beweglichkeit, Antriebskraft und Hemmungss 
gewalt muß fich in wohlgemeffener Wechfelwirfung erhalten. 
Eines der wirkfamften Mittel, das Gefühl der. Freiheit 
und ein thätiges Intereſſe für das gemeine Beſte bei der Bars 
gerfchaft zu nähren, wird in Bewegung gefest, wenn der Ges 
meinde gleiche Ermächtigung, wie dem Magiftrate, gegeben: ift, 
ihrer Seits zu jeder Verbeflerung in der Communalverwaltung 
und in den Öffentlichen Einrichtungen Anregung thun und förms 
lichen Antrag machen zu können (Gegenfeitigfeit der Synitiative 
zwifchen Magiſtrat und Gemeinde). Volle Freiheit. muß aber 
dem Magiftrate bleiben, den Antrag der Gemeinde zu billigen 
oder zu verwerfen. Die abfällige Erklärung wird nicht den 
Schein der Willtühr gegen ſich haben, wenn der Magiftrat 
verpflichtet ift, der Gemeinde die Gründe feines ntfchlufles 
mitzutheilen. Die vorgelegten Gründe koͤnnen entweder bei 
der Gemeinde eine andere Ueberzeugung herbeiführen, oder fie 
find nicht geeignet, diefe Wirkung hervorzubringen. Im erſten 
Falle ift es gut und förderlich für die einige Gefinnung zwis 
ſchen Rath und Bürgerfchaft, daß die Sache durch die freie 
Berftändigung, durch die vernünftige Anerfennung der hindern; 
den Ruͤckſichten und Sachverhaͤltniſſe ficy erledigt. Im letztern 
Falle gehört es zue Erhaltung des. Rechts und der Freiheit der. 
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Gemeinde, wenn fie die vom Magiſtrate offen angeführten Bes 
denklichkeiten durch Gegengründe zu widerlegen und ihren Anz 
trag unverändert oder modifleirt zur wiederholten. Erörterung zu 
bringen befugt iſt. Findet der Magiftrat in der ihm fireng 
obliegenden Achtfamfeit auf die Mechtsverhältniffe, die Gefege 
des Staatd, die Verfaſſung der Gemeinde und. den. Zuftand 
der Bürgerfchaft, auch dann noch Gründe, feine Zuftimmung 
zu verweigern, und will die Bürgerfchaft. bei einer ihr nochz 
mals mit offener Vorlegung der Gründe ertheilten abfälligen 
Reſolution fih nicht beruhigen, fo kann der Streit der Mei— 
nungen dadurch zur Ruhe geführt werden, daß auf den Auss 
fpruch der Regierung recurirt und durch diefe zmwifchen dem 
Magiftrate und der Gemeinde entfchieden wird. Gewiß ift 
unter allen Umſtaͤnden, daß für die Gemeinde um fo feltener 
eine Gelegenheit bleiben wird, ihrer Seits die Ynitiative zu 
ergreifen, je gewiffenhafter der Magiftrat feine Schuldigfeit zu 
erfüllen ftrebt, je aufrichtiger derfelbe jede öffentliche Werbeffes 
rung zu feiner Sache macht, und je forgfamer und thätiger er 
jedem geruͤgten öffentlihen Mangel abhilft und jedes :wefents 
liche Bedürfnig in der Gemeinde befriedigt. 

Die Nothivendigkeit der Achtung vor der gegenfeitigen 
Selöftftändigkeit und Freiheit entwickelt und erhält die ſittliche 
Kraft bei'den Magiftraten fowohl wie bei den Gemeinden. 
Aus den freien Gegenfägen zwifchen -felöftftändigen Perfönlichs 
feiten entfpringt die Lebensfriſche, die: feloftthätige Bewegung, 
das Muthgefühl, die moralifche Erhebung der Stadtgemeinden. 

Aus diefen Vorderfägen muß 

4. 
Die Hauptfumme des natürlihen Rechtsgebiets 
| für die MIO Ena re 
von ſelbſt hervorgehen. 
Es fünnen im Allgemeinen nach Derıfsem Reqhis 
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begriffen und Verfaffungsbildungen folgende Punfte 
zu den. natürlichen Beftaudtheilen einer felbftftändigen und prafs 
tiſch norganifirten. — oder Stadtverwaltung gerechnet 
werden: ' 
4) die ‚allgemeine ‚Bermaltung den Stadt bare ein ſelbſt— 
fländiges permanentes MagiftratssCollegium, 
— in welchem die Civil- und Criminal; yurisdietion, das 
‚gefammte DWormundfchafts s, und Hypothekenweſen, die 
Handhabung der: Sicherheits: Wohlfahrts- und Gewerbes 
». polizei, die Aufſicht über, das. Abgabenwefen für den Staat 
“ , umdifür die Gemeinde, die entfcheidende Curatel über alle 
2 Gemeindeangelegenheiten.:mnd die Vollmacht zur Anwen— 
dung aller. für ‚die Ausuͤbung der Rechte und Privilegien 
der Stadt und der Bürgerfchaft. und für die Erhaltung 
der Stadtverfaſſung erforderlichen Meittel vereinigt iſt, 
‚welches als einige ungetheilte (der Regierung fubors 
dinirte) Obrigkeit über die Bürgerfchaft befteht und die 
-. "Stadt in ihrer Totalität felbftfiändig repräfentirt; 
:2) eine felbftftändige und ununterbrochene thätige Controlle 
der Magiftratsverwaltung, durch. das Mittel einer 
aus den vorzäglichften Abtheilungen der Bürgerfchaft durch 
. die: Begüterten innerhalb jeder Claſſe frei gewählten Bürs 
ger⸗Corporation sen, Gemeinde» Kepräfens 
tanten); 
3) Ergänzung der erledigten Maiſttateſtellen durch freie Selbſt⸗ 
wahl. der Kathscollegien, oder durch vereinigte freie Wahl 
der Magiftratsglieder in: Verbindung mit einem engern, 
die Rathscorporation nicht. überwiegenden Ausfchuffe der 
Gemeinde⸗Repraͤſentanten; 
3) Partielle Erneuerung des Buͤrger⸗-Ausſchuſſes in beftimms 
ten Perioden; 
5) Nähere Verbindungen zwiſchen Magiſtrat * — 
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Ausfhuß, durch periodifche gemeinfchaftliche Verſammlun⸗ 
gen und Deliberationen und durch die Bildung permanens 
ter Gefchäfts- Deputationen, die aus beiden Corporationen 
—gemiſcht find-z 
6) die Befähigung des Raths und der. Gemeinde, —— 
Statuten und lokale Verwaltungs s Einrichtungen abzus 
ſchaffen oder‘ zu verändern, neue: Stafuten. zu errichten, 
neue Gemeinde » Einrichtungen für ſich zu treffen, neue 
gemeinmnuͤtzige Anftalten zu gründen; «:; um 
- T) die gleichmäßige gegenfeitige Ermächtigung des Magiſtrats 
und der Gemeinde, zu jeder Verbeflerung der Lokalftatus 
ten und der öffentlichen Anftalten und Einrichtungen den 
Antrag zu machen; + an 
8) die allgemeine Verwaltung des gefammten Stadtvermögeng, 
das Necht der Verfügung uber das Gemeinde, Eigenthum 
Cohne Minderung der Subftanz) und die volle Befugniß, 
den Aufwand für die Zwede der Communalvermwaltung 
felöft zu beſtimmen; | 
- 9) die Verwaltung der zu Gemeindezwecen und zu wohlthäs 
1 tigen oͤffentlichen Anſtalten beſtimmten Stiftungen; 
10) das Recht, zum Beſten der Communcaſſen ſich ſelbſt Abs 
gaben aufzulegen, deren Vertheilung ſelbſt zu normiren, 
ſo wie alle uͤbrigen Leiſtungen fuͤr Gemeindeangelegenhei⸗ 
ten ſelbſt feſtzuſetzen; 
11) die freie Entſcheidung uͤber die Verleihung des Buͤrger⸗ 
rechts und uͤber die Zulaſſung von Schutzverwandten; 
12) das Patronat über Kirchen und Schulen, die Beſorgung 
‚der Kiechens und Sculangelegenheiten, die Verwaltung 
der für Kirchen und Schulen. beſtimmten Caffen ; 
43) die Verforgung der ftädtifchen Armen und die Normirung 
“aller für diefen Zweck zu erfordernden Leiflungen und zu 
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44) die Subrepartition aller allgemeinen. Landesſteuern und 
andern‘ Stantsleiftüngen und die Erhebung der Staats⸗ 
j gefaͤlle Behufs der Ablieferung im Ganzen; 
15) die Vertheilung der Garniſonskoſten, der Einquartierungen, 
Militairverpfiegung und Kriegslieferungen. 
In dieſem Competenz⸗Auswurf ruht die Selbſtſtaͤndigkeit der 
Stadtverwaltungen, die Muͤndigkeit der ſtaͤdtiſchen Gemeinden. 
Der Magiſtrat iſt einer Seits als Werkzeng der Regie⸗ 
rung aufgeftellt, fo weit die Civil- und Criminal⸗Rechtspflege, 
die polizeiliche Verwaltung, die obrigkeitliche Wachſamteit für 
die Erhaltüng des ſtaͤdtiſchen Vermoͤgens und -für- die Beob⸗ 
achtung der Stadtverfafläng, die Curatel uber Kitchen, Schus 
len und Stiftungs » Vermögen, und die Gubrepartition und 
‚Erhebung der-Abgaben fuͤr den Staat in Frage koͤmmt. In 
der Reitung der Staͤdtcommune foll Einheit. herrfchen; die 
‚inneen geſellſchaftlichen Werhältniffe der Stadtgemeinden follen 
durch keine Reibung zwiſchen eoordinirten Iamdesherrlichen und 
ſtaͤdtiſchen Behoͤrden verwickelt, gehemmt oder geſtoͤrt werden. 
Anderer Seits verbindet ſich durch den Magiſtrat die Staats: 
verwaltung mit der Germeindeverwaltung und tritt für den 
sangedeuteten Wirkungskreis derfelben die Bürgergemeinde durch 
ein vermittelft ihrer Selbſtwahl gefchaffenes felöftftändiges Organ 
mit dem. Magiftrate zuſammen. Das Rathecollegium fol ſtark, 
es foll mit den wirkfamften Mitteln: für: die. Erhaltung: feiner 
Autorität. dusgeräfter feyn, es ſoll der Gefahr nie ausgefebt 
bleiben ‚durch < Bürgerparteiing in feiner. verfafflungsmäßigen 
Stellung Aͤberwaͤltigt zu werden; aber der Rath ſoll auch auf 
der Bahn der Gemeinnuͤtzigkeit und der Unparteilichkeit und in 
ununterbrochenener Thaͤtigkeit erhalten werden, er ſoll die feſte 
Schranke und lebendige: Anregung finden, wenn er in Willkuͤhr 
und: Selbſtſucht oder in Sorgloſigkeit verfallen. wollte. Für 
diefe Zwecke follen dem Magiftrate in der Bürger » Nepräfentas 
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tion permanente unmittelbare Zeugen ſeinet Pflichterfüllung an 
die Seite geftellt feyn; die Rathswirkſamkeit und die 
Gemeindevermwaltung follen im Lichte der Defs 
fentlichkeit erfcheinen; jede Handlung für die Ge 
meindefollfo befchaffen feyn, daß fiedie öffentliche, 
PM räfwng und Beurtheilung aushalten kann; die 
Gemeinde foll ermächtigt feyn, felöftftändig jedes fchädliche Bes 
ginnen, jede einfeitig gedachte, jede unreife Maaßregel zu hins 
dern, und feldftfräftig ihren Nechtszuftand zu vertheidigen. Der 
Magiftrat foll den Richter, Verwalter der Stadt, den Wädhs 
ter der verfaflungsmäßigen Ordnung, ‘den Vollſtrecker der Ger 
feße, den Proponenten nöthiger Abänderungen und neuer nuͤtz⸗ 
lichen Eimichtungen, den Requlator des ftädtifchen Aufwandes 
vorftellen; die Gemeinde-Kepräfentation ifl ermächtigt, 
in Allem, was der Communalverwaltung angehört, ſelbſt mit 
‚zu fehen und zu hören, bei Allem, was durch den Magifträt 
gefhieht, eine felöftftändige Controlle zu führen und zu den 
wichtigften Angelegenheiten ihren Rath zu leihen und ſelbſtthaͤti⸗ 
‚gen Beiftand zu leiften; fie fol des Maaßes ihrer Leiftungen für 
Gemeindezwede durch die gefhüste Freiheit ihrer Zuftimmung 
‚oder Verweigerung mächtig bleiben und dadurch für den unvers 
kuͤmmerten Genuß ihres Eigenthums reelle Sicherheit haben; 
fie fol Verbefferungen fel6ft in Vorſchlag bringen duͤrfen, durch 
unmittelbare Mitwirkung bei den Geſchaͤften der Gemeindevers 
waltung die Wirkfamfeit des Magiftrats zu unterſtuͤtzen fih 
gewöhnen, endlich das Öffentliche Vertrauen in Alles ‚ was für 
die Gemeinde berathen, befchloffen und in Ausführung gebracht 
wird, begründen und befeftigen helfen. | 

Der Magiftrat der Stadt ift, im Namen und mit Autos 
rifation der Staatöhoheit, der Nepräfentant der gefeglichen Ords 
nung, der Bürge für die ftetige Entwidelung, der Vermittler 
für die Feftigkeit und für die Einigkeit des Gemeinweſens, der 
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„Lenker der laufenden ‚Vermaltung ; er ift.aber auch. zugleich der 
natürliche Vertreter der. Gemeinde in den Beziehungen zum 
Staate; er handelt einer Seite. als Werkzeug der Staatsregierung, 
„anderer, Seits als ſelbſtſtaͤndige Centralgewalt im dev Mitte der 
ſtaͤdtiſchen Geſellſchaft; .im Magiſtrate iſt das bewegende, erhal⸗ 
„sende, ordnende ‚und, ſchuͤtzende Prinzip für den gefonderten 
Kreis der ſtaͤdtiſchen Gemeinde concentrirt. 
Der Buͤrger⸗Ausſchuß iſt der Repraͤſentant der jedesmatis 
„gen Zuftände ‚im, Vermögen der Gemeinde; und in den Kräften 
‚der Einzelnen, das Organ für die bürgerfihaftlichen Ihätigfeis 
„ten ,. Intereſſen, Einfichten und Wuͤnſche, „der Stuͤtzpunkt für 
„die, richtige Begrenzung ‚der Communallaſten " die wachende umd 
belebende Kontrolle für ‚das. Wirken des Magiftrats, die. anres 
‚gende Kraft zur. Auffaflung und Befriedigung. der neu vortre⸗ 
‚tenden Gemeindebeduͤrfniſſe, und zur ſtetigen Fortbildung der 
unzureichenden Einrichtungen; das practiſch geregelte Repraͤſen⸗ 
tativſyſtem in der ftaͤdtiſchen Geſellſchaft iſt eine ‚Gewähr dafuͤr, 
‚daß das ſelbſtkraͤftige Leben, die friſche Bewegung, das Vors 
waͤrtsſtreben, das nügliche Schaffen in der. Gemeinde nie flode, 
daß die Freiheit mit „der, Ordnung und Gefegmäßigfeit ſich 
‚verbinde, und daß, während. die verſchiedenen Prinzipe wechfels 
ſeitig das Communallchen, durchdringen, das »gefammte Gemeins 
weſen ‚zum. wahren, Gewinn „des; Staats im Fortſchreiten auf 
den gemeinnuͤbigſten Bahnen, ‚erhalten werde. | 
A „Der Magiſtrat, die und. die 
Buͤrgerſchaft ſollen fiir, ſich, unter, der Aegide der allgemeinen 
‚Staatsordnung, einen, fißfftändigen Haushalt, darſtellen. 
Städten, die in ihrem ‚Innern: folche. Befähigungen zur 
Selbſterkenntniß ihres Zuſtandes, zur Selbſterwaͤgung ihrer 
Beduͤrfniſſe, zum Selbſtentſchluſſe für, ihre eigenthümlichen 
Zwecke und zum Selbſthandeln für, ihr Wahl: befigen, kann 
‚der Staat mit vollem Pertrguen die, Sorge für ihre innern 
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Andelegenheitenhberfaffen. In Städten, die folcher Verſaſ⸗ 
füng fü ch erfreuen, wird die oͤffentliche Zufriedenheit, "wird die’ 
Siebe und Treue‘ gegen“ den Hegenten wohnen. "Die Gemeins 
den foicher Städte werden jede Öffentliche Einrichtiing freiwillig ° 
ehren, jede Leiſtung,“ welche für die Zwecke des Staats befteht, 
gern "erfüllen, jedem fuͤr die friedlich rechtliche Ordnung beftes 
henden Geſetze willigen Gehorſam leiſten, jeder Anſtalt, die in 
ihrer Mitte fuͤr die Erhaltung der oͤffentlichen Wohlfahrt und 
Sicherheit, für die‘ Beftiedigung religidſer Beduͤrfniſſe, fuͤr die 
Erweckung und Belebung geiſtiger Kultur, für die Erhebung 
des Yugendunterrichts‘, für die Ausuͤbung "der Wohlthaͤtigkeit 
gegruͤndet iſt, freiwillig ihre beifaͤllige Aufnterffamteit,, ihre’ 
ſelbſtthaͤtige Unterſtuͤtzung, ihre kraͤftigẽ Mitwirkung widmen. 
Befaͤhigt, das Wirken der Regierung! sw" verſtehen, werden die“ 
- Bürger ſolchet Staͤdte das DR zu — > — 
machen. | 2 


Auf fotche, Stivte ann, die Kegierung sähten, wenn es 
gilt, mit größerer Kraftanfirengung dem Stante zu dienen. 


t 
N . 
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Drittes Kapitel, 
Ideen zur ſtaatsrechtlichen Claſſification der Stadtgemeinden. 


Die Maſſen der Staͤdte in jedem Staate zeigen bedeutende 
Verſchiedenheit im Hinſicht auf aͤußere Größe und Ausdehnung, 
auf Volkszahl, anf Vermoͤgen der Gemeinden und ihrer Ber 
wohner, auf intelfectuelle Bildung überhaupt, auf die befondere 
Befchaffenheit und auf den Umfang der Gewerbe, des Ver— 
kehrs und Handels, auf das Maaß der Innern Kraft, auf den 
Beſitz der Mittel zur feloftftändigen Bewegung, auf den Zu: 
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fammenhang mit den Abtheilungen des. Staatsgebietes, auf die 
- mehrfachen Verbindungen mit der Staatsnerwaltung. Diefe Vers 
fehiedenheiten in ihrer Totalität, diefe Abftufungen im. Lebens⸗ 
organismus der Städte bieten den. Maaßſtab für die Beurtheis 
fung ihrer Bedürfniffe, die Grundlage für die Mobdificationen 
und Eintheilungen, welche für die Ausbildung des ftädtifchen 
Verfaſſungsweſens und für. die Ermächtigungen der Stadtge⸗ 
meinden in Beziehung auf die ſtaatlichen Verhältniffe zu treffe. 
find. Sobald die Stadtgemeinden in jedem Staate nad) dem 
Unterfchiede ihrer Wichtigkeit, wie diefer fih mit der Zufams 
menfaffung der vorbezeihneten. Geſichtspunkte 
darftellt,. in gemiffe Claſſificationen geordnet find, Tann bie 
innere Drganifation der ftädtifchen Verwaltung ſicherer und 
practiſcher modificirt und das Rechtsgebiet der Städte im: Vers 
hältniffe zum Staate, namentlich die Mitwirkung. der Haupt 
elaffen und der einzelnen Städte bei den Verrichtungen der Lans 
desverwaltung und bei den Kombinationen der. Fandftandfchaft 
richtiger abgeſteckt werden, als wenn das eine oder das andere 
Verhältniß (z. B. die Volkszahl) allein ald Grundlage der Eins 
theilungen angenommen wird. | 

Die einzelnen Staaten werden immer nach ihrer Größe, 
nah der Menge ihrer Städte und nad) den bei denfelben vor⸗ 
waltenden befondern' Abftufungen die Gefichtspunfte für die 
verfchiedenen Abfachungen nehmen. Es laſſen fich dreiz viers 
fünffache Elaffificationen und noch mehr Eintheilungen aufftels 
len, je nachdem den. einzelnen. Stadtcommunen. ihr Nechtsges 
biet in erweitertem oder verengtem Maaßſtabe angemwiefen wird. 

Am vollftändigften. kann, die Stufenleiter der. ftaatsrechtlis 
hen KEintheilungspunfte in den, größern, Staaten aufgefaßt 
werden. 

Das Rechtsgebiet, wie es am Schluſſe des naͤchſtvorhergehen⸗ 
den Kapitels (pag. 416 flg.) unter No, 1— 15, verzeichnet iſt, kann 
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in ſeinem "ganzen Umfange jeder groͤßern Stadt eingeräumt. 
werden, welche: die Kräfte in fich böfist, mit der Verwaltung 
der. befondern Commiunalangelegenheiten den gejeglich vorge⸗ 
fehriebenen Organismus der Mechtspflege, der SPolizeiz Steuerz. 
Kirchen » und. Schul» Verwaltung . aufn folche Weiſe zu verbin- 
den, daß dem Intereſſe des Staats völlige Genuͤge gefchieht. 
In dieſer Befähigung: befinden . ſich ohne Zweifel die größern 
Reſidenzſtaͤdte, Die PoovinzialsHnuprftädte, die bedeutenden) Dias 
nufacturftädte,; ferner die beträchtlichen Handels. und. Spedi⸗ 
tions + Diäge sam dernSee, an den fihiffbaren Fluͤſſen und an 
den wichtigften Straßenzügen . in‘ den Binnenlanden, endlich 
mehrere Hauptftädte und vermoͤgende Fabrikorte in dem: mittleren 
umd mindermächtigen Staaten, Es ift anzunehmen, daß von 
Magiſtrats-Collegien, die ſo ehrenvoll geſtellt find, und in wel—⸗ 
chen ſich daher gern die tuͤchtigſten Maͤnner aufnehmen laſſen 
werden, die Juſtiz, die Polizei und die uͤbrige Adminiſtration, 
welche fuͤr Staatsſache angeſehen wird, eben: ſo befriedigend 
verwaltet werden, ats von Orgauen, welche zum ſogenannten 
unmittelbaren‘ Staatsdienſte gehoͤren, da es hier nur auf die 
Beobachtung und Vollziehung der allgemeinen Geſetze zur Be⸗ 
friedigung des. Staats und der Gemeinde ankoͤmmt, und. 
hinfichtlih der intelleetuellen und moralifchen Befähigung zum: 
Gefchäfte der Rechtspflege und der Verwaltung. die Form, in 
welcher die Ernennung zu den Öffentlichen Aemtern gefchieht,‘ 
keineswegs einen Unterſchied machen kann. ° 

Je umfaffender, je: felbftftändiger die Wirkfamkeit des Mas 
giſtrats ift, deſto ficherer iſt auch feine Haltung, deſto Eräftiger‘ 





*) Aus der Glaffification,, welche in den Vorerinnerungen (pag: 6 fig.) 
verfuht worden ift, würden die Städte des ı1ften: und des 2ten 
Ranges ohne Unterfchied und die wohlhabendften aus den zum 5ten 
Range gezählten Städten für befähigt angejehen werben Xönnen, 
mit dem. hier erwähnten Rechtsgebiete begabt zu werden, 


+ 
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fein Einfluß bei dem Gange der Communalangelegenheiten, : 
Ein ſtarker Magiſtrat iſt das tüchtigfte Werkzeug für die 
Zwede, welde eine .erfeuchtete Staatsregierung durch die 
Städte zu erreichen wünfchen mag. 

Allen Städten, deren Magiftraten der vorbezeichnete Wirs 
fungsfreis im Ganzen angewiefen ift, und deren Bürgerfchaften 
durch eine practifch zufammengefegte GemeindesRepräfentation 
eine felbftftändige Controlle gegen die Rathsverwaltung aus— 
zuäben berufen find, kann die Selbſtbeſtimmung über Alles, 
was die innern ftädtifchen Angelegenheiten ‚betrifft, mit vols 
len Vertrauen überlaffen werden, Das Leben in den großen 
Städten: vereinigt eine hinreichende Kraft und. Intelligenz, um 
den Anfpruch zu begründen, daß denfelben eine volltommnere 
Selbftftändigkeit einzuräumen ſey. Dem: freien Entfchluffe fols 
cher Städte möge anheimgeftelle bleiben, wie fie ihre Vermögen 
verwalten, welche Summensfie für ihre öffentlichen Beduͤrfniſſe 
verwenden wollen. ‚Für den Zweck, den Gang eines folchen 
ftädtifchen  Gemeinmwefens in der gefeglihen Bahn zu erhalten, 
bedarf es Eeiner andern: den Rathscollegien coordinirten lan⸗ 
desherrlichen Stelle und feiner büreaufratifhen Mittelinftanz. 
In der Stadtverwaltung - möge Einheit herrſchen. Syn der 
Megel ſtehen die Rathscollegien der großen Städte in Hinficht 
auf die wiſſenſchaftliche Einfiht, Staatskenntniß, Ueberblick 
der Gewerbsverhältniffe, practifche Erfahrung und Gewandtheit 
in der Gefchäftssehandlung mit den provinziellen Juſtiz⸗- und 
Apminiftrativ »Collegien in gleicher. Linie Es ift daher der. 
ehrenhaften und: Eräftigen Stellung folder Magiftrate und 
dem gerechten Selbftgefühl folcher Stadtgemeinden angemeffen, 
wenn fie der Aufſicht der höchften Provinzials und Staatöbes 
hörden. unmittelbar untergeordnet bleiben. : Mur bei diefen 
Behörden wären daher die Wahlen der Magiftratsglieder anzus 
jeigen, um bie verfaflungsmäßige landes herrliche Beſtaͤtigung 


— 
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fuͤr die gewählten Perfonen auszuwirken. Im Uebrigen würde 
ed genügen, wenn bdiefe Oberbehoͤrden von den beabfichtigten: 
Aenderungen in den öffentlihen Einrichtungen, von Entwürfen 
zu neuen Statuten, von der Regulirung der. Communalabgas; 
ben und von den. abgelegten Communalredynungen Kennt— 
niß erhalten, um. zu pruͤfen, was mit: dem allgemeinen geſetz⸗ 
fihen ‚Zuftande im Staate und mit der. verfallungsmäßigen 
Behandlung. der ftädtifhen Angelegenheiten: vereinbar fey oder. 
nicht, was unter dieſem ‚Grfichtspunfte: gebilligt. werden £önne, 
oder verworfen . oder. für. die: Zukunft. als Richtſchnur vor⸗ 
gefchrichen werden muͤſſe. Mit vorgäglicher. -Aufmerkfamfeit) 
würde allemal zu unterfuchen . feyn, ob beinder Berwaltung des 
Communalvermoͤgens der Grundſatz· der Unverletzlichkeit feiner: 
Subſtanz *) von Magiſtrat und Buͤrger⸗Repraͤſentation bewahrt 
worden ſey und ob die Verwendung des Gemeindevermoͤgens 
und Einkommens der vom Staate zu beſchuͤtzenden oͤffentlichen 
Ordnung und der vorſchriftsmaͤßigen Pflege aller fuͤr das 
Wohlbefinden der Gemeinde begründeten Anſtalten entſprochen 
habe. Was dem Staate gehoͤrt und zu bewachen zukoͤmmt, iſt 
auch im Uebrigen hinreichend gewahrt, da die Rechtspflege der 
Magiſtrate in den hoͤhern Juſtizcollegien, die Verwaltung der. 
Kirchen und Schulen in den hoͤhern, fuͤr die Erhaltung der 


*) Das Ganze des Gemeindevermögens (Cämmerei- und Gommuns 
gut) iſt Privateigenthum der Städte, welches benfelden 
» fihern Schu genießen muß, wie jebes andere Privateigenthum 
im Staate, Ueber diefes Privateigenthum fteht aber der lebenden 
Generation nicht die freie Verfügung zu, ſondern nur die pflegliche 
Verwaltung. Die Subftanz des Gemeindevermögend ift immer 
währendes Fideicommißgut, weldes zum Beſten der Gemeinde für 
deren wichtigite Zwecke benugt wird, und welches ein Geflecht 
dem andern unverjehrt zu überliefern hat. Jede Regierung ift 
dafür zu forgen verpflichtet, daß diefes Prinzip in allen Städten fireng 
beachtet werde. Niemals, auch in feinem Nothfalle, kann daher auch 
im rechtlich geordneten Staate dag Commungut als Staatsgut bes 
handelt und für Zwecke des Staates eingezogen unb perwendet werden, 
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kirchlichen Ordnung und fuͤr die Leitung des oͤffentllchen Unter⸗ 
richts beſtellten Staatsbehoͤrden die erforderliche Aufſicht findet. 
Und ein: größeres Wohlbehagen werden dieſe Städte dabei em?. 
pfinden, wenn die Abgaben, welche dem Staate angehören, und; 
welche für die der Commun eigenthämlichen Zwecke: nothwendig 
find, einfach. geordnet und: in billigem, humanem Sinne zwis: 
ſchen dem Staate und der Commune getheilt werden, wenn! 
wicht getrennte landesherrliche und ftädeifhe Einnahmeftellen das? 
Gefchäft der Steuerrecepturen  vermweitläufigen und erſchweren, 
fondern' das Staates und das Communals yntereffe "durch ger 
ſchickte Gefchäfts » Combinationen in Einklang!’ gebracht und der: 
bürgerliche Verkehr von läftigen. und unpractifcheh Multiplica⸗ 
tionen des Steuerwefens- befreit wird. 

Eine zweite Abftufung im öffentlichen Nechtögebiete der 
ftädtifchen Communen würden diejenigen Städte darftelfen , derem 
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heiten die Eivil-Gerihtsbarkeit, die Sicherheits: 
Wohlfahrts⸗ und Gewerbepolizei: und die Bertheir 
fung und Erhebungider Landesabgaben auf eine. demi 
Staat völlig befriedigende .Weife zu beforgen: vermögen, welche, 
aber in fich nicht die hinreichenden Kräfte beſitzen, um auch die 
für vie Ausübung dee Criminal⸗Jurisdiction und für. 
bie wichtigften Functionen der Sicherheits:Polizei erfors 
derlichen Einrichtungen ganz abgefondert für fih unterhalten zu 
konnen. Bei diefen Städten wird der mindere Grad von 
Selbſtſtaͤndigkeit Äußerlich ſchon dadurch fichtbat, daß fie für die 
Criminal: Rechtspflege mit benachbarten Landbezirken verbunden 
und landesherrlich beftellten Behörden untergeben werden‘ müfs 
fen. Es ift jedoch dem Standpunfte, auf dem die Städte die— 
fer Claſſe fich: befinden , entfprechend, und muß wefentlich dazu 
beitragen, daß die Zwecke der Criminaljurisdiction zuverläfiger 
erreicht ‚werden, wenn die. vechtsgelehrten: Glieder: :dver: Magis 


Rechtsgebiet für die II. Claſſe. . 427 


ſtrats⸗ Collegien den für jene Geſchaͤfts zweige niedergeſetzten 
Behörden mit zugeordnet und demnach zwiſchen der landesherr— 
lihen Stelle und. der ‚ftädtifchen Obrigkeit genaue Verbinduns 
gen, geknüpft werden. Hiernaͤchſt ift nicht zu verfennen, daß 
den Gemeinden diefer Städte rüdjichtlih der Vermoͤgensver⸗ 
waltung nicht diefelbe Freiheit, wie den größeren Städten, 
eingeräumt, werden kann. m Intereſſe des Staats wie der | 
Gemeinden, mäffen für die diesfalfigen Dispofitionen der Mas 
giffrate und der Bürgerfchaften gewiffe Grenzen vorgezeichnet 
werden, innerhalb welcher der Selbſtentſchluß der Gemeinden 
frei walten fönnte, und außerhalb welcher. diefelben nur ‚mit 
vorgängiger Autorifation des Staats handeln dürften. Diefe 
Ermäctigungen und Einfhränfungen könnten jedoch nicht für 
alle zu diefer Claſſe zu rechnenden Städte gleichförmig vorges 
fihrieben werden, fondern es würden für die einzelnen Städte 
nach der Größe ihres Communvermögens und nach dem Maaße 
des Wohlftandes bei ihren Bewohnern. verfchiedene Säge vorzus 
ſchreiben ſeyn, bis zu welchen eine jede felbfiftändig über die Vers 
wendung ihres Einkommens zu verfügen berechtigt wäre. ine 
nothwendige Bedingung des Wohlbefindens und ein Ehrenpunkt 
fuͤr alle Staͤdte dieſer Kategorie wird es bleiben, daß ſie in den 
Verhaͤltniſſen ihrer geſetzmaͤßigen Abhaͤngigkeit an die Provinzial⸗ 
Oberbehoͤrden unmittelbar gewieſen, und auf feine Weiſe der 
hemmenden und drüdenden Einmifchung einer. ſchwankenden Mits 
telinftanz oder eines allein ftehenden Oberbeamten (eines Buͤreau⸗ 
raten) unterworfen werden. Nur an diefe Behörden würden dem⸗ 
nach auch die Berichteergehen, durch welche die landesherrliche Beftäs 
tigung für die Wahlen der Magiftratsglieder eingeholt werden foll.*) 





*) In die Linie biefer Städte würden ſich alle Stäbte der dritten 
Ordnung (pag. 10), welden die Criminal s Jurisdiction nicht Übers | 
geben werben kann, und bie wohlhabendften Städte aus ber viers 
ten Drbnung (pag. 11 — 12) einreihen laſſen. 
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Einer dritten Abſtufung laſſen ſich diejenigen Städte 
zuzählen, in welchen die ftreitige und freiwillige Gerichtsbarkeit 
in ihrem ganzen Umfange, die Wohlfahrts: und Gewerbes Pos 
lizei und die Vertheilung und Erhebung der Candesabgaben mit 
dem Magiftrate verbunden werden fann, aber die Criminals 
Ssurisdiction durch landesherrlihe Behörden völlig abgefondert 
von der ftädtifchen Obrigkeit beforgt werden müßte, und wo die 
Sicherheits; Polizei dem Magiftrate nicht allein zu überlaffen 
wäre, fondern eine gemeinfchaftlihe Aufficht und Verwaltung 
durch Verbindung landesherrlicher Beamten mit Magiftratsgliesr 
dern anzuordnen feyn dürfte. Die Schwäche des Vermögens 
bei diefen Stadgemeinden, der verengerte Kreis der buͤrgerli⸗ 
chen Beſchaͤftigungen und die ſchwaͤchere Beſetzung der Magis 
ftrate leihen den Maaßſtab für die Ermächtigungen, welche für 
ſolche Städte Hinfichtlich der innern Communalverwaltung aufs 
geftellt werden koͤnnen. Mach den bei den einzelnen Städten 
eintretenden Präfumtionen für einen richtigen Gebrauch des für 
die ganze Klaffe allgemein zuläffigen Rechtsgebiets kann Bald 
ein ausgedehnteres, bald ein befchränfteres Dispofitionstecht zus 
gemeſſen werden. Uebrigens muß es als ein wohlthätiges Auf⸗ 
mimterungsmittel für die Städte diefer Claſſe gelten, "wenn fie 
wegen ihrer Polizei- und Communal Verwaltung und bins 
ſichtlich der Cognition über die Wahlen der Magiftratsglieder 
den Regiernngs» Collegien unmittelbar untergeordnet werden. *) 

Eine vierte Abftufung oder Ordnung fann aus der 
Maffe der Eleinern Städte in fofern ausgehoben werden, als 
deren Magiftrate eine folche Conftruction empfangen, bei wel⸗ 


*) Zu den Stadtgemeinden, für welche das hier verzeichnete Rechts— 
gebiet angewieſen werden kann, möchten die Städte der vierten 
Ordnung (pag- 11 — 12), welchen keine Theilnahme an der Gris 
minal= Zuftiz und die Sicherheits: Polizei‘ nicht allein Übertragen 
werden kann, und die mwohlhabendften aus den Städten ber ‚sten 
Claſſe (pag. 14 — 15) gezählt werden können, =" 
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„cher. fie mit den Handlungen der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit, mit dem Vormundſchafts- und Hypos 
.thefenmwefen, mit der contentiöfen Zurisdiction in 
allen Saden, die eine gewiffe Werthfumue.(nah 
Beſchaffenheit der Orte etwa 2 — 500 Thle.) nicht übers 
ſteigen, in Klagen wegen Miethvexhaͤltniſſen, 
an, Streitſachen zwiſchen Brodherrſchaften und 
Dienſtboten u. a. m., mit mehreren Functionen der Wohls 
‚Fahrtss Polizei G. B. mit der Marfts ‚Baus Straßens Ges 
‚fundheitss Feuers Kirhens und Armen; Polizei), mit der 
Concurrenz bei der Gewerbe sSPolizei, endlih auch nach Befins 
den mit der einen oder der andern Einnahme der Landesabga— 
‚ben. beauftragt werben £önnen. In Hinfiht auf die Criminafs 
‚rechtspflege, die Civil» Zurisdiction. in den die beftimmte Com— 
‚petenz des ftädtifhen Magiftrats überfchreitenden Sachen, die 
Sicherheits; Polizei und die. vorbehaltenen Zweige der Wohls 
fahrts-⸗ und Gewerbe s Polizei müffen die Städte diefer Ords 
‚nung als integrirende Theile der im Organismus der Landess 
eintheilung abgeſteckten groͤßern Juſtiz- und Pplizeibezirfe . bes 
trachtet werden und den für jede Gefchaftsabtheilung beftellten 
landesherrlichen Behörden untergeordnet bleiben. Die. Dispofis 
tionsbefugniß in Kommunalfachen wird. für alle Städte, die 
dahin. gehören, in größerem Maaße, wie bei ‚der vorhergehens 
den Ordnung einzufchränten ſeyn, und während die Necurfe 
in civilrechtlichen Sachen von den. Magiftraten an die zur zwei⸗ 
ten Inſtanz eingefegten Juſtizcollegien gewieſen bleiben fönnen, 
iſt es einer vereinfachten, die Eleinern Gemeindebildungen und 
Geſammtmaſſen concentrirenden Verwaltung angemeſſen, wenn 
die Magiſtrate und Commun-Reptaͤſentanten in denjenigen Ge⸗ 
meindeſachen, welche ihrer ſelbſtſtaͤndigen Verfuͤgung entzogen 
find, zunaͤchſt einer Mittelinſtanz, den’ landesherrlichen Lokal: 
Diſtrict⸗ oder. Kreisbehoͤrden (Polizei s Directionen, Polizeis 


430 Abſchn. III. Kap. 3. Etaatörechtl, Eintheil. d. Städte, 


Commiffionen, Sandräthen, Kreishanptleuten, Aemtern, Land⸗ 
‘gerichten, Oberämtern u. dgl.) unterworfen find. Diefe Mit: 
'telinftanz dient dazu, das Eleinere und unbedeutendere . 
‘detail von den DOberbehörden abzuleiten. *) 

Die Elemente zu eine fünften Ordnung bilden alle 
kleinere Städte, deren Kräfte überhaupt zu ſchwach find, um 
einen Magiftrat mit Yuriedietion unterhalten zu koͤnnen, alle 
"Städte, welche unter grundherrlihem Nexus ftehen (Mediats 
ftädte, über welche dem Landesherrn, oder einem Standes 
herrn, oder einem fonftigen bevorzugten Gutsbefiger die Grundss 
‚herrlichkeit zufteht). Fur die Gemeinden diefer Städte, in 
"welchen Iandesherrliche und flandesherrliche Aemter und vafals 
litiſche Patrimonialgerichte die Eriminals und Eivil-Yurisdiction, 
‘die Pehnsgerichtsbarkeit, die gefammte Polizei und das öffent: 
"liche Abgabenweſen zu verwalten‘ haben, und wo die Cognition 
diefer Stellen zugleich auf die wichtigften Handlungen der Coms 
'munalverwaltung (5. B. die Aufnahme neuer Bürger) fich 
erftreckt, wird der befondere felbftftändige Wirfungsfreis auf die 
Verwaltung einzelner Zweige der niedern Polizei dur den 
Magiftrat, auf die Verwaltung des Communvermögens nad) 
den für die einzelnen Städte vorzuſteckenden engern Grenzen, 
und auf die Selbftbeftenerung für Gemeindezwecke fich beſchraͤn— 
fen. Müslihe Wirkungen für das Leben in diefen Fleinen 
Drten würden daraus hervorgehen, wenn deren Magiftrate fo 
‘conftruirt würden, daß denfelben menigitens die Functionen 
seines Friedens- oder Schiedsgerichts für alle Civil» Streitfachen 
‚überhaupt, einer Behörde zum Sühneverfuh in allen Inju—⸗ 





*) Uuter die Städte diefer Orbnung Können diejenigen aus ber 5. Claffe 
(pag. 14—15), welden nur eine befchräntte Civil » Zurisdiction 
angewiefen und Keine Theilnahme an der Sicherheits Polizei einges 
räumt werden kann, und die wohlhabendften aus den Städten ber 
6. Elaffe (unter 3000 Einwohnern) gerechnet werden. 
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rienſachen und einer ordentlichen Gerichtsinftang für alle klei⸗ 
nen Sachen (etwa bis zum Werthe von 20 — 30 Nthir.) 
uͤbertragen werden koͤnnten. Eine ſolche Gefchäftstheilung bei 
der Rechtspflege wuͤrde dazu dienen koͤnnen, die Geſchaͤftsuͤber⸗ 
haͤufung bei den größern landesherrlichen und ſtandesherrlichen 
Gerichtsbehörden zu vermindern nnd mittelbar (durch die gewon⸗ 
nene Zeiterfparniß bei den Aemtern und Landgerichten): -die 
nothmwendige geſammelte Aufmerkfämfeit auf den Stand der 
wichtigern Proceffe und Ri die en. Fortleitung derſel⸗ 
ben zu ſichern. 

Von ſelbſt. verfteht: fi ſch r daß die — ehe die eins 
zelnen Städte - in der zweiten, dritten, vierten und fünften 
Ordnung-nicht auf beftändig gegeben werden koͤnnen, und auf 
keine Weife darf. die Vorausſetzung Statt finden, daß jede 
Stadt auf immer ein ‚Glied der einen oder andern Elaffe, in 
welche fie nach ihren DVerhäteniffen in einem beftimmten Zeit: 
punkte zu zählen war, Bleiben muͤſſe. Die ftaatsrechtlichen Ord⸗ 
nungen der Städte dürfen mit. der ſtarren Unzugänglichkeit 
gefchloffener Kaften Feine Achnlichkeit haben. Die Emancipa⸗ 
"tionen dürfen nie fuspendirt feyn. Es muß für jede Stadt 
beftändig das Auffteigen in eine höhere Freiheit und Selbftftäns 
digkeit, die Zulafung in ein erweitertes Rechtsgebiet offen 
ftehen, fobald in der ganzen Bildung der Gemeinde, in dem 
Anwachs ihrer Kräfte und in dem richtigen Gebrauche, den 
fie von. ihren Befugniffen gemacht: hat, das Beduͤrfniß einer 
‘größern Competenz fich vdarftellt und der. gegründete Anfpruch 
auf Anerkennung der Fortfchritte und auf gerechte Befriedigung 
des wach gewordenen Selbſtgefuͤhls ſich geltend macht. 
Leichter wird es ſeyn, nach ſolchen oder aͤhnlichen Slafftfis 
eationen die Stufenleiter zu bezeichnen, wornach die verfchieder 
nen Stadtgemeinden in den. Corporationen Plag nehmen koͤn—⸗ 
nen, welde im ganzen Gebäude einer -Landesrepräfentation 
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fire die ftädtifchen Intereſſen conftituirt find. Wollte man 
fegen, daß in einem größern Staate die landſtaͤndiſche Werfafs 
fung mit einer dreifachen Abftufung ins Leben getreten wäre 
and daß demuach die lofalen, provinziellen und allgemeinen 
Intereſſen und Nechtsverhältniffe durch den verfchieden geordnes 
ten Zufimmentritt von Kreiss Provinzial: und General 
ftänden*) erörtert werden follten, :fo- würden fich für die obem 
‚bezeichneten fünf Ordnungen der Städte mehrfältige Fintheis 
lungen bilden lgjien. Es feheint der politifchen Bedeutung, der 
innern DOrganifation, und der flaatsrechtlichen Stellung der 
‚größern Städte (det J. und ‘II; Ordnung) angemeffen, wenn 
fie nur mit den Provinzialz und allgemeinen Ständen in Bes 
ziehung gefest und von den Verhältniffen der -Kreisverbinduns 
‚gen überhaupt erimirt werden. In den Kreisverfamms 
lungen. dürften daher nur die IH. IV. und V. Ordnung der 
Städte neben den übrigen Ständen Plas nehmen, wobei der 
Unterfchied des Nechtsgebicted und des Ranges in der Stims 
menzahl fi äußern koͤnnte. Die Städte der V. Ordnung 
würden je drei und drei mit einer Stimme, unter gemeins 
fchaftliher Wahl eines Deputirten oder unter alternirender 
Abordnung deffelben, die Städte der IV. Ortnung mit Viril⸗ 
ftimmen, die Städte der M. Ordnung mit doppelten oder dreis 
fahen Stimmen zu begaben feyn. In den Provinzials 
Berfammlungen würden die Städte der V. Ordnung in 
Eurien zu 4—7 Städten mit Geſammtſtimmen, die Städte 
der IV. Ordnung in Curien zu 2—3 Städten, auch mit 


*) Der Ausbrud Kreis fol hier einen Diftrict, einen Landbezirk von 
ohngefähr 50— 60000 Einwohnern, der Ausdrud Provinz aber 
eine Stammoverbindung andeuten, bie nad) Befinden 5—10 ober 
noch mehr Kreife in fich fihließen kann. In Beziehuug auf die Kö: 
nigreihe Baiern und Sachſen kann die Benennung „Kreis” 
gleichbedeutend mit „„Provinz”’ genommen: werben, 
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gemeinfchaftlichen Stimmen unter gemeinfchaftlicher Wahl eines 
Deputirten oder unter alternirender Abordnung deflelben, die. 
Städte der III. Ordnung mit Virilſtimmen, die Städte der 
DI. Ordnung mit Doppelfliimmen, die Städte der I. Ordnung 
endlich mit 3—4 Stimmen aufgeführt werden koͤnnen. In 
der allgemeinen Ständeverfammlung aber würden 
andermweite  MNeductionen der Stimmverhaͤltniſſe unvermeidlich 
fern. Mit den natürlichen ptactifchen Unterfchieden des Städs 
teweſens und mit. dem relativen Werthe, den die Städte. der 
verfchiedenen Claſſen für die Kreiss und Provinzials Verbände 
und für den Staat im Allgemeinen haben, wird es mehr 
übereinftimmen, wenn in. den Conftellationen einer. allgemeinen 
Landes »Nepräfentation die Städte der V. Drdnung mit Curiat⸗ 
flimmen für S—15 Orte, die Städte der. IV. Ordnung mit 
Curiatſtimmen für 4—7 Orte, die Städte der IH. Ordnung 
mit Euriatfiimmen für 2 — 3 Orte unter gemeinfchaftliher 
Wahl eines Deputirten oder unter alternirender Abordnung 
deſſelben, die Städte der II. Ordnung mit Virilftimmen, die 
Städte der I. Ordnung endlich mit 2 oder 3 Stimmen erfcheinen. 
Geiſt und Leben werden fih in den Deutfchen Städten 
in dem Grade entwideln und verfchönern, in welchem die Ges 
meinden zur Gelbitverwaltung ihrer Angelegenheiten, zur wärs 
mern Empfänglichfeit für die allgemeinen Yntereffen und zur 
thätigen Iheilnahme an den PVerrichtungen für das Staats, 
wohl erzogen und befähigt werden. i 
Wie viel Großes und Schönes der geficherte Befig der 
bürgerlichen und politifchen Freiheit in den ftädtifchen Gefells 
fchaften zu bewirken vermag, wird durch den Pebensmuth und 
das Kraftgefühl der Großbrittannifchen Städte bis zur Evidenz 
erwiefen. In dem hohen Werthe der Wahrheit, um deren 
Beftätigung ſich's hier handelt, ift die Aufforderung gegeben, 
einige Blicke auf die Erfahrungen Großbrittanniens zu 
Reihard D, Städteverfaſſ. | 28 
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werfen. Die Berfaffungsverhältniffe, in welchen die Englifchen 
Stadtgemeinden fi) unter dem Schirme der Staatsgrundgefege 
bewegen, find Ichrreich zur Erklärung des lebendigen Zufams 
menhanges, in welchem der Geift der Völker mit dem Geifte 
der Verfaffungen fteht. | 

Vermoͤge Eöniglicher Gnade und Begänftigung haben 
gewiſſe Städte und mehrere Marktileken das Vorrecht, völlig 
ſelbſtſtaͤndige politifche Corporatiohen zu bilden. In diefer Eis 
genfchaft gelten jene Städte und Marktfleden für unmittel⸗ 
bare Grafſchaften und werden durch ihre eigenen She— 
riffe und andre. obrigfeitliche Perfonen (Friedensrichter, Mar 
‚giftrate) regiert, fo daß die Beamten der gefamms 
ten größern Grafſchaft, in welcher die Städte 
gelegen find, kein Recht haben, fih in ihre Ge 
vihtsbarkeit zu mifchen. Diefe Vorrechte befigen: Lon— 
von, Dorf, Briftol, Norwih, Worcefter und übers 
haupt die ältern. und bedeutendern Städte (Cities), ingleichen 
die 5 Marftfleken Kingſton upon Hull, Nottingham, 
Newcaſtle upon Tyne, Poole und Southampton. 
In andern Städten haben die Friedensrichter der Grafſchaft 
mit den zur Ausübung des Friedensrichteramtes . autorifirten 
Magiftratsperfonen concurrente Yurisdiction. Wieder andere 
Städte, darunter die neu entflandenen großen Fabrifpläge 
Birmingham, Mancheſter, Sheffield, Wolvers 
hbampton, Wakefield, Halifar u. a, m. werden aber 
auch ohne eigene Magiftrate, blos durch die Friedensrichter 
der Graffchaft regiert. 

Zum vollftändigen Begriffe der bürgerlichen Corporation 
gehören der Mayor und die Gemeinde, oder der Bailiff und 
die Bürgerfchaft. Das obrigkeitliche Derfonal nennt man 
gewöhnlich die Corporation der Stadt, 

Der Magiftrat hat die innere Verwaltung der Gemeinde, 
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Zum Perfonalftände des Magiſtrats gehören in der Megel: ein 
 DBürgermeifter (Mayor, Bailiff, in London und York Lord 
Mayor), ein Kämmerer (Chamberlain), mehrere Rathsherrn 
(Aldermen), ein Stadtfefretär oder Stadtfchreiber (Town- 
Clerk) und die Bürgervorfteher (Common Coneil, Commoners, 
Burgeffes). Zu diefem Perſonal tritt in den bedeutendern 
Städten noch ein Nechtögelehrter ald Recorder, um die Rechtes 
gefchäfte der Corporation zu berathen, und um beiden Quar— 
tal» Sisungen die. von den zu Sheriff und Friedensrichtern 
beftellten ftädtifchen Beamten (Mayor und Aldermen) gehalten 
werden müffen, zu affiffiren. Das Amt des Bürgermeifterd 
dauert ein Jahr; für die Dauer der übrigen Aemter befteht 
feine Regel. Es giebt Städte, wo der Magiftrat den Mayor 
und die Übrigen Glieder felbft zu wählen befugt iftz in gemifs 
fen Städten werden die Magifiratsperfonen. von. obern geiftlis 
chen Behörden ernannt; in einigen Städten ift einem Ausfchuffe 
der angefeflenen Einwohner (d. h. der mit Grundeigenihum 
verfehenen und der zum felbftftändigen Gemerbetriebe befugten 
Bürger, freemen of the city, und der zur Theinahme an den 
Parlamentswahlen befähigten Bürger, liverymen) die Wahl 
der Magiftratsglieder übertragen; in mehreren Städten (meift 
in den corporirten) ift die Vertretung der Bürgerfchaft durch 
das Mittel der Zünfte oder Gilden noch in Wirkfamfeit, indem 
die ftädtifhen Aemter ſaͤmmtlich oder zum Theil durch Wahl 
der mit politifchen Rechten dort noch beftehenden Zünfte befegt 
werden; *) in andern Städten wieder find die angefeflenen Eins 
wohner in Maffe zur Ausübung der Wahl befugt, Mit Bewils 


*) In London beftehen noch 85 Zünfte, Aus den 12 vornehmften dies 
fer Zünfte muß der Lord- Mayor gewählt ſeyn; durd Wahl der 
Bünfte werden aud der Sheriff, der Stadtſekretair (Town-clerk), 
der Verwalter der Pupillengelder (Chamberlain) und die 4 Parlas 
mentöglieder der City ernannt. 


28* 
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ligung der Bürger ‚werden die Gemeindefteuern ausgefchrieben, 
durch buͤrgerſchaftliche Concurrenz ift die Nechnungsführung con⸗ 
teoliet ; öffentlich werden die Nechnungen abgelegt und juftificirt. 
Durch Wahlen der Gemeinde werden periodifh die Perfonen 
ernannt, welchen die Verwaltung des Kirchenvermögens und 
die Verwendung der zur Armenverfotgung zufammengebrachten 
Fonds anvertraut if. Kinzelne Zweige des Gemeinde » Hauss 
halte werden mit und ohne Verbindung mit Öffentlichen Beams 
ten ganz unentgeldlich durch Bürger verfehen, die freiwillig dem 
öffentlichen Yntereffe ihren Eifer widmen. Jede Verwendung 
des Gemeinguts ift durch die Augen aller Bürger controllirt. 
Die Deffentlichfeit gebietet über, die Gemeindeverwaltung, wie 
fie. den Englifhen Staatshaushalt im Großen beherrfcht. 

Die verfaflungsmäßige Regel, nach welcher die Sheriffs 
und Friedensrichter der Grafichaften vom Könige ernannt wer⸗ 
den, leidet in den mit Grafichaftsrechten begünftigten Städten 
eine Ausnahme. . Diefe Städte haben ihre befondern Sheriff, 
die fie ſelbſt wählen, und in mehreren corporirten Städs 
- ten gelten die Mayord und andern exften Beamten ald Fries 
densrichter von Amtswegen. Durh den Wirkungskreis der 
Sheriffs und der Friedensrichter‘ verbindet fih die Regierungs⸗ 
gewalt mit dem Communalwefen. 

Durch den Sheriff werden alle von den Obergerichtes 
höfen ausgehenden Ladungen, Anmweifungen,  Berhaftbefehle, 
Frecutionsmandate, Urtheile 26. infinuirt und vollſtreckt, die Ger 
ſchwornen für die Affifen und für die vierteljährigen Zufams 
mentünfte (Quarter Sessions) beftellt, der Schug und die Eis 
cherheit für diefe Nichter gehandhabt, die Zuchthäufer infpicirt, 
und die peinlichen Executionen dirigirt; die Sheriffs präfidiren 
den Parlamentswahlen, publiciren die vom königlichen Geheis 
menrathe erlaffehen Proclamationen, wahren die Kronenrechte, 
forgen für die Krongrundftäte, erheben die davon auffommens 
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den Gefälle, fo wie den Kronentheil an den gerichtlichen Geld⸗ 
ſtrafen und ftellen der Schatzkammer darüber Berechnung. 

Der Friedensrichter foll für die Aufrechthaltung des 
Öffentlichen Friedens wachen (den Eöniglihen Frieden hegen): 
In diefer Beziehung begreift fein Wirkungsfreis zunörderft die 
allgemeine Polizeipflege und ift ihm übertragen: die 
Berhaftung der Verbrecher aller Art, die erfte Unterfuchung 
ber Verbrechen, die Erörterung und Beftrafung der geringern 
Vergehen, der perfönlichen Beleidigungen und der Eigenthums⸗ 
beſchaͤdigungen, das Verfahren gegen Faͤlſchungen und Betruͤ—⸗ 
gereien im Handel und Wandel, im Verkaufe der Lebensmittel, 
in Maaß und Gewicht, die Regulirung der Brodtaxe, die Ent— 
ſcheidung der Klagen’ wegen Tages Wachens und Geſinde⸗Lohn— 
jahlungen, ſo wie der zwifchen Meiftern und Lehrlingen gegen: 
feitig entftehenden Befchwerden, die Erörterung der Baterfchaft 
bei unehelihen Kindern und das Erfenntniß über die Alimens 
tationspflicht, die Verhütung des Bettelunfugs, die gefammte 
Armenverforgung, die Sittenpoligei, die jährliche Conceſſioni— 
rung der Trödler, Branntweins und Bierfchenfen, die Controffe 
wegen der Pflafterung, Erleuchtung, Gaffeneinrichtung, Bei⸗ 
fhaffung des Trinkwaſſers, und anderer Pofalanftalten, die 
Auffiht über die öffentlichen Wege, Brüden und Kandle, 
Der Friedensrichter der Stadt hat ferner die Gewerbepolis 
zei, die Erhebung der Öffentlihen Abgaben, die 
Verwaltung des Graffhafts:Bermögens (des ftäds 
tifhen Communals®Bermögens), die Aufficht über das Belle 
rungshaus, das Zuchtbaus und andere öffentliche Anftalten, die 
Ausfchreibung, Verwendung und Berechnung der für folche 
Anftalten und für fonftige Communalbedärfniffe erforderlichen 
Beiträge, Es wird endlich der Friedensrichter auch für milis 
tärifhe Zwecke in Thätigkeit gefegt, indem er die anges 
worbenen Eoldaten’ und Matrofen zu vereiden, die Deferteurs 
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gu fihern, bei der Milizeinrichtung zu concurrirern, die Eins 
quartierung, Verpflegung und Fortfchaffung der marfchierenden : 
Truppen zu beforgen, die Entwendung und Weruntreuung. milis 
tärifcher Gegenftände zu beftrafen hat. 

Die Functionen des Sheriffs und des Friedensrichters 
werden durch den Dienft der Conftabel in der Stadtges 
meinde unterftügt. Als Werkzeug für die Erhaltung der öffents 
lihen Sicherheit haben die Conftabel darauf zu fehen, daß die 
gefeglihe Ordnung beobachtet, jedem ruhigen Einwohner Schuß 
verfichert, die Sonntagsfeier nicht geflört, die Öffentliche Ruhe 
nicht unterbrochen, Unfittlichkeit und Verbrechen vorgebeugt 
werde. Die Eonftabel vigiliren. auf die Ordnung der öffentlis 
chen Schenkhäufer, auf die liederlichen Häufer, auf die der 
Diebshehlerei verdächtigen Perfonen, auf die Trödler und Ders 
faghäufer; fie können alle Nachtſchwaͤrmer, Landftreicher und 
Diebe verhaften; wo fie bei öffentlihem Zufammenlauf, Lärs 
‚men und ‚Unfug, um den Frieden herzuftellen, Ruhe und 
Auseinandergehen gebieten, muß fofort Folge geleiftet werden; 
thätlihe Ercedenten kann der Conftabel fogleich feſtnehmen und 
vor den Friedensrichter führen; Käufer, worin Lärm ift, oder 
worin fih ein Verbrecher befindet, zu deſſen Auffuhung und 
Verhaftung der Conftabel aufgefordert .ift, können. von demfels 
ben bei ‚verweigerter Oeffnung mit Gewalt. erbrochen werden. 
Den nöthigen Beiſtand fann fich. der Conftabel-in jedem Aus 
genblicke verfchaffen, indem er jeden Dritten, der ihm zur 
Hand ift, mündlich oder fchriftlich zu feinem Gehülfen erklären 
ann, und diefem hierdurch feine volle Gewalt und’ feine, ganze 
Amtsverpflichtung mittheilt, 

Es erhellt hieraus, daß das Vertrauen der Negierung den 
ftädtifchen, mit den Föniglichen übereinftimmend inftituirten Bes 
amten einen großen Wirkungskreis überläßt und daß jede folche 
Stadt der ehrvollſten Muͤndigkeit fi zu erfreuen hat. Cine 
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Menge von Staatsbeamten wird erfpart. Mach diefem Sys 
fteme ift in einem Weiche, deſſen Städte ber die Hälfte. der 
geſammten Volkszahl in ſich fallen, die Arbeit der Regierung 
unendlich vereinfacht und erleichtert. Die Städte find befugt, 
ihre Lofalverwaltung nach ihrer eigenen Cinficht, ganz nach 
ihren Bedürfniffen einzurichten; ihre Magiftrate können Will— 
führen für die innere Verwaltung machen, in fofern diefe nur 
den Landesgefegen nicht widerftreiten. Die Gemeinden haben 
freie Verfügung über ihe Eigenthum. Unter dem Schuge der 
Staatsverfaffung und der Regierung beftehen die mannigfal- 
tigften Ortsverfaſſungen. 

Die Gefammtheit der Großbrittannifchen Städte bildet 
ein großes Gewicht in den DVerkettungen der Englifchen Natios 
nalrepräfentation. Es erfcheinen im Unterhaufe: aus der Stadt 
London 4 Deputirte;z aus jeder der Übrigen mit Bifchoffs 
figen verfehenen 23 großen Städte (Cities) und aus jeder von 
den 8 Seeftädten (Cinque-Ports) 2 Deputirte, zufammen 625 
durch 4 Abgeordnete laſſen ſich die Univerfitäten Cambridge 
und Oxford vertreten; mit 2 Abgeordneten darf jede von dem 
gemeinen oder Eleinen Städten (boroughs) und jeder von den 
Burgflecken (close boroughs) und von den fogenannten wäften 
Flecken (rotten boroughs) repräfentirt werden, wodurch das 
Parlament für 167 Orte mit 334 Deputirten verftärkt wird; 
fünf fleinere Boroughs fenden jedes 1 Deputirten; 12 Repraͤ— 
fentanten erfcheinen für die 12 Städte in Wales. Die Ger 
fammtzahl der ftädtifchen Abgeordneten in England beträgt 
mithin 409. Zu diefen kommen aus Schottland: 1 Depu⸗ 
tirter für die Stadt Edinburgh und 14 Deputirte. für die 
übrigen 64 Schottifchen Städte; ferner aus Irland: 36 Abs 
geordnete für die 36 Irlaͤndiſchen Städte. Sonach werden unter 
den 658 Gliedern, aus welchen das Haus der Gemeinen befteht, 
460 fiädtifche Kepräfentanten gezählt, . Diefes numerifche Ueber⸗ 
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gewicht der Städte findet aber in Vergleiche mit der Nepräfens 
tation der grundherrlihen und ländlichen Intereſſen darin feine 
Mäßigung, dag die Parlamentsglieder in vielen Eleinen Städs 
ten und Flecken von den großen Grundbefigern (meiftens Pairs), 
in deren Eigenthume ſich jene gegenwärtig befinden oder auf 
deren Grund und Boden die Orte erbaut find, theild unmittels 
bar ernannt, theils unter ihrem vorherrfchenden Einfluffe von 
den Bürgerfchaften erwählt werden. 

Das frohe Bewußtſeyn, das belebende Gefühl der. Freiheit 
und Seldfiftändigfeit ift eine der großen wirkenden Urſachen des 
Englifhen Nationalgeiftes und der Englifchen Nationalinduftrie, 
die fruchtbarfte und nie verfiegende Duelle von eine? Menge 
das gefellfchaftliche Leben erleichternden und verfchöneenden 
Anftalten. Ohne Zuthun, ohne unmittelbare Einmiſchung der 
Megierung, ohne Verwendung von Staatögeldern, am meiften 
durch die vermittelft der naturgemäßen Verfaflungsmarimen 
angeregten und entwickelten freien Ihätigkeit der Gemeinden 
und der Privaten werden oͤfter die großartigften Unternehmuns 
gen vorgefchlagen, angegriffen und ausgeführt, werden die 
fhönften Werke für die Zwecke der Humanität ins Dafeyn 
gerufen. Der lebendige und werkthätige Gemeingeift, der freie 
Gemeinwille, der aufgemunterte Societaͤtsgeiſt der Privaten 
hat in allen Regionen Großbrittanniens die trefflichften Anftals 
ten für die Geiftesbildung, für die Ausübung der öffentlichen 
Wohlthätigkeit, *) für die Veredlung des Kunftfinnes, für die 
Vervollkommnung der induftridfen Beſchaͤftigungen, für die Ers 
hebung des Gewerbfleißes, für die Erleichterung und Befchleus 
nigung des innern Verfehrg gefchaffen; eine Menge in den 
Fabritftädten und in den Seeplägen verbreiteten Banken, die 





*) Man hat berechnet, daß in England nad) einem mäßigen Anfchlage 
12,000 wohlthätige Vereine mit 300,000 Mitgliebern beftehen. 


Engliſche Städteverf. Früchte ber politifhen Freiheit. * 


durch Privatcredit errichtet find, erleichtert den Geldumlauf und 
den Umſatz der Waarenwerthe; Privatvereine übernehmen die 
Affecuranz gegen Feuersgefahr und gegen Verlufte zur See; 
Privatſocietaͤten unterziehen ſich der Correction der Stromufer, 
der Anlegung von Schleufen und Brücken, der Austrocdnung 
der Suͤmpfe; die großen Manufactürftädte und die Seeplaͤtze 
fuͤr den Welthandel befluͤgeln ihre gegenſeitigen Verbindungen 
durch Canaͤle, Dampfſchiffe und Eiſenbahnen, deren Koſten 
fie ſelbſt unter ſich aufbringen; mit treflichen Hafeneinrichtun⸗ 
gen und Lageranſtalten ziehen die Seeplaͤtze den Großhandel 
nach ihren Raͤumen. Mehr als 25,000 Engliſche Fahrzeuge 
ſind in unaufhoͤrlicher Bewegung, um dem Welthandel der 
Brittiſchen Staͤdte zu dienen. In unermeßlichem Umfange 
waltet die von freier Thaͤtigkeit geſchaffene Nationalinduſtrie; 
in gewaltiger Kraft gebietet der Engliſche — 
durch alle Welttheile. 

Das Groͤßte vermag die Regierung mit einem —— 
welches durch die Staatsverfaſſung zur freien Selbſtthaͤtigkeit 
fuͤr alle oͤffentlichen Intereſſen erzogen und fuͤr ſeinen Rechts⸗ 
zuſtand ſelbſt mit zu ſorgen und zu wachen berufen ift. *) 





*) umftändlihe Auseinanderfegungen und Iehrreiche Bemerkungen über 
die hier berührten Verfaffunspuntte und Über die Wirkungen ber 
politifhen Freiheit auf den Geift der Engliihen Nation können vers 
glihen werben in: Schmalz, Staatsverfaffung Großbritanniens, 
Halle 1806. pag. 115. 151. 189. 8. Freiherr v. Binde, Dars 
ftelung der innern Verwaltung Großbritanniens, herausgeg. von 
Niebuhr, Berlin 1815, pag- 11. 25. flg. 52. 71. flg. 110. flg. 
182. 134. 141. 150. flg. Gefchichte der Englifchen Regierung und 
Berfaffung von Heinrih VII. Regierung bis Auf die neuefte Zeit, 
Bon Lord Sohn Ruffel, Ueberſ. von Krig. Leipzig 1828. Nr: 
12. 18. 14. und 28. pag. 87. flg. 97. .flg. 109. flg. und 191. fig 
Gedrängte Darftellung der Englifhen Staats-Berfaffung von George 
Guftance. Deutſch überf. Braunfhweig 1827. Kap. 8. pag- 87: 
Kap, 12, pag. 154. flg. Kap. 18. pag. 209. 


* 
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DBiertes Kapitel, 


. Andeutungen zue Organisation der Magiftrate. 





Nach der Groͤße und Bedeutung der Staͤdte muß die Wirk— 
ſamkeit der Magiſtrate ſich modificiren. Durch die Wirkfamz 
keit, welche in den verſchiedenen Staͤdteclaſſen allgemein und in 
den einzelnen Staͤdten nach ihren eigenthuͤmlichen Beduͤrfniſſen 
den Magiſtraten angewieſen wird, iſt deren Zuſammenſetzung 
bedingt. | 

In Gemäßheit der fünffachen Claffification, welche im 
nächft vorhergehenden Kapitel aufgeftellt worden ift, dürften 
fih zur Conſtruction der: Magiftrate im Allgemeinen folgende 
Unterfcheidungen vorzeichnen laffen, 


a) Für die Städte der erften Claſſe. 


Der Magiſtrat einer großen Stadt, bei welchem die Civil⸗ 
und Criminaljuftiz, die Sicherheits s und Wohlfahrtds auch 
Gewerbe s Polizei, die Beforgung der Staatsabgaben, die Curas 
tel der Kirchen und Schulen und die geſammte Commimalver- 
waltung vereinigt feyn foll, bedarf einer. dem Umfange der 
Geſchaͤfte entfprechenden Anzahl von Mitgliedern, Diefe Zahl 
muß fih größern Iheils im PVerhäftniffe der Volkszahl und 
nächft diefem. Gefichtspunfte im Verhältniffe zum Umfange des 
Communal-Eigenthums richten. In Städten, deren Bevoͤlke⸗ 
rung 200,000 Köpfe überfteigt, wird ein Magiftrat von wenigs 
ſtens 80 Perfonen volle Befhäftigung haben; Städte von 
100,000 — 75,000 Einwohnern werden 45— 39, Städte von 
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75,000 — 50,000 Einw. 39 — 32, Städte von 50,000 — 
35,000 Einw. 32 — 24, Städte von 35,000— 20,000 Einw, 
24— 15 Magiftratsglieder bedürfen. | 
Der Magiftrat hat in Corporation zu handeln, und die 
Arbeit der Stadtverwaltung unter feine Glieder einzutheilen, 
Unter den natürlichen und nothwendigen Vorbehalt für die 
Gefammtheit des Magiftrats ift zu rechnen: die Wachs 
famkeit über die Rechte der Stadt und über die Beobachtung 
der Stadtverfaffung, die definitive Berathbung und der Befchluß 
über allgemeine Anordnungen und über die Abänderung alter 
und die Annahme neuer öffentlichen Einrichtungen, das Patros 
nat über Kirchen und Schulen, die allgemeine Verwaltung des 
Stadtvermögens, die Feſtſetzung der Grundſaͤtze zur Regulirung 
und Vertheilung aller Communlaſten, die Ausfuͤhrung der wegen 
der Staatsabgaben erlaſſenen allgemeinen Geſetze, die Nepräs 
fenfation der Stadt in allen Verhältniffen zu den obern Lans 
des » Collegien, zu coordinirten Behörden des Inlandes und zu 
auswärtigen Behörden. Als natürliche Hauptabtheilungen der 
Magiftrats » Gefchäfte ftellen fih ferner dar: 1) die Civiljuftig 
mit dem Vormundſchafts- Grundbücher s und Hypothekenweſen, 
2) die Criminaljuftiz mit der Sicherheitspolizei, 3) die Verwal⸗ 
tung der Wohlfahrtss und Gewerbepolizei, 4) die Vertheilung 
und Erhebung der Abgaben für den Staat, 5) die Euratel 
über die Kirchen, die Schulen und die Übrigen frommen Stifs 
tungen, 6) die Leitung der Communalangelegenheiten überhaupt, 
Für den übertragenen Geſchaͤftszweig muß jede diefer Abtheiz 
fungen Selbftftändigkeit haben, um nach den allgemeinen Ges 
fegen frei handeln zu koͤnnen. Es müffen aber auch die Bez 
ziehungen, in welchen die einzelnen Gefchäftszweige zum Gans 
zen der ftädtifchen Gemeinde ftehen, durch zwecfmäßige Verbins 
dungen in der innern Conftruction des Magiſtrats gewahrt 
bleiben, und es muͤſſen daher für folche Punkte die Gefchäftss 
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abtheilungen im allgemeinen Intereſſe der Stadt an die ——— 
Autoritaͤt des Magiſtrats gewieſen werden. 

Es bedarf Feiner nähern Auseinanderſetzung und iſt durch 
die Erfahrung in der Verfaſſung mehrerer großen Staͤdte als 
ausfuͤhrbar und zweckfoͤrderlich erwieſen, daß bei einzelnen Ges 
fchäftszweigen wieder untergeordnete Deputationen gebildet wers | 
den können. So kann die Civiljuſtiz-Abtheiluug 1) für das 
Bormundfchaftswefen, für das Ueberfihreiben der Geundftücke 
und für die Eintragung der Hypotheken, 2) für die Streifigs 
feiten in Handelsfachen, und 3) für die unbedeutenden Gegens 
flände (causas minutas) einzelne Deputationen von fich abfons 
dern. So werden fi aus der Behörde für die Criminaljuftiz 
und Sicherheitspolizei mehrere, das Detail der Iegtern betreffende 
Gefchäfte ausfondern und einer coordinirten oder fubordinirten 
Stelle überweifen laffen. So dürfte. fih die Handhabung der 
Bewerbepolizei zum Gefchäft einer felofiftändigen Deputation 
eignen. So würden ferner in dem weiten Umfange der Com— 
Mmunalverwaltung die Auffiht über die Stadtcaffe, die Verwalr 
tung der Communguͤter, die Eehebung der directen und indire- 
ten Abgaben für die Gemeinde, das ftädtifche Bauweſen, die 
Armenverforguug u. a. m. auf eben fo viel ONE zu | 
übermweifen feyn. 

Iſt eine Stadt fo groß, daß die Pünktlichkeit und Fügs 
lichkeit der Nechtspflege darunter leiden müßte, wenn nur ein « 
Civil- und ein Criminalgericht functioniren follte, fo verfteht 
fih von felbft, daß mehrere Diftricte oder Bezirke der Stadt 
abgegrenzt und in jedem derfelben die für die Gefchäftsfördes 
zung nothwendigen Yuftizbehörden gleichförmig eingerichtet wer—⸗ 
den müflen. Eine folhe Multiplication der Organe für die 
‚ Öffentliche Verwaltung würde analog auch für andere Gegens 
ftände, 3. B. die Sicherheits: und Wohlfahrtspolizei, die Auf 
fihe wegen der Schulen, die Armenverforgung u. a. im. zum 
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Beften der einzelnen Stadtdiftriete eintreten fönnen, wiewohl 
in diefen Beziehungen die Einheit des Verfahrens und die 
Bteihförmigfeit des Strebens nach den vorgeftedten Zwecken 
durch Verbindungen der einzelnen Depntationen mit einem ges 
meinfchaftlihen, höher geftellten Mittelpunkte — der treffenden 
Hauptſection des Magiſtrats — gewahrt bleiben müßte. 

In den Nefidenzen und in den übrigen bedeutenden Städs 
ten, wo die Juſtiz- und AdminiftrativsCollegien für ganze Pros 
vinzen oder Kreife (legtere in provinzieller Ausdehnung gedacht) 
ihren Sig haben, werden die Delegationen für die Magiftrate 
hinfichtlich der Polizeigeralt in mehreren Punkten modificirt. 
Hier iſt es den PVerhältniffen, den nahen und vielfachen Bes 
xührungen der höheren Autoritäten mit der ftädtifchen Behörde 
entfprechend, wenn den für die Verwaltung der Polizei beſtell⸗ 
sen Magiftrats- Abtheilungen Iandesherrliche Oberbeamten vorges 
fegt und die Dirigenten der für die umliegenden Landbezirke 
errichteten und im diefe Städte ‚mit gewiefenen landesherrlichen 
Gerichtsverwaltungsftellen (Kreisamter, Oberämter, Juſtizaͤmter, 
Landgerichte, Criminalgerichte, Inquiſitoriate) mit beigeordnnet 
werden. Diefe Combinationen beweifen vorzüglich in Hinficht 
nuf die Handhabung der Sicherheits s Polizei und auf die Vers 
waltung der. Criminaljuftiz wefentlihen Nugen, da es hiers 
durch fehr erleichtert ift, für das Ganze der’ Stadt und für 
die nächfte Landumgebung nach den-vorfommenden Umfländen 
übereinftimmende Maaßregeln zu nehmen und auszuführen, und 
da durch das befchleunigte Zufammengreifen der verfchiedenen, 
für die Stadt und für. die angrenzenden Landbezirke beftimme 
ten obrigfeitlichen Behörden die präventive Wirkfamfeit der 
Polizei unterftügt und zur Sicherung der criminalrichterlichen 
Zwede die Entdeckung und Unterfuchung der Verbrechen befoͤr⸗ 
dert. wird. 

Die Leitung und Ausführung der Gefchäfte. wird den 


n 


— 
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Magiſtratsgliedern leichter werden, wenn denſelben bei allen 
Verrichtungen der oͤffentlichen Gewalt ein ausreichendes Huͤlfs— 
perſonal beigegeben if. Die Stadtverwaltung wird ihre anges 
meffene Pünktlichkeit und Lebendigkeit behalten, fobald die Zahl 
der Erpedienten und Subalternen, der Sekretaͤre, Actuarien, 
Hegiftratoren, Kalculatoren, Copiften, Cinnehmer, Contros 
Teure und der fonftigen Gemeinde Officianten und Diener mit 
der Maſſe der Gefchäfte und mit der Zahl der Rathsperſonen 
in richtiges Verhaͤltniß gefest ift. 

Leicht ift e8 zu ermeflen, daß das Verfahren der Magis 


ftrate im Ganzen und in den einzelnen Geſchaͤftszweigen an 


Umfiht und Uebereinfimmung, Sicherheit und Confequenz ges 
winnen müffe, wenn alle Rathsglieder durch den allgemeinen 
Gefchäftsorganismus in den Stand gefegt werden, das Ganze 


der ftädtifchen Verwaltung in feinen verfchiedenen Theilen ges 


nauer kennen zu lernen und den vollen Ueberblick der Magis 
ftratswirkffamfeit zu gewinnen. Das praftifche Mittel dazu 
diegt in der zweckmaͤßigen Einrichtung eines periodifchen Wech— 


fels, in welchem die einzelnen Rathsglieder für die verfchiedenen 


Gefchäftszweige verwendet werden, während fie bei der Leitung 
des Ganzen eine thätige Mitwirkung behalten. Die Füglichkeit 
und der Nugen einer folhen Einrichtung ift durch das Beifpiel 
der freien Städte und anderer großen Städte Deutfchlands bes 
wiefen. Dem Beobachter des Behörden » Organismus kann es 
nicht entgehen, daß die Umſicht, Geſchaͤftserfahrung und Stadt— 
kenntniß (auch Staatskunde) bei den einzelnen Magiftratsperfos 
nen dadurch vielfach befördert wird, und daß in den auf foldhe 
Weiſe conftruirten Rathscollegien einfeitig gebildete (und darım 
in befchränkterem Maaße brauchbare und weniger gewandte) 
Beamten unter die Ausnahmen gehören. Die ununterbrochene 
Theilnahme der Nechtfprechenden an der allgemeinen Stadtvers 
waltung, und der Wechfel in den Befchäftigungen unter der 
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Adminiftration der Nechtöpflege verfchafft den Magiftratsbeams 
‚ten eine vollftändigere und lebendigere Kenntniß vom Mecha— 
nismus der buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe und Thaͤtigkeiten und von 
dem Rechtszuſtande der Gemeinde im Ganzen und zwiſchen 
‚ihren einzelnen Gliedern. ine vielſeitige Ausbildung des ſtaͤd⸗ 
tifhen Beamten wird auf diefem Wege befördert und die prafs 
tiſche Brauchbarkeit der Geſchaͤftsmaͤnner ungleich ficherer bes 
gründet, als wenn die Einzelnen fih für beftändig in einem 
einförmigen befchränften Cirkel herumzudrehen hätten und der 
Belegenheit beraubt wären, von den übrigen Verhaͤltniſſen, in 
‚deren Mitte fie leben, richtige Begriffe aufzufaſſen. 

Der Gefchäftskreis des Magiftrats giebt die Gefihtspunfte 
‚für deſſen perfönlihe Zufammenfegung. Rechtsgelehrte, geſetz⸗ 
und. verfaffungsfundige, zur öffentlichen Gefchäftsführung volle 
ſtaͤndig ausgebildete Männer*) müflen in ausreichender, in den 
‚größern Städten auch mit überwiegender *) Anzahl 
‚vorhanden feyn, um die Civils und Criminals Rechtspflege, die 
gefammte Polizei, die Abgaben für den Staat, die Leiftungen’ 
‚für die Commun, die Curatel der Kirchen und Schulen, und 
‚die Übrigen Hauptgefchäfte der Gemeindeverwaltung zu beforgen 
‚und zu leiten. Für den umfaflenden Wirkungskreis der Coms 
munalverwaltung muß dann mit den rechtss gefeßs und verfafs 
fungsfundigen Gefchäftsmännern eine Auswahl von andern Bürs 
gern vereinigt feyn, durch welche die übrigen Intelligenzen und 
Intereffien der Gemeinde im Magiftrate für beftändig repraͤſen⸗ 
tirt werden und ſich in den obrigkeitlichen Handlungen unun— 
‚terbrochenen. Einfluß erhalten koͤnnen. Diefen Gefichtspunften 
für die Conſtrullion des Magiftrats wird cd am meiften ent⸗ 


*) Mreußifche Städteorbnung $.. 144 

*) Den Nugen biefer Marime bemeifen bie Rathöverfaffungen in 
den Städten Lübed, Frankfurt, Bremen, Hamburg, 
Leipzig u. a. m, 
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fprehen, wenn die übrigen Nathsglieder allemal aus dem ges 
fammten Handelsftande, nach feinen hauptfächlichfien Gliederuns 
gen (in Beräcfihtigung des Großhandels, des Wechfelvers 
kehrs, des Fabrifs und Manufacturwefens, des Umſatzes der 
Landesprodufte, des DVertriebes von Drogueries und Schnitt 
maaren, der Commiſſions- und Speditionsgefhäfte) und aus 
den Übrigen Gewerben, in fomweit diefe fi in dem Ganzen 
einer großen Stadtgemeinde durch Kunftnäßigkeit, durch Verei—⸗ 
nigung mehrfacher induſtridſer Thaͤtigkeiten und durch ausge⸗ 
dehnten Einfluß auf die ſtaͤdtiſche Nahrung bemerkbar machen, 
erwaͤhlt werden. Je vollſtaͤndiger in dieſer Beziehung die 
wichtigſten ſtaͤdtiſchen Gewerbe im Mittel des Magiſtrats vers 
treten find, deſto mehr iſt derſelbe der ihm unaufhoͤrlich noths 
wendigen genauern Kenntniß von den Verhaͤltniſſen der Bürs 
gerſchaft verſichert, deſto angemeſſener kann das Organ der 
Öffentlichen Ordnung in den Handlungen für die Gemeinde zu 
Werke gehen, defto richtiger werden die obrigfeitlichen Maaßs 
nehmungen calculirt. Durch die Rathsglieder aus den ftädtis 
fchen Gewerben können dem Collegio viele Facten aus den bürs 
gerfchaftlichen Thätigkeiten und Zuftänden in den Momenten 
der obrigkeitlichen Deliberationen vorgehalten werden; das Mans 
'gelhafte kann vollftändiger erkundigt, anfgefaßt, jede Schwierigs 
£eit der Ausführung gründlicher betrachtet werden. Die rechtes 
gelehrten Magiftratsperfonen werden in den Stand gefeßt, die 
Beſchluͤſſe im Collegio und bei den einzelnen Deputationen in 
Uebereinftimmung mit dem Nechtszuftande, den Gefeßen, der 
Berfaffung und den Bedärfniffen richtig zu entwerfen und die 
Schwierigkeiten, welche fi der Ausführung entgegenftellen koͤn⸗ 
nen, durch die angemeffenften Mittel zu befeitigen. 

Die Stellung des Magiftrats hat mehr Feftigkeit, und 
‚ein entfchiedener Tact wird in feiner ganzen Gefchäftsführung 
fih leichter fortpflangen, wenn alle Rathsglieder gleich den 
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landesherrlichen Beamten permanente Arfftellung erhalten. 
Eine Compofition, bei welcher der Magiftrat befländigen Abs 
und Zugang neuer Mitglieder erfährt, wird ſchwerlich eine ges 
nügende Sicherheit vor der Gefahr gewähren, daß nicht die 
ganze obrigkeitliche Wirkfamkeit der ftädtifchen Behörde in den 
Zuftand eines unfihern Schwanfens, und in fchädliche Abhäns 
gigkeit von der Gemeinde verfegt werde. Kine dem Beduͤrf⸗ 
niffe der Gemeinde genuͤgende Tüchtigkeit aller, Magiftratsglies 
der wird dann gefichert, wenn alle Einzelne durch eine längere 
Uebung und Erfahrung fich eine richtige Erfenntniß über ihre 
Pflihten und über ihre Stellung gegen die Gemeinde erwerz 
ben fönnen. | 

Ein wichtiger Gefichtepunft bleibt es für die Magiftrate, 
daß in den Stadtverfaſſungen die altherkoͤmmlichen und rechtlich 
begruͤndeten Unterſcheidungen zwiſchen Rathsgut und Communs 
gut nicht ganz bei Seite geſetzt werden. Auf das Rathsgut, 
welches die Magiſtrats-Collegien in der Regel mit voller Freiz 
heit verwalten durften, waren gewöhnlich die Subſtantial⸗ 
Befoldungen der Rathsglieder mit angewieſen. Indem die 
Dienftgehalte aus einem für fich beftehenden, zur Rathsverwal⸗ 
tung vorzüglich gewidmeten Fond beftritten wurden, und indem. 
daher nicht gefagt werden Eonnte, daß diefer Aufwand auf 
einem der Gemeinde, als ſolcher, zugehörigen Eigenthume lafte, 
mußte das Gefühl der Selbfiftändigkeit und Unabhändigkeit im 
Magiftrate ſich verftärten. Cs mußte Werth für ihn haben, 
die Mittel zu feiner perfönlichen Eriftenz oder das Beduͤrfniß, 
an Öffentlihen Befoldungen nicht einer von ihm nachgeſuchten 
Bewilligung der Gemeinde, nicht erft einer deshalb befonders 
aufgelegten Leiftung der Bürger verdanken zu müflen. Spre— 
hen nun auch, unter andern Beziehungen, überwiegende 
Gründe dafür, daß die Adminiftration der Nathegüter mit 
unter die Eontrolle der Gemeinde; Repräfentation gefeßt werde, 
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fo ift es doch darum nicht nothwendig, eine totale Vermi⸗ 
fhung des Rathsgutes mit dem Communeigenthume zu autoris 
firen und die urfprüngliche Beftimmung des erftern. damit ganz 
ins Dunkle zu ftellen und der Vergeflenheit überliefern zu lafs 
fen. Es ift vorzuzichen, hier das Selbftgefühl der Magiftrate 
zu ſchonen und ein Hauptmoment 2 ————— nicht 
fallen zu laſſen. 

Das Herkommen in den Deutſchen Stadtverfaſſungen hat 
im Mittel der Magiſtrate die Funktioneu der Buͤrgermeiſter, 
der Stadtrichter, der Syndicen oder Stadtſchreiber, der Caͤm⸗ 
merer, der Baumeiſter, der Stadthauptleute, der Senatoren, 
Rathmannen oder Rathsbeiſitzer u. dgl. m. nach und nach uns 
terſchieden und ausgebildet. Von der Groͤße und Bedeutung 
jeder Stadt bleibt es abhaͤngig, wie viel Perſonen zu Fuͤhrung 
dieſer Aemter beſtimmt werden ſollen. Ein erſter oder Ober—⸗ 
Buͤrgermeiſter und ein Buͤrgermeiſter als Stellvertreter des 
erſten, oder zwei ſich völlig eoordinirte Buͤrgermeiſter, mehrere 
Stadtrichter als Dirigenten mehrerer Gerichtsbehoͤrden, mehrere 
Syndicen oder Stadtſchreiber, ganze Rechnungs- oder Caͤmme—⸗ 
reis Deputationen ſtatt einzelner Kämmerer, collegialiſch geord⸗ 
nete Stiftungs-Inſpectionen, mehrfach befeßte und durch Teche 
nifer vervollftändigte Baubehörden und- andere Geſchaͤftsabthei⸗ 
lungen zeigen fih in den Nathsbehörden der großen Städte. 
An dem Verhältniffe, nach welchem -die Größe der Gemeinde 
und der Gefchäftsumfang fih mindert, muß die Zahl der Mas 
giftratsglieder für die einzelnen Gefchäftszweige fich befchränfen. 

Nah der Stufenfolge der Funktionen mögen die Befols 
dungen ehrenvoll in tichtigem Verhältniffe zu der Stellung ab; 
gemeffen fenn, welche die Nathsglieder Öffentlich einnehmen und 
behaupten follen. Der Magiftratsbeamte, welcher feine ganzen 
Kräfte. dem Dienfte für die ftädtifhe Gemeinde widmen foll, 
hat gerechten Anfpruch auf ſolche Honorirung feiner wiffens 


b) Städte der II. Elaffe, 4601 


ſchaftlichen und uͤbrigen Arbeiten, bei welcher ihm, ohne Ruͤck⸗ 
fiht auf eigenthämlichen Vermoͤgensbeſitz, eine forgenfreie Exi⸗ 
ftenz gewährt wird. In einer hiervon verfchicdenen Page befins 
den ſich aber diejenigen Nathsglieder, welche ein Eaufmännifches 
Gefchäft unterhalten oder ein anderes bürgerliches Gewerbe treis 
ben, und deflen Fortfeßung mit dem- übernommenen Chrenamte 
verbinden koͤnnen. In diefer Nückfiht mag der für ſolche Mas 
giftratsperfonen auszufegende Gehalt auf ein Quantum geſtellt 

> werden, welches der Befchaffenheit. der Arbeit-und ald angemefs 
ſene Nemuneration zugleich dem Zeitaufiwande entfpricht, - der 
dem Öffentlichen Berufe zu widmen ift, und die Thaͤtigkeit un 
das eigene Gefchäft des Beamten befchräntt. 

Die felbftftändige Wahl zu den erledigten Rathoſtellen ge⸗ 
hoͤrt zum Rechtsgebiete des Magiſtrats und die ſelbſtſtaͤndige 
Controlle bei dieſer wichtigen Handlung der ſtaͤdtiſchen Behoͤrde 
zum Rechtsgebiete der Buͤrgerſchaft. Das Gleichgewicht, wel⸗ 
ches zwifchen den Stimmen des Magiftratd und der. Bürgers 
Repräfentation gegründet wird, ift das geeignete Mittel, - beide 
Hauptgeftaltungen des ftädtifchen Gemeinwefend zu befriedigem . 
und jede Wahl auf die qualificirteften Individuen zu lenken, 

\ ’ b) für ‚die Städte der zweiten Claſſe. 

1 Fuͤr die Magiſtrate in den Staͤdten dieſer Claſſe ſollte 
neben der Communalverwaltung die gefammte Civil— 
gerichtsbarkfeit, die Sicherheits: Wohlfahrts- und 
Semwerbepolizei, die Vertheilung nnd Erhebung 

der Landesabgaben beftimmt bleiben und zugleih eine 
Theilnahme an der CriminalsZurisdiction einges 
räumt werden. (pag. 426.) 

Zur Verforgung des hier bezeichneten Gefchäftsfreifes würde 

der Magiftrat in gewiflen Stufen — nach Maaßgabe des Ums 
fanges, des ie der Gewerbe und der Volkszahl der eins 
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zelnen Städte aus 10 — 15 Perfonen zufammenzufegen ſeyn. 
Es können jedoch in den Städten diefer Kategorie die Departes 
ments der Stadtverwaltung mehr zufammen gezogen "werden. 
In den bedeutendſten Städten laſſen fich vielleicht drei Haupts 
abtheilungen des Magiftrats, die erfte für die flreitige' und 
nicht. ftreitige "Gerichtsbarkeit, das DWormimdfchaftswefen, die 
Srundäberfchreibungen und die Unterhaltung der Hypotheken⸗ 
bücher, die zweite für die Wohlfahrtss und Gewerbepolizei 
und für die Vertheilung und Erhebung der Öffentlichen Abgas 
ben, die dritte für die Gemeindeverwaltung überhaupt, inss 
befondere auch für die Euratel uber Kirchen und Schulen und 


- für die Anftalten der Wohlthätigkeit organifiren, In den übris 


gen Städten würde es genügen, wenn zwei Hauptfectionen 
des Magiſtrats gebildet werden, die eine fuͤr die Juſtizpflege, 
die andere für alles Adminiftrative überhaupt, demnach für. 
das Ganze der zur ftädtifcheh Kompetenz gehörigen Polizeivers 


waltung, fir die übrigen Aufträge der Negierung und für die 


befondern Communalangelegenheiten. Aus den Magiftratsglies 
dern, die an der Juſtiz- und an der Polizeiverwaltung Theil 
nehmen, würden zugleich. die Deputirten zu nehmen feyn, 
welche den Tandesherrtich beftellten Behörden für die Criminals 
gerichtsbarkeit beigeordnet werden ſollen. Won felbft verfteht 
fi dabei, daß die verfchiedenen Abtheilungen des Magiftrats 
nicht durchaus getrennt ſeyn dürfen, fondern, wie oben (unter 
a; pag.. 443.) angedeutet it, ‚für gewiſſe, das Allgemeine der 
ftädtifchen Angelegenheiten betreffenden Gefchäfte eine vereinigte 
Corporation zu bilden und durch periodifhen Wechfel der zu 
serfchiedeneu Sectionen deputirten Rathsperſonen oder durch die 
bei Einzelnen feftgefegte gleichzeitige Iheilnahme an mehreren 
Gefchäftszweigen Iebendige Verbindungen unter fi zu erhal 
ten haben. 

Nach diefen Vorausfegungen dürfte ein Magiftrat von 15 


# 
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Perſonen in fich zählen: einen oder zwei Buͤrgermeiſter, zur 
Direction der Communalangelegenheiten, der Wohlfahrts⸗ und 
Gewerbepolizei und des Steuerweſens, einen Stadtrichter zur 
Leitung der Rechtspflege und als Stellvertreter fuͤr den oder 
die beiden Buͤrgermeiſter, einen Syn dicus zur Wahrung und 

zum Vortrage der ſtaͤdliſchen Rechtsangelegenheiten, für die 
| wichtigften Protofollführungen und Ausfertigungen im Namen 
des gefammten Magiftrats, und für die Procchführungen im 
Mamen des Raths und der Bürgerfchaft, drei bie vier Bei— 
fißer (Senatoren) zur Verwendung - beim Stadtgericht, bei der 
Molizeiverwaltung und bei der. Criminalrechtepflege -und- der Si; 
cherheitspolizei, ſaͤmmtlich aus dem Stande der Rechts— 
gelehrten, einen im Rechnungsfache geuͤbten und geſchaͤfts— 
kundigen Kämmerer, einen Baukunſt-Erfahrenen und fünf bis 
fehs Beifigser (Senatoren) aus den gemwerbtreibenden Claſſen. 
In den Staͤdten, fuͤr welche dieſe Zahl von Magiſtratsgliedern 
nicht erforderlich iſt, wird eine Buͤrgermeiſterſtelle ausreichen 
und werden nach Verhaͤltniß 2, 3 oder 4 Senatoren aus dein 
Stande der Mechtögelehrten und der Gewerbtreibenden wegfals 
Ien koͤnnen. 

Jeder Hauptabtheilung des Magiſtrats iſt ein ausreichen⸗ 
des Perſonal an Expedienten, Caſſen- und Rechnungs— Offician⸗ 
ten und andern Subalternen beizuordnen, damit jeder Geſchaͤfts⸗ 
äjweig neben dem andern feine ungehinderte Förderung behal; 
ten koͤnne. | | 


In Hinficht auf Beſoldung und Wahl der Rathsglieder 
würden für die Städte diefer Claſſe gleiche Grundfäge gelten, 
wie bei den großen Städten. 


Die Verbindung, in welche die tandeserfice Behörde 
für die Eriminaljuftiz durch die zugeordneten Rathsdeputirten 
mit dem Magiftratscollegio gebracht wird, kann weſentlich dazu 
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beitragen, zwifchen der obrigkeitlihen Wirkfamfeit. beider Ber 
hörden eine dem Wohl der Gemeinde fehr förderliche Einigkeit 
und Uebereinftimmung zu erhalten. 


c) Für die Städte der dritten Claſſe. 


Es wurde oben (pag. 428) vorgefchlagen, den Magiftraten 
in den Städten diefer Kategorie die flreitige und nicht flreitige 
Civilgerichtsbarkeit, in ihrem ganzen Umfange, 
die Wohlfahrts: und Gewerbes Polizei, ingleichen die 

Vertheilung und Erhebung der Landesabgaben 
neben der Communalverwaltung als natürliches ftädtifches Recht 
zu uͤberlaſſen. Dagegen follte die Sicherheitspolizei dur) 
landesherrlihe Beamten in Verbindung mit dem Magir 
firate, die Eriminaljurisdiction aber völlig abgefondert von 
den Rathscollegien, ausfchlieglich durch Iandesherrliche Stellen 
verwaltet werden. 

Auch bei diefen Magiftraten kann noch eine Abtheilung 
in zwei Sectionen, die eine. für die Ausübung der ftädtifchen 
Gerichtsbarkeit, die andere für die frädtifche Polizei und für die 
Sefchäfte der laufenden Communal ; Verwaltung ‚eingerichtet 
werden, wobei jedoch gleichförmig, wie in den größern Städs 
ten, der gemeinfchaftlihen corporativen Wirkfamfeit beider Ses 
etionen die wichtigften Gemeindeangelegenheiten. vorbehalten bleis 
ben. Für den Gefhäftsumfang, der hier vorausgefegt wird, 
möchte nach DVerfchiedenheit der Städte eine Zahl von 10 —7 
Rathsgliedern genügen. Ein rechtsgelehrter Bürgermeifter, ein 
Stadtrihter, ein Syndicus, ein oder zwei rechtögelehrte Beis 
ſitzer, ein Kämmerer, ein Bautechnifer, und 3 —4 Beifiger aus 
den gemwerbtreibenden Claſſen würden die Znfammenfeßung eines 
Rathskoͤrpers von 10 Perfonen bilden. Von diefem Perfonal 
könnten der VBürgermeifter, - ein rechtsgelehrter Beiſitzer, der 
Kaͤmmerer und die Beiſitzer aus den Gewerbtreibenden fuͤr die 
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Adminiftrativ » Abtheilung, der Stadtrichter, ‘der Syndicus und 
ein oder zwei rechtögelehrte Beifiger für die Yuftiz - Abtheilung 
beftimmt, und der Bürgermeifter mit einem oder zwei andern ' 
Raths-Beiſitzern zu der landesherrlichen Behörde deputirt wer 
den, durch welche die Sicherheitspolizei, und die Vertheilung 
und Erhebung der Staatsabgaben beforgt wird. Ein Magis . 
firat von 7 Perfonen würde fich auf einen rechtsgelchrten Bürs 
germeifter, einen Stadtfpndicus, einen Kämmerer, einen. Baus 
techniker und drei Beifiger aus dem gewerbtreibenden Stande 
reduciren. Dem Bürgermeifter «würde die Direction in beiden 
Abtheilungen des Magiftrats bleiben und zu den gerichtlichen 
Gefchäften der Spndicus und der Kämmterer, zu den Verwal⸗ 
tungsfachen der Kämmerer, der Bautechniker und die =. 
Rathsglieder beizuordnen feyn. Ä 

Mach denfelden Nückfichten und Regeln, wie bei den grös 
Beren Städten, würde das Befoldungswefen und die Wahl der 
Magiftratöglieder fich zu richten haben. 

Nuͤtzlich und nothwendig erfcheint die Verwendung des 
Magiftrats für die Gemwerbepolizei und für die Bertheilung und 
Erhebung der Staatsabgaben, da das Gewerbsmwefen mit der 
‚Ausübung des ftädtifhen Bürgerrechts und mit den Fragen 
über die Aufnahme der Bürger in genauem Zufammenhange 
fteht und da zur richtigen Behandlung des Abgabenmwefens die 
den Nathsgliedern beitvohnende genauere Kenntniß des Grund: 
eigenthums und feiner Werthe im Handel und Wandel und 


die nähere Bekanntſchaft mit den bürgerlichen Gewerben beis 
tragen kann. 


d) Für die Städte der vierten Claſſe. 


Der Vorfchlag für die Städte diefer Ordnung war (im 
vorhergehenden Kapitel pag. 428 — 430) darauf gerichtet, daß 
den Magiftraten in denfelben die Handlungen der freiwilligen 
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Gerichtsbarkeit, das Vormundfchaftss und Hypothekenweſen, 
die contentidfe Yurisdiction für beftimmte Gegenftände und bis 
zu einer gewiffen Werthöhe der Sachen, gewiſſe Zweige der 
Wohlfahrts Polizei und eine Mitwirkung an der Vertheilung 
und Erhebung der Landesabgaben neben der Communalverwals 
tung übertragen werden möchte. Bei diefen Nathscollegien, die 
nach der verfchiedenen Größe und Wohlhabenheit der Städte 
6— 4 Derfonen enthalten Eünnen, bleibt es gleichfalls noch 
thunlih, unbefchadet ihrer corporativen Einheit für das Wich⸗ 
tigfte der Gemeindeverhältniffe zwei Sectionen, die eine für 
die Yurisdiction, die andere für die Polizei und MMufenden Ges 
fchäfte der Commuralverwaltung einzutheilen. Es würden 
nämlich in den Collegien mit 6 Perſonen ein Buͤrgermeiſter 
und ein Syndicus, beide aus dem Stande der Rechtsgelehrten, 
und vier aus der gewerbtreibenden Claſſe gewaͤhlte Beiſitzer, 
welche ſich unter die Verrichtungen des Kaͤmmerers und Bau— 
meiſters mit zu theilen haͤtten, aufgeſtellt werden koͤnnen. Die 
Juſtizabtheilung wuͤrde aus dem Buͤrgermeiſter, dem Syndicus 
und dem Kaͤmmerer, die adminiſtrative Section aus dem Buͤr⸗ 
germeiſter und den uͤbrigen Rathsgliedern, mit Ausſchluß des 
Syndici, formirt. In den Collegien mit 5 Perſonen wuͤrde 
einer aus den gewerbtreibenden Beiſitzern wegfallen muͤſſen. 
Bei einer Corporation von 4 Perſonen aber kann die Stelle 
des Syndici ausfallen und deſſen Geſchaͤftskreis mit den Funs 
etionen des Bürgermeifters vereinigt werden, in welchem Falle 
auch die Trennung. des Magiftrats in zwei Sectionen nicht 
weiter Statt finden mag. 

Die Befoldung der Magiftratsglieder bliebe von den Kräfs 
ten der Commune abhängig und bei den Wahlen würden gleiche 
Tormen,.wie in den andern Claffen, zur Anwendung kommen. 
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e) Für die Städte der fünften Cafe - 4 — 


Wenn in den übrigen kleinen Städten, die keinen Magie 
ftrat mit ordentlicher Civil + Zurisdiction zu unterhalten im 
Stande find oder unter. grundherrlichem Nerus fiehen, dem 
Rathe fuͤglich nicht mehr als die eigentliche Communalverwal⸗ 
tung (nach Verſchiedenheit der Rechtsverhaͤltniſſe mit und ohne 
Concurrenz der landesherrlichen oder grundherrlichen Gerichts⸗ 
ſtelle), eine Gerichtsbarkeit in causis minutis und eine friedens⸗ 
oder ſchiedsrichterliche Wirkſamkeit, in Verbindung mit eini⸗ 
gen Zweigen der niedern Ortspolizei und mit: der dazu gehds 
rigen polizeilichen Gerichtsbarkeit verbleiben kann, ſo erſcheinen 
4 oder 3 Perſonen für den Umfang der Geſchaͤfte vollkom⸗ 
‚men ausreihent. Die befoldete Magiftratscorporation würde 
aus einem rechtss und gefchäftstundigen Bürgermeifter mit 
‚einem Kämmerer und einem oder zwei Senatoren aus dem 
Gewerböftande zufammengefegt feyn, oder mit einem Bürgers 
meifter und einem oder zwei Senatoren aus der gewerbtreibens 
den Bürgerfchaft würde ein rechts: und gefchäftsfundiger Stadts 
fchreiber verbunden werden müffen. 


In ähnlicher Weife, wie bei den übrigen Städten, wäre 
die Wahl der Rathsglieder zu vollziehen. | 


Die Staatöverwaltung erleichtert, vereinfacht und verftärft 
ihe Werk, wenn fie mit der Communalverwaltung ſich eng 
zufammenfchließt. . Die ftädtifhe Magiftratswirkfamfeit muß, 
zur unverfennbaren Förderung der allgemeinen Staatszwecke, 
an Fefligkeit, Nachdruck und Lebendigkeit gewinnen, wenn jedes 
Hathscollegium für die Kreife der Communalverwaltung mit 
den natürlichen gefellfchaftlihen Gliederungen der Bürgerfchaft 
fih freundlich verbündet. Die innere Kraft und der Lebens⸗ 
muth der Gemeinden ſelbſt aber muß um ſo ſicherer anwachſen 
und ſich erhoͤhen, je ſorgſamer das Ehrgefuͤhl, die Freiheit und 
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die Seldftftändigkeit der Bürger geachtet und je mehr dadurch 
der Reiz zur Selbſtthaͤtigkeit für die allgemeinen Intereſſen 
gefleigert wird, 


Fuͤnftes Kapitel. 
— zur Bildung der Gemeinde⸗ « Repräfentation. 


— — und. fruchtbaren Ausbau. der ſtaͤdtiſchen 
Drdnung und zur. Unterhaltung . beftändiger nährender Lebens: 
frifhe im ftädtifchen Gemeinwefen ift eine fel6ftitändige, durch 
wefentliche Gerechtfame ermuthigte: Gemeinde » Repräfentation 
neben einem wohlconftruirten — ee unerläßs 
Uliche Bedingung. 

Die Stadtverfaffung muß — treffen, er die Ge 
‚meindeobrigfeit mit allen Claſſen der Buͤrgerſchaft in ſteter ge⸗ 
ſchaͤftlichen Beruͤhrung und freundlichen Mittheilung erhalten 
werde, ſo daß der Magiſtrat ſich in Stand geſetzt ſieht, von 
dem Zuſtande und den Beduͤrfniſſen der Gemeinde, von den 
Rechten, den Beſchaͤftigungen, den Intereſſen, den Geſinnungen, 
Meinungen und Wuͤnſchen der Buͤrger überhaupt und im Ein⸗ 
zelnen und ununterbrochen genaue Kenntniß zu nehmen. Jede 
Öffentliche Handlung des Magiftrats muß den wohlerfundigten 
Hechtszuftänden und uͤbrigen PVerhältniffen der Gemeinde und 
der einzelnen Bürgerclaffen möglichft angepaßt feyn. 

Die Selbftftändigfeit der Gemeinde im Verhäftniffe zum 
Magiftrate kann allein in dem Beftande einer felbftkräftigen, 
durch Einficht geführten und aus freier Wahl der Buͤr— 
gerfhaft bervorgehenden Repräfentation ihre wefentliche 
und wirffame Bürgfchaft finden. Die Gewalt und Wirffam: 
keit des Magiftrats bedarf des Iebendigen Gegengewichts, der 
freien Oppoſition, der hinreichenden vernünftigen Einſchraͤnkung, 
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theils um in ihren Handlungen das rechte Maaß zu halten, theils 
um für die Leitung des Ganzen die Vollftändigkeit der Cinfichs 
ten zu gewinnen und zur Uebung jener ununterbrodhes 
nen Ihätigkeit, weldhe für das Wohl der Gemeinde durchaus I 
nothwendig. ift, den unentbehrlihen Außern Antrieb zw behal— 
ten. Die Verwaltung des. Magiftrats muß durch ausgewählte 
tüchtige Organe der Gemeinde bald controlirt und befchräntt, 
- bald, unterftügt und ergänzt werden. Nur durch einen folchen 
Organismus kann die Gemeinde ‚befähigt werden, auf die Ver— 
waltung des gefammten Communweſens einen. thätigen und 
fruchtbringenden Einfluß auszuüben, er 
Dieſe Zwecke koͤnnen nur dann fiher erreicht werden, wenn 
die Kunft der Zufammenfegung, melde die Nepräfentation eins 
pfängt, auf die wirklichen. natürlichen DVerhältniffe ſich ſtuͤtzt. 
Die Vertretung der Bürgerfchaft ift natürlich und practifch, 
wenn fie den Richtungen, KHauptgeftaltungen und Muskular ſy⸗ 
ſtemen der Lebensverhaͤltniſſe, Thaͤtigkeiten, aͤußern Beſitzthuͤrner 
und Corporativverbindungen, welche in der Gemeinde begriffen 
find, fich mit Leichtigkeit anſchließt, wenn fie fügfam die Haupts 
unterfcheidungen in fih aufnimmt, ‚welche durch die natürliche 
Entwidelung der ftädtifhen Gefelfchaft im Laufe der Zeiten 
gebildet worden find. on 
Durch die Erdrterungen im 4ten Kapitel des II. Abſchnit, 
sed und im 2ten Kapitel des III. Abfchnittes ift verfucht wor« 
den, die Zulänglichkeit der bisher für die Nepräfentation anges 


nommenen Grundlagen zu ermeffen. Die Unterfuhung gab 


das Reſultat, daß die beftehenden Einrichtungen bald mehr bald 
weniger zu wuͤnſchen übrig laſſen. Wo die Lücken find, hat 
die Erfahrung gezeigt. An der Hand der Erfahrung müfs 
fen daher die Hauptmarimen für die Geftaltung diefes Inſtituts 
aufgefucht und feftgeftellt werden. 

Cs ift vorauszufegen, daß die Corporation des Bürgers 
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Ausſchuſſes das Organ vorſtelle, durch welches die le 
Bürgerfchaft bei den innern Angelegenheiten der Stadtgemeinde 
zu vertreten ift und welches Namens derfelben in Betreff der 
Verfaſſungs- und Nechtsverhältniffe in der Stadt, der öffent: 
lichen Anftalten und Einrichtungen, des Geſammtvermoͤgens der 
Gemeinde und des Umfanges aller zu den oͤffentlichen Beduͤrf— 
niffen der Stadt erforderlichen Leiftungen, fo wie wegen der 
Normen zur Vertheilung der auf die Stadt gefchriebenen Staats; 
abgaben und der ftädtifchen Laften theils gutachtliche theils ents 
fcheidende Rathfchläge und Stimmäußerungen abzulegen und vers 
bindende Erklärungen zu ertheilen, Fug und Macht hat. Dies 
fer Aufgabe zu genügen, diefen Wirfungsfreis auszufüllen, wird 
eine Gemeinde-Repräfentation dann am ficherften befähigt ſeyn, 
wenn im Mittel derſelben die wichtigſten im Leben 
der Gemeinde thätigen Intereſſen der Geiſtesbil— 
dung und die wefentlihften Beftandtheile der 
Bürgerfhaft, wie diefelbe durch die Unterſchei— 
dungen des Hauss und Grundbefißes und anderer 
Eigenthumsarten, ferner durch die Hauptfählich 
ften Abfachungen der ftädtifhen Induſtrie und Ge— 
werbfamkeit ihren Organismus im Ganzeu und 
im Einzelnen darftellt, permanent befeftigt find 
und gleichzeitigneben einander durch unmittelbare 
DBertreter ihre Stimmen dußern Eönnen* Es if 


H Unter den beftehenden Gefeßgebungen hat, nächſt den freien Städ— 
ten, die Eöniglih Sädhfifhe die Marime der Standesab: 
theilung in der Gemeinde » Repräfentation zuerft aufgefaßt, indem 
fie in ber für die Stadt Leipzig eingeführten Stadt: und Com⸗ 
mun=Repräjentation die Elaffen der Eöniglihen Diener, ber Univers 
fität = Verwandten, ber Hausbefiger und andern Grundgefeffenen, 
der Kaufmannjhaft mit Einfluß der Buchhändler, der zünftigen 
Profeffioniften und ber unzünftigen, Gewerbe treibenden Einwohner 
jede befonders vertreten läßt (S. oben, in der BVerfaffung der 
Stadt Leipzig, unter Nr, 6, pag. 306). 
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nothiwendig, daß durch die Gemeindes Repräfentation die buͤr⸗ 
gerfchaftlihen Intereſſen und Einfichten jederzeit in mögliche 
fter Vollftändigfeit gewahrt und geltend gemacht werden. 

Gründe genug bieten fih für die Erwartung dar, daß 
die practifche Brauchbarkeit einer Gemeinde: Nepräfentation um 
fo ficherer fteigen werde, je mehr ihr innerer Organismus und 
das ganze Wahlfpftem von diefer Marime beherrfcht wird. 

Es ift ſchon oben (Abfchn. II. Kap. 4.) darauf hingemies 
fen worden, daß die bisher belichten Wahlformen Eeine hinz 
reichende Buͤrgſchaft dafiir geben, daß die Corporationen der 
Bürgers Ausftüfe (Stadtverordneten, Gemeindebevollmächtige 
ten, Bürgervorfteher u. dergl. m.) jederzeit die dem Bes 
dürfniffe dee Gemeinde entfprechende perfönliche Zufammenfegung 
behalten. Man hat in den mehrften Gefeggebungen mit den 
bisherigen Formen zu wenig die richtige Claffenmifchung nach 
den Unterfchieden und Gewichten der practifhen Verhaͤltniſſe 
erwirft und es ift hierin zunächft die Urfache zu fuchen, warum 
manche Neibungen, Mißverftändniffe, Unbequemlichkeiten und 
Schlgriffe die Haushaltungen der Stadtgemeinden gelähmt und 
verwirrt haben. Die Wahlkoͤrperſchaften mäffen fo abgetheilt, und. 
die Feftfegungen über die Theilnahme am Stimmrecht und über 
die Waplfähigkeit zur Repräfentantenftelle muͤſſen fo abgemeffen 
feyn, daß der vorzüglihern Bildung und Einfiht, dem’ fläre 
ern Vermögensbefige. und ausgedehnten Gewerbebetriebe und 
der präfumtiven hoͤhern Gefchäftsfähigkeit das gebührende Ueber⸗ 
gewicht bewahrt wird, und daß die befchränftere Bildung und 
Einfiht, das Eleinere Eigenthum, das beengte Gewerbe, die 
mechanifche Befchäftigung und die mindere Gefchäftsfähigkeit 
nur einen ſolchen Einfluß bekoͤmmt, welcher den darunter ges 
hörigen Claffen der Bürger die angemeffene Berädfichtis 
gung verfichert, ohne die natürliche Abhängigkeit und Unterord⸗ 
nung in ein unpractiſches und fchädliches Uebergreifen und vers 
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foirrendes Vordrängen der bloſen Kopfzahl zu verkehren. Die 
Erfahrung hat die Lehre gegeben, daß die in den mehreften 
Wahlgeſetzen ertheilten, fehr allgemeinen Beftimmungen dem 
Zwecke nicht genügend entſprochen haben. Die allgemeine Feſt— 
fesung, daß das. Ganze oder der größere Theil der Nepräfens 
tantenzahl aus den Hausbefigern gewählt werden follte, konnte 
nicht: Hinveichen, da die dem Ausfchuffe zu feiner gefeglichen 
Wirkſamkeit nothwendige permanente Mifchung der verfchies 
denen Stände oder Claffen der Bürgerfihaft in Verbindung mit 
den wichtigften Sntelligenzen hierdurch nicht verbürgt und übers 
dies der wefentliche Unterfchied zwifchen den Cigenthümern der 
größern, thenern und mit beträchtlichen Abgaben belafteten Häus 
fer und den Befigern der Kleinen, in geringem Werthe ftehens 
den und mit unbedentenden Leiftungen belegten Wohnhäufer 
nicht beachtet war. Die Intelligenz der Gemeinde » Repräfen 
tation fonnte in diefer legtern Beziehung nicht dabei gewinnen, 
wenn im den Wahlverfammlungen zwifchen dem großen und 
dem Kleinen Eigenthume eine den practifchen Verhältniffen durchs 
aus widerftreitende Stimmengleichheit autorifirt, oder wohl gar — 
infofern der kleinen Wohnhäufer in den Städten immer mehr, 
als der großen find — der Kopfzahl der unvermögenden, mit 
mechanifchen Handwerken befchäftigten, kaum ſich und ihre Fas 
milien allein ernährenden Hausbefiger ein numerifches Ueberges 
wicht vor der Heinern Zahl der wohlhabenden, mit größern Häufern 
derfehenen und in beträchtlichen Gewerben thätigen, die Hands 
werfer öfters zu ganzen Maſſen ernährenden Bürger einges 
räumt war. Es konnte hiernächft die allgemeine Beftimmung 
welche den unangefeffenen Bürgern bis zu einem gewiffen Mir 
nimum des Einkommens herunter das Stimmrecht bei den Wahr 
len einräumt, keine Bürgfchaft dagegen geben, daß nicht die 
natürliche Ueberzahl diefer Unvermögenden in Verbindung mit den 
Heinen Hausbefigern den Ausfchlag der Stimmen in der Wahl 
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verſammlung gewann und daß nicht die Buͤrger des Minimums 
in der Corporation dev GemeindesRepräfentanten ein Ueberges 
wicht erlangten, weldyes auf die Leiftungen derfelben eine fchads 
liche Wirkung Außern und das Eigenthum und das Yntereffe 
der vermoͤgenden Bürger ‚fo wie die Intereſſen der Geiſtesbil⸗ 
dung und höher zu faſſenden Stadtordnung einem widernatürs 
lichen, leicht in Mißbrauch zu verfehrenden Einfluffe unterwers 
fen Eonnte. Dem vorfchwebenden Zwecke Eonnten endlich auch 
die Wahlen nicht genügen, die allein nach der Abtheilung in 
Stadtvierteln oder Stadbezirfen volljogen werden, in fofern 
dabei nicht zugleich Vorforge getroffen war, daß die nothwens 
dige Claffenmifhung im Bürger: Ausfchuffe permanent befeftigt 
blicb und daß mithin die unter ſich unabhängigen Wahlen in 
den einzelnen Diftricten nicht auf einmal lauter Bürger von 
einerlei Eigenthums⸗ oder Gewerbs-Gattungen (in den hoͤhern 
oder in. den niedern Claffen) in einer Corporation zufammens 
führen Eonnte, die doch in der verhältnißmäßigen und 
unmittelbaren Vertretung aller Bürgerclaffen und ver 
hauptfächlichften Intereſſen bei denfelben ihren Beruf finden foll. 
Die unpractifche Cinfeitigkeit in der Gemeinde + Kepräfentation 
und das Schwanfen in einer dem blinden Zufall zu fehr Preiß 
gegebenen Zufammenfegung muß möglichft verhütet werden. Die 
Berathungen und Abftimmungen einer Gemeinde: Nepräfentas 
tion werden dann weit ficherer zu brauchbaren Reſultaten ges 
fangen, wenn mit den Intereſſen der verfchiedenen Vemoͤgens— 
und. Erwerbs » Gattungen auch die Intereſſen der Geiftesbildung 
lebendige und unmittelbare Vertretung befigen. Die verfchies 
. denen Intereſſen finden leichter ihre angemeffene Befriedigung 
fobald die Reichen oder Wphlhabenden nicht allein, und. dager 
gen die unvermögenden Grundbefiger und die kleinern Gewerb- 
leute nicht über das durch! die natuͤrlichen Unterfchiede des buͤr— 
gerlichen Lebens gegebene Verhältniß zu flimmen haben, und 
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wenn Übrigens die verfchiedenien Claffen des Vermögens und 
der ftädtifchen Befchäftigungen nach ‚den ‚durch die Sofalitäten 
vorgezeichneten Gewichten ſich unmittelbar vertreten willen. 
Es werden ferner die Richtungen der Gemeinde s Repräfentation 
im Sinne der gefeglihen und fittlihen- Ordnung und. nach den 
Anfprüchen der geiftigen Cultur überhaupt unter den Momens_ 
ten der Deliberationen fih um fo mehr befeftigen , wenn die 
Elaffe der Gelehrten ebenfalls zur. ‚befondern Corporation geftals 
tet und der wiflenfchaftlichen Spntelligenz und Umficht ein eigens. 
thümlicher Pla im DVertretungsfpfteme der Bürgerfchaften anges 
wiefen wird. Se größer die Stadt ift, und je mehr, ſich daher 
die Anzahl der Nepräfentanten ausdehnen muß, defto, wichtiger 
erfcheint die Anwendung diefes Prinzips. 

Mit diefer Marime muß ein zweites Prinzip zur Anmwens 
dung kommen, um mit Leichtigkeit und Einfachheit zu practis 
fhen Formen zu gelangen. Es ift gerecht und billig, wenn 
hinfichtlich der materiellen: Sntereffen die Theilnahme an 
der Repraͤſentation nach den. Berhältniffen abge 
meflen wird, in welchen die einzehnen Bürger zu den 
Staats: und Communallaften beitragen. Wer viel 
leiftet, hat wohlbegründeten Anfpruch auf einen ftärfern Einfluß 
in Gemeindefachen; wer minder bedeutende Abgaben entrichtet, 
mag fih mit einem, feinen Leiftungen entfprechenden befchränks 
teren Einfluffe begnügen; wer fehr wenig oder nichts zu den 
dffentlihen Bedürfniffen beiträgt, wer feine materielle. Größe 
in den Grundlagen der Gemeindekraft darftellt, dem fann fein 
Platz in der Gemeinde-Xepräfentation angewieſen werden; diefe 
Elaffe, fo zahlreich fie feyn mag, wird fich überall zu befcheiden 
haben, daß ihr, bei der den Einzelnen fonft geficherten perfünzs 
lihen und bürgerlichen Freiheit, fein unmittelbares Stimmrecht 
bei der Communalverwaltung, Eein Einfluß auf die Rechte und 
die Mitleidenheit der Wermögenden verfiattet werden ann, 
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Die Abftufung der politifchen Mechte nach den Steuerbes 
trägen erfcheint einfach und confequent, da fie nach ſchon geges 
-benen beftimmten Größen regulirt und da in der Anwendung 
jede perfönlihe Willkuͤhr ausgefchloffen wird. Wandelbarer 
und dem Walten perfönlicher Willtühr in der Anwendung bloss 
geftellt ift das Prinzip, nach welchem die Grenzen der Theils 
nahme an den Ehrenrechten der Bürgerfchaft durch den Beſitz 
eines beftimmten, in dem Werthe eines Haufes oder andern 
Grundſtuͤcks angelegten Capitald bezeichnet find. Denn der 
Werth der Häufer und andern Grundftäce ift fleigend und fals 
Send nach Umftänden, die entweder (wie 5. B. die Leichtigkeit 
oder Schwierigkeit des Verkehrs) außer der Gewalt der Befiger 
liegen, oder die fih aus der Befchaffenheit des Gebrauchs hers 
leiten, welchen die Eigenthuͤmer für ihr individuelles Beduͤrfniß 
davon machen fünnen. Ueberdieß bleibt es an fich fehr ſchwie⸗ 
rig, im diefer Beziehung die verhältnißmäßigen Capitalgrößen 
für eine Menge von Städten, die in den Provinzen eines 
größern Staates begriffen find, zu arbitriten, da hinfichtlich 
des Nugend, der von einem beſtimmten, in einem Haufe 
oder andern Grundftücde angelegten Capital gezogen werden 
Tann, faft feine Stadt der andern gleicht, und da mithin eine 
und diefelbe Summe in jeder Stadt relativ eine verfchiedene 
Größe anzeigt. 

Eine dritte bei dem vorliegenden Gegenftande zu nehs 
mende Hauptruͤckſicht bezieht fi auf die naumerifhe Größe 
des Bürgers Ausfhuffes Bei diefer Frage iſt vorzuͤg— 
lich die allgemeine Beftimmung der Gemeinde sRepräfentation 
und dad Wefen ihrer innern Kompofition ins Auge zu faflen. 
Unter diefen Geſichtspunkten kann behauptet werden, daß die 
Zahl der Bürgervorfteher nicht zu enge gefegt werben dürfe, 
da die hauptfächlichften in der Gemeinde begriffenen Intereſſen 


unmittelbar vertreten werden follen und da der Fall oft vors 
Reichard D, Städteverfafl. 30 / 
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koͤmmt, daß; die Mitglieder der Gemeinde Nepräfentation dur 
ihre bürgerlichen Berufägefchäfte oder durch andere Umftände 
‚von der Theilnahme an den Berathungen abgehalten werden. 
Hätte man dieß nicht als einen gemöhnlichen Fall vorausgefegt, 
» fo würden die Geſetze tiber die Stadtverfaflungen nicht die Bes 
ſtimn ing aufgeftellt haben, daß die Nepräfentativförperfchaften 
‚nur dann gültige Befchläffe für ſich faffen dürften, wenn wer 
nigfiens zwei Drittheile ihrer Mitglieder bei der Verſammlung 
- gegenwärtig gewefen wären, Man hat fich alfo nicht darüber 
- getänfcht , daß die Nepräfentanten ihre öffentliche Stellung ans 
ders auffaffen könnten, als die angeftellten befoldeten Beamten, 
welche hauptfächlich fir ihre Amtsgefchäfte leben und der Ber 
forgung derfelben ihre ganze Zeit widmen follen. Se feltner 
aber wegen jener natürlichen und unvermeidlichen SHinders 
niſſe die normalmäßige Zahl in den Verfammlungen erfüllt 
‚wird, und je leichter daher, zum Schaden der Sachen, das 
‚eine oder das andere Intereſſe blosgeftellt werden kann, deſto 
räthlicher ift es, bei der Feflfegung der Repräfentantenzahl ‘auf 
einen öfter wiederkehrenden temporären Ausfall Bedacht zu 
‚nehmen, Im Allgemeinen möchte. fih die Regel aufftellen 
laffen, daß der Bürgers Ausfhuß wenigftens das Doppelte der 
Perfonenzahl, welche im Magifteate begriffen ift, erreichen muͤſſe, 
und dab er, um die Penkfamfeit zu behalten, das Dreis 
fache der Rathsglieder nicht Überfteigen dürfe. Die Feftfegung 
der Nepräfentantenzahl würde für jede Stadt nah Maafgabe 
- ihrer Lofalverhäl nie befonders erfolgen muͤſſen; für alle Städte 
aber wäre die Regel anzuerfennen, daß das Zahlenverhältnig 
‚nicht flationär bleibe, fondern in gemwiflen Perioden (etwa in 
Zwifchenräumen von 10 zu 10 Jahren) die wichtigern Weräns 
derungen in den Werthen des Grundeigenthums und im Stande 
des Gewerböbetriebes in Betracht gezogen werden follten, um 
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nah den erdrterten Umftänden die Verhältniffe der Repräfens 
tation zu modificiren. 

Ein vierter wichtiger Punkt, der bei diefem Gegenſtande 
für die Legislation zu beachten bleibt, trifft die Frage von der 
Dauer des Amtes, welhes den Gemeinde sRepräfentanten 
übertragen if. Auch bei diefer Frage wird. der unbefangene 
Blick auf die Erfahrungen in den beftehenden Spftemen die 
‚angemeflenften Feftfeßungen ausfindig machen. In der perfüns 
‘fihen Zufammenfegung der Bürger s Ausfchäffe ift fürs erfte 
MWechfel ein natürlicher und nothwendiger Grundfag; denn 
es foll eine ausgedehntere Zahl der Bürger der Reihe nach zur 
unmittelbaren Ihätigfeit für die Gemeinde gerufen werden; es 
fol ein größerer Kreis der Bürger die Gelegenheit erhalten, 
den Zuftand und die Bedürfniffe der ganzen Gemeinde, das 
MWichtigfte aus den Berhältniffen ihrer eigenen Beſtandtheile 
näher zu erforfchen, ihre Einfichten und Kenntniffe. zum gemeis 
nen Beften geltend zu machen und ein folches Intereſſe für 
Alles, was dem gemeinen Wohl angehört, fallen zu lernen, 
daß fie jede öffentliche Sache als ihre eigene zu betrachten, und 
mit allen Kräften zu unterftügen entfchloffen if. Es kann 
aber, um die Erreichung des vorliegenden hochwichtigen Zwecks 
‚zu fihern, das Prinzip des Wechfels allein nicht genügen. 
Auh im Spnthetiemus der ftädtifhen GemeindesRepräfentas 
tion muß, wie in den Reihen der Landes sMepräfentation, der 
Wechfel mit der Stetigkeit fich verbinden. Es müflen in die 
Eompofition der Bürger s Nepräfentativförper ftationäre Eles 
mente mit eingefügt und darin befeftigt werden. Denn es 
fordert (in den größern Städten) die Wahrnehmung der buͤr⸗ 
gerfchaftlichen Gerechtfame und die Nathgebung bei der Com⸗ 
munalverwaltung auf Seiten der Nepräfentanten nicht minder 
eine gründliche Kenntniß der Verhältniffe, eine practifche Ges 
ſchaͤftsͤbung, eine längere Erfahrung und einen gemandten 
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Tact der Unterhandlung, mie fie bei den Magiftratsgliedern als 
nothwendige Bedingung ihrer Wirkfamkeit vorausgefegt wird, 


Es wäre daher, nach den Bedürfniffen der Stadtgemeins 
den, eine Berbindung wechfelnder und permanens 
ter Repräfentanten zu geftalten. 


Die wehfelnde Abtheilung: der Gemeinde, Nepräfentas 
tion müßte jeden Falles den größern Theil derfelben, etwa #, 
3 oder wenigftens 3 der ganzen Vertreterzahl, in fi bes 
‚greifen. Die Zeit des Wechfels felbft aber kann, nah Ver 
haͤltniß der Größe und Bedeutung der Städte, verfchieden vors 
gezeichnet werden. 


In den Eleinen Städten, wo das Gefhäft der Gemeindes 
Repräfentation fi) leicht überfpannen läßt und wo, bei bes 
ſchraͤnkter Auswahl unter den Bürgern, die Abtheilung permas 
nenter Kepräfentanten weder thunlich ift, noch Beduͤrfniß ſeyn 
kann, wird es angemeſſener ſeyn und wird die Stetigkeit hins 
laͤnglich gewahrt bleiben, wenn die Buͤrgerſchaft ihre Repraͤſen⸗ 
tanten allgemein auf die Dauer von 8 Jahren waͤhlt, und 
wenn nur alle 2 Jahre ein Viertel der ganzen Corporation 
ausfcheidet und durch neue Wahl erſetzt wird. In den Staͤd⸗ 
ten von mittlerer Groͤße, worin ſchon eine ausgedehntere Zahl 
von wahlfaͤhigen Buͤrgern begriffen iſt, und wo durch Ausdehs 
nung des Wirkungskreifes zur Einrichtung einer permanenten 
Abtheilung der Bürger s Repräfentation gegründete Veranlaffung 
‚gegeben ift, kann für den Dienft der wechfelnden Nepräfentans 
‚ten eine fechsjährige Dauer, und in Zwifchenräumen von 2 zu 
2 Jahren eine Ausfcheidung und Wahlerneuerung zum dritten 
Theil beliebt werden. In den großen Städten endlich, wo die 
wahlfähigen Bürger zahlreich vorhanden find, kann die Dienfts 
‚zeit der wechfelnden Ausfhußabtheilung auf 4 Jahre beſchraͤnkt 
und ein jaͤhrlich wiederholtes Abtreten und Waͤhlen zum vierten 
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Theil der Repräfentantenzahl autorifirt werden, Dabei müßte 
jedoch Vorſorge getroffen ſeyn, daß die durch das Ganze der 
Repraͤſentation gehende fire Claſſification (nad den verfchiedes 
nen Ständen der Kaufleute, der Hausbefiger und andern 
Grundeigenthuͤmer, der Gelehrten, der Künftler, der zünftigen 
und unzänftigen Profeffioniften 2c.) durch den periodifchen Wech— 
fel niemals alterirt, fondern bei den neuen Wahlen jedesmal genau 
der Abgang, welchen jede einzelne Elaffe oder jeder Stand erleis 
det , erfeßt werde, 

» Kin Mittel, dem unpractifchen Einfluffe größerer Maſſen 
in die Leitung der Communalfachen zu begegnen, wird darin 
‚ gefunden, werden, wenn aus der Theilnahme an der Wahl und 
aus der Wahlfaͤhigkeit zum Gliede der Communal-Repraͤſenta— 
tion zwei verſchiedene Stufen gebildet, und wenn daher das 
Recht der Wahl durch Beſtimmung eines mäßigern Steuer— 
ſatzes fuͤr eine groͤßere Zahl der Buͤrger zugaͤnglich erhalten, 
dagegen aber die paſſive Wahlfaͤhigkeit durch Vorſchrift eines 
hoͤheren Steuerſatzes auf einen kleinern Theil der Buͤrgerſchaft 
beſchraͤnkt wird. 

Als practiſcher Stuͤtzpunkt für ein conſequentes Verhalten 
der Gemeinde-Repraͤſentation ſoll der wechſelnden Abtheilung 
derſelben eine permanente zur Seite treten. Daß geuͤbte 
und erfahrne Vertreter der Gemeinde ſehr nuͤtzliche Dienſte vers 
fprechen, und daß demnach eine partielle Stetigfeit in der Ges 
ftaltung der GemeindesRepräfentation zu befördern fey, haben 
die meiften Gefeßgebungen dadurch ſchon anerfannt, daß die 
fofortige Wiederermählbarfeit der in Gemäßheit des periodifchen 
Wechſels austretenden Repräfentanten ausdrüclich autorifirt wors 
den ift. Die betreffenden Regierungen haben daher den Fall als 
öfter vorfommend angenommen, daß die wählenden Bürger bei 
den öfter wiederkehrenden Wahlen fich in Berlegenheit fehen moͤch⸗ 
ten, auf welche Individuen das Abfehen gerichtet werden koͤnne. 
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Es leuchtet aber ein, daß hierin dem Epiel des Zufall noch 
zu viel Raum gelafien if. Man wird alfo wohl thun, einen 
Schritt weiter zu gehen. In allen größern Städten, wo 
ohnehin der Zufammenfegung der Bürgers Ausfchäffe eine grös 
Bere Mannigfaltigkeit gegeben werden Tann, wird die Verbins 
dung der fletigen und der wechfelnden Elemente ſich ohne bes 
deutende Schwierigkeiten einrichten laffen. Der fländige Theil 
der Mepräfentation, der fich zur Größe des ganzen Bürgers 
Ausfchuffes wie 1: 3 oder 1: 4 oder 1: 5 verhalten mag, 
enthielte dann die erfahrnen Wächter des Herfommeng und der 
verfaffungsmäßigen Stadtverwaltung, die geübten Tacthalter in 
den gefchäftlihen Beziehungen zwifchen der Gemeindes Nepräs 
fentation und dem Magiftrate. *) 


Das Recht, diefe permanenten Nepräfentanten (Aelteften, 
Aeltermänner) zu wählen, wird füglicher einem Eleinern Kreile 
der Bürger anvertraut, Die Wahl zu jeder erledigten Stelle 
möge ausfchließlih der Gefammtheit der jedesmal fungirenden 
beftändigen und wechfelnden Repräfentanten übertragen bleiben, 
da diefe durch die Erfahrung in dem Gange der Verhandluns 
gen ſich am beſten davon zu unterrichten: vermögen, bei welchen 
Individuen die Dualification zu jenem Berufe vermuthet wers 
den koͤnne. Für diefe Einfchränfnng des Wahlrechts ‚finden 
diefelben Gründe Statt, durch welche mehrere neue Gefeßges 
bungen beftimmt worden find, die Wahl der Magiftratsglieder 
nicht der ganzen Gemeinde, fondern den zeitlichen Gemeindes 
Kepräfentanten zu uͤbertragen. Die Gemeinde wird dadurd) 


*) Der practifhe Nugen der ftändigen Elemente in der Bürgers 
Repräfentation wird. in bem Berfaffungsieben ber freien Städte 
recht augenscheinlich dargelegt. Man vergl. oben Abſchn. II. Kap. 2. 
unter No. 4. „Bon der corporativen Eintheilung der Bürgerfchaft 
und von der Theilnahme berfelben bei ber Verwaltung und Ges 
ſetzgebung.“ | j 
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hinreichend befriedigt, daß durch den periodifchen Wechſel unter 
den Gliedern der MNepräfentation die Bürger nad der Reihe 
zur Ausuͤbung diefer Wahlbefugniß gelangen können, 


Durch die Herſtellung einer permanenten Abtheilung in 
den. Repraͤſentativcorporationen kann der denſelben uͤbertragenen 
Controlle gegen die Magiſtratsverwaltung mehr Sicherheit und 
reelle Wirkſamkeit gegeben werden, als es mittelſt eines die 
Theilnehmer unaufhoͤrlich wechſelnden Buͤrgercollegii jemals 
moͤglich iſt. | 

- Mach den oben CAbdfchn. IT. Kap. 2.) aufgeftellten Dis 
rectivpunkten würde nämlich die Gefammtheit der Nepräfentans 
ten, auf den Grund der. neueſten Gefeßgebungen, theils einen 
berathenden, theils einen entfheidenden Einfluß auss 
zuüben haben: Ä 


4) wenn Grundeigenthum der Kommune veräußert, verpfän- 
det, oder mit Meallaften - befchwert, oder wenn ein neues 
Grundſtuͤck für die Stadt erworben werden ſollz | 

2) wenn in der Benugung der Gemeinheiten wefentliche Aens 
derungen eingeführt oder Gemeinheitstheilungen unternoms 
men werden follen; 

3) wenn ftädtifhe Grundſtuͤcke oder Gerechtigkeiten (über. 

— einen gewillen, nach der Bedeutung der Städte zu nors 
mirenden Ertrag) ohne Meiftgebot verpachtet, oder Liefe⸗ 
rungen ohne Licitation an den Mindeſtfordernden verac— 
cordirt werden follen; 

4) bei Contrahirung neuer Schulden auf den Credit der 
Stadt und bei Schulden » Tilgungsplänen ; 

5) wenn Erlaſſe von Raths- oder Commun ; Sefällen (fofern 
ein gewiffer, der Dispofition des Magiftrats vorzubehals 
sender, Betrag überfliegen wird) bewilligt werden follen ; 

6) bei anzuftellenden Proceffen und abzufchließenden Verglei— 


\ 
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hen über Commungüter, über ftädtifhe Gerechtigkeiten 
und über Rechtsverhältniffe der gefammten Bürgerfchaft ; 

7) bei jedem Holzfchlage über den ordentlichen Deputatbedarf; 

8) bei der Unternehmung neuer Öffentlicher Bauten, bei neuen 
Anlagen zur Verfchönerung der Stadt und bei der Anords 
nung von Reparaturen, die bei einem und demfelben Ges 
genftande und in demfelben. Jahr, eine gewiffe (der freien 
Verfügung des Magiftratsd anheimzuftellende und nach Vers 
fchiedenheit der Städte höher oder niedriger zu arbitrisende) 
Summe überfteigen ; 

9) Hei der Anordnung und Negulirung ftädtifcher Abgaben; 

10) bei der Veranlagung der ausgefchriebenen  Landesabgaben 
und aller übrigen Leiftungen für den Staat; 

11) bei der Verwaltung der Communcafle und bei der Able⸗ 
gung der Gemeinderechnung; 

12) bei der Verwaltung. der Kirchen⸗Aerarien, der Schulcaſſen 
und der übrigen frommen Stiftungen ; | 

18) bei den Anordnungen über die gefammte Armenpflege; 

14) bei den Wahlen zu erledigten Stellen im Magiffrate; 

15) bei der Abänderung alter und bei der Einführung neuer 
Einrichtungen, welche auf das Wermögen der Stadt und 
die Gerechtfame der Bürger Einfluß haben; 

46) wenn Fremde in. das Bürgerrecht zugelaffen oder als 
Schugverwandte aufgenommen werden follen. 


Dem Grundwefen und dem natürlichen Zwecke der Ges 
meindes Repräfentation wird es entfprechen, wenn diefelben der 
Magiftratsgewalt gegenüber ein decifives Stimmrecht hins 
fihtlid des 1. 2. 3. 4 5 6. 7. 8. 9. 11. 14. und 16. 
Punktes, und ein confultatives Votum in Beziehung auf 
den 10, 12, 13. und 15. Punkt angewiefen erhält. 


Confultativ heißt diefes Botum in fofern, als der 
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Stadträth in den bezeichneten Sachen nichts verfügt, ohne die 
Gemeinde sMepräfentation mit ihrem Gutachten vernommen zu 
haben, jedoch dabei die volle Freiheit behält, ob er die Meis 
nung der Mehrheit oder der Minorität- im Bürger s Ausfchuffe 
ganz oder zum Theil, je nachdem ihm die Gründe dafür änges 
than erfcheinen, adoptiren, oder aber, mit Lebergehung der von. 
Seiten der Gemeinde: Vertreter vorgebrachten Gedanken, ledig⸗ 
lich nach ſeiner Anſicht und Ueberzeugung zu Werke gehen will. 
Deciſiv ſoll das Votum der Gemeinde-Repraͤſentation in fos. 
fern heißen, als der Magiſtrat hinſichtlich der bezeichneten Ges 
genftände die Verpflichtung hat, nicht für fich allein zu beſchlie— 
Ben und zu handeln, fondern nur nach vorgängiger Verneh⸗ 
mung der Gemeinde: Mepräfentation und im Einverftändnig mit 
den von der Mehrheit in derfelben ergriffenen Anfichten zu vers 
fahren. Es foll aber aus diefem Verhältniffe nur fo viel gefols 
gert werden, daß, wenn der -Magiftrat nnd die Gemeinde: Res 
präfentation verfchiedener Meinung find, weder die eine noch 
die andere allein die Maaße dafür geben könne, was zur Augs 
führung gebracht werden ſoll; in ſolchem Falle müffen vielmehr 
die Sachen in ihrem Stande verbleiben, oder, wo dies eines 
drohenden Schadens wegen nicht zuläffig if, weitere Berathuns 
gen gepflogen werden, bis das nothwendige Einvernehmen der 
mit gleicher Freiheit handelnden politifchen Körperfchaften erzielt 
ift, oder in letzter Inſtanz auf Anrufen des einen oder des ans 
dern Iheils die Regierung beftimmend entfcheidet. Keineswegs 
foll der decifiven Kraft ded buͤrgerſchaftlichen Voti je die Bes 
deutung untergelegt werden, daß der Bürgers Ausfhuß in die 
Stadtverwaltung mit beftiimmender Gewalt feldft eingreifen 
und für fich etwas befchliegen dürfte, was der Stadtrath, ohne 
daß bderfelbe vorher mit voller Freiheit, die Sache geprüft und 
zur Senehmignng von feiner Seite geeignet gefunden hätte, zur 
Ausführung bringen müßte. Dem Mägiftrate darf nie die Vers 
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. 'pflihtung auferlegt werden, Befchlüffe ausführen zu mäffen, die 
nicht von feiner eignen freien Präfung und felöfiftändigen Bil 
figung mit ausgegangen find. *) | 

"Der Umfang des nurbezeichneten Wirkungskreiſes, die noth: 
wendige Unterfcheidung feiner Zwecke und feiner Begrenzung und 
die Befchaffenheit der einzelnen Punkte in demfelben zeigen die 
eminente Käthlichkeit einer Weranftaltung, durch welche die Aus— 
Abung des Nechtögebiets für die, Gemeinde ‚und den Bürgers 
Ausfhuß fichere Haltung und. fefte Konfequenz befommt. Die 
permanenten Nepräfentanten werden. am erften die Erfahrungen 
und die genauern Kenntniſſe uͤber viele, Einzelheiten einzuſam— 
meln im Stande ſeyn, welche dazu noͤthig ſind, um uͤber die 
Erhaltung und Ausuͤbung der duch die Stadtiverfaſſung ber 
gründeten Gerechtfame der Bürger mit Feftigfeit und mit Erz 
folg wachen und um fowohl das Ganze der Nathsverwaltung, 
als auch die einzelnen Gefcyäftszweige, befonders die Verwaltung 
der Communcaſſe, fuftematifch controliren zn koͤnnen. ‚Eine pracz 
tifhe Gewöhnung wird fi) in den Handlungen des Bürgers 
Ausfchuffes befefligen, wenn der Einfluß der permanenten Re— 
präfentanten in die Ihätigkeit der Gemeinde: Nepräfentanten 
allenthalben verfettet wird, und wenn daher das Gewicht der 
Erſtern nicht blos da, wo die Corporation im Ganzen handelt, 
fondern auch da, wo das Cinzelne der Stadtverwaltung zu 
ergreifen ift, in Wirkfamkeit erhalten wird. Demnach müßte 
jede Deputation, die vom Bürger: Ausfchuffe zur vorbereitenden 
Le vorfommender Berathungsgegenftände und zur 


— — — — 


*) Würde der Gemeinde-Repräſentation in irgend einem Punkte die 
Vollmacht eingeräumt, dem Magiftrate gegen deffen Willen und 
Ueberzeugung Etwas aufbringen zu dürfen, ſo wäre der Begriff der 
Unterordnung der Gemeinde unter ihre nächte Obrigkeit auſgeho— 
ben. und im geraden Widerfpruche mit der monardifhen Ordnung 
im Staate ein. [hmwächender und auflöfender Demokratismus int 
Kleinen autorifirt. 
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Ausführung gefaßter Beſchluͤſſe aüs feinem‘ Mittel zu ernennen 
waͤre, aus permanenten und mwechfelnden Mepräfentanten ges 
mifcht werden. Ins befondere aber würde es dem Prinzipe 
der Stetigkeit entſprechen, wenn hinſichtlich der dem Bürgers 
Ausſchuſſe einzuraͤumenden Initiative die Regel aufgeſtellt würde, 
daß ein foͤrmlicher Vorſchlag zur Abſchaffung ſtatutenmaͤßiger Ver⸗ 
haͤltniſſe, oder zur Abaͤnderung beſtehender oder zur Einfuͤhrung 
neuer Einrichtungen von Seiten der Gemeinde⸗-Repraͤſentation 
nur dann an den Magiſtrat gebracht werden koͤnne, wenn unter 
der für "bie Sache” entfihiehenen. abfoluten Mehrheit der ges 
fammten Cotpötation auch die Mehrheit der permanens, 
ten Kepräfehtanten begriffen iſt. 

UUnverwehrt möge es der GemeindesMepräfentation bleiben, 
fih zur Prototolfführung in ihren Verfanmlungen und zur Auss 
arbeitung der fonft erforderlichen Schriften Lines Rechtsconſulen⸗ 
ten zu bedienen. Die Zuziehung eines folchen rechts- und ges 
ſetzkundigen und gefchäftserfahrenen Conſulenten iſt den Bürgers 
Ausfhäflen in den mehreften Städten um ſo öfter Bedürfniß, 
da es nur in den großen Städten thunlich if, unter die Mits 
glieder der Gemeinde »Mepräfentation jederzeit «einen oder mehs 
rere Nechtsgelehrte mit zu wählen, und da, wenn auch diefer 
Fall vorkoͤmmt, das Gefchäft der Protofollfführung und die Auss 
arbeitung der für die Wirkfamkeit des Bürgers Ausfchuffes noth⸗ 
wendigen Schriften einen Umfang gewinnen fönnen, welcher die 
Verbindlichkeit der einzelnen Nepräfentanten bei weiten übers 
fohreitet, und wo daher mehr das Verhältniß eines zu wiffens 
fhaftlihen Functionen angeftellten, und angemeflen zu honos 
tirenden Beamten anzunehmen ift.*) 





*) Die ftändige Bürger: Repräfentation zu Frankfurt a. M. bat 
einen Gonfulenten, einen Regiſtrator und einen Actuarius zur 
Seite, obwohl fi unter ihren 51 Mitgliedern immer 5, 6 oder 
auh mod mehr Kechtögelehrte befinden, So haben aud) die 
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+ Unter den hier: angedenteten Vorausſetzungen würde der 
Gemrindes Nepräfentation nach den verfchiedenen Claſſen der 
Stätte (mit der, im 3. Kapitel dieſes Abfchnitted proponirten 
Einthyeilung) folgende Zufammenfegung gegeben werden fönnen. 


I. Städte der erften Ordnung. 


Die Zahl der Nepräfentanten würde in vier BEER 
— und zwar 
A. in die Claſſe der Kaufmannſchaft, | 
B. ss +» Sausbefiger und. übrigen Grunds 
eigenthuͤmer. 
Cs s ss zönftigen und unzünftigen Kuͤnſtler 
und Handwerker und der andern 
| Gewerbe treibenden Bürger, 
D.s s»_ ss Gelehrten und. der unangeſeſſenen, 
* kein Gewerbe treibenden Buͤrger. 
Die — der Buͤr gervorſteher koͤnnte aber gezogen werden 
zu 2, aus der Elaſſe unter A. 
Pe Pr Br er B. 
Pape Far er er Be 6. 
2 I 8 8 ⸗ ‚ D. 
Won diefen Elaffen würde dann jede beftimmte Unterabtfeiluns 
gen zu empfangen haben, 


Die Elaffe der Raufmannfhaft kann fih nach 
den Hauptunterfcheidungen eintheilen, welche nach der mannigs 
faltigen Ausbildung der Handelsgefchäfte überhaupt und nad) 
der Eigenthümlichkeit und Bedeutung des Verkehrs in jeder 
Stadt ins befondere entftanden find. Es könnten demnach die 
Großhändler, die Banquiers, die Commiſſionairs und Spedi— 


Stabt= und Communrepräſentanten zu Dresden und geipzig- 
vermöge gefeglicher Antorifation ihre Conſulenten. 
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teurs, die Fabrifanten und Manufacturiften, die Seidenhänds 
ler, die Ausfchnitthändler, die Spezereis und Material Waas 
renhändfer, die Apotheker, die Buchs und Kunfthändler, die 
Buchdruckereibefiger, die Bijouteriehändler, die Weinhaͤndler, 
die Deftillateurs, die Getraidehändler, die Senfale u. a. m, 
in den Geeftädten noch außerdem die Rheder, die Schiffer 
und die Intereſſenten bei andern’ durch den Seehandel erzeugs 
ten Gefchäftszmeigen ihre befondern Kepräfentanten dreifach, 
doppelt oder einfach erhalten, 

Die Elaffe der Hausbefiger: koͤnnte in drei Stufen 
repräfentirt werden. Diefe Stufen würden ſich dadurch mit 
Leichtigkeit ausmitteln laffen, daß der zwifchen dem höchften 
Steuerfase und dem niedrigften zur Wahlbefugnig ermächtis 
genden Betrage der directen Staats, und Communalabgaben, 
welche von den Hauseigenthümern entrichtet werden, beftehende 
Unterfchied dreifach in gleicher arithmetifcher Differenz abgetheilt 
wird, und daß fänmtliche Hausbefiger nad) Maafgabe ihrer 
Steuerverpflichtung in diefe drei Serien eingetheilt werden. In 
Befolgung des practifchen Grundfages, daß die Stärke der 
Repräfentation in die Größe des Vermögens zu legen ift, möchte 
nun von der Summe der den Hausbefigern zugemeffenen Repraͤ⸗ 


fentanten 
2 den Hausbefisern im höchften Drittel des Steuerbetrags, 
2095 ⸗ s mittlern⸗ ⸗ ⸗ 
a s niedrigften s ⸗ ⸗ 


zuzuſprechen ſeyn. *) Es ſcheint angemeſſen, daß die minder 


Angenommen, daß in einer Stadt 50 Thlr. der höchſte und 5 Thlr. 
der niedrigfte Steuerfag bei den Hauseigenthümern wäre, fo würde 
die Differenz von 45 Thlr. in 3 gleiche Zahlenreihen gefpalten, und 
würden den mit 50 —85 Thlr. Befteuerten Z, den mit 84 Thlr. 
25 gl. — 20 Thlr. Befteuerten 2 und den mit 19 Thlr. 23 gl.— 
5 Thlr. Befteuerten 4 ber für die Hauseigenthümer angefegten 
Repräfentation zufallen, Ä 
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‚zahlreichen Hausbefiger der erften Reihe und die zahlreichern der 
‚zweiten Reihe in Gleichgewicht gefeßt werden, und daß man die 
-große Mafle der Hausbefiger in der„dritten Reihe nur. in fols 
chem Verhältniß zum. Stimmrecht laſſe, bei welchem die Stärfe 
‚der Kopfzahl nie einen unpaflenden und ſchaͤdlichen Einfluß auf 
die vermögenden, aber. minder zahlreichen Claffen fih anmaßen 
kann. Die Vertreter für die zahlreichern Abtheilungen aber Eöns 
nen, nah Maafgabe der Rofalitäten, auf befchräntktere und aus— 
gedehntere Bezirke der Stadt einzeln angewiefen werden, fo 
daß die Wahlverfammlungen in mäßiger und langfamer Größe 
ſich erhalten. I 

Die dritte Claffe, die große Zahl der zänftigen und 
‚unzünftigen Sünftler und Handwerfer und der übris 
‚gen Gewerbe treibenden Bürger, fann nach Analogie der erften 
Claſſe unter fo viel Hauptabtheilungen gefondert werden, als ihr . 
Hepräfentanten zugebilligt find. In Hinficht auf die gemeins 
- fchaftliche Ausübung des Repräfentationsrechts fünnten z. B. in 
ſolchen Städten, wo die Vertretung diefer Claffe auf 13 Stims 
men ‚berechnet wäre, zu Corporationen vereinigt werden; 1) die 
Sumeliere, Gold s und Silberarbeiter, Uhrmacher, Mapdler, 
Guͤrtler, Kammmacher und Buchbinder ; 2) die Kupferfchmidte, 
Flaͤſchner, Zinngießer und Rothgießer; 3) die Schloffer, Buchs 
fenmacher, Meffer s, Säge:, Zeug . und NMagelfchmidte; 4) die 
Huf s und Waffenfchmidte, Rad s und Geſtellmacher; 5) die 
Seidenweber, Tuchmacher, Zeuchs und Raſchmacher, Tuchfcherer 
und Schönfärber; 6) die Baummollenweber, Leinmweber, Pofas 
mentirer, Strumpfwirfer und Seiler; 7) die Noths und Weiße 
gerber, Sattler, Riemer, Schuhmacher, Beutler; 8) die Huts 
macher, Kürfchner, Schneider, Knopfmacher und Handfchuhs 
macher; 9) die Maurer, Zimmerleute, Steinmeße, DOfenfeger, 
Toͤpfer, Dachdeder und Effenfeger; 10) die Tifchler, Drechsler, 
Tapezierer, Lackirer, Glafer nnd Böttcher; 11) die Gaftwirthe, 
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Getraidehändler, Obfts und Gemuͤſehaͤndler, Weißbäcer, Zuckers 
baͤcker und Miller, 12) die Mälzer, Bierbrauer: und Brandts 
weinbrenner; 13) die Fleifhhauer, Seifenfleder, Lichtzicher, Dels 
‚händler u. f. w. In Städten vom bedeutendftem Umfange und 
von zahlreichen‘ Gewerbeabtheilungen können nah Maafgabe 
der anzumweifenden Repraͤſentantenzahl die Geſammtcorporationen 
‚vermehrt und weniger Gewerbe in jeder derſelben vereinigt wers 
‚den. Sn fofern man die Unterhaltung beftändiger Mannigfals 
tigkeit in der Nepräfentation noch mehr ſichern wollte, könnte 
in. jeder von diefen Gefammtverbindungen für die darunter bes 
griffenen Gewerbsabtheilungen ein Wechfel in der Auswahl des 
‚gemeinfchaftlichen Vertreters auf die Weife eingerichtet werden, 
daß, während die nad dem Geſetze zur Ausübung des Wahls 
rechts berufenen Bürger (aus fämmtlihen zu einer Stimme 
verbundenen Gewerben) das Wahlgefhäft volljögen, doch nach 
einem zwifchen denfelben anzunehmenden Turnus der Nepräfens 
tant fucceffiv aus allen einzelnen Gewerbsabtheilungen oder doch 
aus den wichtigften derfelben *) abwechfelnd gewählt würde, 
und demnach bei jeder regelmäßig wiederkehrenden Wahl ein 
wahlfähiges Mitglied aus einem andern Gewerbe die Vertre— 
tung der gemeinfchaftlihen Stimme im Bürger » Ausfchuffe zu 
übernehmen hätte. 

Zur Ausübung des Wahlrehts in der dritten Claffe 
wäre nah den Lofalverhältniffen in jeder Stadt 
zuvörderft derjenige Steuerfak auszumitteln, durch welchen die 
zahlreichen Unvermögenden ausgefchieden und die Wahlkörpers 


*) Zur Unterfheidung der wichtigern Gewerbe von den minder wichtis 
gen könnte die Regel aufgeftellt werden, daß jede Innung, die nicht 
eine gewiffe Zahl von wahlberechtigten Bürgern in fi hätte, 
auf die Theilnahme an einem folhen Zurnus für fich allein Keinen 
Anfprud machen dürfte, fondern zu diefem Behuf einem andern zu 
berfelben Gefammtcorporatiou gehörigen Gewerbe ſich anjchließen 
müßte, 
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ſchaften auf eine mäßige Größe befchränft werden. Hiernaͤchſt 
wäre durch die Vorfchrift eines höhern (das zum Wahlrechte 
erforderliche Steuerquantum etwa um 4 4 4 überfchreitenden) 
Steuerfages für die Theilnahme an der Wählbarkeit eine anders 
weite Reduction der Berechtigten aufjuftellen. Durch diefen 
Stufengang werden die Wahlhandlungen dahin geleitet, daß 
abfeiten diefer Elaffe die Hauptfragen Über das Figenthum der 
Bürger und durch Gemeindeglieder mit entfchieden würden, die 
wegen ihres eigenen beträchtlichen Vermögensbefiges ein reelles 
Intereſſe dabei haben. 

In der vierten Claffe würden die Mitglieder des gelehrs 
ten Standes, die Nentierd und die fonftigen fein bürgerliches 
Gewerbe treibenden Bürger Plag finden. 

Die Claſſe der Gelehrten wäre immitten der Übrigen Stände 
berufen, bei den Verhandlungen der Gemeinde epräfentation 
jede Frage über die religiöfen Verhaltniffe, über dle Angelegens 
heiten des öffentlichen Unterrichts, über Rechts s und Verfaffungss 
fachen, über die Anftalten für die Öffentliche Wohlthätigkeit n. 
a. m. in den entfcheidenden Momenten beleuchten zu helfen, 
allen das gemeine Beſte unter diefen Gefichtspunften bezielens 
den Anträgen das Gelingen mit zu verfchaffen und in dem 
MWiderftreite der verfchiedenen materiellen Intereſſen der freunds 
lihen unparteiifhen Prüfung und Vermittelung einen zuvers 
fäßigen Stäßpunft zu geben. Für die Beförderung kirchlicher 
Zwecke hätten ein oder zwei Mitglieder der Geiftlichfeit, für das 
Wohl aller Anftalten, für die Jugendbildung ein oder zwei Lchs 
rer, für die juriftifchen und adminiftrativen Sachen einer oder 
mehrere aus den Mechtsgelehrten, und für die Achtfamkeit auf 
den Nothftand bei den Armen und befonders für die Verfors 
gung der Franken Armen Aerzte in Verbindung mit den Beifts 
lichen. zu fprechen. Durch freie Wahl der Standesgenvflen fünns 
ten die Repräfentanten diefer Kategorie ihre Vollmacht empfans 
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ge Von ſelbſt verfiände fih Übrigens, daß bei diefen Vertres 
tern nach keinem Steuerfaße; wonach die, Wahlberechtigten und 
die Wählbaren auszufcheiden wären, gefragt werden dürfte, fons 
dern daß das nach den Geſetzen übertragene Amt oder der nach 
den’ gefeglichen Prüfungen von Obrigkeitswegen autoriſirte Beruf 
das Recht zur Ausuͤbung und —* —— der en verleis 
ben müßte. *) ed un; 

Eine gemeinſame Regel für die erfte, zweite und dritte Claſſe 
würde bleiben, daß, nah Befinden der Lofalverhältniffe, der 
dritte, vierte oder fünfte Theil der für jede dieſer Claſſen anges 
wieſenen Repraͤſentanten mit Permanenz beſtellt ſeyn muͤßte. 

Nach biefen Srundlinien fännte das Exempel für eine 
größere Stadt, welcher eine‘ Gemeinde: Nepräfentation von 90 
Perfonen angenvieten wäre, folgendermaßen geftellt werden: 


€ hätte zu. erhalten; J 

48 die Elaffe der Kaufmannfchaft, mit 
“6 permanenten 
| 12 wechfelnden 
3: ⸗ 4 der Hausbefiger, mit 
2 | 9 permanenten 
27 wechfelnden 
und darunter 
4 permanente 4 KHausbefiger im 
und 4 hoͤchſten Drittel 
10 wechſelnde ) des Steuerbetrags, 


Mitgliedern; 


Mitgliedern, 





2 Indem ber Verfaffer biefen Punkt in die Reihe feiner Borfchläge 
aufgenommen hat, erklärt er feinen unummwundenen Beifall zu den 
Gedanken, welde v. Raum,er in ber oben angeführten Schrift 
pag. 29 — 80 und 54 über den von Verbindungen ber Geiftlichen 
und Scullehrer mit der Gemeinde - ——— 2 erwartenden 
Nugen geäußert hat. J 

Reichard D. Städteverfaſſ. 31 
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A permanente Hausbeſitzer im 


———— GE LE EEE mittleren Deittef 
nat mie on 44 wechfelude :) des Steuerbetrags, 
PT ee 4 —, permanente Hausbefitzer im 
32.5 sro nalen miedrigſten Drittel; 
a IE TE ER ¶wechſeinde des Steuerbetrags; 


27 — die Claſſe der zuͤnftigen und ‚unzünftis 
gen. Gerperbtreibenden mit. 
7 permanenten 


. | und. | Ditgliedern; | 
| 2 wechfelnden — 
J—— —— u DE Gelehrten, und der unan⸗ 


— geſeſſenen, nicht Gewerhe treibenden 

— Bürger, mit, ii 
er 4 Mitgliede der Geiſtuchten 
2 Lehrern’ aus den wichtig⸗ 


a nat. ee Dee sten Schulanſtalten, 
Bor. ale 2 Rechtegelehrten, 
EEE ne 2 Aerzten, 
* 2 Abgeordneten der ‚Übrigen 
. Bürger (Rentiers u. a. m.) 


ı 90 Kepräfentanten, worunfer 
22 mit Permanenz und 
| 68 mit periodifhem Wechfel, 

"Aus diefer Eintheilung würde refultiren, daß das bedeu⸗ 
tendfte “Gewerbe und. der größere Haus s und andere Grundbefiß 
ſchon durch die erfte Claffe und die erfte und zweite Abtheilung 
der zweiten Claffe in der Gefammtfumme der 90 Stimmen eine 
abfolute Mehrheit mit 47 Stimmen (18 —4-+10+4+11) 
hätten, welche mit den Stimmen des -gelehrten Standes und 
mit den Stimmen der Vermoͤgendſten in der vierten Claſſe ſich 
leicht zur großen Mehrheit verftärken Könnte, 
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‚nr echt :mag von der einen oder der andern Seite gegen dieſe 
Claffification eingewendet werden, daß ein Theil der Buͤrger 
unter verfchiedenen Affociationen zu einer mehrmals wiederhols 
ten: Ausuͤbung des Wahlrechts. gelangen könne, und daß z. B. 
viele Mitglieder der erſten und dritten Claffe nicht nur unter - 
diefen, fondern auch unter. den verfchiedenen. Abtheilungen der 
zweiten Claſſe ald Wahlberechtigte und als Wählbare auftreten 
fönnten. Auch mag hier und dort die Erfahrung ſich dann und 
wann wiederholt‘ haben, daß mit den bezirksweife angeftellten 
Wahlen der Haus s und Grundbefiger oder der mwahlbefugten 
Steuerpflichtigen eine ziemliche Mannigfaltigkeit für die perſoͤn⸗ 
liche Zufammenfegung der Bürgers Ausfchüffe gewonnen wurde, 
Allein ungleich. größeres Gewicht, als diefe Erinnerungen;, behält 
der Gefichtspuntt , daß der Zweck der Repräfentätion eine pers 
manente Mifchung der wichtigften Bürgerclaffen erheifcht und 
daß die Gefengebung fich nicht auf das Walten des Zufalls vers 
lafjen darf, fondern daß fie eine praftifche Garantie dafür zu 
ſuchen hat, daß es nie an der richtigen Mifhung. 
fehle. Es ift auch nicht abzuſehen, welcher wefentliche Machs 
theil für die Wirkſamkeit einer nach obigen Normen. conftenirs 
ten Gemeinde sNepräfentation daraus ermwachfen Tönne, ‚wenn: - 
mehrere Individuen unter der Kategorie des Gewerbes und des: 
Grundbefiges ein zmeifaches Wahlrecht: ausüben dürfen. Ein 
Mißtrauen gegen folhen wiederholten Wahleinflug hat um fo. 
weniger Grund, da es im. Gegentheil den natärlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen entfpricht, wenn der Inhaber eines großen Gewerbes und 
eines bedeutenden Haufes oder andern Grundfläcdes in einem 
ſtaͤrkern DVerhältniffe auf die Wahlen influirt, wie der Bürger, 
welcher ein minder ausgedehntes Gewerbe führt oder ein Eleines 
res Haus zu feinem Cigenthume zählt. 

Im Uebrigen wird ſchon ein flüchtiger Heberfchlag ins Klare 
fegen, in welchem Maaße die Wahlcorporationen fich verein, 

31”, 
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fäden- und. zugleich. die Reſultate der Wahlen verfichert werden, 
wenn die Chberalt nach'vorgängigen genauen Lofals 
unterfuchungen ) ‚audgefonderten Wahlberechtigten der ver⸗ 
ſchiedenen Claſſen, und nicht ohne Unterfchied die unorganifchen: 
Meaffen der nach Bezirken. verfammelten Bürger die Glieder "der 
reg zu ernennen haben. 


„Mn. Städte der zweiten and dritten Ordnung. 


vv  Nachi ähnlichen: Grunhzigen: fünnen ‚die Böürgerfchaften in 
den Städten: der zweiten. und dritten ⸗Ordnung claffificirt und 
nad: ähnlichen: Verhältniffen Die Mepräfentanten der verſchiedenen 
Caften; eingetheilt werden. . Die geſellſchaftlichen Beſtandtheile 
haben: in: diefen Städten mit den im den Städten ‘der: erften' 
Drdnung befindlichen ‚Elementen im. Ganzen eine: ziemlich aͤhn⸗ 
liche Geftalt. Es wird daher eine den natürlichen Verhaͤltniſſen 

entfprechende Gleichfoͤrmigkeit in dem innern Leben der größern: 
Staͤdte befoͤrdern, wenn die Hauptabtheilungen der Kaufmann⸗ 
ſchaft, der Haus. / und ‚andern. Grundbeſitzer, der zuͤnftigen und’ 
unzuͤnftigen Profeſſioniſten, der Gelehrten, und der uͤbrigen un⸗ 
angeſeſſenen und kein Gewerbe treibenden Buͤrger beibehalten und 
in den drei erſtgenannten Claſſen die Unterſcheidungen zwiſchen 
permanenten und wechſelnden Repraͤſentanten eingerichtet werden. 
Die Unterſchiede zwiſchen der Gemeinde⸗Repraͤſentation in den 
Staͤdten der erſten Ordnung und in den Staͤdten der beiden 
folgenden Ordnungen wuͤrden ſich darauf beſchraͤnken, daß die 
mimeriſche Größe der Buͤrger⸗Ausſchuͤſſe in demſelben Verhaͤlt⸗ 
niffe, wie die Zahl. der Magiſtratsglieder, reducirt, die. innere 
Eintheilung der Kaufmannfhaft und der Claſſe der Künftler,:, 
SProfeffioniften und übrigen Gemwerbtreibenden. nah Maaßgabe 
jeder Rofatität weniger oder mehr vereinfacht, und der Steuers 

ſatz für die MWahlbefugniffe in den Abtheilungen der Hansbeflger 

gleichfalls: nach: den. örtlichen Umſtuͤnden modifisirt. wird, , So 
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Ednirite: in den: Städten der zweiten Ordnung die Claſſe der 
Kaufmannfchaft unter 12 — 7 Gefchäftsrubrifen geordnet, und 
die Elaffe der Künftter, Lder zünftigen und unzünftigen Profefs 
ſioniſten und der uͤbrigen Gewerbtreibenden unter ſoviel Geſammt⸗ 
ſtimmen eingetheilt werden, als dieſer Claſſe unter der Summe 
der Repraͤſentanten in dem oben empfohlnen Verhaͤltniſſe (3: 10) 
zufommen wätden.. So koͤnnte weiter in den Städten der 
dritten Ordnung die Kaufmannfchaft in 6 — 3 Fächer und 
die. Claffe der uͤbrigen Gewerbtreibenden unter foviel Corporas 
tionen , als derfelben nach. dem notmalmaͤßigen Verhaͤltniſſe — 
ſentanten angewieſen ſind, eingetheilt werden. 

Mit dieſen Grundlinien wuͤrde ſich die — ⸗— 
ſentation für Städte von 10 — 16,000 Einwohnern enge 
folgendermaßen conſtruiren laſſen. 

Won einer Geſammtzahl zu 30 Repraͤſentanten Rn 
..0. > 
5 Hepräfentanten die Claſſe der —— mit 

1 permanenten 

4 wechfelnden 

11 ⸗ ⸗ ⸗der Haus / und andern Grund⸗ 

beſitzer, miit 

3 permanenten 

8 wechſelnden — 

9 ». 3 s der Künftler, zuͤnftigen und un⸗ 

| zünftigen Gewerbtreibenvden, mit 

3 permanenten 

6 wechfelnden 

5 ⸗ a #». der Gelehrten und. übrigen 

\ g a: | unangefeflenen, nicht Gewerbe 
6 | — treibenden Buͤrger, mit 


Mitgliedern; u 
ns 
Mitgliedern; . : 


Mitgliedern; 


fe ae nz A Repraͤſentanten aus der 
fi | yo. Geiſtlichtkeit, * ,2.') 
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1 Repräfentanten aus den 
Schullehrern, 
4 Nepräfentanten aus den 
Advofaten und Notas 
rien, 
1 Repräfentanten aus den 
Yerzten, 
1 Repräfentanten aus den 
übrigen Bürgern. 
Für die Claſſe der Kaufmannfchaft wuͤrden ſich bei diefem 
Typus der Repräfentation in der einen oder der andern Stadt 
etwa folgende Abfachungen geftalten laſſen: 1) die Banquiers 
und Großhändler, 2) die Fabrifanten und Manufakturiſten, 3) 
die Ausfchnitthändler, 4) die Spezerei s und Materials Waarens 
händler, die Apotheker, Weinhändler und Deftillateurs, 5) die 
Buchs und Kunfthändler, die Buchdruckereibefiger, die Coms 
miffionärs und Spediteurs, die Senſale. Serner könnten für 
die Elaffe der zünftigen und unzünftigen Gemwerbtreibenden vers 
fchiedene Abtheilungen nach der Verwandtſchaft in den Materias 
lien für ‚die Arbeiten und nach der gegenfeitigen Gefchäftsbezies 
Hung zufammengeftellt werden: 1) die Arbeiter in edlem Metall 
und in Kupfer, Zinn und Compofition, ald Gold » und Silbers 
arbeiter, Uhrmacher ‚, Nadler, Gürtler, Kupferfohmidte, Zinn⸗ 
gießer, Rothgießer; 2) die Arbeiter in Eifen, als die Schloffer, 
Huf s und Waffenfchmidte, Büchfenmacher, Nagel?, Zeug » und 
Sägefchmidte, Klempner; 3) die mit Weberei in Seide, Wolle, 
Baumwolle und Flache und mit der Appretur der gemebten 
Stoffe befchäftigten Handwerker, als Seidenweber, Tuchmacher, 
Zeug » und Raſchmacher, Baumwollenweber, Leinweber, Pofas 
mentirer, Strumpfwirker, Schönfärber, Tuchſcherer, Kattuns 
drucker 20. 4) die mit der Zubereitung und Verarbeitung des 
Leders befchäftigten Handwerker, ald Moth s und Weißgerber, 
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Sattler, Riemer, Beutler, Buchbinder, Schuhmacher u. a. m. 
5). die mit: der Fertigung der meiften-Anzugsftücke befchäftigten 
Handwerker, als die Hutmacher, Kürfchner, Schneider, Knopfs 
‘mächer, Kammmacher u. a. m. 6) die. mit dem Einfauf, Ver⸗ 
auf und der: Zubereitung der nothwendigſten Confumtibilien 
befchäftigten Gewerbe, als die Gaftwirthe, Müller, Bäcker, Fleifcher, 
Mälzer, Brauer, Branntweinbrenner, Gemüfes und Obſthaͤndler, 
Dethändler ,' Seifenfieder , Lichtgießer 20. 7) die mit dem Aufbau 
dee Wohnugen befchäftigten Handwerker, als die Steinmese, 
Biegeldrenner, Maurer, Zimmerleute, Dachdecker; 8) die mit 
der Fertigung des Meublements,. mit der Ausfhmückung der 
Zimmer und mit der Lieferung des Hausgeräthes befchäftigten 
Handwerker, ald die Tifchler, Drechsler, Glaſer, Dfenfeger, 
Töpfer, Tapezierer, Birftenbinder, Böttcher, Geiler, Rade⸗ 
und Geftellmacher. | er 


IH. Städte der vierten und fünften Ordnung. 


Eine Hauptunterfcheidung, welche für die Gemeinde, Keprä; 
_ fentation in. dem hierunter gehörigen Städten neben der verhälts 
nigmäßigen Reduction der Perfonenzahl und neben der Vereins 
fachung ‚der Elafüificationen eintreten muß, befteht in dem Wegs 
fall der permanenten Kepräfentanten. Die Ange 
legenheiten der kleinern Stadtcommunen find fo befchränkt, fo 
einfach, fo leicht zu überfehen, daß für den regelmäßigen Gang 
der Dinge ein Bürger sAusfhuß, deilen Glieder acht Jahre 

hinter einander in ihrer Function ausdauern und nur alle zwei Jahre | 
zum vierten Theile wechfeln, den bei der Communalverwaltung 
für ihn angewiefenen Gefchäften vollkommen gemwachfen bleibt. 
Sm Uebrigen wird es auf die Lofalumftände in jeder Stadt 
ankommen, in wiefern noch eine allgemeine Abtheilung zwifchen 
Kaufleuten oder Krämern (ohne Unterfchied - ihrer Fächer), 
Hausbefigern und andern Grundeigenthuͤmern, zünftigen und 


y 
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unzünftigen Profeffioniften flatt finden und die.Zahl der. Ders 
treter unter diefe drei Claſſen eingetheilt werden könne, oder 
ob — was in den kleinſten Städten Platz greifen dürfte — 
vorzuziehen fei, von der Klaffenabtheilung. nach. den Giewerben 
gänzlich Umgang zu nehmen und das Hecht der Repräfentätion 
nur an gewifle, nach der Höhe der Lokallaften ER 
abgefiufte Steuerfäge zu knuͤpfen. 

Im Allgemeinen dürfen die Negierungen, im Ganzen aller 
Staͤdteverfaſſungen, die Abſtraction der Erfahrung nicht aus den 
Augen verlieren, daß der Gang der. Communalverwaltungen 
nicht nur nichts dabei gewinnt, fondern vielmehr auffallend ge⸗ 
laͤhmt, erſchwert und unficher gemacht wird, wenn größere Maſ⸗ 
fen: der Bürger oder wohl gar die ganze Kopfzahl der in einer 
Gemeinde begriffenen activen Bürger verfammelt wird, um über 
Eommunalintereffen gefragt zu werden und ihre Stimmen ju 
geben. Die Berathung mit größern, ganz unorganifch gemiſch⸗ 
ten Verfammlungen bietet gar keine Buͤrgſchaft dafuͤr, daß die 
Schlußfaſſung der Mehrheit dahin ſich richten werde, wo das 
wahre Wohl der Gemeinde zu ſuchen iſt. . Es. läßt fi kein 
Gegenftand der Communalverwaltung denfen, wo ed durchaus 
unumgaͤnglich erfcheinen £önnte, die Stimmung der ganzen 
Gemeinde nah den Köpfen zu erforfhen. Ye größer die 
Berfammlung, defto gefeffelter der Einfluß der 
Intelligenz. Die nächterne, das Ausführbare erfaflende 
Praris ftellt daher, im firengen Gegenfage mit der ungen Spes 
Eulation, das Prinzip auf, daß in der ftädtifhen Vers 
waltung alle Gegenftände ohne Ausnahme, bei 
welchen die Gemeinde zu handeln hat, ausſchließ— 
lich durh die auf eine Eleine Bürgerzahl bes 
fhränften Repraͤſentativ Corporationen. erledigt 
werden mäffen. Es ift bei richtigem Takte des Magiftrats 
und. des Bürger » Ausfchufiss nicht zu fuͤrchten, daß die Gemeins 
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den durch umreife, unangemeſſene, den öffentlichen: Einfichten 
widerſtrebende Befchlüffe.überrafcht und verwirrt werden. Setzen 
die Magiftrate und die Bürger » Ausfchäfle, wie. fie. zu thun 
verpflichtet find, ſich zur Regel, nichts zu übereilen und zu 
ernſthaften Sachen die gehörige Zeit zur. Ueberlegung zu neh⸗ 
men; wird mit den Communalangelegenheiten feine Geheimniß⸗ 
kraͤmerei getrieben, fondern die Öffentliche Behandlung der Come 
munalinteteffen und ‚die öffentliche Beurtheilung gefaßter Ent 
wuͤrfe auf humane Weiſe erleichtert; gewöhnt man fich. daran, 
die befcheidene Prüfung jedes, andern , nicht zum Magiftrate oder 
zur Gemeinde Repräfentation gehörigen Sachverftändigen mis 
Aufmerffamfeit und Dankbezeigung aufzunehmen, und wird auf 
diefe Weife den Magiftraten und Bürgers Ausfchüflen der Weg 
zu. beſſerer Information Über den Zuftand, die Bedürfniffe und 
die Wuͤnſche der Gemeinde immer. offen gehalten, ‚fo. kann es 
nicht fehlen, daß die Öffentlihen Manßnehmungen eine folche 
Reife, Feftigkeit und Angemeflenheit erlangen, daß der Worts 
führer der gemäßigten, der vernünftigen . öffentlichen Meinung, 
oder die Stimmen aller Unterrichteten, MWohlgefinnten und Ders 
ftändigen »fih mit. dem Gange der Obrigkeit: in völligen Eins 
lang feßen. | 

Kechtlichkeit, Ordnung, Negelmäßigkeit, Vertrauen, Einigs 
keit und fruchtbare, gemeinnägige Ihätigkeit werden da -vorzüg? 
lich ihren bleibenden Sig nehmen, wo das Prinzip der Deffents 
Jichkeit die Communalverwaltung beherrſcht. Die Deffents 
lichkeit, die geficherte Controlle des allgemeinen 
Urtheils giebt den färkfien Antrieb zur Pünfte 
lihfeit der Verwaltungsorgane. Durch die Deffents 
lichkeit wird in den Bürgerfchaften, die Aufmerkfamfeit für. Alles, 
was. gemeine. Sache ift, geweckt und genährt. . Die Neigungen, 
der freie Wille, die Kraftübungen der einzelnen Bürger werden 
den Intereſſen der Gemeinde zugewendet. Die begründete 
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Adtung, das genährte Vertrauen und die: beförderte Erkenntniß 
der Gemeindeglieder Hilden den fruchtbaren Boden, auf welchem 
für alle Anftalten der öffentlichen Ordnung, für. die Zwecke der 
wichtigften Werwaltungszmweige, für die Pflege der religiöfen und 
fittlihen Bildung, für den Flor der Schulen, für die Mildes 
zung des Mothftandes bei den Armen, und für jedes fonftige 
Werk, welches den gemeinen Nutzen zu fördern beſtimmt iff, 
die willfährigfte, Fräftigfte Aufnahme, die Tebendigfte Unterftüägung 
erwächft. Am fröhlihen Wohlbehagen, an der innern Zufries 
denheit und Cinigkeit, an der Achtung. vor den Gefegen, an 
der Liebe zum Fürften und zum Vaterlande wird man die 
Städte erkennen, wo die Kunft der DVerfaffung - die Aufgabe 
gelöft hat, für das innige und lebendige Zufammengreifen des 
Magiftrats, der Gemeinde » Nepräfentanten und der ins 
und * Gewaͤhr zu ſchaffen. 


Sechstes Kapitel. 


Ideen über das Wahlverfahren bei den ſtaͤdtiſchen Abordnun- 
gen zu den Landtagen. 


In den landſtaͤndiſchen Verſammlungen der Deutſchen Territo⸗ 
rien haben die Staͤdte von Alters her Sitz und Stimme erlangt 
und es iſt dieſes Recht durch die neuern Geſetzgebungen befräfs 
tigt worden. Die ſtaͤdtifchen Abgeordneten zu den Landtagen 
wurden nach den aͤltern Verfaſſungen ausſchließlich durch die 
Magiſtrate und aus den Gliedern derſelben gewaͤhlt, und es iſt 
bei dieſer Einrichtung in mehreren Bundesſtaaten unveraͤndert 
geblieben. Durch die neuere Geſetzgebung in andern Bundes⸗ 
ſtaaten iſt dagegen der Kreis der Wahlberechtigten und der 
Wahlfaͤhigen erweitert worden. Man hat die Wahl der Abge⸗ 
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ordneten theils den Gemeinde⸗Repraͤſentativkoͤrpern allein, theils, 
wo mehrere Staͤdte zu einer Geſammtſtimme vereinigt worden 
ſind, ernannten Wahlmaͤnnern aus den Buͤrgercollegien der be⸗ 
theiligten Städte, theils den Magiſtratscolleglen und Bürgers 
ausſchuͤſſen gemeinſchaftlich, theils einer bald enger bald weiter 
abgegrenzten Zahl der beſteuerten Bürger. übertragen... Die pafs 
five Wahlfähigkeit: aber iſt außer den. Magiftratsperfonen: auch 
der Gemeinde s Repräfentation und denjenigen Bürgern, welche 
gewiffe Steuerbeträge von. ihrem Grundeigenthume oder. Gewerbe 
zu entrichten haben, mitgetheilt worden, *) 

Der Beruf, welchen die Abgeordneten in der PR 
fammlung zu. erfüllen haben, giebt den Maaßſtab für.die Eigens 
fchaften, welche bei den: ftädtifchen Deputirten. vorausgefeßt wer⸗ 
den müflen. In fofern-die Regierung der Iandftändifchen Ver⸗ 
ſammlung Gegenftände der ‚allgemeinen Gefeßgebung und Lanz 
desverwaltung, ferner Angelegenheiten, welche das Verhaͤltniß 
einzelner Beſtandtheile zum Ganzen des Staatsverbandes betref⸗ 
fen, Geſetzentwuͤrfe über die Landesverfaſſung, uͤber die Verthei⸗ 
lung der geſammten Staatslaſten zwiſchen den einzelnen Landes⸗ 
theilen und zwiſchen den in jedem Landestheil begriffenen Staͤn⸗ 
den, uͤber civilrechtliche Verhaͤltniſſe, uͤber die Criminal⸗Rechts⸗ 
pflege, über die Organiſation der Gerichte, ‚über die Ordnung 
der Proceffe u. a..m. zur Berathung vorlegen läßt; in fofern 
werden die Deputirten, welche aus den mit der Yurisdiction, 
mit der. Polizei und mit der Abgabenerhebung beauftragten 
Magiftraten zum Landtage entfendet find, für die Zwecke der 
ftändifchen Berathung vorzägliche Dienfte. leiften können. - In 
fofern aber dem Landtage auch die wichtigften Fragen über den 
Handel, den Verkehr, die Gewerböverhältniffe, das Zollwefen, 
das Staatsfchuldenwefen, das Münzwefen, die Steuerkraft der 
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Anterthanen, die Wahl der Steusrobjecte, u. a. m. von’ der 
Regierung worgelegt werden, in fofern. ift es augenſcheinlich, daß 
Abgeordunete, die aus dem ausgezeichnetfien Männern des Ge 
werbfiandes gewählt find; zu jedem diesfallfigen Gutachten det 
Landtagsverſammlung als ER * — Bei⸗ 
traͤge zu liefern vermoͤgen. 

Hieraus folgt, daß es von hoͤchſtem — für die Regie: 
rung und für die landftändifchen Verfammlungen wahres Be 
duͤrfniß iſt, in den Compofitionen der ftädtifchen Eurien, oder 
in der bei den neuerlich gebildeten Wahlfammern den Städten 
zugebilligten Deputirtenzahl die Einfichten und Erfahrungen der 
mit der: Nechtswiflenfchaft, mit den Gefegen, mit dem Zufams 
menhange der VBerfaffung mit der Yuftizpflege, mit dee Polis 
yeiverwaltung, mit dem Lofalfteuerwefen, und mit der Commu— 
nalverwaltung vertrauten. Magiftrate und die Einſichten und 
Erfahrungen der mit den wichtigften Geiverben. befchäftigten 
Buͤrger unmittelbar vertreten und benügt zu willen. Daß eine 
ſolche Mifhung der Einfichten und Erfahrungen im Ganzen. det 
zu den Landtagen gehörigen ftädtifchen Nepräfentation nie fehle, 
dafuͤr Hätte die Ben des Wäplene in den mn zu 
forgen. - | 

+ Sm Allgemeinen kann Sei dem Wahlſyſteme von dem Grund⸗ 
8* ausgegangen werden, daß die Wahlen, welche auf die land⸗ 
ſtaͤndiſchen Verſammlungen ſich beziehen, in engern Kreiſen ſich 
zu halten haben, als diejenigen Wahlen, durch welche die Buͤr⸗ 
gerſchaften auf die Verwaltung ihres abgeſonderten Gemeindes 
weſens Einfluß üben. Es ift rathfam, die Wählbarkeit nicht 
unter einer größern Menge herumirren zu laſſen, fondern fuͤr 
diefes Mecht bie bereits gegebenen feſten Anhaltpuntte. feft zu 
halten, oder, wo ſie noch nicht gegeben find, gefeßlich aufzu⸗ 
ftellen. Es ift ferner angemeffen, wenn der Kreis der Wähtenz 
den weiter abgeſteckt wird, wie die Zahl der. Waͤhlbaren; es ft 
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aber der Vorſicht gemäß, wenn nicht eine ‚große Kopfzahl der 
Bürger zur Ausuͤbung der -Wahlbefugniß zufammengernfen,'fons 
dern die Wahlkörperfihaft ‚vom obem herab durch einen 'mohla 
Berechneten Cenfus anf: eine mäßige. Anzahl von’ BR be⸗ 
ſchraͤnkt wird. 

Nach dieſen Gefl chtspuntten kann fuͤrs erſte feſtgeſett w wer⸗ 
den, daß die ſtaͤdtiſchen Deputirten jederzeit unter denjenigen 
Bürgern auszuwaͤhlen ſſeyen, welche die Kenntniß der Geſetze, 
der fandes s und Stadtnerfaflung, die Erfahrung und ſtete Uebung 
in den Geſchaͤften, und, die: genaue Bekansitfchaft "mit den wich« 
often: Zeigen. der lokalen Induſtrie umd mit dem laufenden 
Gefchäften: der Gemeindeverwaltung beſitzen. Daß aber dieſe 
Eigenſchaften am erſten bei den Mitgliedern der Magiſtrate und 
der Gemeinde⸗Repraͤſentation vorauszuſetzen find, ſpringt von: 
ſelbſt in die Augen. Es waͤre daher das natuͤrlichſte, wenn die 
Vorſchrift aufgeſtellt wuͤrde, daß zu ſtaͤdtiſchen Deputirten durcha 
gaͤngig nur die Rathsglieder und die zeitlichen CommunsMepräs 
fentanten gewaͤhlt werden duͤrften. Durch dieſe Beſtimmung 
wuͤrde den Magiſtraten ein: Recht erhalten oder! wiederhexgeftellg 
welches ‚der. Rechtszuſtand und die Praxis aus der Bergangenn 
heit überliefert, hat, und würde zugleich den Mitgliedern: idee 
Gemeinde » Ausfchüfle. ein Ehrenrecht verliehen; welches den Meiz 
an der Thätigkeit der Nepräfentativförper Theil zu nehmen‘, allge⸗ 
mein nur vermehren und. bei den einzelnen Nepräfentanten ae‘ 
Antriebe, durch gemeinnügige Wirkſamkeit die Achtung und den: 
Beifall der Mitbuͤrger zu verdienen, nur verſtaͤrken kann. 

Fuͤrs zweite waͤre von der durch die Erfahrung beglaubig⸗ 
ten Meinung auszugehen, daß die Deputirtenwahlen weniger 
befriedigend für die Gemeinden ausfallen, wenn die. Corpora⸗ 
tion der Wählbaren (der Magiftrat..und der Buͤrger⸗Ausſchuß) 
allein das Necht der Wahl unter. fih auszuüben habem,. als; 
wenn das Wahlrecht einer erweiterten: Corpöration "der Bürgers 
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ſchaft uͤbertragen iſt. Es waͤre daher eine Controlle der Buͤr⸗ 
gerſchaft bei der Deputirtenwahl einzurichten und die Verhaͤlt⸗ 
nißzahl fuͤr dieſe Concurrenz der Gemeinde auszuſuchen. Am 
einfachſten und leichteſten moͤchte die der Buͤrgerſchaft anzuwei⸗ 
ſende Theilnahme bei dieſer Operation ſich geſtalten, wenn aus 
den Hoͤchſtbeſteuerten eine feſtbeſtimmte Zahl, die wenigſteus 
dem Dreifachen der in dem Rathscollegio und im Buͤrger⸗Aus⸗ 
fehuffe begriffenen Perfonenzahl gleichfäme und das Fünffache 
diefer Größe nicht überftiege, zu Wählern erklärt würde. Auf 
dieſe Weife würde die Deputirtenwahl für die wichtigften Bes: 
ftandtheile der ftädtifchen Gefellfhaft gemeinfame Sache. Die 
Wahl jedes ftädtifchen Abgeordneten würde nunmehr von den 
Stimmen der Nathsglieder, des Bürgers Ausfchuffes: und. der 
Übrigen zur Ausuͤbung der Wahlbefugniß berufenen Gemeinde⸗ 
glieder ausgehen, und allenthalben würde die Mehrheit der 
Stimmenden über die Wahl zu entfcheiden haben. 

Unter den obigen Voransfegungen koͤnnte die Wahl der 
Deputirten aus den Städten: nit Beobadytung der ‚durch die. 
Austheilung der ftädtifchen: Stimmenzahl in der Landftandfchaft 
aufgeftellten Rangfolge nach folgenden Directivnormen vollzogen 
werden. 

Sn. den größten Städten, melden 3 Stimmen: eingeräumt 
find, hätte die Gefammtheit der Wahlcorporation (die Rathsglie⸗ 
Der, die Gemeinde sRepräfentanten, und die übrigen wahlberechs 
tigten. Bürger) einen Deputirten jedesmal aus den Magiftratss 
gliedern; einen andern Deputirten' jedesmal aus dem zeitlichen 
Gemeinde s Kepräfentanten, und den dritten Deputirten jedesmal 
aus der Zahl derjenigen Bürger zu wählen, welche in den der 
Wahlzeit vorausgegangenen nächften ſechs Jahren unter den Glie⸗ 
dern der Commun » Nepräfentation ſich befunden und diefelbe nach 
dem vorfchriftämäßigen Wechfel wieder verlaffen haben. 

In denjenigen Städten, welche mit 2 Stimmen begabt find, 
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"wäre der eine; Deputirte jedesmal aus dem Nathöperfonal, der. 
andere, aus der Burger sRepräfentation zu ernennen, - 

Fuͤr diejenigen Städte, (welchen, das Verfaflungsgefeg- eine 
Vixilſtimme ertheilt, könnte die Regel angenommen werden, daß, 
die, paffivg Wahlfähigkeit zwiſchen den Gliedern des Magiſtrats 
und.der Gemeinde:Mepräfentation zu alterniren hätte, und daß 
demnach der Deputirte der, Stadt das eine Mal aus dem Rathe 
und das andere Mal aus den a zu, 
mählen märe, 

Zn. ähnlicher Weiſe Eönnte bei — Städten, welche: 
‚je-2. in Eurien vereinigt eine Stimme; zu führen hätten, ein; 
Wechſel der Wählbaren eingerichtet werden. - Dabei wärg jedoch: 
der ;Turnug.fo- anzuordnen‘, "daß in der einen Stadt für das 
erfte Mal eine Magiftvatsperfon und fuͤr das zweite Mal ein, Mit⸗ 
* ups Eonpyıns Repräfentation- werde und dann-in der aueh 
— * des RER nad) — befolgt, — in 
Gemaͤßheit dieſer Regel in beiden Sn alternirend Fri 
fahren würde. „ 

Leichter laͤßt fich diefes Alterniren: — ——— 
und Commun-Repraͤſentanten in den Curien zu 3 Staͤdten ein⸗ 
richten ; da bei diefer Combination ſich es durchgängig fo treffen 
muß, daß in fletem Wechſel der. Städte die Gefammtfiimme 
das eine Mal von einer Rathsperſon und das andere Mal, von 
einem Mitgliede der Gemeindes Ausfhäffe geführt wird, 

: : Sn: den. übrigen Städten, die in ‚Eleinerer oder in größerer; 
Zahl zu Curiatſtimmen vereinigt werden, und wo daher dab: 
abgefonderte Wählen innerhalb jeder einzelnen Stadt aufhören, 
muß, kann die Ernennung des Abgeordneten nur dur Wahl⸗ 
männer, die für die ganze zur gemeinfchaftlichen Stimmführung,, 
vereinigte Städtezahl ald Wahkorporation zufammentreten, volls, 
jogen werden. Zu diefer Corporation Fönnte jede unter dem 
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Berbande begriffene Stadt nach Maaßgabe ihrer: Größe und 
Bedeutung 2—6 Wahlmänner — welche jedesital zur Hälfte 
aͤus den Magiftraten und zur Hälfte aus den Commun » Nepräs 
fenfanten durch) Selbſtwahl diefer Corporationen deputirt wär 
rer — zu fenden ermächtigt‘ werden. - Auch. den Auf ſolche 
Weife gebildeten Wahlkörperfchaften wäre die Regel vorzufchreis 
ben, daß fie die Wahl abwechſelnd auf Mitglieder der Raths⸗ 
collegien und der Bürgerausfchüffe zu richten ‚hätten. \ 

Aus der Berechnung der Perfonenzahl, melde in den: 
Kathöcollögien und in den Bürgers Ausfchäffen bei jeder Claſſe 
der Städte enthalten iſt und welche nach. dem obigen Vorſchlage 
vie Zahl" der übrigen wahlberechtigten Bürger bedingen ſoll, 
erglebt ich, daß die MWahlkörperfchaften allenthalben, in“ den 
großen. Städten, wie in den Curien der kleinen Städte, in 
einer maͤßigen Größe: gehalten werden. Wie die Wahlspera⸗ 
tan in Hinſicht auf den Umfang der ſtimmenden Verſamm⸗ 
ling erleichtert wird /ſo iſt auch wieder die: Vollziehung des: 
Wahlaktes durch die engete Begtenzung der — RO: 
tert und vereinfacht. 

Auf diefem Wege wird es fuͤr jede Negierung "eine — 
tere Aufgabe ſeyn, die ſtaͤdtiſchen Deputirtenwahlen zu Reſul⸗ 
täten zu leiten, bei welchen die Regierung fo- wie das Land’ 
befriedigt wird. Die Regierungs⸗Commiſſarien, unter deren 
Aufficht die Wahlen gefchehen müffen, würden einfache Arbeit‘ 
haben. Werden die Wähler gewöhnt, pünktlich zur vorgezeich⸗ 
neten Stunde im Verſammlungslokale fich- einzufinden, iſt jedem 
verflattet, den Namen des Bürgers,’ welchem er unfet den 
ihm befannten Rathsghedern oder Repräfentanten feine Stimme 
geben will, in Gegenwart des Regierungs-Commiſſairs ſelbſt 
auf einen Zeddel zu fehreiben und dieſen ſelbſt in“ die "Bereit' 
gehaltene verfchloffene Wahlurne zu legen, und wird, fobald 
die Stimmberechtigten zur Mehrzahl (etwa zu zwei- Drittheifen) 
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erfchienen ſind, ohne weiteres öffentlich, in Gegenwart ſaͤmmt⸗ 
licher Stimmenden, zur Deffnung der, Wahlzeddel und zur 
‚Zählung der Stimmen verfchritten, und die getroffene Wahl 
den verfammelten Augenzeugen in denfelben Momenten bekannt 
gemacht, fo ift das Gefchäft in wenig Stunden vollzogen und 
wird, was die Wahl gebracht hat, dem öffentlichen Vertrauen 
entfprechend gefunden werden, 
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Die Bewegung der Gemeinden muß mit der Bewegung des 
Staats uͤbereinſtimmen. Diefelden Grundfäge, nach welchen 
der Staat geleitet wird, muͤſſen das innere Wefen der Ges 
meinden durchdringen. Die Bindemittel, mit welchen die gefells 
fehaftlihen Elemente im Geſammtleben des Staates unter fich 
verfettet find, und die Kunft, durch welche das Verfchiedenars 
tige zur Einheit des Wirkens geführt wird, muͤſſen in der uns 
tergeordnneten gefellfchaftlihen Bildung der Gemeinden ihre 
lebendige Fortfegung, ihre gleichförmige Nachbildung finden, 
Die. Gemeindeverwaltung hat fich. innerhalb der Linien zu hal⸗ 
ten, welche derfelben, als einem Theile des Staats, von der 
hoͤchſten Autorität vorgezeichnet und innerhalb welcher die allges 
meinen. Zwede des Staates verfolgt werden. Die Communals 
tendenzen dürfen fich nicht von den Richtungen ifoliren, . welche 
alten. Gliedern der Staatsgeſellſchaft gemeinfam bleiben und: ihre 
Zufammenwirken für die höchften Intereſſen der Staatöverbins 
dung fichern und befräftigen follen. Es ift Vorforge. nöthig, 


daß. das Syſtem der ftaatlichen Eoncentricität nisht unterbrochen, 
Reihard D, Städteverfafl, 32 
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daß dem Bürger der Lokalitaͤten das Gefühl des Staatsbuͤrger⸗ 
thums und die Ruͤckſicht auf das —— des Staatsburgers 
nie entfremdet werde. 

Das Recht des Staats fordert ſomit eine beſtaͤndige Con⸗ 
troffe gegen das Ganze der ſtaͤdtiſchen Communalverwaltung. 
Es muͤſſen Anhaltpunkte vorgeſteckt ſeyn, bei welchen das Auge 
der Regierung das Innere des Communalweſens zu durchſchauen 
in Stand geſetzt iſt; die Regierung muß zu rechter Zeit vors 
‚Äeugend oder vermittelnd eingreifen fönnen, wenn die Noth— 
wendigfeit eingetreten ift, den Abweichungen von der flaatsvers 
faffungsmäßigen Bahn Einhalt zu thun, Zwieſpalt zwiſchen den 
geſellſchaftlichen Hauptgeſtalten in der Commune zu verhuͤten 
oder zu ſchlichten, den Mißbrauch von der einen oder der ans 
dern Seite zu befeitigen, die collidirenden Intereſſen zu vereis 
nigen und alfenthalben den Gang des Communalmefens mit 
den Forderungen des Staatslebens in Harmonie zu erhalten. 

Anderer. Seite darf aber die Kontrolle des Staats nie 
einen: folchen Einfluß ausüben, welcher die Selbſtſtaͤndigkeit der 
Kommunen für ihr Inneres aufheben und in eine laͤhmende, 
geiftniederhaftende, und eben dadurch. entnervende und entwuͤr⸗ 
digende- Bevormundung fich verfehren würde. Die Lofalfreis 
heit: darf nicht durch falſch gegriffene Centralifationstendenzen 
in Feſſeln -gefchlagen werden. Die Staatsfunft muß. die‘ 
Würde des Menfchen achten, und fie muß, . fern 'von jeder 
widernatürlichen, in den wahren Zweden des. Staats. nicht 
gegründeten Befchränfung der ‚individuellen - ımd geſellſchaftli⸗ 
chen Freiheit und Selbftftändigkeit, die Grenzen. der conſervato⸗ 
riſchen Leitung umfichtig zu treffen wiflen. Bas Peben: der! 
Stadtgemeinden entwidelt fih, im mohlverfiandenen Inter⸗ 
effe des Staats, am Fräftigften, und der Bau des "ganzen 
Staats gewinnt eine Neihe der fefteften und tüchtigften Unter⸗ 
lagen, wenn die ftädtifchen Bürgerfchaften zur Selbſtthaͤtigkeit 


Eu 
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für ihre nächften gemeinfamen Angelegenheiten aufgemuntert, 
wenn fie in der Iehrreichen Uebung der öffentlichen Wirkſamkeit 
zur Auffaſſung der hoͤheren, dem Staate gehoͤrigen Intereſſen 
befaͤhigt und im belebenden Bewußtſeyn eines die Perſoͤnlich⸗ 
keit befriedigenden Rechtszuſtandes ſtark gemacht werden. Die 
Gemeinden der Städte muͤſſen Macht haben, ihre Lokaleinrich⸗ 
tungen ſelbſtſtaͤndig auszubilden, nach eigener Erkenntniß Vers 
altetes und Unfruchtbares, zu entfernen und an deffen Stelle 
Befferes und Fruchtbringendes einzuführen, für die Befriedi⸗ 
gung ihrer Beduͤrfniſſe nach den verfaſſungsmaͤßigen Normen 
ſelbſtſtaͤndig zu ſorgen, und nach ihren eigenen Erfahrungen, 
nach den ſelbſt gewonnenen Einſichten Alles ſich anzueignen 
und zu geſtalten, was das Fortſchreiten der Zeit ihnen als 
Forderung der Kultur und als Vervollkommnung ihrer gefells 
ſchaftlichen Verhaͤltniſſe vorgehalten hat. Die Vernunft giebt 
die Lehre, und die Erfahrung liefert die Beſtaͤtigung derſelben, 
daß nur in ſolcher Verfaſſung ein oͤffentlicher Geiſt der Buͤrger 
und eine werkthaͤtige Vaterlandsliebe erzeugt werden kann. 

Die Staatsgewalt hat zu ſorgen, daß in Gemaͤßheit der 
beſtehenden Geſetze allenthalben unparteiiſche Gerechtigkeit und 
ununterbrochene Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums 
gehandhabt werde, daß die Staatsbuͤrger fuͤr die ſelbſtſtaͤndige 
Uebung und fuͤr die fortſchreitende Entwickelung ihrer Kraͤfte 
der nothwendigen Freiheit nirgend entbehren, daß die Religio— 
ſitaͤt und Sittlichkeit auf einer wahren und zuverlaͤſſigen, mit 
der reinen Vernunfterkenntniß uͤbereinſtimmenden Grundlage 
befeſtigt werde und daß durch eine dieſen Zwecken entſprechende 
Erziehung der Jugend das phyſiſche und geiſtige Wohl der In⸗ 
dividuen und der gedeihliche Beſtand der ganzen Gefellfchaft 
eine dauerhafte Bürgfchaft erhalte. Die Wirkfamkeit der Res 
gierung erfcheint daher. in den Handlungen der Civils und Cris 
minaljuftiz, “in der Thaͤtigkeit der Polizei, in der Ausuͤbung 
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der Kriegsgewalt, in der Gruͤndung und Unterhaltung der im 
Großen erforderlichen gemeinnägigen Anftalten, in der Aufficht 
aͤber den Geiſt der religidſen Lehren nach ihren Beziehungen 
auf die Zwecke des Staatsvereins, in der Aufſicht uͤber die 
äußern” Formen, welhe von den Befennern der verfchiedenen 
Glaubenslehren fuͤr ihre oͤffentliche Gottesverehrung gewaͤhlt ſind, 
in der Anordnung der Anftalten für den Unterricht und die Erzies 
hung der Jugend. Als nothwendiges Mittel, dem Staate die zu 
ſeiner Exiſtenz unentbehrlichen Einrichtungen zu verſchaffen und 
ihte ununterbrochene Wirkſamkeit zu ſichern, hat die Regierung 
die Finanzgewalt. In Hinficht auf diefen Zweig der Staatöges 
walt iſt die Regierung der Depoſi taͤr fuͤr das geſammte Ein— 
föihmen des Staats, es entfpringe aus dem unmittelbaren (vols 
(en) Staatseigenthume, oder es beruhe auf den Regalien und 
fistafifchen Gerechtfamen, oder es fließe aus den directen und 
indirecten Abgaben der Staatsgenoſſen. Das Recht und die 
Hflicht der Regierung iſt, die Verwendung der Staatseinkuͤnfte 
ſo zu “ordnen, daß mit gerechter und unparteiifcher Ruͤckſicht 
auf alle Regionen des Staats fämmtliche Anftalten, welche zur 
Erfuͤllung der geſeliſchaftlichen Zwecke beſtehen, uͤberall in ihrem 
Beſtande erhalten werden und ihre Beſtimmung verfolgen koͤn⸗ 
nen. Der Beruf der Regierung ift zugleih, durch eine thäs 
tige, mit den Einfichten und Erfahrungen einer practifh und 
unifichtig geordneten Landesrepräfentation ununterbrochen unters 
fügte Gefeggebung dahin ernftlich zu wirken, daß die Summe 
des mit den Leiftungen aus dem Vermögen und dem Einkom— 
men der Staatsbürger zu deckenden öffentlichen Aufwandes nicht 
nur auf alle Theile des Staats und Stände der Einwohner 
(Provinzen, Landestheile, Kreife, Herrſchaftsbezirke, Staͤdte, 
Nitterguͤter, Landgemeinden) im Ganzen nach richtig gewaͤhlten 
Verhaͤltnißzahlen repartirt, ſondern daß auch die jeder einzelnen 
Corporation aufzulegenden Quote zwiſchen den darunter begriffe⸗ 
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‚nen Vermögensmaffen und Individuen gerecht und billig ausge⸗ 
glichen werde. 
| Zur foftematifchen Vollziehung des hier angedeuteten, bs 
‚die. Eivilifation für die Staatsgewalt ausgefchiedenen Berufs 
Mm. für die gefammte, auf die Verwaltung des Innern gerichs 
tete Regierungsthaͤtigkeit theils mit centraler Wirkſamkeit uͤber 
‚das Ganze des Staats, theild in Sectionen mit mehr. oder 
‚weniger Competenz in einzelnen größern Abtheilungen des 
Staatsgebiets aufgeftellt: die Juftizcollegien, die Appellationgs 
gerichte, die Oberbehoͤrden fuͤr die Sicherheits > Sitten» und 
Wohlfahrtspolizei (die letztere beſonders mit Hinſicht auf Be⸗ 
voͤlkerung, Geſundheit, Landwirthſchaft, induſtrielle Producs 
‚tion und Handlung), die Finanzcollegien für die Verwaltung 
‚der Domainen und Regalien, fuͤr die Wahrung der fiskaliſchen 
Gerechtſame und fuͤr die Regulirung des geſammten Abgaben⸗ 
‚teens, die Collegien für die Kriegsverwaltung, ‚die geiſtli⸗ 
chen Conſiſtorien, und die Ober-Schulcollegien. Nachgeord⸗ 
nete Mittelinſtanzen uͤber weitere und beſchraͤnktere Candverbir ⸗ 
dungen (Kreiſe, Oberaͤmter, Diſtricte, Herrſchaftsbezirke) und 
Unterbehoͤrden in den engern Gebietsabgrenzungen und in den 
Communen ſind dazu beſtimmt, der Thaͤtigkeit der Regierung 
‚in allen Zweigen der Staatsverwaltung, durch alle Theile des 
Staatsgebietes und in allen geſellſchaftlichen Kreiſen der Staats⸗ 
buͤrger wirkſame Folge zu verſchaffen. | 
Wie die Regierung im Ganzen darüber zu machen vers 
pflichtet ift, dag der Gang der gefammten Staatsgefellfchaft 
mit den höchften Zwecken des Staatsvereing übereinftimmend 
erhalten werde, fo muß ihre diesfallfige Wirkſamkeit auch dem 
Einzelnen zu dem Ende Man und Regel ftellen, damit alle 
Glieder des Ganzen in ihren mannigfaltigen Thätigfeiten immer 
den höheren Zielpunkten des Staatslebens zugewendet bleiben, 
und damit das Gute und Wohlthaͤtige, was den einzelnen: 


+ 
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gefellfchaftlihen Maſſen für fich zu erreichen unmöglich ift, in 
der Verbindung mit einem größern Ganzen möglich gemacht 
werde. y 

Die Regierung ordnet demnach und beauffichtigt, wie im 
Ganzen, in den Provinzen und in den Sandabtheilungen, fo 
im Innern der ftädtifchen Communen, die Nechtspflege, die 
Polizei, die DVertheilung und Erhebung der Staatsabgaben, 
das Gefellfchaftswefen der Kirchen, die Einrichtung der Schus 
Ion, den Gang der lofolen Gemeindeverwaltung. 

Auf das Wohl jeder Stadtgemeinde hat die Seftalt, welche 
ihrer Obrigkeit gegeben, und der Wirkungskreis, der ihr anges 
wiefen wird, höchft bedeutenden Einfluß. Schon von diefer 
Seite muß daher die Konftruction der Magiftrate die Sorge 
der Negierung vorzüglich in Anfpruch nehmen. Es find ferner 
durch die vorausgefchickten Unterfuchungen (im 2.°3. und 4 
Kapitel des III. Abfchnittes) die Vortheile herausgehoben, 
welchen der Staat und die ftädtifchen Gemeinden (in gewiffen 
Claffificationen) davon empfinden, wenn die Communalbehörden 
zugleich mit der Juſtiz, der Polizei, der localen Steuerdirecs 
tion, der aͤußern Kirchenverwaltung und der Schulaufficht don 
der Megierung beauftragt werden. Soll der flädtifche Magis 
firat auch) in diefen Beziehungen ald Inſtrument der Regierung 
wirkfam feyn, foll der Magiftrat zugleich jene wichtigen Func— 
tionen in höherem Auftrage zu verfehen haben, fo hat die Res 
'gierung bei der Zufammenfesung der Stadtobrig: 
keit ein verftärktes Spntereffe. Während die Regierung den 
‚Städten die freie Wahl ihres Magiftrats geftattet, muß die 
wirkliche Ausübung diefer Wahl nicht nur in Hinfiht auf das 
eigene Wohlbefinden der Gemeinde, fondern auh in Bezug 
auf alle höheren Intereſſen des Staats beftländig unter Aufficht 
gehalten werden. Es muß daher der Negierung vorbehalten 
bleiben, jedesmal die Gefegmäßigkeit der gefchehenen Magis 
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firatöwahl zu prüfen, und es muß die vor. der Regierung 
erklärte Beftätigung , der Gewählten als unerläßliche Bedingung 
der dffentlihen Amtswirkfamfeit betrachtet werden, 

: Die Gemeinden der Städte follen durch das Mittel eines 
Ausſchuſſes an der Communalverwaltung felbftftändig Antheil 
nehmen. Das Rechtsgebiet der Gemeinde - Repräfentation fol 
eine ſolche Bedeutung, einen folchen Umfang haben, daß das 
Selöftgefühl der Bürger dadurch gehoben und ihre felbftthätige 
Mitwirkung ‚für die Gemeindesntereffen wirkfam angeregt 
und unterhalten wird. Der Aufgabe, die dem Bürger » Aus; 
ſchuſſe beſtimmt ift, muß feine Confteuction entſprechen. Es 
‚bleibt Sache der ‚Regierung, das Recht des Magiftrats und. 
die Kompetenz. des Gemeinde s Ausfchufles zu beſtimmen and 
dem letztern die ſeiner Beſtimmung angemeſſene Zuſammenſez⸗ 
zung zu verleihen. Die Regierung hat Urſache, durch periodi⸗ 
ſche Reviſion der uͤber die buͤrgerſchaftlichen Wahlen gehaltenen 
Acten ſich die Ueberzeugung davon zu verſchaffen, daß das 
Wahlverfahren im Sinne des Geſetzes vollzogen werde. 

Br Der Magiftrat und die Gemeinde-Repraͤſentation ſollen 
gemeinfchaftlich die Befugniß haben, in ihren. Rechtsverhältnifs 
fen, in der Gemeindeverfaflung, in ihren öffentlichen Lokalein— 
richtungen Veränderungen zu treffen und Neues . feftzufegen 
und zu geftalten. Während die Negierung nur ihr Wohige⸗ 
fallen darüber augdruͤcken kann, wenn eine Stadtgemeinde ein 
" -Sebendiges Streben nach dem Befleren zu erfennen giebt, wird 
ed doch immer der Gegenſtand einer nähern Prüfung ‚von Seis 
ten der. treffenden Oberbehörden feyn, ob der Gebrauch, wel: 
chen eine Gemeinde von dem Rechte der Selbſtwahl und Seldfts 
beftimmung in dem einzelnen Falle genracht hat, mit dem Gans 
zen des gefeglichen Zuftandes in der Gemeinde und im Staate 
überhaupt fich vereinigen ‚lalle, oder ob in ‚der einen oder der 
andern Beziehung ein Hindernig im Wege fiche, Es beruht 
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daher in dem natürlichen, durch die meiften pofitiven Gefeßges 
bungen anerkannten Rechte des Staates und der höchften Ger 
walt in demfelben, daß Gemeindebefchläffe der bezeichneten Art 
der Regierung zur Prüfung vorgetragen werden mäffen und 
hur dann in Kraft treten können, wenn die Regierung ihre 
Genehmigung ausgefprochen hat. Der Regierung bleibt nach 
ihrem Ermeflen vorbehalten, von der Billigung auszunehmen, 
was fie bei forgfältigee Prüfung dem Staate nachtheilig,, oder 
der Gemeinde felbft nicht zuträglich finde. Die Mittheilung- 
der Gründe für die Refolution ift allemal nüglich, weil fie auf 
die Ueberzeugung der Gemeinde wirft und derfelben die Ges 
fihtspunfte darbietet, was ihr zu thun übrig fey, um das Ges 
wuͤnſchte in: Hebereinftimmung mit dem übrigen WEITERE 
zur Erifteng zu bringen. 

Die Verwaltung des Communalvermögens kann von der 
Auffiht und Eontroffe der Regierung nicht ausgenommen feyn. 
Die Regierung hat darüber zu machen, daß das Vermögen 
des Magiſtrats und der Gemeinde gleich, der Subftanz eines 
Fideicommiffes mit Schonung und Sorgfalt verwaltet werde, 
weil der -Beftand aller nüsfichen, im Sinne des Staatszweckes 
für die Gemeinde gegründeten Anftalten dadurch vorzüglich ges 
fihert wird, und der Credit der. Gemeinde darauf weſentlich 
beruht. Die Zweckmaͤßigkeit der Wermögensverwaltung ift zus 
'gleih die Bürgfchaft dafiir, daß es zu "den Verbeſſerungen, 
deren: die Gemeindeeinrichtungen im Fortgange der Zeit bedürs 
fen wird, nicht an KHülfsmitteln gebrechen werde, In diefen 
Beziehungen muß daher: der Lokalwille controliet und befchränft 
werden. Diefe Beflimmung zu erfüllen, wird die Regierung 
in Stand gefeßt, wenn die berichtigten ftädtifchen Gemeindes 
rechnungen ihr jährlich zur Einficht vorgelegt werden, und 
wenn fie dadurch fich überzeugen kann, ob Magiftrat und Ges 
meinde/Repraͤſentation ‚gefegmäßig verfahren, oder ob den ftäd- 
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tischen Eollegien über; das eine oder das. andere Erinnerungen 
‚gemacht und Weifungen für die Zukunft ertheilt werden muͤſſen. 
So wird 3. B. unter den Gegenftänden, welche die Aufmerf⸗ 
famkeit der Regierung in. Anfpruch: nehmen; ‚die Behandlung 
des ftädtifhen Schuldenwefens einer der wichtigften bleiben. 
Daß die Abtragung ‚der Paſſiven in Gemäßheit der. fefigefegs 
‚ten Pläne ‚ununterbrochensfortgehe, und daß die Stadtyerwals 
tung für diefen Punkt in genauer Aufſicht gehalten werde, ift 
im Spntereffe der Gemeinden nicht minder nuͤtzlich und ‚noths 
wendig, wie in Ruͤckſicht auf das: Staatewohl, Es - bietet, eine 
solche jährliche Reviſion der abgelegten Rechnungen ‚zugleich. ‚die 
‚Bequeme Gelegenheit, dar, ‚bei welcher die Erinnerungen unters 
ſucht und: entfchieden ‚werden. fönnen,, ‚die von den Bürgers 
Ausſchuͤſſen wider die ‚das Communalvermögen oder bie Vexr⸗ 
wendung der Einfünfte betreffenden Verfügungen. des Magl- 
ſtrats aufgeftellt werden möchten. | 13414 


Dieſelben Grundfäge, welche für bie Verwaltung des Kathi, 
und Communalvermögens angenommen werden, finden in Hin, 
fi icht: auf die Verwaltung der zu wohlthätigen Zwecken gegräns 
‚beten, mit befonderen Fonds begabten ſtͤdtiſchen Stiftungen 


‚analoge Anwendung. — 


Indem der Regierung die erhabene Pflicht obliegt, “für 
die Anftalten zur geiftigen Bildung der: Staatsangehdrigen als 
Aenthalben zu forgen,. findet fie auch. darin die natürliche -Eps 
mächtigung, bei denjenigen: Städten felbfibeftimmend einzugrei⸗ 
fen und nach dem erforfchten Bedärfniffe ſelbſt zu fchaffen und 
zu organificen, mo der Magiftrat und die Bürger s Nepräfentes 
‚tion verfäumt haben follten, mit freimilligem Entfchluffe, und 
‚mit patriotifcher Selbftthätigkeit durch zeitige Geftaltung- und 
Bildung des Beſſern die Weändigkeit | des — — zu 
beweiſen. 
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Der Aufficht und -Keftimmenden‘ Leitung der Hegierung 
‚bleiben die Verhältniffe unterworfen, in: welchen der Handel, 
die - Fabriken, die Manufakturen, die : Kunftwerkftätten und. 
die Handwerker den — des Staats zu gewaͤrtigen haben 
ſollen. | 

Die Stadgemeinde ſoll die Freiheit haben, ſich für Si 
Befeſtigung ihrer öffentlichen Einrichtungen und "für! die Bes 
gruͤndung jeder Verbeſſerung ihres ‚Öffentlichen Zuftandes ſelbſt 
‚zu befteuern. Für die Ausuͤbung diefes Rechts -der Gemeinden 
iſt aber die Eontrolle der Negierung unentbehrlid. Die Res 
gierung hat zu prüfen, ob die Communal-Leiſtungen richtig 
‚vertheilt find, ob ſie mit den Kräften: der Stadtbewohner in 
Werhältniß ftchen und ob fie mit dem allgemeinen, für das 
‘Ganze des Staats gewählten Abgabenfyfteme fich vereinigen lafs 
fen, oder nicht. Diefe Befchränkung der: ftädtifchen Selbſtſtaͤn— 
digkeit kann ihrem wahren Zwecke nach für die Gemeinden nur 
‚die wohlthätigfte Wirkung haben, Eine humane und wohlwols 
Iende Negierung wird das Cinfommen, welches jedem größern 
und Hleinern, der Staatsverbindung untergeordneten Communals 
verbande zu feiner befondern freien Exiſtenz und zu feinem Wohls 
Befinden im Sinne des Staatszweckes unentbehrlich ift, ſtets 
der gerechteften Nückficht würdigen. Aus der genauen Kennts 
niß der Lokalbeduͤrfniſſe wird daher die Regierung die Geſichts⸗ 
punkte fuͤr das Verhaͤltniß entnehmen, in welches nach den 
Forderungen eines gelaͤuterten Staatsrechts die Abgaben fuͤr 
den Staat und die Leiſtungen für die Communalzwecke zu 
feßen find. Die Negieruug wird daher in der Prüfung 'der 
‘dahin gehörigen Gemeindebefchlüffe defto leichter ‚die Motive fins 
den, die Handlungen der Finanzgewalt in Beziehung auf die 
Staatsabgaben fo zu dirigiren, daß. jedes Communalmwefen 
‘unter pünftliher Erfüllung feiner Verpflichtungen für. den 
Staat doch die hinreichenden Kräfte und den Lebensmuth bes 
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‚hält, um die zu feinem Befondern freien Gedeihen: gehörigen 
öffentlichen Einrichtungen in blühenden. Stande zu erhalten 
und jede Verbefferung, die fih als Beduͤrfniß darftellt, ohne 
übermäßigen Druck der DEN in dauerhafter as ein⸗ 

zufuͤhren. Fr BR HER 

Durch die Regierung find: die — zu entſcheiden, die 
ſich im Gange der Communalverwaltung zwiſchen den Mragis 
ſtraten und den Buͤrger-Ausſchuͤſſen oder den Gemeinden erhe⸗ 
ben. Das Richteramt der Regierung verhuͤtet, daß die Eroͤr⸗ 
terungen zwiſchen den in Gleichgewicht geſtellten Corporationen 
nicht in eine Reibung und feindſelige Spannung ſich verkehren, 
bei welcher die Sachen ſelbſt nicht befriedigend und nicht zu 
rechter Zeit erledigt und die Intereſſen der ganzen Gemeinde 
hintangeſetzt werden koͤnnten. Die Vermittelung der Regierung 
iſt nothwendig, damit, wenn der Magiſtrat oder der Buͤrger⸗ 
Ausſchuß die Initiative für irgend. etwas Gutes und Gemeins 
nuͤtziges ergriffen hat, die Bedenklichkeit oder die abgeneigte 
Gefinnung des andern Theild nicht in einem-folchen Gewicht 
fi ‘erhalte, durch welches die MWerftändigung über die entges 
gengeftellten Gründe ganz unthunlich gemacht und die ga 
hung des Ausführbaren gehemmt werden fünnte, 

An die Regierung hat die Gemeinde fih zu wenden, 
‘wenn fie dur) Handlungen des as in ihrem Rechte 
ſich verlegt glaubt. | ° 

Wird das Weſen der hier — Oberaufſicht mit 
der Conſtruction verglichen, welche im Zuſammenhange des 
2. 3. 4. 'und 5. Kapitels für die Magiſtrate und die Ges 
meinde s Nepräfentation vorgeſchlagen iſt, fo ſtellt ſich von ſelbſt 
die Anſicht dar, daß die collegialiſch geordneten Ober— 
behoͤrden (Centralſtellen oder Provinzialregierungen) ſich allein 
dazu eignen, im Namen des Staats die Aufficht und Controlle 
‚Über die Stadtgemeinden zu führen, Jede Mittelinſtanz zwi⸗ 
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ſchen den. höhern Landescollegien uud den Magifiraten würde 
in allen Städten von den großen bis zu denen herunter, deren 
Gemeinderath die zur Ausuͤbung der vollen Civil » yurisdiction 
erforderliche Drganifation empfangen kann, nur_ einen lähmens 
den, dem Gemeindeleben fhädlichen Einfluß ausüben. koͤnnen, 
da das natürliche Gefühl jedes. nah den angebeuteten Maris 
men. organifirten Magiftrats und Gemeinde Ausfchufles der 
Autoritaͤt einer Mittelinftanz, die’ in der Regel nur in einem 
aͤſolirt ſtehenden Büreaufraten ſich darftellt, widerfireht. Die 
Erfahrung hat in mehreren Staaten die Lehre gegeben, daß 
‚eine folche Einrichtung nur die DWielfchreiberei befördert umd 
gu Mißverhältniften führt, die den Sachen fihaden. Häufig 
mögen die zur Claſſe der Rechtsgelehrten gehörigen Rathsbeam⸗ 
sten Veranlaſſung wirklich finden, oder zu finden glauben, ihre 
xtheoretifchen und praftifchen Kenntniffe und ihre Einfichten umd 
Erfahrungen den Meinungen und Weifungen, die ihnen von 
sfolhen Beamten dargelegt und gegeben werden, nicht nachzus 
ifegen, und öfter werden wohl die Amtshandlungen. diefer letz⸗ 
teern ſo ausgelegt, ald wenn fie verfucht gewefen wären, ſich 
geltend zu machen und Abfichten durchzuſetzen, die nur in Per⸗ 
fönlichkeiten ihren eigentlichen Grund hätten. Viel leichter findet 
‚Anerkennung, was ald Nefultat einer ‚gemeffenen und collegialifchen 
Berathung und Schlußfaffung fih ankündigt, als mas in dem 
unbewachten, dem nicht controlirten Entfchluffe einer büreaufcas 
tiſch geftellten Behörde feinen Urfprung nimmt und eben dess 
halb dem ‚Scheine oder dem Vorwurfe der vorgefaßten Meis 
nung ,. der einfpitigen Erwägung, der Uebereilung, der perfüns 
chen Willtühr oder der Eigenmacht weniger entgehen kann. 
Bei den obern Landescollegien ift jederzeit ‚eine ſolche Organis 
ıfation vorauszufegen,. daß fie das Auge eines Büreaufraten 
nicht bedürfen, um der ‚gefesmäßigen Aufficht und Controlle 
Wirkſamkeit zu verfchaffen, und bei einer tuͤchtigen Drganifes 
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tion der Magiftrate und Gemeindes Ausfchäffe iſt die Praͤſum⸗ 
tiom gegründet, daß die Stadtgemeinden die geſetzmaͤßige Bahn - 
einhalten und ohne birenufratifche Gängelei ihre Angelegens 
heiten. felöft zu verwalten und ihr Wohl zu befeftigen wiffen 
werden. | 

Sonach möchten nur die Keinen Städte für ſolche Ver⸗ 
haͤltniſſe, wo die Magiſtratsorganiſation die Landesverwaltung 
nicht hinreichend oder gar nicht unterſtuͤtzen kann, unter den 
Verbindungen der Aemter, Landgerichte oder Kreiſe der Aufs 
ſicht und Leitung einer Mittelinſtanz zum Behuf der gleichfoͤr⸗ 
migen Adminiſtration unterſtellt werden. 

Bei der Geſtalt, in welcher die Oberaufſicht der Regie—⸗ 
rung hier gezeichnet ift, wird die Gemeinde wie der Staats⸗ 
verband Befriedigung finden Eönnen. Es muß Zweck bleiben, 
den Stadtgemeinden den Genuß der Freiheit und Selbftftäns 
digkeit im Bunde mit der Ordnung und der — zu 
verſi chern. 

Die Deutſchen Geſetzgebungen haben, indem ſie die Be— 
wegung im Innern der Stadtgemeinden zu regeln bedacht ges 
weſen find, auch für die Nechte des Staats pofitive Erkläruns 
gen aufgeftellt. Diefe Erklärungen find theild in allgemeinen 
Marimen vorgetragen, theils in genauern, das Einzelne erfafs 
fenden Beftimmungen ausgedrädt. Was das neueſte Deutfche 
Berfaflungsrecht hierüber aufftellt, möge, zur Vergleichung mit 
den oben ausgehobenen Grundanſichten, den Schluß des Ka⸗ 
pitels bilden. 

In die Preußiſche — > feige ale | 
meine Grundfäge aufgenommen: 

„J. 1. Oberſtes Auffichtsrecht des Staatd. 
„Dem Staate und den von folchen: angeordneten Bes 
„hörden bleibt das oberfte Auffichtsrecht Über die Städte, 
„ihre Verfaflung und ihr Vermögen, in forveit nicht in der 


J 
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„gegenwärtigen Ordnung auf eine Zheilnahme an der Vers 
„waltung ausdruͤcklich Verzicht geleiftet ift, — 


| „J. 2. Ausuͤbung deſſelben. 
„Die oberſte Aufſicht uͤbt der Staat dadurch aus, daß 
„er die gedruckten Rechnungsextracte, oder die Öffentlich dars 
‚zulegenden Rechnungen der Städte über die Verwaltung 
„ihres Gemeinvermögens einfieht, die Befchwerden einzels 
„nee Bürger oder ganzer Abtheilungen über das Gemeins 
„weſen entfcheidet, neue Statuten beftätigt und zu den Wah⸗ 
„Ten der Magiftratsmitglieder die Genehmigung ertheilt.“ 


„F. 170. Entwürfe zu neuen Einrichtungen. 
„Richt nur der Magiftrat ald DOrtsobrigfeit, fondern 


„auch die Stadtverordneten, können auf Einführung neuer 


„und Abänderung beftehender Einrichtungen im Gemein 


„weſen antragen. 


„$. 171. Concurrenz der Ortds und Provinzial s Polis 
| zeibehörde dabei. 

„Deshalb gemachte Vorfchläge muß der Magiftrat, wenn 
„darnach beftehende Gefege, Verfaflungen und höhern Orts 
„genehmigte Einrichtungen abgeändert, oder neue dadurch 
„nicht begründete Beſtimmungen ertheilt werden follen, 
„mit feinem Gutachten begleitet, an die Ortspolizeibehörde 
„befördern, vorausgefegt, daß eine befondere Behörde zur 


„Drtspolizeiverwaltung, außer dem Magiftrate, vorhanden 


„iſt. Zu neuen Beftimmungen, die nicht gegen das Ges 


„ſetz oder beftehende Vorfchriften find, Fann die Ortspolis 


„zeibehörde in foweit, als -fie durch die befondere Inſtruc⸗ 
„tion ‚über ihre Gefhäftsführung dazu- im Allgemeinen 
„autorifirt ift, die Zuftimmung ertheilen. Außerdem aber 
„hat diefelbe die Entfcheidung der Provinzialpolizeibehörde 
„über die beabfichtigten Neuerungen einzuholen, 
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' Die Baterfhe Verfaffung hat im Edicte über das Ges 


meindewefen d. d. 418. May 1818, Tits, V., beſtimmt: 


R 
2). 


„Aufſicht und Curatel der Staatspolizei, weldhe von dem - 


"6.120: ‚Die, Gemeinden ftehen- unter. einer befondern ' 


„Staats Minifterium des Innern als oberfter: Stelle, und 


„unter deflen ‚Leitung -von den Kreis Negierungen durch 


„die Untergerihte — als :Polizeis Behörden — ausges 


uͤbt wird.” 


'„$ 122 9 — der J. Claſſe betr. 

„In den Städten der I. Claſſe iſt der Magiſtrat — 
„als eine ſelbſtſtaͤndige Behörde — der Kreis-Regierung 
„unmittelbar untergeordnet. Er berichtet hiernach unmits 
„telbar an die Regierung, und empfaͤngt von dieſer in 
„gleicher Art die ihm zugehenden Befehle. Wenn neben 


„dem Magiſtrate in einer Stadt noch ein eigener Com⸗ 


„miffär angeordnet ift, fo richtet fich deſſelben Berhältnig 
„zu dem Magiftrate, nach der hieruͤber zu — — 


dern Inſtruction.“ 


„F. 123. Der Magiſtrat ſteht, als — der Ge⸗ 
„meinde, ruͤckſichtlich der Verwaltung des Gemeinde⸗ und 


„Local⸗Stiftungs-Vermoͤgens unter der Höheren Aufſi — 


5. „ber Staatsregierung. 


Der Magiſtrat iſt daher — ‚die Genchaiguns 


„derſelben einzuholen: 

) bei vallen. Erwerbungen, Bernauer. und. Verau⸗ 
„berungen von Realitaͤten und Rechten aber den Werth 
„von 1000 fl.; 

„2) bei neuen Fundationen und Bunpationt ß, ‚Zuflüffen, 
„wenn damit Laften verbunden: find; nu. = 0; 


#3) bei. Verwandlung. der. bisherigen — bedeu⸗ 


„tender Oekonomie/Guͤter oder nutzbarer Rechte in Ver⸗ 
„pachtung, oder dieſer in eine Selbſt / Regie; 
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9) bei allen Verpachtungen an: Magiſtrats Glieder und 


„deren Verwandte in aufs und abfldigender Linie, danız 


,Seiten⸗Verwandte und Verſchwaͤgerte im erfien Grade, 
ni ,‚oder an ſolche, die an der Verwaltung Theil haben; 


55) bei bedeutenden Neubauten; 


,6) bei Aufnahme eines Paſſiv⸗ Capital für die Ges 


J * zmeinde- über 2000 by. 


„D bei allen Ausleihen von Yetio» Capitalien R welche den 
„Bettag von 1000 fl. Überfteigen, oder auch ohne Uns 
“ terfchied der. Summe, wenn das Ausleihen an ein 
„Magiftratsglied, oder deren oben bemerkte Verwandte, 
„oder an fonftige aa an der — ge⸗ 


J „ſchieht; * 


N8) bei Vorſchuͤſſen einer — an die andere, in für 


„fern fie nicht im m Etats s Jahre ne 
„werden; 


,9) über ‚die Zulaͤſſigkeit eines Kectöfteits; 


„10) bei Anordnung neuer an ent dann bei 


„neuen Gemeinde Umlagen.’ 


‘ 5. 124. Die Kreisregierung, an welche jaͤhrlich die Ges 


„meindes und Stiftungs-Rechnungen pünktlich eingefens 
„det werden muͤſſen, hat folche -innerhalb deflelben Jahres 
„genau zu pruͤfen und. das — darüber zu ers 
„theilen. 


J 9* 126. Sie hat die Leitung und Betätigung der Magi⸗ 


feat; Wahlen, wie auch: die Re der Bürgers 
„meiſter. — 
"bi. Städte imd Märkte der IE und HI. Ctaffe betr. 


nr 126. - Wenn :ih einer Stadt IE, Elaffe ein "eigener Coms 


— ft, ſo wird cine ſolche Stadt in ihrem 


Werhaͤnniſſe zum Commiſſar ven ESudten der J. Claſſe 
„gleich geachtet.“ — | „a 
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9. 127. In allen übrigen Städten der II. und TIL Claſſe 
„und in den Märkten ift der Magiftrat zunächft der Aufs 
„Sicht und Leitung des einfchlägigen Lands oder Gutsherr⸗ 
„lichen Gerichtd untergeordnet, Diefe Behörde ift verbuns 
„den und ermächtigt, dem Magiftrate im Allgemeinen über 
„feine Amtsführung Erinnerungen zu machen, und, wenn 
„Sie nicht befolgt werden, Anzeige darüber an die Regie⸗ 
„rung zu erflatten; in dringenden Fällen kann daſſelbe 
„proviſoriſche Verfügungen felbft treffen.” 

„$. 128. Sn den $. 123 bemerften Fällen, wo die Magis 
„ftrate der größern Städte an die Einwilligung der Res 
„sierung gebunden find, werden die Magiftrate der Fleis 
„nern Städte und Märkte ohne Rücfiht auf die Größe 
„der Summe verbindlih gemacht, die Genehmigung des 
„einfchlägigen Lands oder Gutsherrlihen Gerichts einzuho⸗ 
„en, welche Lestere jedoch in allen wichtigen oder die 
„Summe von 500 fl. überfteigenden Fällen die Beftätie 
„gung der einfchlägigen Kreis s Regierung nachzufuchen 
„haben. — 


Im Königreihe Sachſen Hat eine unterm 30. Decem⸗ 
Pr 1818 wegen der Auffiht über das Kämmereis und 
Communvermögen der Städte und über ihre Coma 
munfaffen erlaflenes Eönigliches Mandat feftgefegt; 


- nr 4. Die Auffiht über das gefammte Kämmereis und 
„Sommunvermögen in den Städten der alten Erblande 
„mit Inbegriff des darauf Bezug habenden Rechnungs⸗ 
„werks, wird vom Eintritt des Jahres 1819 an von der 
„Landesregierung geführt. 

„F. 2. Von diefer Zeit an find daher die zeither zum Ge⸗ 
„heimen Finanz- Collegio abzulegen geweſenen Kaͤmmerei⸗ 
„Rechnungen, ſo wie die erforderlichen Anfragen wegen 
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„Benutzung und Verwendung des Kämmereis oder Com⸗ 
„munvermögens, oder wegen einer Veränderung mit der 
„Subſtanz deflelben, lediglicy bei der Landesregierung eins 


„zureichen, ald bei welcher auch die Juſtification der 


„Rämmereirechnungen erfolgen wird.’ 


„$ 4. In Anfehung derjenigen Städte, welche bisher, 


„nach der Verfaſſung und den Verhältniffen der Gerichtös 


barkeit, ihre Rechnungen bei den Bezirfsämtern abgelegt 
haben, ift die Ablegung und Prüfung der Nechnungen 
über das Kämmereis und Communvermögen auch ferner 


bei den Aemtern zu bewirken.‘ 


„Ss haben aber die Aemter eine, mit voßftändigen 


Rechnungs; Ertragten belegte Weberficht, nach jeder Mech 


0 „mungss Abnahme ‚binnen vier Wochen an die Landesre— - 


i* 
... 


“ygierung ER 


Im Königreiche Hannover ift die Oberaufficht über die 
Städte zunächft den Sanddrofteien der verfchiedenen Provinzen 
übertragen, und bei den größern Städten in beflimmten Fällen 


dem 


-Eöniglichen Kabinetss Minifterio vorbehalten. Diefe Obers 


aufficht zeigt fih (wie e8 z. B. in der Verfaffungs + Urkunde 
für die Eöniglihe Reſidenzſtadt Hannover vom 12. März 1824, 


$. 4. 


heißt) befonderg 


in dem Einfluffe auf die Ernennung und’ Wahl 'der Mas 
giſtrats/-Mitglieder und deren Stellvertreter und Subals 


„ternen, in Genehmigung wichtiger und ungemwöhnlicher 
„Beſchluͤſſe und Verfügungen, in Abänderung alter oder 
„Seftftelung und Beftätigung neuer Statuten und Eins 


„richtungen, in Entfcheidung der zwifchen dem Magiftrate 


„und den Vorftehern der Bürgerfchaft etwa flattfindenden 


„Berfchiedenheiten der Meinungen und in Anhörung und 
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Entſcheidung der Befchwerden der Bürgerfchaft oder eins 
„zelner Bürger gegen ihre Obrigkeit, in Beſchuͤtzung des 
„ſtaͤdtiſchen Vermögens und in Prüfung und Abnahme 
„dee über das Vermögen der Stadt und der in derſelben 
„befindlichen Stiftungen geführten Rechnungen.” 


Vermöge. diefer Oberauffichtsrechte muß in befonderer Bes 
ziehung auf die Verwaltung des Stadtvermoͤgens in der ges 
nannten. Stadt die Genehmigung der königlichen Lands Droftei 
eingeholt werden: 


4) „beim Ankauf und Verkauf von ftädtifchen Grundſtuͤcken;“ 

2) „bei neuer Verleihung derfelben in Erbzinds oder Meiers 
„recht, fofern. der jährliche 10 Thlr. oder darüber 
„beträgt ;’’ 

3) „bei Gemeinheitstheilungen und bedeutenden Veranderun⸗ 

gen in der Benutzung der Gemeinheiten;“ 

4) „bei Contrahirung neuer Schulden, durch welche der 

„Paſſivbeſtand vergrößert wird; 

bei Verpachtungen ohne Meiftgebot, wenn bie Obſecte 

„von Erheblichkeit ſind;“ | 

6) „bei Neubauen und Reparaturen an ftädtifchen Gebäuden, 
„Sofern Ddiefelben- bei denfelben Objecten und in demſelben 
„Jahre die Summe von 100 Thlen. überfteigen ; 

T). „bei Ertheilung von Remiſſionen, welche die Summe 

„von 80 Thlrn. uͤberſteigen.)“ 


6 


— 


Nach aͤhnlichen Grundſaͤtzen hat die Land⸗Droſtei bei der 
Verwaltung des den Stiftungen zugehoͤrigen Vermoͤgens Auf⸗ 
ſicht zu fuͤhren. 


Fuͤr die kleinern Staͤdte iſt die Nothwendigkeit, zu den 


| *) ©, die angeführte Verfaſſungs- Urkunde §. 188. 
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Dispoſitionen Über das Commungut und zum Aufwande aus 

den Stadtcaffen die Genehmigung aus der Lands Droftei. einzus 

“Holen, verhältnigmäßig beftimmt. Die Einwilligung dee Obers 

vehoͤrde wird z. B. in kleinern Staͤdten erfordert, | 
a) bei Verpachtungen, wenn der jährliche Pachtzins 50 Thlr. 

— ‚und darüber beträgt: 

b) bei, Bauten und andern neuen Anlagen und Reparaturen, 

wenn die Koften 50 Thlr. und darüber betragen. *) 


Im Königreihe Würtemberg find durch das Eönigliche 
Edict für die Verwaltung der Gemeinden, Oberämter und 
‚Stiftungen d. d. 11. März 1822 folgende Regeln feftgefegt: 


„F. 64. Aufſicht über das Gemeindewefen. 
„zu Handhabung des Uns zuftehenden Rechts der Ober 
AAufſicht über das. Gemeindeweſen find zunächft die Oberaͤm⸗ 
„ter in der Unterordnung unter die betreffenden Kreis: Res 
„gierungen und das Minifterium des Innern aufgeftellt.“ 


| „Ihre DObliegenheit ift cs, das Eigenthum der Ges 
„meinden gegen jeden Cingriff, gegen mögliche Mißs 
„braͤuche, Verfaumniffe und Derfchleuderungen ficher zu 
Be „Stellen, ohne jedoch bei Ausübung der ihnen anvertraus 
ten Aufficht im die Seibfts Berwaltumge» Rede der Ge⸗ 
„meinden einzugreifen.“ 


„Insbeſondere find die Oberaͤmter verpflichtet, die Etats 
„und Rechnungen der Gemeinden, fo wie die von einzelnen 
„Bürgern oder dem Bürgers Ausfchuffe erhobenen Befchwers 
„den über die Gemeindeverwaltung mit Sorgfalt und Strenge 
„zu prüfen und nach dem Erfunde das Geeignete vorzukehren.“ 


-*%) ©, die Verfaffungs Urkunden für die Stadt Burtehude v. 2. Sep⸗ 
tember 1824 und für die Stadt Dranzfeld, vom 20. Mai 1829. 
Hannöver, Geſetz⸗ Samml, von 1824 und von 1829. 
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„Die Gemeinde s Vorftcher haben ſich jeder dießfallſi— 
„sen Unterfuchung, fo mie . der oberamtlichen Aufficht 
„nberhaupt mit Bereitwilligkeit zu fügen und die von 
„ihnen verlangten Berichte, Erklärungen und fonftigen 
Aufſchluͤſſe pflichtmäßig abzugeben.“ | 


vn 65. Genehmigung der Gemeinde » Raths + Befchläffe. 


„Die Befchlüffe des Gemeinde-Raths bedürfen der Ges 
„mehmigung einer Negierungs s Behörde in allen denjenis 
„gen Fällen, in welchen entweder das Intereſſe der Ges 
„meinde und ihrer Verwalter, oder das Intereſſe der eins 
| „zelnen Gemeinden und der übrigen Staatsgenoflen ge⸗ 
„theilt iſt.“ | | 

„Solche Befchlüffe find daher jedesmal dem Oberamte 
„zur weitern Verfügung oder Einleitung vorzulegen. Nas 
„mentlich hat dieß in nachfichenden Fällen zu gefchehen : 

„a) wenn der Oberamtmann, ein Gehülfe deflelben oder 
„ein anderer Staats: Beamter, ein Kirchen s oder 
„Sorporationsdiener bei der Sache perjönlich interefs 
„ſirt iſt;“ | | 

„b) wenn. einem Mitgliede des Gemeinde-Raths oder 
„Bürgers Ausfchuffes eine Befoldung, Penfion, Warts 
„Geld oder Verehrung aus der Gemeindecafle verwils 
„ligt, oder ein fonftiger Vortheil zugeflanden wird ;' 

„OD wenn durch unvorhergefehene Ausgaben die Haupts 
„Summe des Etats Überfchritten, und eine neue oder 

„erhöhte Umlage nothwendig wird ;’ 

„d) wenn Gebäude, Grundſtuͤcke, Gefälle und anderes 
„nutzbares Cigenthum der Gemeinde veräußert wer⸗ 
„den follen ;“ 

ne) bei jeder neuen, die. Schuldenmafle vermehrenden 
„Rapitalaufnahme; “ — = 

ud bei jeder Abloͤſung von Astivkapitalien, in: fofern 


m... 
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„ſolche nicht zur Abtragung von Paffivfapitalien vers 
„toendet werden; | 

„E) bei außerordentlichen Vorempfängen auf die Einkünfte 
„folgender Jahre, bei außergemwöhnlichen Holsfchlägen 
„und dergleichen; ‘ 

„h) bei jeder Belaftung der Gemeinde durch Paffiväbers 
„nahme von Renten, Zinfen, Gülten und anderem 
„läftigen Eigenthume ; 

„) bei jeder Schmälerung der Gemeinde Einkünfte durch 
„Einführung oder Erhöhung bürgerlicher Nugungen 
„z. DB. von Allmands Holz; Weider Dferch » Gerechtigs 
„keiten für einzelne Bürger ;’ 

uk) bei jeder Verminderung oder Aufhebung der beftehenden 
„Srund s Abgaben an die Gemeindekaffe, 3. B. der All 
„mandsZinfe, HolztheilsZinfe, Weide:Gelder u. a. m.;“ 

„) in allen denjenigen Fällen, wo eine Gemeinde auf 
„Koften Anderer fih eine Einnahme Duelle eröffnen 
„oder die bereits beftehenden erweitern will; 3. B. bei der 
„Sinführung oder Erhöhung von Pflafters Bruͤcken⸗ 
eg s Kronen, Ihorfperr Geldern und dergleichen ;* 

„m) wenn die Gebühren für die Aufnahme neuer Bürger 
„und Beifiger erhöht, die neu aufgenommenen Bürs 
„ger von den Gemeinde» Nugungen ganz oder zum 
heil ausgefchloffen, die Ausgefeflenen höher als die 
„Mitglieder der Gemeinde zu den Umfagen der letz⸗ 
„teren aufgelegt,” 

„m) wenn neue Jahr- und Wochenmärkte errichtet, die 
„beftchenden verlegt, erweitert oder mit neuen Abgas 
„ben befchwert werden follen.” 

nu. 66. Höhere Genehmigung. 
„In allen fo eben ($. 65.) aufgezählten Fällen wird 
„der Befchluß des GemeindesRaths dem DOberbeamten zur 
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„Pruͤfung vorgelegt, von dieſem aber entweder von Amts 
„wegen genehmigt, oder der betreffenden Kreis-Regierung 
„mit gutachtlihem Bericht vorgetragen.’ 

„Letzteres geſchieht nothwendig: 

„1) Wenn der Oberamtmann, ein Gehuͤlfe deſſelben, 
„oder ein anderer Staatsbeamter, ein Kirchen s oder 
„Sorporations s Diener bei der Sache perfönlich inters 
„eſſirt iſt; 

„2) wenn einem Mitgliede des Gemeinde /Nathes eine 

„neue oder erhöhte Befoldung oder Penfion verwils 

„tigt wird; | 

wenn das Grundeigenthum einer Gemeinde ganz oder 

„zum Theil mit dem Eigenthums s oder Nugnießungss 
„Rechte unter die Gemeinde»Glieder vertheilt, * 
„4) wenn ein Grundſtuͤck oder irgend ein Realrecht der 
„Gemeinde veraͤußert werden ſoll, deſſen Kapitalwerth 
„die Summe von Ein Tauſend Gulden in der erſten, 
„Fuͤnfhundert Gulden in der zweiten, oder Zweihun⸗ 
„dert und funfzig Gulden in der dritten Claſſe der 
„Semeinden überfteigt ;' 
„5) wenn eine bleibende Verbindlichkeit auf die Gemeinde 
„übernommen, eine neue, die Schuldenmaffe der Ges 
„meinde vermehrende Kapitalfchuld aufgenommen,” 
„6) wenn ein zum Grundſtock des Gemeindevermögens 
„gehoͤriges Activkapital zu Deckung der laufenden 
„Ausgaben verwendet werden foll, und 
„7 in allen unter dem $. 65. (Lit. 1. m. und m.) aufs 
„geführten Fällen,‘ 

Im Großherzogthume Sahfen: Weimar wird zu den 
Handlungen der auffehenden Gewalt, welche in den ftädtifchen 
Gemeindenngelegenheiten durch die Pandesdirection zu Weimar 
(als Ober ; Communal; Behörde) ausgeubt wird, gerechnet; 


3 


— 
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a) die Aufficht über das ftädtifche Wahlgefchäft, die Eonflrs 
mation der Wahlen, die Einführung und Verpflichtung der 
Kathöglieder; 

b) die Abnahme der ftädtifchen Rechnungen, die Prüfung und 
Autorifirung der Etats, die Controlfe derfelben,, und die 
Meviſion der ftädtifhen Adminiftration überhaupt; 

c) die Aufficht Über das pflicht s und inftructionsmäßige Vers 
halten der einzelnen Rathsglieder; 

d) die Eonfenss Ertheilung bei allen Veräußerungen ftädtifcher 
Bermögens s Beftandtheile, bei Aufnahme neuer Eapitalien 
‚und bei neuen Acquifitionen ; 

e) die Aufficht über die Ausübung des ftädtifchen Statutens 
‚ Rechts und die Eonfirmation der Statuten; 

£) die Aufficht über die u der Bürger und Schuß 
verwandten 5 

5) die Aufficht Über alle Innungs Conceſſions/ und Gewerbs⸗ 
ſachen, ingleichen uͤber die Maͤrkte und Jahrmaͤrkte; 

h) die Reviſion aller ſtaͤdtiſchen wohlthaͤtigen Inſtitute; 

ji) die Aufficht Über alle die et der Städte betreffens 
den Anftalten. 


Achtes Kapitel, 


Allgemeine Ideen über den Werth verbeferter Städteverfaf: 
fungen für die Vereinfachung der Steuerfyfteme. 


Unter den verfchiedenen Zweigen der umfaffenden Thätigfeit, 
durch welche die Finanzhoheit auf die Staatsgefellfchaft zu wirs 
Een hat, nimmt die Anordnung der Steuern eine hochwichtige 
Stelle ein. Die Steuern, oder die Öffentlichen Auflagen find 
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beſtimmt, der Staatsverwaltung die ganze Summe der Geld⸗ 
mittel zu verſchaffen, welche uͤber den Ertrag der Staatsguͤter, 
der Regalien und der Fiskal-Gefaͤlle nothwendig iſt, um die 
Beduͤrfniſſe der Staatsgeſellſchaft zu befriedigen, um allen fuͤr 
die ununterbrochene Wirkſamkeit des allgemeinen und individuel⸗ 
len Sicherheits s und Rechtszuſtandes beſtimmten Anſtalten die 
geſetzmaͤßige dauerhafte Eriftenz zu bereiten und zu verbürden, 
Das Leben der wichtigften Staatseinrichtungen ift daher mit dem 
Beftande eines wohlorganifirten Steuerwefens auf das — 
verknuͤpft. 

Im Fortſchreiten der Civilſation hat die Ausbildung der 
Begriffe vom Recht im Staate dem von der Vernunft dictirten 
Grundſatze poſitive Anerkennung verſchafft, daß die Mitlei— 
denheit bei den Staatsauflagen alle Staatsbürs 
ger ohne Ausnahme treffen und daß die Vertheis 
lung der Laften gleichmäßig feyn müffe. Die mates 
riellen Güter und die Leiſtungskraͤfte der Staatsgenoſſen muͤſſen 
unter den Hauptrahmen, in welchen ſie aͤußeriich erkennbar ſind 
und nach ihrer Ausdehnung ſich bemeſſen laſſen, ins Auge ges 
faßt werden. Die Perfonen, das Grundeigenthum, das Eins 
kommen in feinen mannigfaltigen Quellen und die vielgeftaltige 
Eonfumtion muͤſſen natürlich und möglichft einfach claffificirt 
werden, und es find arithmetifche DVerhältniffe aufzufuchen, wos 
durch die ausgewählten Steuerobjecte einer gleichmäßigen Mits 
leidenheit unterworfen werden. Die verfchiedenen Claffen und 
Afloriationen der Staatseinwohner in ihrer Gefammtheit und die 
Individuen unter jeder Claſſe und jeder größern oder kleinern 
Affociation müffen die gemeinfame Verbindlichkeit im Verhaͤltniß 
zu. ihren relativen Kräften erfüllen. Faſt überall Huldigt die 
Staatspraris dem Prinzipe der gleichen Verbindlichkeit. Die 
Regierungen find vielfach mit der Aufgabe befchäftigt, nach dies 
fer Marime die vom Herfommen überlieferten, oft planlos ans 
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und auf einander geſchobenen und ſich daher unter einander flörens 
den und verwirrenden Auflagenfyfteme zu modificiren und nach 
gemeingültigen Grundregeln zur Einheit zu formen. Mor der 
Wahrheit und DVernunftmäßigkeit diefes Prinzips weichen die 
Ereintionen, welche die Parteilichkeit, die Bequemlichkeit und 
die Ueberfhägung alter Gewohnheiten und Autoritäten zu lange 
oeduldet hat und die nur der Irrthum mit — —— und 
unwiderruflichen Rechten verwechſeln konnte. 

Die Regierungen ſetzen ihren Stolz darein, daß die Staats⸗ 
angehörigen zufrieden find und fich glücklich fühlen. Eine Haupts 
bedingung des Wohlbefindens feßt das Volk in die Erträgs 
lichkeit der Staatslaften. Dem Staate foll nie das 
Einfommen fehlen, was die offenkundigen Bedingungen feines 
Dafeyns in Anfpruh nehmen; aber jede Regierung wird ſich 
gern zur Pflicht machen, die directen Forderungen an die Per 
fonen, an das Grundeigenthum, an das fonftige Vermögen und 
an das Einkommen, ferner die indirecten Auflagen auf die Cons 
ſumtion der Staatsangehörigen auf ein folhes Maaß zu ber 
fihränfen, daß der Steuerpflichtige ſich nicht als Opfer für vers 
meinte, den wahren Staatszwecken fremde Bedärfniffe oder für 
Phantaſien betrachten kann, fondern das Recht. feiner perfüns 
lichen Eriftenz geachtet fieht. Denn im Staate foll auch der 
Zweck erreicht werden, daß jedem Bürger feine: Selbftbefriedis 
gung gefichert bleibe. Jede Negierung wird ihre thätige Sorge 
darauf richten, daß der Lebensmuth, die Nührigkeit des Eins 
zelnen nicht durch Auflagen niedergefchlagen. werde. Denn unter 
dem Schuge einer vernünftigen und feften Staatsordnung fol 
der Arcbeitfame, der Gewerbfleißige, der Unternehmende, der 
Früchte feiner Ihätigkeit und feines Nachdenkens für fich 
ſelbſt froh werden. .*) Es gehoͤrt daher zu den wichtigſten 





*) „Les Revenus de l’&tat-sont une portion que thaque citoyen donue 
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Strebepuntten jeder Regierung, den unentbehtlichen Bedarf für 
ben Staatshaushalt genau zu ermitteln, die Leiſtungen der 
Staatsbürger auf das Mothwendige zu befchränfen, das Staats⸗ 
einfommen für die verfchiedenen Verwaltungszweige im Verhaͤlt⸗ 
niß zu ihrem relativen Einfluffe auf das Wohl des Ganzen gex 
wiffenhaft zu verwenden und durch die Deffentlichkeit des wohl⸗ 
geordneten Staatshaushalts in den Landeseinmohnern eine ſolche 
innere Ueberzeugung von der Mothwendigkeit. und Angemeflen« 
heit der Auflagen zu. begründen, daß die Erfüllung der Zwangs⸗ 
pflicht fich zum Akte des freien Willens, zum Refultate der eiger 
nen vernünftigen Billigung der zum Zwecke unerläßlichen Mittel 
geftaltet. 

Zu den fchmwierigften Aufgaben der Finanzverwaltung gehört 
Die Wahl der Steuerobjecte und die Beftimmung 
des Verhältniffes für ihre Belaftung. Die Laft der 
Steuern wird erleichtert, wenn fie auf mehrere Gegenftände 
vertheilt iſt; die Vertheilung der Leitungen muß aber-fo berechnet 
feyn, daß kein Gegenftand im Wergleiche mit den übrigen zu 
hoch Hefchwert, und daß die bürgerliche Pebensthätigkeit, die freie 


’ 





„de son bien, pour avoir la süretd de l’autre, ou pour en jonir 
„agreablement. 

„Pour bien fixer ces Revenus, il faut avoir egard et Aux 
„uecessitds de Pétat et aux necessitdes des citoyens. Il ne faut 
„ point prendre au peuple sur ses besoins reels, pour des besoins 
„de l’etat imaginaires, 

„Il n’y a rien que la sagesse et la prudence doivent plus 
„regler que cette portion qu’on Öte et cette portion qu’on laisse 
„aux sujets. 

„Ce n’est point A ce que le peuple peut donner quil faut 
„imesurer les revenus publics, mais à ce qu’il doit donner; et si 
„on les mesure & ce quil peut — il faut que ce soit da 
„moins à ce qu’il peut toujours donner.“ 

: Montesquieu de l’esprit des lois. Tom. I. 


liv. XVII chap. L 
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Bewegung des Ackerbaues, der Gewerbe, der Künfte, des Hans 
dels und Verkehrs in. keinem Wege gehemmt wird, Die natürs 
kichen Regungen des Verbeflerungstriebes, der Erfindfamfeit, des 
KRunftfinnes und der induftriöfen Ihätigfeit dürfen nirgend einer 
Hemmung oder einer abſchreckenden Maaßregel begegnen; der 
fpeculirende und gewerbfleißige Staatsbürger foll im Gegentheil 
die Staatsleitung allenthalben nur in einer fördernden, vorfors 
genden und jeder vortheilhaften Selbftthätigfeit zu Huͤlfe kom⸗ 
menden Wirkfamkeit erblicken. Verwickelt, weitläuftig, ſchwer 
zu überfehen ift das Gefchäft der Steuerverwaltung, übermäßig 
Hertheuert wird der Aufwand für die Steuerreceptur, unficher 
wird das Nefultat der Beauflagungen, unbehaglic, fühlt fich der 
Staatsunterthan, unbehälflich erfcheint die Anordnung, wo die 
Stenerobjecte zu fehr vervielfältigt find und wo die unbedentendfte 
Regung der individuellen Lebensthätigkeit, die Benuͤtzung der 
unentbehrlichſten Dinge, und jede Eleine Bewegung im vielges 
ftaltigen Verkehr mit den täglichen Verbrauchsgegenftänden einer 
Forderung für den Staat begegnet. Befler muß das Volk dabei 
fi befinden, weniger Tadel fann das Verfahren bei der Steuers 
erhebung treffen, ficherer muß das Steuereinfommen werden, 
vermindern laflen fich die Koften des Vermwaltungsperfonals, eins 
facher, leichter und befriedigender geftaltet fich der Beruf der 
Steuerdirection, wenn alle fteuerbare Objecte unter wenige 
Hauptrubrifen zufammengefaßt, wenn alle Staatsauflagen an 
diefe Rubriken geknüpft und möglichft auf Fira der Provinzen, 
der Bezirke, der Communen und der Individuen geftellt, wenn 
die Gefege über die Steueranlegung auf natürliche und einfache 
Grundfäge gebaut und gemeinfaßlich eingekleidet werden. Es ift 
zu hoffen — die Güte der Menfchennatur leiftet dafür Bürgs 
haft — daß, fobald das Steuerfpftem mit. Leichtigkeit an die 
Formen des practifchen Lebens ſich anfchließt, und fobald der 
Staatsbürger ſelbſt das Maaß feiner Verpflichtungen ficher zu 
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erkennen vermag und von der Mothwendigkeit der Leiftungen 
durch die Deffentlichkeit des Finanzzuftandes überzeugt worden 
ift, eine ſolche Gefinnung des Volkes fich entwickeln wird, bei 
‚welcher die ausführenden Behörden auf den guten Willen und 
ıdie felbftthätige, unterftügende Mitwirkung der Privaten rechnen 
dürfen. Die Stimme der Civilifation ertheilt den Rath, . die 
Weitſchweifigkeit aus der Verwaltung zu entfernen. Unmöglich 
koͤnnen die Finanzverwalteer auf beifällige Anerkennung ihrer 
Anordnungen zählen, fo lange die Werkzeuge der Steuererhes 
bung auch das geringfte Detail des Handels und Wandels und 
‘faufenden Verbrauchs mit begehrlihem Dazmwifchentreten verfols 
gen müllen. Die Staaten werden fich befler dabei befinden, 
wenn die Finanzverwaltung auf folche Spfteme eingeuͤbt ift, mit 
welchen fie ihre Zwecke zu erreichen vermag, ohne zur Mifros 
"logie, zu inquifltorifchen Handlungen oder zu demoralifirenden 
Maaßregeln ihre Zuflucht zu nehmen. , Es braucht nicht der 
MWeitläuftigkeit, wo der wichtige Zweck durch einfache, der Humas 
nität, der Sorgfalt für die Moralität und der wahren Würde 
der Staatsgewalt beffer entfprechende Proceduren vollfommen 
erreicht werden kann. Der organifirende Finanzmann muß die 
Volkswirthichaft in. ihren innerften Regungen und in ihren 
Höchften Richtpunkten erforfcht, er muß fi) mit einer Menge 
‘son Einzelheiten :befannt gemacht haben; allein er muß fi 
die Klarheit im Ueberblide der Materien bewahren und in der 
"Anordnung der Steuern muß er fich frei von Künftelei er⸗ 
‚halten. | Er 

Demnach fey die Stenerlaft im Großen, wie im Kleinen 
‚nach. gleichmäßigen Verhaͤltniſſen vertheilt; die Leiftung fey für 
alle Theile des Staats und für alle Stände erträglich; die Anz 
legung der Abgaben fey einfach berechnet und die Erhebung der 
Auflagen ſey dadurch fo geordnet, daß eine mäßige. Zahl von 
Angeftellten das Geſchaͤft für den Staat zu vollziehen vermag. 
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Im allmähligen Fortfchreiten, im vorfichtigen Anrüden des Bes 
ftehenden zum Ideale muß die Praris der Staatsfunft die Erfüls 
ing diefer Wünfche zu bereiten fuchen. 

Die Möglichkeit, diefe Aufgabe geldft zu fehen, wird genährt, 
‚wenn die Arbeit der Steuerverwaltung von oben nach unten 
zweckmaͤßlg vertheilt wird. 

Eine richtige Anlegung* dee Steuern feßt eine genauere 
Kenntniß der Elemente voraus, durch welche die Staatskraft 
gebildet wird. In Hinficht auf die materiellen Elemente des 
Staatsreichthums muͤſſen gemeffen, unterfucht, berechnet und 
verglichen werden? die. Ausdehnung des Areals, die Befchaffens 
‚heit: des Bodens, die Werfchiedenpeit feiner Kulturfaͤhigkeit und 
feiner Benugung, die Unterfchiede in den Werthen, die Vieh— 
zucht, die gefammte Production aus‘ dem Pflanzenreiche, der 
Ertrag des Bergbaues, die Maffe des allgemeinen Taufchmittels 
Für die Sachenmwerthe, ‚oder der Umfang der Geldeirculation. 
Es find ferner, in Beziehung auf die Volksthaͤtigkeit, oder das 
‘geiftige Element der Staatsfraft, zu. ermitteln: die Größe der 
Bevölkerung, ihre Vertheilung in den. Städten oder auf dem 
"Dörfern, ihre mannigfaltige Beichäftigung mit dem Aderbau 
und mit der Viehzucht, mit Handwerfen, mit Künften, mit 
Manufacturen und Fabriken, ferner die Hauptgegenftände und 
die Triebwerke des Verkehrs und Handels im Innern und mit 
dem Auslande. 

‘Eine gleichmäßige Vertheilung der Steuerlaft ift durch die 
Kenntniß und Berückfichtigung der arithmetifchen Größen bedingt, 
unter welchen die einzelnen Elemente der Staatskraft in den verfchies 
denen Theilen des Staates fich vorfinden. Die foftematifche Ermittes 
lung diefer Größen und ihre geordnete Zufammenftellung macht 
es möglich, die Proportion zu erkennen, in welcher jedes ſolche 
Moment in jedem Theile des Staats zu den übrigen Momens 
ten derfelben Stantsabrheilung fteht und auf diefer Bafis kann 
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eeft genauer ermeffen werden, wie die Größe jedes eingelneh 
Elements in der Summirung durch Alle Theile dee Staats ſich 
gegen -jedes andere in gleicher Weife ſummirte Clement vers 
Hält. Durch die vollftändige Vergleichung aber, welche zwiſchen 
diefen Proportionen (durch das Ganze des Staats und in ſei⸗ 
nen einzelnen Iheilen) und den Leiſtungen der Staatsangehoͤ⸗ 
rigen ſowohl im Ganzen, als in den Abtheilungen des Gebids 
tes und Volkes -(nach Provinzen, Diftricten und Communend 
‘angeftellt werden Kann, ift die Möglichkeit bereitet, mit approris 
mativer Sicherheit wahrzunehmen, in welchem. Verhältniffe die 
Größe der Staatslaften zur Größe der Staatskräfte und zue 
Summe des Nationaleintommens fteht; in Folge 'diefer Wer 
gleihung kann die Regierung dann auch ermeffen, ob die Steuerh 
erhöhet werden können oder vermindert werden muͤſſen, wie die 
einzelnen Theile des Staats unter den -gemeinfamen Laften con⸗ 
curriren, bei welchen heilen des Staats Prägravation - oder 
Begünftigung ftatt findet, und in welchen Punkten demnach die 
Gerechtigkeit eine Auisgleichung zu- treffen gebiete. 

Die Regierung muß, um ficher zu gehen, den mögfick 
vollſtaͤndigen Ueberblick der Staatsfräfte fich verfchaffen, und fie 
bedarf zugleich eines feften Inſtituts, durch welches fie ımunters 
brochen in der richtigen Kenntniß aller Veränderungen - erhalten 
wird, welche im Zuftande der Wolfsthätigfeit und im National⸗ 
vermögen- vorgehen. Diefes Inſtitut iſt unter den mannigfal⸗ 
tigen Formen des ftändifhen Wefens im Leben der meiften 
Staaten ſchon längft befeftigt. ine vollftändige und zweckmaͤßig 

geordnete Landesrepräfentation kann, wie fie den: ‚bürgerlichen 
und politifchen Zuftand Überhaupt mit zu erhalten und zu kraͤf— 
tigen beftimmt ift, fo auch insbefondere für die Gefeßgebung 
in Steuerfachen und für die diesfallfigen Verrichtungen der Admis 
niftration die erfprießlichften Dienfte leiften. Eine Landesrepraͤ⸗ 
- fentation, «welche aus den Hauptcelaſſen der Staatsangehörigen 
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‚hervorgeht, welche mit praktifch abgemeflenen Stufen im gefell« 
ſchaftlichen Leben der Kommunen, der Landbezirke, der Provinz 
zen und für die Gefammtheit des Staats in Thaͤtigkeit geſetzt 
und welcher nach ihrer verſchiedenen Gliederung — mit erwei⸗ 
terter Baſis in den untern und mit verengerter Grundlage in 
den obern Kreiſen — die Arbeit für die Geſetzgebung und Vers 
‚woltung mit zugetheilt wird, kann die Wirkfamfeit der Negies 
zung nur verftärfen. Mit der felöftthätigen Huͤlfe einer von 
oben nach unten natürlich gegliederten Landesrepräfentation wird 
die Regierung am zuverläffigften dahin gelangen koͤnnen, daß 
alle Theile des Staats in verhältnigmäßige Mitleidenheit bei den 
allgemeinen öffentlichen Laſten gefeßt, daß den Provinzen, Lands 
Bezirken und Communen die Mittel zu ihren befondern gefellfchafts 
Jichen Bedürfniffenımit Gerechtigkeit ausgefchieden werden, und 
Daß die Steuern im Wechfel der Zeiten den Veränderungen fols 
gen, welche im Werthe der Landbau s und Suduftrie s Erzeugs 
niffe, im DVermögenszuftande der Abgabepflichtigen und in den 
Preiſen der unentbehrlichften Bedürfniffe vorgehen. Einer Negies 
rung, welche fich mit der Kunſt vertraut macht, fich der Reſul⸗ 
tate ihres Strebens durch den feften Bund mit einer thätigen 
Sandftandfchaft zu verfichern, wird das Werk der verhältnißmäßis 
gen Steuerrepartition am leichteften gelingen. Die Zufriedens 
heit des Volkes wird noch mehr fleigen, und der Staatsverband 
wird in fih immer feftere Confiftenz gewinnen, wenn die vers 
einigte Einfiht und Ihätigfeit der Regierung und der Stände 
für alle Iheile des Staats ‚hinfichtlich der allgemeinen -Leiftuns 
gen und der Lofalentrichtungen die angemeflenen Verhaͤltniſſe 
ausgemittelt hat, wenn alle öffentlichen Laſten, welche ſich irgend 
firiren laſſen, zwifchen den verfchiedenen Beftandtheilen des 
Staats in feſte Matrikeln gebracht find, und wenn die Steuers 
quoten, welche dem Staate zum allgemeinen Bedürfniffe zu ents 
richten und welche den Provinzen, Bezirken und Communen 
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zu ihrem befondern Bedürfniffe zu laſſen find, mit gleich« 
mäßiger Rädfiht auf das Recht des Staats und 
auf die Rechte der Lofalitäten werden arbitrit worden 
feyn. *) | 

Die Steuern werden unter zwei Haupteintheilungen erhos 
ben; fie erfcheinen entweder ald.directe Abgaben, weldhe von 
dem Vermögen, Einkommen und Erwerbe der Staatsgenoflen 
erhoben werden und die Perfon des Contribuenten unmittelbar 
treffen, oder ald indirecte Auflagen, die den Genuß ber 
Sebensmittel, die Materialien für die Induſtrie, den Verbrauch 
aller übrigen nothwendigen Bedürfniffe, die Verwendungen des 
Luxus und den Handel und Verkehr des Landes mit dem Auss 
lande, oder den Durchgang fremder Güter durch das Inland zum 





*) Sn diefer Rückſicht hat die Königlich» Baierfchhe Regierung ein ruhms 
würdiges Streben nad) der Vervolllommnung bes Staatsorganismus 
. amden Zag gelegt, indem fie den Ständen des Königreichs bei der Vers 
fammlung im 3.1828 unter den Finaldeliberationen über die Einfühs 
zung bes Landraths in den einzelnen Kreifen aud) einen Gefegentwurf, 
‘„diedusfheidung der allgemeinen Staatsausga— 
„benvon den Ausgaben der einzelnen Regierungs— 
„bezirte, und bie Bildung der den Letztern zuzus 
„mwendenden Konds betreffend,” zur Beratdung vorlegen 
ließ. Diefe Ausfheidung der allgemeinen Staats 
und der Kreislaften ift noch nicht ganz zur Erledigung gedies 
ben, da bie von der Ständeverfammlung beantragten Mobdificatios 
nen bie Genehmigung des Königs nicht erhalten haben. Kömmt 
ed aber, wie nicht zu zweifeln ift, dahin, daß in einer dem gefeg- 
. lichen Buftande des Königreihs entfprechenden Kinalredaction die 
Meinungen der Negierung und der Stände ſich vereinigen, fo wird 
ein 'großer Kortfhritt auf den Bahnen der Staatskunſt gefchehen 
feyn. Die foftematifhe, den geläuterten Begriffen von einer lebens. 
digen Staatsordnung entfprehende Durhführung des Ausſcheidungs— 
wefens, die vollftändige Gliederung der öffentlichen Laften — unter 
den Rubriken der Central-Laſten, der Provinzial = oder 
Kreislaften, der Bezirkslaften und der Gemeinde 
laften — muß nothwenbig zur Vereinfahung der Staatsverwals- 
tung und zur großen Erleichterung der den Gentralbehörben oblie« 
genden Arbeiten führen, N 
Richard D, Städteverfafl. 34 
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Gegenſtande haben, und die vom Urproducenten, oder vom Gewerb⸗ 
treibenden oder vom Zwiſchenhaͤndler verlegt, aber zuletzt vom Vers 
zehrer oder vom Einkäufer zum Gebrauch im Inlande oder im Auss 
lande durch den Waarenpreis bezahlt werden. Leichter, einfacher und 
ficherer ift die Erhebung der directen Steuern; denn die fteuers 
pflichtigen Perfonen find beftimmt, und die Erhebung fann inners 
Halb jeden Orts mit aller für die Staatöverwaltung nothwens 
digen Zuverlaͤſſigkeit geſchehen. Schwerfälliger, verwickelter, uns 
ficherer im Reſultate ift die Erhebung der inditecten Auflas 
gen, da für die Unterhaltung der nothiwendigen Neceptur s und 
Eontrolfe s Anftalten mit großem, oft ganz unverhältnißmäßigemn 
Aufwande eine Menge Hände in Bewegung gefegt werden müfs 
fen, da die Steuerpflichtigen in den unberechenbaren Winduns 
gen des Verkehrs demungeachtet der Entrichtung oft auszumeis 
hen wiſſen, da ein Rechnungsweſen, welches alle Ihätigkeiten 
der Production, der Werzehrung, des Verkehrs und des Hans 
‚dels bewachen und unzählige Einzelheiten in den Beziehungen 
der Staatsgenoffen unter fih und mit dem Auslande verfolgen 
ſoll, in unüberfehbare Details fich verliert und durch unvermeids 
liche zahlreiche Irrthuͤmer täufhen muß, und da der Mugen, 
welchen der Staat davon haben foll, mit dem Aufmwande der 
großen Mittel und mit den Unbequemlichkeiten der Verwaltung 
nicht in Verhättnig fteht. Sehr belohnend muß daher der Vers 
fuch feyn, durch einfachere Maafregeln zu erreihen, was mit 
MWeitlänftigkeiten nicht befriedigend geleiftet werden fan, 

Es wird, nach diefen Worausfeßungen, die Behauptung 
nicht zu gewagt erfcheinen, daß die Steuerſyſteme dem 
Beduͤrfniſſe des Staatslebens immer beſſer ent— 
ſprechen werden, je mehr die indirecten Auflagen 
zu directen umgebildet und je mehr die Control— 
len gegen die Production And die Conſumtion 
und gegen den Einzelverfcehr der Volksthaͤtigkeit 
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eingeſchraͤnkt werden. Eine ſolche Umbildung kann die 
Regierung mit allmaͤhligem Fortſchreiten, wo eins nach dem 
andern mit umſichtiger Vorbereitung und ohne Gefaͤhrde fuͤr 
den beſtehenden Staatsorganismus ausgefuͤhrt wird, vollenden. 
Nach der Gradation, in welcher dieſes Prinzip die Oberhand 
gewinnt, wird die Steuerverwaltung ſich vereinfachen und wird 
das Perſonal fuͤr die Erhebung der Steuern, die Controlle der 
Einnahmen und die Bewachung des Volksverkehrs beſchraͤnkt 
werden koͤnnen. 
Es iſt gewiß einer genauen Unterſuchung werth, ob die 
beſtehenden Verhaͤltniſſe ſolche Hinderniſſe in den Weg ſtellen, 
welche die Erſtrebung dieſes Zieles unmöglich. machen koͤnnten. 
So wäre z. Be zu pruͤfen, ob nicht die Summe der Einkünfte, 
welche die Auflage auf die Coufämtion des Salzes dem Staate 
gewaͤhrt hat, mit Nücficht auf die Volkszahl, auf den Umfang 
des Viehftandes und auf die Bedeutung der falzconfumirenden 
Gewerbe zwifchen den Landesabtheilungen im Ganzen mit firen, 
fuͤr gemilfe Perioden gültigen Raten repartirt, dann innerhalb 
jeden Landbezirks auf die Städte, Marktflecken, Rittergüter und 
Dörfer nach den obenerwähnten drei Anhaltpunkten für die 
Bemeſſung der Confumtion ebenfalls in firen Quoten vertheilt 
und mit gewiffen Claffificationen — bei welchen die Leiſtungs⸗ 
kraͤfte und die Unentbehrlichkeit des Products für die Landwirth⸗ 
ſchaft und das fädtifhe Gewerbe die Ermäßigung bedingen ' 
müßte — durch die Bezirks s und Gemeindebehörden von den 
im Einzelnen billig zu tarirenden Confumenten eingehoben wers 
den könnte, SPrägravation der einzelnen Communen, Landbes 
zirfe oder Provinzen würden nicht leicht eintreten oder wenig— 
ſtens nicht lange wirken können, wenn die Grundlagen für die 
Anfäge periodifch revidirt und die generellen und individuellen 
Steuerquoten nach den veränderten Umftänden beim Ablauf des 
beftimmten Zeitraums mobdificirt würden. &o läßt fih auch 
34 * 
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denken, daß die Ausführung einer andern Maafregel, bei wels 
cher die freiere Entwidelung der National» Ynduftrie fehr inters 
eſſirt iſt und die der Sorgfalt der Regierungen vorzüglich 
‚empfohlne Moralität der Staatsgenoffen nur gewinnen kann — 
die Herabfegung der Zolls und Accifes Abgaben 
und die Bereinfahung der Zoll» und Acciſe-Re— 
gieen, feine unüberfteiglihen Schwierigkeiten finden würde, 
Es fäme darauf an, ernftlih zu überfchlagen, 0b ein großer 
Theil des Einkommens, weldyer dem Staate durch die einges 
führten Zölle oder die Accife verfichert worden ift, fich nicht in 
directe Auflagen auf alle Claſſen der Staatsbuͤrger verwandeln 
laſſe. Man darf, wenn einmal die Unzulaͤnglichkeit und Schäds 
lichkeit hoher Zollauflagen — wird erkannt worden ſeyn, 
der Erwartung Raum geben, daß jede Regierung unter dem 
Beirathe und der thaͤtigen Mitwirkung einer vollſtaͤndig geglies 
derten — dieſe Aufgabe wird befriedigend loͤſen 
koͤnnen. 

Die directen Steuern laſſen ſich auf wenige Rubriken 
beſchraͤnken. Der Grundeigenthuͤmer möge vom Reiner⸗ 
trage ſeines angebauten Grundes und Bodens nur eine ſolche | 
Quote zahlen, bei welcher die Kraft zum Fortbau nicht entzos 
gen, die Selbftbefriedigung der Producenten hinreichend gefchont 
und der Fleißige nicht vor dem Tragen belaftet wird, und ernfis 
lich möge darauf hingewirkt werden, daß jener Standpunft der 
Steuergleichheit erreicht werde, wo die Grundfteuer auf eine 
angemeflene Quote des durch approrimative (nicht zu fehr ins 
„Kleine fich vertiefende) Tarationen ermittelten Natural » Erbaues 
firirt und das dem Staate für diefe Quote zu bezahlende Gelds 
furrogat nach dem Wechfel des Marktpreifes in den Naturals 
Erzeugniffen periodifch verändert wird. Der Hausbefißer 
fann von dem Capital, welches für feine Gebäude nach Ver: 
hältniß der. daraus zu ziehenden Nugungsrente anzurechnen ift, 
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eine mit den Paften des urbaren Bodens gleichftehende Quote 
ald Steuer entrichten. Cine billig mäßige Steuer, wodurch alles 
Einkommen aus dem Befise baarer Capitalien, aus Geld, 
und Naturalrenten aller Art, aus nußbaren Rechten, aus Dienfts 
Barkeiten und aus Penfionen mit billiger Abftufung der Anfäge 
betroffen wird, kann nicht als läftig angefehen werden „.da diefe 
Gattungen von Vermögen und von Einkünften nach dem Grunds 
fage der Steuergleichheit nicht befreit bleiben können. Einen 
fehr bedeutenden Ertrag muß die Steuer gewähren, mit welcher 
| jedes Einkommen von irgend einem Gewerbe oder 
Ermwerbe in Anfpruch genommen. wird, und wodurch demnach 
alle Staatsangehörigen, die durch wiflenfchaftlihe Ihätigkeit, 
durch Fabrikation, Manufaktur und Handel, durch Ausübung. 
der Künfte, durch Handwerke und durch fonftige Gewerbe, Hands 
thierungen und Nahrungs» Zweige ein Einfommen ſich verfchafs 
fen, nach wohlderechneten Claffificationen in. verhältnigmäßige 
Mitleidenheit gefegt werden. Es kann naͤchſtdem, in fofern der 
Ausfall, den das indirecte Steuereinfommen durch die Zollers 
mäßigung erleiden dürfte, durch die verfchiedenen Auflagen auf 
das Einkommen nicht völlig gedecft würde, und in foweit das 
dringendfte Staatsbedürfniß dazu Veranlaffung giebt, eine directe 
Steuer auf den Werth und Verbrauch aller nicht zu den Lebens⸗ 
mitteln zu rechnenden Bedürfniffe und auf die Verwendungen 
des Luxus in jeder Haushaltung gelegt und in diefen Beziehuns 
gen etwa unter dem Namen einer firirten Acciſe jede Familie 
oder jedes ſelbſtſtaͤndige Individuum an der geeigneten Stelle 
der nad) der Ausdehnung der Konfumtion zu formirenden Clafz 
‚fenreihe einer verhältnißmäßigen Mitleidenheit unterworfen wer⸗ 
den. Durch die Ausdehnung des directen Steuerfnftems wird 
es thunlich, die indirecten Abgaben einzufchränfen und. in das 
Ganze der Steuerverwaltung. Vereinfachung der Mauipulationen 
und deutlichern Ueberblick zu bringen. In mäßigen Sägen kann 


* 
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die Confumtion an Bier, durch Beauflagung des Malzes nach 
der Scheffelzahl oder des Bieres nach Gebräuden, befteuert werden, 
Mit ftärfern Steuerfägen mag die Confumtion des Brandts 
meins durch Belaftung des Urproducenten nach Verhältniß feiner 
Fabrikation in Schranken gehalten werden. ine höhere Aufs 
lage kann der dem Lurus angehörige Verbrauch der fremden 
Weine und Brandtmweine vertragen. Durch mäßige, nur im 
Berhältniffe zum genau aüsgemittelten Communaldedürfniffe nors 
mirte Auflagen mögen die Stadtgemeinden die zu ihren Märks 
ten- eingeführten Confiimfibitien an Victualien, Getränken aller 
Art, und an andern fuͤr den Lokalverbtauch beſtimmten Gegen⸗ 
ſtaͤnden beſonders belaſten. Frei moͤge ſich aber der groͤßere 
Handel und Verkehr im Innern und an den Grenzen bewegen. 
Zum Genuſſe dieſer Freiheit wuͤrde gehoͤren, daß die Zoͤlle nur 
fuͤr finanzielle Zwecke berechnet, auf wenige ein— 
fache Unterſcheidungen und großentheils auf geringere Saͤtze 
reducirt, die Guͤter nur nach Stuͤckzahl, Maaß und Gewicht 
vernommen, die zeitſplitternden und waarenverderbenden Revifios 
nen aber in der Regel vermieden und nur fuͤr die Faͤlle des 
dringendſten Verdachtes eines verſuchten Unterſchleifs autoriſirt 
werden. Wird die Erhebung der Zölle ur auf den Verkehr 
und Handel im Großen, im Wege der See ; und Flußfchiffarth 
‚und des Fuhrmwefens und auf den Umſatz in bedeutendern Ges 
wichten beſchraͤnkt, fo iſt eine natuͤrliche Buͤrgſchaft dafür aufs 
geftelft, daß Induſtrie, Handel und Verkehr einen flärkern Aufs 
ſchwung nehmen, daß die Confumenten nach freier Wahl und 
zu wohlfeilen Preifen ihre Beduͤrfniſſe ſich verfchaffen können, 
daß die Zolldefrandationen verfhwinden und daß die Zollregie 
nicht mehr zahlreiche Schaaren von Zolleinnehmern und Zolls 
wächtern bedürfen wird, fondern durch ein fehr befchränftes Pers 
fonat und durch mäßigen Aufwand ihren Zwed zu erreichen 
j vermag. - = - TE — 
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Ein Steuerſyſtem, was nach dieſen Grundzuͤgen regulirt iſt, 
macht es moͤglich, den Centralbehoͤrden große Erleichterungen in 
den Arbeiten zu verfchaffen und dern Aufwand für das Beam 
tenperſonal bedeutend einzufchränfen. In den Städten 
kann der größte Theil,der Arbeit, welche die geſetz— 
mäßige Anlegung und die Erhebung der Steuern 
in. Anfpruh nimmt, den Magifiraten und Bürger; 
Mepräfentationen uͤberwieſen werden. Angenchmer 
moͤchte es für die Stellung der Regierungen erfiheinen, wenn 
dieſe fi nur die Anordnung und Leitung im Großen vorbehak 
den, und wenn das meitläuftige Detail det Ausführung zur 
Sache der Lofalitäten gemacht wird. Es liegt fein wefentliches 
Bedenken vor, warum die Grund » Hänfer » Einfommen ı Ggmwerbs 
und Erwerbſteuern, die firieten Confumtionsabgaben, und unter 
der Claſſe der indiresten Abgaben. alle Trankfieyern nicht durch 
die Magiftrate und Gemeinde » Kepräfentanten erhoben und den 
Centraleaſſen verrechnet werden koͤnnten. Zur Erlangung der 
Gerißheit, daß die frädtifchen Communen den Gefegen gemäß 
verfahren und das Intereſſe des Staats nicht hintanſetzen, wird 
es hinreichen, wenn die flädtifchen Behörden in den einzelnen 
Zweigen der ihnen anvertrauten Steuerverwaltung durch einzelne _ 
Megierungsorgane controlirt werden. Diefe im Staateintereffe 
nothwendige Sicherheit wurde fi dadurch noch erhöhen, und 
tie Controlle durch Regierungsorgane noch mehr Realitaͤt gewins 
nen, wenn das Lokal: Auflagenwefen, welches in den Städten 
für die Communal -Beduͤrfniſſe befteht, mit dem Syſteme der 
Staatsabgaben ſo eng wie moͤglich vereinigt und wenn daher 
wo nicht fuͤr alle, doch fuͤr die meiſten Gattungen der directen 
und indirecten Steuern eine Gemeinſchaft zwiſchen dem Staate 
und den Communen in ſolcher Weiſe vermittelt wird, daß von 
jedem Steuercontingent, welches die Stadt zu entrichten hat, 
eine beſtimmte, bei jeder Steuergattung verſchieden zu arbitri⸗ 


’ 
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rende Quote (z. B. 32 2 3 9) dem Staate verrechnet und 
ein beſtimmter Satz (z. B. 44421) den ſtaͤdtiſchen Com⸗ 
muncaſſen uͤberlaſſen würde, *) Es wuͤrde aber auch die Cons 
trolfe des Staats noch mehr eingefchränft und den Communals 
Behörden völlig freie Hand gelaflen werden fönnen, wenn — was 
keineswegs für unmöglich anzufehen ift — das Steuerwefen 
eine folche Einrichtung empfinge, bei welcher alle größern Lands 
abtheilungen (Provinzen) gegen das Ganze des Staatsverbans 
bes, alle kleinern Landestheile ( Kreife, Bezirke) gegen das Ganze 
des Provinzialverbandes und alle Communen gegen den Bezirks⸗ 
verband hinfichtlih der fämmtlichen Steuergattungen auf. fire 
von Periode zu Periode zu revidirende Quotifationen geftellt 
wären und den Städten überlaffen bliebe, die ihnen zugetheilten 
Steuerraten mit. den von ihnen felöft als zweckdienlich erfanns 
ten und den Lofalverhältniffen am beften — Maaß⸗ 
regeln aufzubringen. 

Die Belebung der Lokalverwaltungen, die Kunſt, mit wels 
her die Regierung die felbftftändigen Communalbehörden für 
die wichtigften Staatshandlungen mit fih in innige Verbindung 
fegt, muß die Bewegung der Staatöverwaltung «beflügeln und 
die Hebel der Staatskraft verftärken. 





So könnte 3. B. in irgend einem Staate für angemeffen befunden 
werben, die Häuferfteuer den ftädtifchen Caſſen wenigftens zu einem 
Drittel anzumeifen, da es mit der Billigkeit Übereinftimmen würde, 

‚von dem höheren Steuerertrage, weldher nur dem durch den Gewerbs 
fleiß und den Verkehr der Städte gefteigerten Häuferwerthe zu 
danken ift, auch den Kommunen felbft den Abzug einer Quote für 
die Lokalbedürfniffe zu verftatten. So könnte man ferner da oder 
dort für billig anfehen, den ftädtifchen Eaffen den Ertrag der Hans 
belsabgaben und der Acciſe zur Hälfte, der Trankſteuern zum brits 
ten Eheil, ferner die Gewerb = und Erwerbfteuern zu einem Viertel 
oder Fünftel zufließen zu Laffen. 
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Meuntes Kapitel 


Allgemeine Betrahtungen. 


— —e— 


Veredlung der Staatseinrichtungen will der Geiſt 


des Jahrhunderts. Nach dieſem Gute ſtrebt die Bewegung des 
Zeitalters. Die Idee des Staats, welche der menſchlichen Vers 
nunft unverfälfchlich eingeprägt ift und unter dem Fortfchreiten 
der Civiliſation im menfchlichen Bemwußtfeyn immer Elärer hers 
»orteitt, geht mit großen Schritten einer volltommneren Auss 
Hildung entgegen. Mit den Beftrebungen der Negierungen bes 
gegnen fih die Wünfche der Voͤlker in gemeinfchaftlichen Ziele 
puntten. „Eine lange Reihe der erfchütterndften Ereigniffe hat 
der Welt die Erfenntniß aufgedrungen, daß das unbeftimmte, 


factifche, fchwanfende Herfommen nicht mehr genügt, daß die 


fortgefchrittene Geſellſchaft fih mit Einrichtungen und Marimen, 
welche für die Bildungsftufen der verfchwundenen Gefchlechter 
geeignet waren, nicht mehr befriedigt weiß, daß die Grundlagen 


der gefellfchaftlichen Ordnung nach dem Bedärfniffe der Meufche 


heit ergänzt, verftärkt, befeftigt werden müffen. Won deutlicher, 
urkundlich beftimmter, der Vernunfterfenntniß genuͤgender Regel 
will die Gefellfehaft beherrfcht feyn, wo die überlieferten Fors 
men noch Einfeitiges, Luͤckenhaftes, Wandelbares, ſchaͤdlich Hem⸗ 
mendes, der Willtühr Unterworfenes zeigen; das Veraltete, das 
Verbrauchte, das Unhaltbare ſoll der frifchen Lebensbildung, den 
Erzeugniffen der Aufklärung, der zeitgemäßen Reform den Plag 
räumen. Die Vernunft der Völker firebt nach urfundlichen 
Normen für die wichtigften Verhältniffe der Staatsordnung, 
nach gefeglichen Bürgfchaften für einen Rechtszuftend, wie ihn 
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die Höhe der Civilifation vorzeichnet. Die hiftorifhen Bilduns 
gen follen fih mit den gefellfchaftlichen Begriffen des Jahrhun⸗ 
derts, mit den erweiterten Forderungen der Humanität in Ein; 
Hang fegen. Unträgliche Zeichen verkünden, lautfprechende That— 
fachen bemeifen, daß diefe Richtung der Beifter unwiderſteh⸗ 
lich ift. ‚ 

Kein Grund der Beſorgniß befteht für die Regierungen, 
welche das Edle in den Beftrebungen des Zeitalters zu würdigen 
perftehen. Der Staat muß befeftigt werden, feine Conſtruction 
muß an Haltbarkeit gewinnen, wenn das Band zwifchen - den 
Fürften und dem Wolke näher gefnäpft, wenn jedes’ Öffentliche 
Werhältniß, jede wichtige Einrichtung durch beftimmtere Regel 
befeftigt und da, wo durch das gefellfchaftliche Beduͤrfniß die 
Mothwendigkeit gegeben ift, durch zeitgemäße Ausbildung in feis 
ner richtigen Wirkfamfeit gefichert wird, wenn. die Gefeßgebung 
über das echt und die Pflicht der Staatsbürger von der Ad 
tung ausgeht, weldhe die Würde der Menfchheit in. Anſpruch 
nimmt. Auf treue Liebe, unerfchätterliche Anhänglichkeit, felbft 
shätige Unterftügung und lobpreifende Anerkennung des ganzen 
Volkes kann jeder Regent ficher zählen, welcher ſich ſelbſtſtaͤndig 
feiner Macht bedient, um jeder wahren Verbefferung im gefelß 
fchaftlihen Zuftande die Aufnahme zu. verfchaffen und die dauer 
hafte Eriftenz zu bereiten, und welcher jede Claffe der Staats 
angehörigen bei ihrem wohlverftandenen Rechte zu fchägen ſich 
zur Gewiffensfahe macht: Des Gelingens- feiner weohlthätigen 
Entwürfe wird der Regent ficher feyn, welcher für die ſchweren 
Leiftungen der Geſetzgebung und der Staatsverwaltung die Mänzs 
net der gründlichen Wiſſenſchaft, der reifen Erfahrung, der 
geläuterten Einficht, des umfaflenden Ueberblicks und des geuͤb⸗ 
ten Talents mit fich verbindet, und welchem es für unverbrüchz 
lihe Marime gilt, jedes öffentliche Amt nur den Wuͤrdigſten, 
oder dem erprobten Verdienſte zuzutheilen. Hoch wird die Meis 
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nung. des Zeitalters und der Nachwelt jeden Negenten ftellem, 
der dein Bürgerftande volle Gerechtigkeit widerfahren laͤßt. Die 
weifen Regenten werden, aufmerkffam auf die lauten Mahnun— 
gen einer vielbewegten Zeit, den großen Vortheil erkennen, wel⸗ 
hen fie für die Ausuͤbung ihrer Macht dadurch gewinnen muͤſ⸗ 
fen, wenn fie zur Vermaltung der höchften Dirertorialftellen in 
der Juſtiz und Adminifteation und zu den oberften Befehlsha— 
berpoften im Kriegerftande auch die Ausgezeichneten von: bürgerr 
licher Geburt in ihre Nähe rufen. In den Anfprüden auf 
die oberften Staatsämter hat die Meinung der .freifinnigen Nor 
gierungen und der fortgefchrittenen Völker den Bürgerftand mit 
dem Adel in völlige Gleichheit, gefegt. Die Urkunden des ver 
nünftigen Verfaffungsrechts fprechen übereinftimmend den Grunds 
-faß aus, daß nur dem Verdienſte die Staatsämter “gehören 
und daß unter diefer Bedingung alle Staatsbürger ohne Unters 
fhied der Geburt zu allen Civils,. Militair s und Kirchenämters 
gelangen können. Die unermeßliche Mehrheit aller Vernünftis 
gen, aller Wohlgefinnten, aller Aufgeklärten im Volke wird 
dem Regenten feſt anhaͤngen, der in der Beſetzung 
der wichtigſten und einflußreichſten Aemter dem 
Bürgerfiand mit dem Adel völlig ins Gleichge— 
wicht zu ftellen weiß und der ſich durch nichts 
abhalten läßt, den gleichen Anſpruch, welchen 
eine aufgeklaͤrte Politik und das Wort des Ge— 
ſetzes dem Buͤrgerſtande in der ganzen Stufen— 
folge des Staafsdienftes neben dem Adel * 
ſichert, zur Wahrheit zu machen. 

Ein folhes Spftem empfiehlt die ſtets fich. wiederholende 
Lehre der Gefchichte und die unerſtickbare Stimme des gefuns 
den Menfchenverftandes., ine mächtige Kraft hat in den 
Staaien erft von dem an fich entwickelt, wo die Weisheit die, 
ſem Spfteme die Herrſchaft gefichert Hatte, Nicht einfeitige 
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Auffaffung der Dinge, nicht einfeitig gegebener Rath kann dem 
Megenten genügen. Es ift eine practifche Bürgfchaft noͤthig, 
daß das allgemeine nterefle des Staats mit den  befondern 
Intereſſen eines mehr oder weniger privilegirten oder begünftigs 
ten Standes nie verwechfelt werden koͤnne. Auch die neuefte 
Erfahrung giebt die ernfte Mahnung, daß nur die Mifchung, 
die Vollftändigkeit der Anfichten, die mehrfeitige Betrachtung der 
Dinge dur Rathgeber, die aus beiden Ständen gewählt find 
und mit gleihem Gewichte ſich gegenüber fichen, dem Regen⸗ 
ten eine richtige Darftellung der Verhältniffe verbürgen und die 
zuverläffigften Anhaltpunfte geben. fünne, um im Sinne der 
hoͤchſten Staatsintereffen feine Entfchließungen zu. faſſen. Ein 
ſolches Syſtem ftimmt allein zu den wahren Intereſſen der Erbs 
monarchie, da es die Kennzeichen der Haltbarkeit in fich trägt 
und da es am ficherften dazu fich eignet, den Einfluß der Stans 
desvorurtheile zu befchränfen, die. Schroffheit und Lebertreibung 
der Grundfäge zu. vermeiden, die Ueberfchägung des alt Hers 
koͤmmlichen zu entfernen, fire Ideen oder vorgefaßte Meinuns 
gen durch den freien Austaufch mehrfeitiger Auffaffungen zu bes 
richtigen, die Marime der gleichmäßigen Gerechtigkeit durch das 
Ganze der’ Gefeßgebung und Verwaltung durchzuführen und in 
fürmifcher Zeit Gewandtheit für unerwartete bedenkliche Lagen 
einzuüben. Wo diefes Syftem die Herrfchaft behauptet, da koͤn⸗ 
nen die. praftifchen Reformen nach einander ins Leben treten, 
da muß die Zufriedenheit wohnen, weil die öffentlichen Bedürfs 
niffe durch Organe, welche mehreren Ständen angehören, ums 
fihtiger und vollftändiger gewürdigt werden, und weil billige 
Anfprüche und Wünfche des zeitigen. Gehörs und der angemefs 
fenften Befriedigung gemwärtigen innen. Da muß die.gereifte 
Einficht, das Talent und dag Berdienft überall den erften. Pla 
einnehmen. Da muß der Adel des Geiftes, die erworbene 
Tugend. ded Mannes, aus dein Buͤrgerſtande die.gleiche Ehre, 
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die gleiche Belohnung finden, wie der Würdige aus dem Stande 
des Geburtsadels. Die gleiche Gerechtigkeit muß fchaffen, daß 
dem Regenten die Liebe und das Vertrauen des gefammten Buͤr⸗ 
gerftandes fich zumendet. Ein foldher Stügpunft vermag aber 
vor jedem andern die Sache der Monarchie ftarf und uns 
überwindlih zu mahen. Im Ganzen des Bürgerflans 
des, in den thätigen Bewohnern der Städte ruft 
die fchaffende und nährende Hauptfraft der 
Staaten. Alles vermag der Regent für die Eivilifation, wenn 
die DVernunftmäßigkeit feiner öffentlichen Handlungen von der 
Mehrheit des Volkes Achtung erzwingt, wenn die organirfirten 
Maffen der ftädtifchen Bürgerfchaften feinem Winke folgen, wenn 
dem Sefege der freie Wille der mächtigften Mehrheit entgegen 
koͤmmt. 

Dankbar werden die Staͤdte fuͤr die Wohlthaten ſeyn, welche 
durch die Regeneration ihrer Verfaſſungen uͤber ihre Bewohner 
ſich verbreiten muͤſſen. Aus der geregelten Selbſtſtaͤndigkeit, mit 
welcher die Gemeinden der Städte ſich bewegen, aus der Wechfels 
wirkung zwifchen feftorganifirten Magiftraten und felbftthätigen 
Bürgerfchaften wird ein [Eräftiges, ein fruchtbringendes Leben 
fi entfalten. Durch die Anweifung eines beftiedigenden Rechts⸗ 
gebietes, durch den gemeſſenen Gebrauch der Muͤndigkeit, durch 
die Freiheit in der geſellſchaftlichen Entwickelung wird der Geiſt 
der Staͤdte bereichert, das Kraftgefuͤhl der Buͤrgerſchaften mehr 
und mehr geſteigert werden. Die Bekraͤftigung des ſtaͤdtiſchen 
Lebens wirkt auf das Ganze des Staats allenthalben befruch— 
tend zurüc. Die productiven Ihätigkeiten erftarfen in der freien 
Bewegung und vermehren ins Unendliche die Kraft im Innern 
und die Stärke, die Feftigkeit und den Nachdruck in den Berühs 
rungen mit dem Auslande. Maͤchtiger, felöftftändiger, beneis 
denswerther erfcheint der Regent, welcher über mündige — 
ſchaſten gebietet. 
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Vollſtaͤndig werden die Städte befriedigt 
feyn, und den größten Auffhwung wird die In— 
duftrie des Volkes nehmen, wenn die Staaten 
von den Feffeln des Prohibitivfyftems fih geldft 
haben werden, wenn die Gängelei auch die Bewegung der 
Induſtrie, des Handels und Verkehrs nicht mehr trifft. Die 
Aufklärung des Jahrhunderts laͤht hoffen, daß die Zeit nicht 
mehr fern feyn werde, wo das Prinzip des freien. Handels, 
des Freien Austaufches aller Producte und Manufacte triums 
phirt. Die Organe der Centralverwaltungen müflen einfehen, 
daß mit Maturwidrigkeiten und Künfteleien nichts Großes ges 
ſchehen kann. Die wahren Staatsmänner,, welche vor den 
Lehren der Erfahrung die Augen nie verfchliegen, werden fich 
davon Überzeugen laſſen, daß willführlich geftellte Schußzölle nicht 
die richtigen Mittel find, die Volksbetriebfamfelt zu fördern und 
ihe regelmäßiges Fortbeftehen zu fichern. Der oberftie Strebe⸗ 
punft einer gefunden Handelspolitit muß bleiben, den einheimis 
ſchen Verkehr und die Verbindungen mit dem Auslande fo zu 
reguliren, daß die Confumenten alle zu ihrem Bedürfniffe gehös 
tigen Wahren in der beften Qualität und zu den wohlfeilften 
Preiſen ſich überall her verfchaffen können und daß mithin die 
eigene Auswahl der Confumenten nirgend befchränft, Tondern 
jedem überlaffen wird, die Gegenftände feines Verbrauchs zu 
faufen, wo er fie am beften zu treffen glaubt und wo er es zu 
feinem Intereſſe am zuträglichften findet. Der Rücdficht auf dag 
Wohlbefinden, auf die natürliche Freiheit der Confumenten find 
alle andern Nücfichten unterzuordnen. Die Erfahrung fagt, 
daß, wenn die Regierungen fich beftreben, den Confumenten 
ihre Bedärfniffe durch die einheimifchen Gewerbe zu billigern 
Preifen zu verfchaffen, diefe mwohlgemeinte Abficht durch Zölle 
nicht erreicht werden könne, Nun vermag die Vernunft des 
confumirenden Publicums nicht anzuerkennen, . daß eine Vers 
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bindlichkeit beſtehe, theurer im Lande an wenige Beguͤnſtigte 
zu. bezahlen, was der freie Verkehr mit dem Auslande in gleis 
cher Güte oder in vollfommnerer Geftalt zu wohlfeilern Preis 
fen verfchaffen koͤnnte. Widernatärlih und unrechtmäßig müfs 
fen die Confumenten eine Steuer finden, die fie mit dem vers 
theuerten Waarenpreife nicht dem Staate fondern den Gewerbs⸗ 
leuten -entrichten, welche ihre Geſchaͤftszweige ohne nuͤchterne 
Ueberlegung und ohne richtige Berechnungen gewaͤhlt haben 
und fuͤr den Beſtand ihrer gewagten Gewerbe den kuͤnſtlichen 
Schutz hoher Zölle fordern zu duͤrfen vermeinen. Denn der 
Eonfument ift der Willkuͤhr des beguͤnſtigten Gewerbtreibenden 
überlajfien, da dem Letztern durch fein Geſetz im Intereſſe des 
Conſumenten die Grenze vorgezeichnet werden kann, in welcher 
er die Waarenpreiſe halten ſoll, und da mithin das Geſetz die 
Kaͤufer in die Lage ſetzt, vielleicht einen Preis entrichten zu 
muͤſſen, welcher mit dem Werthe der Materie und der Arbeit 
außer Verhaͤltniß iſt. Hohe Preiſe und ſchlechte Waare ſind 
nur zu oft die Früchte der Zollkuͤnſteleien. Die hohen Zölle 
können daher nicht für ein zweckmaͤßiges Mittel angefehen wers 
den, die einheimifche Induſtrie zu beleben und zu vervollkomm⸗ 
nen, fondern fie feßen im Gegentheil den Staat in die Ge- 
fahr, das Entgegengefegte von dem zu erfahren, was beabfichs 
tigt wird. . Durch das Vertrauen auf den Zollfhug werden 
die Gewerbdtreibenden leicht verleitet, Gefchäftszweige zu ergreis 
fen, welche weder durch die Lage und die Verbindungen des fans 
des, noch durch die Producte des Bodens, noch durch den 
Stand des Arbeitslohnes, noch durch die begleitenden Umftände 
in den verwandten Gewerben, noch durch die Wahrfcheinlichkeit 
des Abfages begünftige find. Solche Phantafien zu nähren 
und zum Schaden der Confumenten zu fchügen, befteht für den 
Staat feine Verpflichtung. Die Gewerbtreibenden haben zu 
überlegen, ob das Gefchäft, was fie ergreifen, den Verhälts 
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niffen,, welche ihnen vorliegen, entfprechen, ob einem wirklichen: 
Bedürfniffe abgeholfen werde, ob das Fortfommen aus ciges 
ner Kraft zu hoffen fey. Jedes Unternehmen, welches auf 
richtige Speculationen fich gründet, muß ſich ſelbſt forthelfen 
fönnen. Unrichtig gewählt, unwirthfchaftlih muß jedes Ges 
werbsunternehmen genannt werden, deſſen Productionen die 
Concurrenz mit dem Auslande nicht aushalten können. Unbes 
gründet ift daher alfezeit die in jedem Schußzolle fih ausdruͤ— 
ende Forderung an die Confumenten, mit ihrer Aufopferung 
das Nifico mit bezahlen zu follen, in welches die eine oder die 
andere Claſſe der Gewerbtreibenden ihre Capitalien durch falfche 
Speculationen oder durch gewagte Unternehmungen verfegt 
haben. Kein Recht und Eeine Pflicht befteht für den Staat, 
‚durch Zollzwang Gefchäftszweige zu unterftägen, die nur durch irrige 
Auffaffung :der Gewerbs- und Verkehrsverhaͤltniſſe hervorgerufen 
worden find. Das Kränkelnde, das Widernatürliche halten zu 
wollen, ift vergebene Arbeit. Nur das Gefunde befigt die Eles 
mente der Dauer. Freiheit der Concurrenz ift das nas 
türliche, das fichere, das durchgreifende Mittel, die" Volksbe— 
triebfamfeit in der wirthfchaftlichften Nichtung zu erhalten, das 
Nachdenken, den Erfindungsgeift und die Speculation wirkfam 
anzufpornen und die gemerbtreibenden Claſſen auf folche Eins 
richtungen und folche Eintheilungen ihrer Ihätigkeit zu Teiten, 
daß die Befchaffenheit und der Preis ihrer Erzeugniffe die Luft 
zue Abnahme reizt. Die Freiheit der Einfuhr zwingt die Ge 
werbtreibenden des Inlandes, die nüglichen Erfindungen des 
Auslandes ſich anzueignen, die Höhe zu erfireben, welche der 
Gewerbfleiß der Fremden erreicht hat, und die billigen Preife 
der‘ fremden Waare einzuhalten. Dem Inlaͤnder bleibt vor dem 
Fremden immer der Vortheil voraus, den der Wegfall der 
Transportkoften gewähren muß, und fiher koͤnnen die Träger 
des einheimifchen Gewerbfleißes darauf Rechnung machen, daß 
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die Nachfrage nach fremden Manufacturwaaren von felbft in dem 
Verhaͤltniſſe ſich mindern werde, in welchem die einheimifche: 
Production ſich vervollfommnet. Der freie Zugang der auss 
wärtigen Synduftrie s Erzeugniffe muß aber bleiben, weil durch 
nichts anderes die Preife in dem Verhältniffe erhalten werden: 
können, welches dem. Sintereffe der Confumenten (d. h. dem 
Volke in Gefammtheit) entfpricht, und weil die fremde freie 
Concurrenz ald das einzige‘ praftifche Mittel anzufehen ift, durch 
welches der Antrieb zur Anftrengung und zum Wetteifer unaufs: 
hörlich unterhalten werden kann. Das Schlechte, das Unvoll⸗ 
fommene muß weichen, und das Merbeflerte, das. — 
den Platz behaupten. 

Alle Schutzzoͤlle ſind Feffeln der Volksbetrieb— 
ſamkeit und Störungen des Voͤlkerverkehrs. Nur 
im freien Handel Eönnen die Verbindungen ‚der Völker angeregt, 
erhalten und vermehrt werden. Nur dahin zieht fih und da 
befeftigt fich der Handel, wo volle Freiheit im Austaufche der: 
Waaren herrfcht, und wo diefe Freiheit den wohlfeilften Markt: 
und die mannigfaltigfte Auswahl. bereitet. Nur im freien. Zus 
fammentritte der Handelswelt erzeugen fi) die Geſchaͤftsverbin⸗ 
dungen, durch welche der Ueberfluß der einheimiſchen Production 
die vortheilhaften Wege ins Ausland gewinnen kann. Wo das 
Berfaufen erfchwert wird, da ftellen ſich Feine Käufer ein, denn 
nur in der Gegenfeitigfeit der Vortheile kann der Handeleverz 
kehr feine Bläthe gewinnen. Wenn die Zollgefeßgebung dem 
Fremden den Zutritt mit feinen YnduftriesErzeugniffen und mit 
feinen Producten erfchwert, fo fihmälert, erfchwert oder raubt 
fie auch dem einheimifchen Landbauenden und Gewerbtreibenden 
die Gelegenheiten, feinen: eigenen Producten und Induſtrie-Er⸗ 
zeugniffen den erwünfchten Abfas zu verfchaffen. Activität des, 
Handels mit Fabrifaten und Producten, nüglihe Verwerthung 
der Schöpfungen, welche durch die Arbeiten des. Landbaues und 
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des Gewerbfleißes hervorgerufen werden, ift nicht zu erwarten, 
wo der Inlaͤnder und der Ausländer nicht Erzeugniß mit Erzeugs 
niß leicht umtaufchen kann. 

e Was der gefunde Menſchenverſtand als Naturgeſetz — 
wird durch Beiſpiele aus der Erfahrung außer allen Zweifel 
geſetzt. Nicht das Merkantilſyſtem, ſondern das Prinzip des 
freien Handels hat das Koͤnigreich Sachſen auf den Rang der 
erſten Europaͤiſchen Manufakturſtaaten erhoben. Die Induſtrie 
des Saͤchſiſchen Volkes iſt groß erwachſen, waͤhrend die Regie⸗ 
rung die freieſte Concurrenz aller Waaren aus allen Laͤndern zu 
ſchuͤtzen von jeher ſich zur Regel gemacht hat. Der durch wahre 
Intelligenz ermunterte freie Zutritt des fremden Kunſtfleißes 
zeigte den Saͤchſiſchen Fabrikſtaͤdten die Strebepunkte fuͤr ihre 
eigene Induſtrie. Die Nothwendigkeit, den Sieg über Schwies 
rigfeiten zu erringen, reizt zur Uebung der Geiſteskraft. Unter 
dem anſcheinenden Drude der freien Concurrenz entzündete ſich 
in den Sächfifchen Fabriken der lebendigfte Eifer, alle Berbefs 
ferungen der auswärtigen Induſtrie ſich anzueignen, durch neue 
Erfindungen ihre Productionen zu vervollflommnen und durch die 
Güte und Wohlfeilheit ihrer Waaren den Wettkampf mit dem 
Kunſtfleiße der Engländer, der Franzofen und der Niederläns 
der unuͤberwunden zu beftehen. Mur eine freifinnige 
Handelspolitit Eonnte die Stadt Leipzig auf den 
Standpunkt einer Europäifchen Meßftadt erheben. 
Unfhägbar für das Königreih Sachſen und feine Nachbarlaͤn— 
der, ja für das gefammte induftridfe Deutfchland iſt die Freis 
heit, welche die Leipziger Meſſen zum allgemeinen Sammelplage 
für die wichtigften Erzeugnifle des mitteleuropäifchen Kunftfleißes 
aufgenährt hat. Unermeßlich find die Vortheile, welche dem 
Verkehr zwifchen dem Weften und Oſten und. zwifchen dem 
Süden und Norden dur die auf den Meflen gefnäpften per: 
fönlihen Verbindungen der Handelswelt und durch die mannig- 
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‚ faltigfte Auswahl in der glängendften Austellung der Kunftfers 
tigleiten verſchafft werden. Unberechenbar für Sachfens und: 
des ‚übrigen: Deutſchlands Induſtrie wäre, der, Schaden; wenn 
die, Saͤchſiſche Handelspolitit ſich je nach unpraktiſchen und widers 
natuͤrlichen Theorieen: aͤndern, wenn der große Abſatz und Aus⸗ 
tauſch, welchen die Europaͤiſche Induſtrie durch das prakt i⸗ 
Fehr Mittel der freien Leipziger Meſſen findet; durch 
Annäherung an das Merkantilſyſtem auf das Spiel geſetzt, wenn 
bei; den Erwaͤgungen, die den Verkehr im innern Dentfchland 
und. die Handelsbeziehungen der Deutſchen Staaten zu den 
Nachbarreichen zum Gegenſtande haben, das naturgemaͤße 
und vernuͤnftige Prinzip des abſolut freien Hans 
dels nicht: obfiegen follte. 

: Die Landwirthfchaft, der Gavat⸗⸗ und der Kunſtfleiß der 
Deutſchen kann mit den Englaͤndern, Franzoſen und, Nieder⸗ 
laͤndern allenthalben zum Wettkampfe in die Schranken treten, 
Eine Reihe von Ereigniffen, welche die Welt in Erftaunen feßt, 
hat Nord; Mittel s und Südamerika dem Verkehr aller Natios 
nen geöffnet. Rußlands fieggefrönte Waffen haben die ſchmaͤh—⸗ 
lichen Fefleln zerfprengt, unter welchen das Türkifche Reich den 
Seeverkehr der Sud s und Wefteuropäer mit den Anwohnern 
des fchwarzen Meeres hielt, und frei kann der Handel des 
mittelländifchen Meeres fih mit dem Süden des Ruſſiſchen Reis 
ches verbinden. Vorbereitet ift das durch erleuchtete Politik 
vom Türkifchen Joche befreite Griechenland, den Handelszug aus 
dem Mittelmeere nach Kleinafien und dem fehwarzen Meere in 
fih aufzunehmen und den Speculationen der induftridfen Völker 
durch feinen Zwifchenhandel neue Wege nach dem tiefern Oſten 
zu bahnen. Zerftört ift endlich, durch Frankreichs ruhmmwürdis 
gen Kraftentfhluß, das Raubſyſtem der Mordafricaner, und 
furchtlos können, nach diefem Siege der Eivilifation, auch die 
nicht von Kriegsflotten befhägten Flaggen im weiten Becken des 
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Mittelmeeres ſich durchkreuzen. Möge die Deutſche Imuſtrie 
durch die auswaͤrtige Politik der zur Bundes⸗-Hegemonie beru⸗ 
fenen Regenten bald neue Hebel gewinnen, möge der auswaͤr⸗ 
tige Handel der Deutſchen durch Vertraͤge mit den Nachbärs 
reichen, mit den entfernten Staaten Euröpa’s und mit dem’ 
Staaten des Amerikanischen Continents allenthalben nach dem 
Grundfage der Gegenfeitigkeit geordnet und gefchägt, und möge 
durch ſolche Politik die Zeit genähert werden, wo die Häfen 
Amerifa’s, des mittelländifhen Meeres, Kleinafiens und des 
ſchwarzen Meeres von Schiffen wimmeln, die der Reichthum 
der Deutfchen Seeftädte ausgeräftet und der Deutfche Kunftfleig 
befrachtet- hat. 

Zu folhem Auffhwunge der Deutfchen Nationatiistäfgäft 
in ‚entfcheidenden Momenten die Bahnen zu ebnen, ift des 
Schweißes der Edlen werth. 
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"Btfatntmadung des‘ Senats on * 





Nachdem „durch: eine, “am pentigen Tage: von: Kath; und Bir, 
gerſchaft gemeinſchaftlich beliebte Vereinbarung, neue, den Zeits 
umſtaͤnden angemeſſene geſetzliche Beſtimmungen, darüber, wie 
es künftig; mit der Wahl, eines Rathmannes gehalten. werden 
ſoll, beſchloſſen ſind, fo bringt Ein Hoch weiſer Rath ſolche 
— zur Kunde alle die es angeht. Ra WErrer 


‘Mit der Wahl eines neuen Rathtiannes hot es von dies 
fem Tage An’ alfo gehaften werden: | * ae 


. Am ‚Tage nach der Beerdigung ‚eines Katfmanngs, a 
nach der. ‚Einfüpeung eines zum. Bürgermeifter ermählten Rath⸗ 
mannes oder nachdem einer der Wahlmanner aefegmäßig aus 
dem Rathe entlaſſen worden, wenn folcher. Tag nicht auf einen | 
Sonn ; oder Feſttag faͤut, ſonſt aber am naͤchllolgenden Tage, 
for in der Regel ein neuer Kathmann geroäplt, werden, amd 
der, Kath ſolche Wahl nur im Fall dringender Geſchafte oder 
Abhaltungen acht Tage länger ausſetzen dürfen. An ſolchem 
Wahltage ſoll ſich der Rath verſammeln, und ꝓpolcit den 
Buͤrger⸗ Convent zuſammen berufen. — 


Der Rath ſoll ſodann der Bürgerfhaft angioen, daß en 
Dias in feiner, Mitte erledigt, und durch :eine neue Wahl zu 
befegen ‚fen, auch; ob dasınal, in, Gemäßheit, gefeßlicher Beſtim⸗ 
mungen, ein Studirter oder Nichtfindirten zu mählen ſeyn werde, 
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Weiter foll der Rath die Bürgerfchaft auffordern, fofort 
und in unzertheilter Verfammlung, durch geheimes Stimmens 
‚geben und daraus hervorgehende, im äußerften Fall durch das 
2008 zu entfcheidende Stimmenmehrheit, zwölf der anmwefenden 
Bürger auszumählen, und zwar ohne alle weitere Befchränkung 
bei diefer Auswahl, ſolche, welche jeder nach feiner beften Ues 
berzeugung für die tüchtigften halten werde, bei dem Vorfchlage 
zu der Wahl eines neuen Rathmannes auf die, nachfolgend 
näher beſtimmte Weiſe mitzuwirken. 

Die Baͤrgerſchaft vollzieht dieſe Wahl, und wird gleich 
nach deren Beendigung vor ben Rath RR, und ——— 
die zwoͤlf Erkohrnen anzeigen. 

Der Senat ladet dieſe ein, neben Ihm * zu nehmen: 

Hierauf Toofet der Rath aus feiner Die bie me 
— aus. 

Des gleichen looſen auch die zwoͤlf Buͤrger vier aus ihrer 
—* aus, die acht Bürger. aber, welche das Loos nicht getrofs 
fen, treten wieder unter die Buͤrgerſchaft. 

Die dergeſtalt aus Rath und Buͤrgerſchaft erkohrnen Acht 
ſteilen ſich hierauf vor den Praͤſidenten des Senats, oder falls 
dieſer ſelbſt unter den Erkohrnen ſeyn follte,' vor "denjenigen 
Herrn, welche feine Stelle vertritt, der ihnen fodann die 
Wahlgefege vorlieſet, und fie zur Leiftung des gefegmäßigen 
Eides auffordert. 

Sobald folher Eid von ihren geleiſtet, verfuͤgen ſich dies 
felben in das jur Vorwahl beftimmte Zimmer, und die Baͤr⸗ 
gerfchaft, in deren‘ Gegenwart alles Vorhergehende vorzunehs 
men ift, wird hierauf vom dem Senate entlaffen. - 

Meder die aus dem Senate, noch die aus: der Bürgers 
ſMaft Gewaͤhlten, duͤrfen von dem Augenblick an, wo ſie ge⸗ 
waͤhlt find, und fo lange ihr Wahlgeſchaͤft dauert, leiſe mit 
Jemand: reden, noch das: Wahlzimmer:verlaflen, noch Jemand 
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anders zu fih kommen laffen, ald den aufwartenden Boten, fo 
fie etwas bedürften. 

- Die Vorwahl wird durch nochmalige Vorleſung des Wahl⸗ 
ſtatuts eröffnet. Sodann macht jeder der Achte diejenigen 
Bürger namhaft, von denen er glaubt, daß fie fih zu der 
Wahl eignen werden. Die Namen derfelben werden em 
! hufgefäiieten, 
* Hierauf wird ‚über jeden — der — 
berathen, ob derſelbe den Geſetzen nach, bedingt oder unbe⸗ 
dingt, wahlfaͤhig ſey, und ſolcher Berathung gemaͤß die ge⸗ 
machte Lifte berichtigt. Wenn nämlich ſich unter den aufge; 
-fchriebenen Candidaten folche befinden, für welche die bloße 
‚Stimmenmehrheit nicht zureicht, wie nachher bemerkt wird, fo 
fol dem eigentlihen Wahlact ein geheimes Stimmengeben 
über diefe Eandidaten vorangehen, bei welchem dann, nach Bes 
ſchaffenheit der unten bezeichneten Verhältniffe, entweder fechs 
oder fämmtlihe Stimmen es bejahen müffen, wenn fie in dies 
fem Falle wählbar feyn follen. Sodann foll der Aelteſte aus 
"dem Kathe die übrigen auffordern zu einem gemeinfchaftlichen 
und vertraulichen Gefpräch über das, was in jeglicher Zeit Bei 
ſolcher Wahl des Staats Befte erfordern möchte, auf daß fich 
jeder freimüthig aͤußere, ob und wie feines Willens der «ine 
oder der andere der Aufgefchriebenen fich auszeichne durch Recht⸗ 
lichkeit, Verſtaͤndigkeit, Kraft und Tüchtigkeit, dem gemeinen 
Weſen wohl vorzuftehen, oder ob und was ihm Machtheiliges 
von demfelben bewußt ſey. Und foll dergeftalt ein jeder der 
Ahte Macht haben, unverhohten darüber zu reden, auch follen 
fie einander an Eidesftatt Hand und Wort darauf geben, nicht 
unter die Leute zu bringen, mas dergeſtalt über die 
geredet worden. 

Hierauf werden drei Wahl s Kandidaten — — 
Stimmengeben auf die Weiſe gewaͤhlt, daß Jeder der acht 
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Waͤhlenden auf einmal Dreien der Aufgefchriebenen : . re 
Stimme giebt. 

Wer mwenigftens fünf Stimmen erhaͤlt, ift zum Wahlean⸗ 
didaten ernannt. Sollte ſich indeß nach dreimal wiederholtem 
Verſuche, und nachdem derjenige oder diejenigen, welche gar 
keine Stimme erhalten haben, von der Liſte weggelaſſen wor⸗ 
den, eine ſolche abſolute Stimmenmehrheit nicht ergeben, ſo 
wird derjenige, welcher die wenigſten Stimmen erhalten, zuerſt 
weggelaſſen, und im Falle ſolches bei ‚mehreren zutraͤfe, ‚der 
zuerſt wegfallende durch das Loos beſtimmt, und damit unter 
.jedesmaliger Wiederholung des Wahlverfuchs dergeſtalt fortge⸗ 
fahren, bis fih am Ende die abfolute Mehrheit ergiebt, oder 
zwiſchen zweien, welche ‚jeder vier Stimmen erhalten, die ends 
liche Entfcheidung durch das Loos zu bewirken iftz welches im 
letzten Fall jedoch bei keinem - Kandidaten eher angewendet wers 
‚den darf, bis ſich die Wähler wenigftens eine Stunde verges 
bens bemuͤhet, die Wahl eines ſolchen Candidaten is; Hülfe 

des Loofes zu Stande zu bringen. 

Jeder Vorzufchlagende muß das fünf und — Jahr 
vollendet haben, darf jedoch nicht uͤber ſechszig Jahr alt ſeyn. 

Er muß auf jeden Fall als Bremiſcher Bürger zugefchwos 
‚zen haben, überdies in der Regel, wenn er ein Einheimifcher 
‚at, feit zwei Jahren, iſt ee aber ein Fremder, wenigftens feit 
‚fünf Jahren. fih hierſelbſt wohnhaft niedergelaffen haben und 
eben fo lange dem Staate mit Eid und Pflicht verwandt wor 
den feyn. 
Weſſen Vater, Großvater, Bruder oder Sohn, bereits 
Bürgermeifter oder Rathmann ift, kann bei Lebzeiten dieſes 
feines nahen Blutsverwandten nicht zur Wahl in den Rath 
vorgefchlagen werden. 

In Anfehung der übrigen, bieher geſetzlich oder obſervanz⸗ 
maͤßig verbotenen Verwandtfehaftsgrade, nämlich des Oheims 
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‚und Meffen, zweier Brüderkinder, zweier Schwefterfinder, ‚oder 
‚Schwefters und Brüderkinder, Tann ein folder Vorſchlag 
‚indeß-fünftig in. dem Falle Statt finden, wenn von acht Wors 
‚fhlagenden wenigftens ſechs darüber ee, find, wie 
‚eben bemerkt ift. | 
ww. „Ein gleiches Sinverftändnig von — * Vorſchla⸗ 
genden ſoll kuͤnftig auch erforderlich feyn, um Jemand, deſſen 
‚Schwiegervater oder Schwiegerfohn, Stiefoater ‚oder Stieffohn, 
Schweſtermann ‚oder Frauenbruder, bereits Bürgermeifter * 
Rathmann iſt, zur Wahl in Vorſchlag bringen zu duͤrfen. 

, Die halbe Geburt foll in Hinfi cht der ſaͤmmtlichen, auds 
ſchließlich oder bedingungsweiſe verbotenen, ————— 
der vollen Geburt gleich geachtet werden. 

Im Falle ſaͤmmtliche acht Vorſchlagende, bei dem vorer⸗ 
waͤhnten erſten geheimen Stimmengeben, daruͤber einverſtanden 
wären, darf auch Jemand zur Wahl in Borfchlag gebracht 
werden, ‚welcher dem Obigen zufolge in der Regel deshalb aus⸗ 
gefchloffen feyn würde, weil, feit er. als Bürger zugefchworen, 
und fich hierfelöft wohnhaft befindet, die. vorher beftimmte ‚ges 
fegliche Zeit noch nicht gänzlich verfloffen iſt. 

Bei gleicher Einftimmung aller Vorfchlagenden kann aud 
ein Mitglied eines Appellations » Gerichts der freien. Städte im 
Vorſchlag gebracht werden, welches Amt übrigens, auch wenn 
ein folhes Mitglied in allen fonftigen Ruͤckſichten wahlfähig 
wäre, in der Regel von der Wahl in den Senat. ausfchlies 
ßen fol. | | 

Don den vier Wählern aus. der Bürgerfchaft kann für 
das Mal zur Wahl in ven Senat feiner in Vorfchlag gebracht 
werden. 

Sobald die Vorſchlagenden ſich dergeſtalt uͤber drei Can⸗ 
didaten vereinigt haben, uͤberbringen ſie gemeinſchaftlich die in 
alphabetiſcher Ordnung aufgeſtellte Liſte derſelben dem, waͤhrend 
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folchet Vorwahl verfammelt gebliebenen, Senate. Diefer leiſtet 
Bann in Gegenwart der vier Bürger den gefeglihen Wahleid, 
‘worauf letztere fich in ein anderes Zimmer begeben, und der 
Senat fodann die Wahl unter den drei Borgefchlagenen durch 
geheimes Stimmen und abfolute Stimmenmehrheit, mit deren 
Ausmittelung auf gleiche Weife wie bei der Vorwahl zu vers 
fahren ift, vollzieht. 

Gleich nach beendigter Wahl wird folche zuförderft den 
vier Wahlbürgern und fodann dem Gemwählten angezeigt, wel⸗ 
cher diefelbe anzunehmen gendthigt ift, es ſey denn, er leiſte 
einen Eid, daß feine Gefundheit oder fein Vermögen ihm fols 
ches nicht erlauben, falls der Senat folchen Eid von ihm fordert. 

Nur wenn der Gewählte über 55 Jahre alt, oder wenn 
er Mitglied des vorgedachten Appellations s Gerichts ift, foll er 
die: auf ihn gefallene Wahl ohne Weiteres ablehnen dürfen. 
In allen übrigen Fällen foll feine Weigerung, den gedachten 
Eid, wenn er von ihm gefordert wird, zu leiften, die Folge 
haben, daß ein folcher feines Bürgerrechts verluftig erklärt, und 
die Stadt und deren Gebiet zu verlaffen angehalten werde. 

Sollte auch ein Bürger in den Rath gewählt werden, der 
ſelbſt mit Erlaubniß deffelben durch Titel, Eid, Dienft oder 
Pflichten irgend einem andern Staate verwandt worden wäre, 
fo fol ihm folches nicht zum Vorwande gereichen, die Wahl 
abzulchnen, fondern derſelbe folhe unter gänzlicher Aufgebung 
aller jener Verhältniffe fofort anzunchmen, gehalten feyn. 

Die öffentliche Aufführung des neuerwählten Rathmannes 
auf das Rathhaus und die Beeidigung deflelben, in Gegens 
wart der Bürgerfchaft, gefchieht am Tage nach vollzogener 
Wahl, und wenn ein folcher ein Sonntag oder Fefttag feyn 
follte, am nächftfolgenden Tage. Der Senat hat gleich nach 
Beendigung der Wahl die Bürger einladen zu laffen, bei fol 
her Aufführung und Beeidigung fich einzufinden, 


{ 
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Eid der Vorſchlagenden. 

Ich ſchwoͤre und gelobe zu Gott: ‚daß ich zu der erledigs 
ten Kathmannsftelle denjenigen drei Bürgern meine Stimme 
geben will, welche ich Nach meiner beften Leberzeugung, zur 
Beförderung des Staatswohls, für die ie Wardigſten und duͤchtig⸗ 


fen halte. 


.& ei heife mir Gotil 





Eid ber Mitglieder: des Raths, 

vor der letzten Wahl. 

Ich ſchwoͤre und gelobe zu Gott: daß ich unter den, zu 

der erledigten Rathmannsſtelle vorgeſchlagenen, drei Candidaten 

demjenigen, welchen ich nach meiner beſten Ueberzeugung fuͤr 

den Wuͤrdigſten und Tuͤchtigſten halte, meine Stimme gebeh will. 
| — wahr helfe mir —— 


Beſchloſſen Bremen am 22. und publicirt am 26. Maͤrz 1816. 


Aus der Sammlung der Verordnungen. und Proclame 
— des Senats der freien Hanfefladt Bremen im Jahr 
1 1816. Bremen 1817. 8. pag. 44 fg. 
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Seite ¶ Beile 4 vu. —— iſt nach Bel nei unter den Gaupt⸗ 
ftädten erften Ranges, noch Prag einzuruͤcken, da dieſe 
Stadt, nach den neueſten ſtatiſtiſchen Nachrichten, eine 
Bevölkerung von mehr als 167,606‘ Seelen, mit Eins 
ſchluß einer Garnifon von 12,350 Mann in fich faßt. 
— 7 — 7v. u. (inderNote) iſt nah Haag, unter den Staͤdten 
aweiten Ranges, Prag auszulaſſen, «dj 7) 
— 20 — 416 v. u. (in der Note) iſt der lächengehalt der Königs 
reiche Schweden‘ und Nörregen auf 46,185 Duabrats 
7 meilen, ftatt: 13,887 ‚ „anjunchmen. 
— 25 —:13 v. 0. l. der Fuͤrſten oder der, angefehenften und. tapfer⸗ 
ferſten Edlen, — Pr der ‚NirRdchen ober ap 
ee. \ 
26 — 3 v.0. l. bräche, Rat - ‚ brach. “. 
30 — 99 u, (in der Note) l. Quiritariſches, — ” Quirita⸗ 
niſches. u 
32 — 49. o. I, Duumpirn, ftatt „Duumvire.“ 
33 — 15 v. 0. l. Reichsverwaltung, ftatt „, ESFUANGERORENG. 
‚36 , = 12 d. o. l. Greve, ſtatt „Grave.“ — 
— 6 v. u, l. Verbrecher, ftatt ,, Verbrechen, — 
39, — 2v. o. l. von der curtis, ſtatt, von, den gurtis, 4 
54: — 6 v.'u. l. Königsbannes, ftatt Konigbannes.“ 
57 — 5 v. u. l. von dem ordentlichen: a ftatt „vor den 
ordentlichen, Richter, 
72: — 15 v. u. 1, eheliche Geburt, ftatt pr ehrliche Geburt.“ 
74 — 6 v. u. l. Exemtion der Geiſtlichen von aller weltlichen 
Gerichtsbarkeit, ſtatt „Exemtion der. Geiſtlichen und als 
ler weltlichen Gerichtsbarkeit, * 
8 — 150.0. 1, hatten, ftatt „„ haften, 
92 — 9» 0.1. in allen Sachen, ftatt „wegen alle Sachen, * 
92 — 16 v. 0. I, Mahlftätten, ftatt „„Wahlftätten, 
— 2 v. o. l. Befiger, ftatt Beſchuͤtzer.“ 
96 — 14 v. o. I, bleiben, ſtatt „blieben.“ 
101 — 14 v. u. I. den Ueberfluß, ftatt’,, der Ueberfluß.“ 
108 — 110. u, I, die erftere, ftatt „die erſtern.“ 
— 108 — 7 v. u. I, die Rechtspflege, ftatt „die Rathspflege.“ 
— 120 — 10 v. o. I, der gleichen, ftatt „dergleichen.“ 
— 127 — 10.0.1, die ernſten Handlungen, ſtatt „die erſten 
Handlungen.“ 
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Seite 177 gelle 12 wi 1 ſtehe, ſtatt ſtehn. e — 
—Aa28 — 12 v. or U heſchuͤtzt, ſtatt —* en να 
— 128 — 9 v. u. ll neue, ſtatt nun.“ 3 
u 436905 l Ein der uieberſchrift des fünften) Rapitets) im 
Deutfchen Bunde, ftatt im Deutfchen Reiche." 
"153 Die Note über die Privilegien” ber Stadtrathe zu Dresden 
aud Leipzig vetreffend. 
Nach officiellen Nachrichten aus Dresten;, bat der daſige 

| Stadtrath unterm 13, September d. J. eine Bekauntma⸗ 
"0 Yung erlaffen, worin‘ er" dem Privlleglum, Keine Kam⸗ 
mereirechnungen abzulegen, freiwillig entfagt, und fi das 
hin ertlaͤrt, daß er künftig diefe Rechnungen den von der 
EN Varerwaft aus ihrer Mitte zu erwählenden Repräfentans 
Tr zoct ‚Eramination , Moniruns und Agnition vorlegen 
werde. 
| Sete id Zeile 16 0. 0 t. Stadtdetfaſſungen, ſtatt „Staatsverfaſſungen.“ 


— 168 ‚Im Groß herzogthum Sachſ en s Weimar haben neuerlich 
auch die Städte Zena,, Eifenah, Ilmenau umd 
Altitedt Werfaffungen erhaften, die der Einrichtung in der 
Refivenzftadt Weimar nachgebildet find. Die Zurisdiction iſt 
auf ein Iandesherrlich beftelltes Stadtgericht übergegangen, amd 

den Magiftvaten iſt die niedere Polizei und die, Gemeindevers 
| waltung perblichen. A 

= 170 Beile 5.0,.0. iſt nach „von Neuem” einzufchalten zu. 

— 172 — 11:0. 0, l. wahlberechtigten, ftatt „mwohlberechtigten." 

—4173 8 77 Das Franzoſiſche Communal⸗ und‘ ER — 

betreffend. 

* + - & war ein auffallender Mißgriff, daß Naboleon in dem 
Organiſations⸗Dekrete von 1806 dad Prinzip aufſftellte, daß 
kein Praͤfekt oder ſonſtiger hoͤherer Beamter der Adminiſtra⸗ 

u tion aus dem Departement genommen werben follte, wels 

BR” ches er, oder in welchem er zu verwalten beftimmt war, 

J Nur ein menſchenfeindlicher und argwoͤhniſcher Deſpotismus 

* Eonnte eine Regel aufſtellen, welche die Beamten dem Volke 

©. entfremden mußte, Eine Eurzfichtige: Berechnung lag ferner 

‚indem Syſteme, ‚nach welchem die willkuͤhrliche Abſetzbar⸗ 
er Eeit der Beamten als ein Antrieb zur Dienfitreue oder als 

u Gewähr des Beamtengehorfams. betrachtet wurde. Denn 
die willführliche- Abfesbarkeit der Beamten wirkt bei der 

we. Adminiſtration eben fo fchädlih, als fie bei der Zuftiz 

2. wirken wuͤrde. Schwach geftelte Beamte muͤſſen ſchwache 

| Werkzeuge der Regierung bleiben. - Unficherheit, Schwäche, 
Unfähigkeit zum Seldftentfchluffe hatte der Defpotismus auch 
den großen Geſellſchaften der Municipien beſchleden. 


Berichtigungen und Nachtruge, 


Die neueften Greignifle in Frankreich haben. den Bez 
weis geliefert, wie ſchwach und verderblich das _Adminiftra- 
tio= und Municipalfyſtem war, welches Napoleon einge⸗ 


richtet hatte ‚und von Ludwig XVIIT. und Karl X, zum Uns 
gluͤck der Nation; beibehalten worden iſt. 


Folgende. Schilderung ,, welche unterm 9.- September 


8. Cie. Zeit. Jahrg. 1839, No. 259.) aus Paris geges 


ben wird und dis, Kennzeichen der innern Wahrheit an fich 


o ‚trägt, wir, das oben 6. 177 und 178, angeführte Urtheil 
„. „ber, Herren v. — und Streckfuß vollkommen 
— ‚betätigen, 


„Die alte Drdnung der Dinge‘ trägt jegt Tore Früchte: 


mian wollte,, daß. die arbeitende Klaffe unwiſſend bliebe, 


und in. ihrer Unwiſſenheit begehrt fie nun ‚Unmögliches, 
Ungereimtes, das ihr eben fo fehr als andern Ständen 
zum Rachtheil gs :eichen würde, Außerdem hat die. vorige 
Regierung aus ihren Angeftellten eben fo viele Zuchtmeis 
fter oder Spione gemacht; das Volk gewöhnte fih, mit 
Mißtrauen auf die Behörden zu ſchauen; viefen ans 
gehören, hieß eben fo viel, als den Bürgern den Krieg 
erklären. Nirgends wohlmeinende, ftreng moralifche, väs 
terliche Beamte, und nirgends auch Entgegenfommen und 
Vertrauen der Bürger; jeden Augenblid, nach Maaß⸗ 
gabe der Politit des Zages, Abfesungen, Verfegungen, 
Störungen aller Art, die Feine Provinz zur Ruhe, zur 
genauen. Bekanntfchaft mit ihren Dbern kommen lichen, 
und deshalb jest auch völlige Unwirffamkeit der. Behoͤr⸗ 
den, Ungehorfam gegen diefelben, eigenmächtige Abftels 
lung  erfonnener Unbil, So lange das Volk in jedem 
Angeftellten einen Feind, einen Blutjauger fieht; fo 
lange den Präfekten nicht Zeit ‚gelaffen ‚und eingefchärft 
wird, durch Umficht und weife Fürforge ihren Departes 
menten fich zu empfehlen; fo lange-die Municipalbehörbe 
nicht als eine väterlihe Befchirmerin der Gemeinde ans 
gefehen werden kann; fo lange nicht Recht und Sittliche 
keit an die Stelle elender Rüdfichten und aller der polis 
tifchen Anforderungen treten, wird das Land nicht zur Ruhe 
tommen, und wahre Kreiheit nicht begründer werden,” — 
Eine beffere Ordnung der ‚Dinge erwartet Franfreich von 
der Regierung Ludwig Philipps, Nach den bereits erfchies 
nenen officiellen Ankündigungen wird die Humanität und 
Gerechtigkeit ded neuen Regenten bald die Banden Löfen , in 
welche der Militair= Defpotismus die Stadtgemeinden des 
franzöfifchen Reiches gefcehlagen hatte. Mögen bie Hoffnun: 
gen der franzöfifchen Städte durch. ein Municipalgefeg, wel: 


fi 
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ches vernünftige Freiheitsübung mit Feftigkeit der politifchen 
Drdnung verbindet, erfüllt werden, 


Seite 179 Beile 1 v. o. l. Rechtszuftand, ftatt „Ruheſtand. 
— 179 — 10 v. u. l. entfremdeten, ſtatt „entfremdenden.“ 


184 — 14 v. u. l. des Einen Theils, ftatt „daß einen Theils.“ 
186 — 1 v. u, iſt nach den Worten: „Vermoͤgens zuruͤcklaſſen, 
folgendes einzuſchalten: 


Die zur Vareemeiſter⸗Wuͤrde ——— Rathöglieder bleiben 
auf Lebenszeit in ihrem Amte, und nehmen den Rang- unter 
ſich nach. dem Dienftalter, 


187 — 7 v. 0. l. drei Sekretaͤre, ftatt „zwei. 

187 — 10—15 v. 0, fit flatt der ganzen Stelle von den Worten 
„Dur Civil: und Griminalvechtspflege in erfter Inſtanz bes 
fichen ıc. bis „In zweiter Inftanz richtet das Plenum des Ges 
nats“ Folgendes einzufchalten : 


Für die Stadt wird die Civil⸗ und Eriminalrechtspflege in 
der erſten Inftanz duch ein Nieder: und Stadtges 
richt verwaltet, welches aus 2 Senatoren und 1 Actuarius 
befteht. _Diefer Behörde ift zugleich die gerichtliche Polizei 
Übertragen. Vor dem Weddegericht, welches aus 2 Ges 
natoren und 1 Protofolliften zufammengefegt ift, werden 
die geringern Vergehen unterfucht und beitraf Im Bes 
reiche der Landwehre (Stadtgebiet außerhalb der Stadt, aber 
innerhalb der Bannmeile) und im Äußerften Landgebiete vers 
waltet das Landgericht (mit 2 Senatoren, 1 Actuarlus 
und 1 Ammanuenfis) die Juſtiz in erfter Inſtanz, das 
Bormundfchaftss und das Hnpothefenwefen, Für die Mis 
litärfachen tft ein Sarnifongericht eingefegt, welches 
durch 2 Senatoren, 1 Hauptmann, 1 Lieutenant und 
1 Auditeur gebildet wird. In zweiter Snftanz richtet das 
Collegium des Obergerichts, in welchem 1 Bürgers 
meifter, die 2 Syndicen und. 4 Senatoren Gig haben. 


187 Zeile 11 v. u. ift nach den Worten „insbefondere mit übers 
tragen’ einzufchalten : 
Das Medicinalwefen beforgen 2 Senatoren mit 1 Phys 


ficus, 1 Hebammenlehrer und 1 Rathschirurgus, 


— 187 Zeile 8 v. u. l. mit 6 Senatoren, ftatt „mit 12 Senatoren.’ 


1897 — 4 v. u it nah den Worten „Hypothekenbuch einges 
tragen” einzufchalten: 


Das ftädtifche Archiv wird durch zwei deputirte Senatoren 
(Acchivherren) in Ordnung erhalten, 


188 Zeile 5 v. 0. Die engen Verbindungen zwifchen dem Senate 


und der Bürgerfchaft zu Luͤbeck zeigen fich vorzüglich in der 
perföntichen Zufammenfegung, welche den wichtigften öf- 
fentlihen Deputationen gegeben iſt. 
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Die Bau: Deputation befteht aus 2 Senatoren und 
6 Bürgern, unter deren Leitung 1 Baumelfter, 1 Ramms 
meifter, 1 Schlamm (Austiefungs) Meifter,, 1 Treidelmeifter, 
1 Wallmeifter, 1 Landgrabenvogt, 12 Schleufenmeifter, 
1 Rechnungsführer, 1 Baufchreiber, 1 Maurer und 1 Sime 
merpolirer befchäftigt find. 

Bei der Bierprobe find 1 Senator und 12 Bürger ans 


geſtellt. 


Mit der Beſorgung der Brandverfiherungss und 


Keuerlöfhungs:Anftalten und mit der Aufficht über 
die Saffenerleuhtung und Nachtwache find 3 Ses 
natoren und 8 Bürger, je 2 aus den vier Stadtquartieren, 
beauftragt. Unter diefer Deputation ſtehen 3 Zaratoren, 
1 Branddirector, 2 Gehuͤlfen befielben ‚, 1 Sprigenmeifter, 
1 Schreiber, 

Sn der Central-Armen- auch Kirchenrechnung s— 
Revifions » Deputation find 1 Syndicus, 4 Sena⸗ 
toren und 8 Bürger befchäftigt. 


Das Commerzwefen wird durch eine Commiffion für 


Handlung nnd Schifffahrt, welche aus einem Syn: 
dicus und 5 Senatoren befteht, und duch ein Comm er z⸗ 
Collegium von 9 Kaufleuten beforgt. Als Beamte für 
die Handlung und Schifffahrt find angeftellt: 4 privilegirte 
Maͤkler, 2 Kornmäller, 1 Hopfenmäfler, 2 Weinmätler, 
- 16 Waarenmäfler) 3 Schiffsclarirer, 1 Dispacheur, 4 Wäs 
ger, 1 Theerhofsfchreiber, 1 Weinfchreiber, 1 Wradbudens 
ſchreiber, 1 Stecenigfahrtfchreiber, 3 Prahmfchreiber, 
Das Forft - Departement verwalten 2 Senatoren und 
8 Bürger, das Leihhaus 2 Senatoren und 4 Bürger. 
Die Erhebung der Eonfumtionds Accife und des 
Mahlgeldes wird durch 2 Senatoren und 6 Bürger ins 
ſpicirt. Unter diefer Deputation find befchäftigt: 1 Sn 
fpector, 6 Einnehmer, 1 Eontroleur, 9 Viſiteurs, 1 Mahl⸗ 
geldfchreiber, 3 Auffeher bei den Mühlen, 1 Oberausfader, 
Im Finanz = Departement find 6 Senatoren und 12 
Bürger angeftelt, welchen 1 Protokolift und Regiftrator, 
1 Gaffenverwalter und 1 Münzmeifter zugegeben find, 
Die Deputation zur Stempeltare und Verkaufs-Ab⸗ 
gabe zählt 2 Senatoren und 12 Bürger, die Steuer 
-- Deputation für die Stadt 4 Senatoren und 16 Bür: 
ger mit 1- Schreiber und 4 Eaffivern, die Steuer - De 
putation für das Land 2 Senatoren und 8 Bürger 
mit 1 Schreiber und 2 Eaffirern, die Deputation zum 
Schnten = Pfennig und zur Erbfchaftsfteuer 
2 Senatoren und 4 Bürger mit. 3 Caſſirern, die Depu: 
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baten für den Zoll und die Zulage — und 12 
Buͤrger mit 5 Zolleinnehmern, 3 Zulagsſchreibern * 5 Be⸗ 
ſuchern. 
Das Geſchaͤft der Rechnungs-Reviſion wird — eine De⸗ 
putation von 2 Senatoren und 4 Bürgern verſehen. 
Vergl. den Lübelifchen Staatskalender auf das Jahr 1830, 

S. 195 Zeile 9—17 u o. Die Rathswahlen in Bremen betr. 
Die Wahlform hat fich in Bremen feit dem unterm 25, März 
1816 publicirten Statute über die Rathewahlen in fofern ge: 
ändert, als der Bürgerfihaft dabei eine Theilnahme gefichert 
ift, welche mit dem Einfluffe des Senats in Gleichgewicht 
fieht. Die Bürgerfchaft hat in unzertheilter Verſammlung 
12 Bürger unter fich zu wählen, die zur Wahlhandlung mit 
dem Senate zufammentreten, Während der Senat 4 Bor: 
fchlagsherren durch das Loos ernennt, loofen auch die 12 Bürz 
ger 4 Individuen aus ihrer Mitte aus, die, im Namen der 
Bürgerfchaft, die Function der Vorfchlagsherren mit den Er: 
wählten des Senats übernehmen, Die 8 Borfchlagshörren 
werden durch einen befondern Eid vor dem Senate verpflichtet, 
und haben fich durch Berathung in einem abgefonderten Lokale 
über 3 Candidaten zu einigen, die hierauf dem Senate ange: 
zeigt werden, Nunmehr hat wieder der Senat in Gegenwart 
der 4 Wahlbürger den gefeglihen Wahleid zu leiſten, und, 
während diefe darauf in win anderes Zimmer abtreten, fofort 
durch geheimes Stimmen und abfolute Stimmen = Mehrheit die 

Wahl unter den 3 Vorgefchlagenen zu vollziehen, Die ger: 
fchehene Wahl wird den dann wieder vorgerufenen 4 Wahl- 
bürgern befannt gemacht, und dem Gewählten angezeigt.- - 
Der Berfaffer hat es dem Zwede der gegenwärtigen Schrift 
entfprechend gehalten, am Schluffe einen vollftändigen Abdrud 
diefes Statuts über die Rathswahlen zu Bremen anfügen zu 
laffen. Befondere Aufmerkſamkeit erregt die Aufmerffamfeit 
und Sorgfalt, mit welcher die Gefeggeber in den Wahlformen 
darauf hingewirkt haben, daß ſchaͤdliche Einfluͤſſe von den 
Wahlhandlungen entfernt blieben, und jederzeit die tüchtigften 

\ Männer für den Senat ernannt würden, 

— 196 3eile 1 v. o.l. Borgfelder Gericht, flatt „Bergfelder Ge⸗ 
richt.“ 

— 206—7. Ueber die Buͤrger-Collegien in Luͤbeck iſt zu bemerken, 
daß gegenwaͤrtig das Votum des erſten Collegii, der Junker— 
oder Cirkel-Compagnie ruht. Der Aelteſten ſind zuſammen 
74, naͤmlich 3 im zweiten Collegium, 17 im dritten, 4 im 
vierten, 3 im fünften, 4 im ſechſten, 3 im fiebenten, 3 im 
achten, 11 im neunten, 6 im zehäten, 4 im eilften und 16 
im zwölften, mit 4 aus jedem der vier Hauptämter oder 

Reichard D, Städteverfaif, 36 
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Zuͤnfte der Schmiede, Schneider, Baͤcker, Schuſter. Der 
wortfuͤhrenden, periodiſch wechſelnden Aeltermaͤnner werden 5 
gezählt, worunter ſich dermalen 1 aus der Schonenfahrer⸗Comp. 
(3tes Eoll.), 2 aus der Krämer Comp. (Ytes Eoll,) und 2 
aus der Brauerzunft (10te8 Coll.) befinden, 


213 Beile 2v. u. l. Sanction, ftatt „Section.“ 
215 — 13 v. o.“l. Mehrheit, ftatt „Wahrheit.“ 
2315 — 3—14v. o. Ueber das Beſuchen der Bürgers Convente 


zu Bremen ift unterm 11. Dezember 1818 eine Verordnung 
ergangen, Mach. diefer it die Gegenwart von mwenigftens 
50 Bürgern bei Eröffnung des Gonvents durch Entgegennahme 
des Senats: Antrags erforderlich. Aus dem Collegio Seniorum, 
aus den feititchenden Deputationen, von den Diaconen und 
von den Dfficieren der Bürgerwehr muß jedesmal eine gewilfe 
Anzahl an jedem Gonvente Theil nehmen. Diefe Mitglieder 
werden von den verfchiedenen bürgerlichen DOfficien und Ver— 
waltungs- Deputationen auf? Zahre ernannt, und müffen allemal 
mirtelft gedruckter Zettel zu den Conventen befonders geladen 
werden, Durch die deputirten Mitglieder von Dfficien und 
Deputationen wollte man den Gonventen die jedesmalige Ge— 
genwart von Männern fichern, welch durch die ihnen vblies 
genden Gefchäfte vorzüglich geeignet wären, die Gegenftände 


des gemeinfamen Interefjes zu berathen, 


222 — 11 v. u, I, auch die, einzelnen, ftatt „auch in einzelnen,” 

24 — 2». u l. als Theile, ftatt „als Theil,‘ 

236 — 8v. u. in der Note l. $.4 u.183, ftatt „p. 4 u. 183, 

237 — 13 v. o. I. Nerus, ſtatt „Nerus.“ 

239 — 5 v. u. in der Mote iſt nach Rehburg einzufchalten: 
Pattenſen. 

239 — 19», u. in der Note iſt nach.1829 einzuſchalten: 1830, 

259 — 9». u. l. wenn die, ftatt „als die,” 

261 — 9». u. l. vervolllommneten, ftatt „vervollkommten.“ 

270 6 v. o. in der Note l. Gemeinmeifter, flatt „Ges 
meinrichter.“ 

270 — 9 v. o in der Note iſt wiederum Gemeinmeiſter, 
ſtatt Gemeinrichter zu leſen. 

271 — 5 v. u. l. einer, ſtatt „feiner. 

272 — 12 v. o. I. 1808, ftatt „1818. 

275 — 10 v. o. I. Wahlkoͤrperſchaft, ſtatt „Wahlbuͤrgerſchaft.“ 

278 — 15 v. u. l. genaͤhrt, ſtatt „gewaͤhrt.“ 

280 — 1 v. u. l. die den, ſtatt „den die.’ 

281 — 7 v. u. l. Obmann, ſtatt „Obemann.“ 

282 — 190 

22— 70.0, iſt gleichfalls Obmann, ſtatt „Obemann“ 

*— — zu leſen. 


S. 


Sammlung der Verordnungen und Proclame des Se— 


nats der freien Hanſeſtadt Bremen, im J. 1818. Bremen 
1819. 8. pag. 136 flg. 
219 Zeile 1 v. u. l. Curiat, ſtatt „Curial.“ 

222 — 19.9, l. nur folche, ftatt „und ſolche.“ 


11 v. u. 


Berichtigungen und Rachträge, 963 


© 234 3.10». o. l. Gerechtfame, ftatt „Gerechtſamen.“ 


— 15 — 8—17. Eine Ausnahme von dem dargeftellten Wahl: 
fofteme der Hannövrifchen Städte macht die Verfaffung der 
Stadt Eimbecd (756 Häufer und 5080 Einw,). In diefer 
Stadt, welche einen Magiltrat von 6 Perfonen an ihrer Spige 
hat, wird die Bürgerfchaft durch 8 NRepräfentanten vertreten, 
Diefe Repräfentanten erhalten ihre Amt auf Lebenszeit. Zu 
jeder Stelle, die erledigt wird, hat die gefammte Bürz 
“ gerfchaft 8 Eubjecte durch Stimmenmehrheit aus denjenigen 
Burgern zu wählen, welche 25 Zahre erreicht haben, und 
den Befiß eines fihuldenfreien Vermögens von 2000 Rthlr. an 
Gapitalien und liegenden Gruͤnden nachweifen können. Die 
Sewählten werden dem Magifttate präfentirt, welcher einen 
daraus erwählt, und dadurch zum Nepräfentanten ernennt, 

©. Verwaltungs» Reglement für die Stadt Eimbeck, dd. 
5. Sanuar 1819, abgedrudt in der Gefegfammlung für das 
Königreich Hannover, Jahrg. 1830, Abth. II. Nro. 7. 


— 290 — 8 v. u. l. Grunderwerbungen, ftatt „Srundverbefferungen, 

— 2983 — 119.01, ftatt „er, ! 

— 30? — 13 v. o, I. mit, ftatt „nicht.“ 

— 305 — 6». u, find die Worte „für Leipzig" wegzulaſſen. 

— 305 — 14 v. o. L 2 Univerfitätsverwandten ‚\.ftatt „7. 

— 306 — 16», o. I, 7 unangejeflene Bürger, ftatt „2. 

— 312 — 8»... I. 1824, ftatt „1820. | 

— 325 — 12: u, l. Leiftungen und Laften, ftatt „Leiſtungen in 
Laſten.“ 

— 332 — 7 v. o. l. geſetzmaͤßigen, ftatt „gemaͤßigten.“ 

— 336 — 2—3 v. u. iſt zu ſetzen: ꝛc. in den Verfaſſungen der 


freien Städte Frankfurt und Bremen, ftatt „in der 
Berfaffung der freien Stadt Frankfurt, rn 
337 — 6 v. u, in der Mote l. 25 Jahren, ftatt „26. 
344° — 10 v. o. iſt nach Beftändigfeit ein Komma zu feßen. 
350 unten ift die ganze Note, welche fich fehon pag. 341 an der 
gehörigen Stelle eingeruͤckt befindet, wegzuftreichen, und fols 
gende Note dafür einzurüden : 

*) Befonders lehrreich find in diefer Beziehung die Nachrichten, 
welche über die Wirfungen der Preufijchen Städteordnung feit 
ben legten Jahren öffentlich fund geworden find. Man vers 
gleiche hierüber die oben angeführten Schriften von Raumer, 
Stredfuß, Wehnert, Perfchke, mit dem Nachtrage 
zu des Lestern Metakritit der Pr. Städteordnung, ferner von 
Horn (Kon, Pr. Geh. Regierungsrathe) „Bemerkungen zur 
v. Raumerfchen Schrift über die Pr. Städteordnung, Königsberg 
-— 1828, und Freiherr v. Ulmenftein „die Preußifche Städte: 

ordnung und die franzöfifche Communalordnung, Berlin 1829, 

— 356 — 16 v. u, I. verdiene, ftatt „, verdienen, " 

©. 356 3. 15 v. u, l. Repräfentantenwahlen ‚ft. „Repräfentationsw.‘ 

— 357 — 7 w. u. I. Wahlmandvre, ft. „Wahlvermoͤgen.“ 

— 358 — 2 v.o. iſt nach: unanſaͤſſigen, die Parentheſe mit einem 

— zu ſchließen. 

— 362 — 11 v.o. in der Note, iſt das Parentheſenzeichen vor „haben“ 

wegzunehmen und vor das folgende Wort „auf“ zu ſetzen. 

— 371 — 8 v. u, if ftatt „der VBerftand und die Vernunft‘ 


zu feßen: der Verjtand, die Bernunft und das Ges 
wiffen” 


Il. 


364 Berichtigungen und Nachträge. 
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373 3. 10 v. u. l. um das, ſtatt „und das,’ , 


373 — s v. u. l. als die, ftatt „als in,” 

397 — 5 v. o. I. Staatsordnung, ftatt „Stadtordnung, 

400 — 15 v. u, I. Stimmrecht, ftatt „Stimmenrecht.“ 

426 — 9—10 v. u, iſt nach den Worten: für die Ausuͤbung der 
Criminal: Jurisdiction, die ganze Stelle „und für 
die michtigften Funktionen der Sicherheits = Polizei‘ wegzus 
ftreichen, - 

4229 — 9». u. iſt nach „Drdnung” ein Komma zu fegen. 

430 — 6». o. l. Eleineren, ftatt „Kleinere. 

435 — 3v,o. l. Ratheherren, ftatt „Rathsherrn.“ 

436 — 2 v. u, I, Krontechte, ftatt „Kronenrechte.“ 

437 — 1». o. l. Kronantheil, ftatt „Kronentheil.“ 

433 — 11 v. o. l. Unſittlichkeiten, ftatt „Unſittlichkeit.“ 

438 — 30 u. l. inftruirten, ftatt „inſtituirten.“ 

440 — 1 v. u. I, verbreiteter, ftatt verbreiteten.” 

455 — 11 v. u, iſt nach: Einzelnen, das Bindewort „und“ 
wegzulaſſen. | : . 

462 — 6v. u, iſt nach „Beltimmung” ein Komma zu fegen. 

43 — 6». o. iſt nach „Geiltesbildung und‘ einzufchalten : einer, 

457 — 15 v. o. l. einzelnen, ftatt „eigenen; 

467 — 5v. u. iſt nach „fordert“ zu lefen: Cvorzüglich in den 
größern Städten.) 

463 — 10 v. u iſt nach „wo durch” einzufchalten : die, 

478 — 10 v. 2. l. lenffamer, ftatt „langfamer.” 

479 — 49, o. 1. bedeutendften, ſtatt „bedeutendſtem.“ 

480 — 80. o. IEnur, ftatt „und, 

430 — 72. u. iſt nach „Anftalten‘ das. Komma mwegzuftreichen, 

437 — 8 v. o. it nach „die mit dem Aufbau‘ einzufchalten: und 
der Erhaltung. 

437 — 10 v. 0. ilt nach „Dachdecker“ einzufchalten: Eſſenkehrer. 

488 — 5 v. o. ift nach „Recht der Repräfentation’ einzufchalten : 
ohne weitere Standesunterfcheidungen. 

4383 — 12 v. o. foll es ftatt „wenn größere Maffen‘ heißen: wenn 
eine größere Maſſe. 

489 — 16 v. u. I, die Wortführer, ftatt „der Wortführer‘‘ 

491 — 7 v. o. it nah den Worten „außer den Magijratsperfor 
nen auch’ einzufchalten: den Mitgliedern, 

492 — . v. o. iſt nach den Worten „der Verfaffung” ein Komma 
zu feßen, 

493 — 11 v, u, iſt nach „Reiz“ ein Komma zu feßen. 

504 — 8 vu Tl, Gemeindeeinrichtung,, ftatt „Gemeindeeinrich— 
tungen, 

509 — 30 ul. folchem, ftatt ‚‚folchen.” 

5265 — Av. o. I. genähert, ftatt „genaͤhrt.“ 

531 — 8 v. u, I, müßten, ftatt „müßte“, 

533 — 3 u.4 v. 0, i. Geld: und Natural: Renten, flatt „Geld, 

und Narural: Renten‘, 

542 — 13 v. u, l. Waaren, ftatt „Wahren”, 

— — 99 u, ift ftatt „wo er es zu feinem Intereſſe“ zu leſen: 
wo er es für fein Intereffe. 

544 — 130.0. 1. hat, ftatt „haben“. 

549 3. 9 v. o. it nach „Kunde“ einzufchalten : für, 

Andere Drudfehler,, die hier übergangen find, werden fich aus dem 


Bufammenhange der Worte leicht berichtigen laſſen. 
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